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Skite 


Vorwort 


Seit mehr als zwanzig Jahren, alſo etwa ſeit 
der Thronbeſteigung des jetzigen Kaiſers, habe ich 
faſt ohne Ruhepauſe im politiſchen Tageskampfe ge— 
ſtanden, immer auf der Seite des Fortſchritts und 
der ſozialen Entwicklung. Wer wachen Auges, durch 
Beruf wie durch perſönliches Intereſſe zu den öffent— 
lichen Vorgängen hingezogen, den Wandel dieſer zwei 
letzten Jahrzehnte miterlebt hat, wer beobachten mußte, 
wie in dieſer Zeit die Hoffnungen des Volkes immer 
wieder enttäuſcht wurden, wieviel tüchtige Kraft auf 
Nichtigkeiten und falſche Ziele verſchwendet wurde, 
und wie wir im ganzen immer nur rückwärts ſtatt 
vorwärts gingen, dem drängt ſich ganz von ſelbſt das 
Verlangen auf, einmal rückſchauend wieder zu durch— 
denken und ſich ſelber klar zu machen, was eigentlich 
der Sinn dieſer ganzen Zeit geweſen iſt und wohin 
der Kurs der Zukunft gehen ſoll. Liegt es doch im 
Weſen des Journalismus, daß er in erſter Linie dem 
Tage zu dienen hat und deshalb auch leicht den Dingen, 
die gerade im Vordergrund ſtehen, eine zu große Wich- 
tigkeit beimißt, wie er auch wohl äußerlich unſchein— 
bare Vorgänge nicht in ihrer wirklichen Bedeutung ein— 
ſchätzt. Erſt der Überblick über einen längeren Zeit— 
raum ermöglicht die richtige Bewertung der ſich be— 
ſtändig in Wellenlinien, im Aufſtieg und Abſtieg be— 
wegenden Entwicklung. Erſt hier befindet ſich der 
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Wanderer auf einer hohen Warte, die er in langer, 
mühſeliger Wanderung erreichen mußte, von der er 
aber auch die Berge und Täler in überſichtlichem Zu— 
ſammenhang vor ſich ausgebreitet ſieht. | 
Vielleicht könnte das mehr private Empfinden, 

ſich ſelbſt zu einem geſteigerten Geſamtüberblick zu 
verhelfen, die vorliegende Schrift allein nicht recht— 
fertigen, wenn nicht gerade in unſerer Zeit das Be— 
dürfnis nachgrößerer Klarheit auf politiſchem 
Gebiet ſehr weit verbreitet wäre. Das deutſche Volk 
ſteht, wie mich dünkt, an einem Wendepunkt 
ſeines politiſchen Lebens. Allgemein faſt iſt die Über- 
zeugung verbreitet, daß es in der bisherigen Weiſe 
nicht lange mehr weiter gehen könne. Und gerade die 
rückſchauende Betrachtung der beiden letzten Dezennien 
beſtärkt uns in der Auffaſſung von der Unhaltbarkeit 
der gegenwärtigen Zuſtände. Irgend ein Ausweg muß 
geſucht werden. Wo ſtehen wir heute? Wo⸗ 
hin gehen wir? Dieſe Fragen ſich ſelbſt und 
anderen klar zu machen, war der eigentliche Zweck 
dieſer Schrift. Dabei kann es ſich für mich nicht dar— 
um handeln, etwa dem Geſchichtsſchreiber ins Hand— 
werk zu pfuſchen und den Staub von toten Dingen 
zu wiſchen. Nur was noch lebt und weiter wirkt, kam 
für die vorliegenden Unterſuchungen in Betracht. Und 
auch hierbei mußte manche an ſich gewiß beachtenswerte 
Einzelheit übergangen werden, weil ſie den einmal ge— 
ſteckten Rahmen der Arbeit überſchritten hätte. Ohne— 
hin war ja nicht der Zweck, den Leſer durch eine Fülle 
von Kleinigkeiten zu verwirren, ſondern ihn auf das 
große Ziel hinzuweiſen, das im Wandel der Jahre und 
der Ereigniſſe ſich dem deutſchen Volk immer deutlicher 
vor Augen ſtellt. 
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Gewiß wird auch in der Politik, wie im Leben 
überhaupt, die einzelne Perſönlichkeit wie die einzelne 
Tat immer ſubjektiv geſehen. Es verſteht ſich deshalb 
von ſelbſt, daß auch dieſe Schrift in keiner Weiſe 
den Anſpruch erhebt, eine volle Löſung des politiſchen 
Problems der Gegenwart zu geben. Nur ſoviel darf 
der Leſer fordern und erwarten, daß die Antwort auf 
die Frage nach der heutigen politiſchen Situation nur 
aus dem Willen zur Wahrheit heraus ge⸗ 
ſucht werden ſoll. Dabei hat die zuſammenfaſſende 
Darſtellung wenigſtens den Vorteil, daß die Rück— 
ſichten wegfallen, die ſich aus der Arbeit im journa⸗ 
liſtiſchen Tagesdienſt naturgemäß ergeben. Und ſo— 
viel man an dieſem Buch ausſetzen möge, ſo ſoll man 
wenigſtens nicht daran zweifeln, daß es aus dem ehr— 
lichen Willen heraus geſchrieben wurde, ſich ſelbſt und 
anderen zur erhöhten Klarheit zu verhelfen und dem 
deutſchen Volk nach beſter Kraft zu dienen und zu 
nützen. 

Berlin, im Januar 1911. 


Dr. Paul Michaelis. 
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Der Kaiſer 


Der geſamte volitiſche Streit der Gegen⸗ 
wart, der Kampf gegen die Vorrechte, die Ver⸗ 
faſſungsfragen, die deutſche Frage, ſie alle ſind 
im letzten Grunde nur innere, preußiſche Fragen. 
Und die letzte Schwierigkeit ihrer Loͤſung liegt 
zunächft in der Stellung, welche das preußziſche 
Koͤnigshaus zu ihnen einnimmt. 

Gu ſt av Freytag, 
Bilder aus der deutſchen Vergangenheit. 
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Eine pſychologiſche Unterſuchung über die Per— 
ſönlichkeit Wilhelms II. liegt außerhalb des Rahmens 
dieſer Betrachtungen. Wie ſich der Kaiſer als Menſch 
darſtellt, wie er ſich im Haus und in der Familie zu 
geben pflegt, wie er im privaten Verkehr, bei der Jagd 
und auf Reiſen hervorzutreten liebt, das ſind Dinge 
für ſich, die hier nicht in Frage kommen, wenngleich 
es nicht immer ganz leicht ſein mag, gerade bei einer 
Perſönlichkeit an ſo hervorragender Stelle private 
und amtliche Wirkſamkeit ſtreng zu ſcheiden. Jeden— 
falls kommt aber der Kaiſer nur als politiſche 
Perſönlichkeit für dieſe Unterſuchungen in Betracht. 
Gewiß wäre es erwünſcht, wenn man den Kaiſer bei 
der Kritik der politiſchen Zuſtände des deutſchen Reichs 
überhaupt mit Stillſchweigen übergehen könnte. Hätten 
wir ähnliche Verhältniſſe, wie ſie in England tatſäch— 
lich beſtehen — wobei man noch nicht einmal an eine 
ſklaviſche Nachahmung des engliſchen Parlamentaris— 
mus zu denken brauchte — dann könnte man gerade 
vom Standpunkt des entſchiedenen Liberalismus mit 
Vergnügen darauf verzichten, den Kaiſer in die poli— 
tiſche Debatte zu ziehen. Es ſteckt ein großes Teil 
Erbweisheit in dem Satze: The king does not wrong. 
Auch dürfte es kaum einem Zweifel unterliegen, daß 
das deutſche Volk ebenfalls, wenn auch vielleicht erſt 
nach ſchweren Kämpfen, dahin kommen wird, den 
Kaiſer dem Tagesſtreit zu entrücken und gerade da— 


i 


durch ſeine Stellung erſt wirklich unangreifbar zu 
machen. Indeſſen wäre es eine gefährliche Selbſt— 
täuſchung, dieſen Zuſtand bereits als realiſiert anzu— 
ſehen. Wir haben zwar im Reich, und prinzipiell, 
wenngleich nicht tatſächlich, auch in Preußen eine Ver— 
faſſung, aber ſelbſt im Reich fehlt es an einer ſtrengen 
Teilung zwiſchen dem Machtbereich des Kaiſers und 
dem Machtbereich des Volkes und ſeiner berufenen 
Vertreter. In Preußen vollends iſt der abſolute Zu— 
ſtand nur durch das Schwergewicht der Bureaukratie 
und durch die Nebenregierung des Junkertums etwas 
modifiziert. Man müßte heucheln, wollte man heute 
unter Verkennung der wirklichen Zuſtände im Reich 
wie in den meiſten Bundesſtaaten von einer Verwirk— 
lichung des konſtitutionellen Prinzips ſprechen. So 
lange aber der Kaiſer einen ſehr perſönlichen Einfluß 
auf den verſchiedenſten Gebieten des öffentlichen Lebens 
ausübt, kann auch bei dem Verſuch, über die heutigen 
Zuſtände im Reich Klarheit zu gewinnen, eine Be— 
trachtung der politiſchen Wirkſamkeit des Kaiſers nicht 
fehlen. 

Tatſächlich erſtreckt ſich die Wirkſamkeit Wil— 
helms II. auf faſt ſämtliche Gebiete unſeres öffent— 
lichen Lebens. Der Kaiſer beruft und entläßt nicht 
bloß den Reichskanzler und die verantwortlichen Mi— 
niſter, ſondern er hat auch lange Jahre hindurch die 
eigentliche Leitung der auswärtigen und der inneren 
Politik teils ſelbſt ausgeübt, teils doch entſcheidend 
beeinflußt. Das Wort Bismarcks, daß der Kaiſer ſein 
„eigener Kanzler“ ſein werde, trifft bis zu einem ge— 
wiſſen Grade den wirklichen Sachverhalt. Betrachtet 
man die auswärtigen Beziehungen, ſo ſtößt man faſt 
überall auf die Spuren der kaiſerlichen Tätigkeit. Nicht 


minder ſtark aber hat ſich der Kaiſer auf dem Gebiet 
der inneren Politik betätigt. Bei der Frage der ſozialen 
Geſetzgebung, in der Wahlrechtsangelegenheit, in der 
Schulfrage, bei den Kanalbauten, in der Zoll- und 
Steuerfrage, und auf faſt zahlloſen anderen Gebieten 
hat er ſeinen perſönlichen Willen zur Geltung zu 
bringen geſucht. Ebenſo hat er, faſt könnte man ſagen, 
ſelbſtverſtändlich, auf die Entwicklung der deutſchen 
Armee und vollends auf den Ausbau der deutſchen 
Kriegsflotte einen maßgebenden Einfluß ausgeübt. 
Darüber hinaus aber hat der Kaiſer auch in Sachen 
der Kunſt und der Literatur, auf dem Gebiet der 
Technik und des Sports dem deutſchen Leben ſeinen 
eigenen Stempel aufzuprägen ſich bemüht. Wohin 
man im öffentlichen Leben dieſer letzten zwanzig Jahre 
immer blicken mag, ſtets wird man den Kaiſer finden, 
wie er in die zeitbewegenden Probleme ſelbſtherrlich 
einzugreifen ſucht. Ja, ſelbſt auf religiöſem und kon— 
feſſionellem Gebiet hat der Kaiſer mannigfache Spuren 
ſeiner Wirkſamkeit hinterlaſſen. Dieſe erſtaunliche 
Vielſeitigkeit des Kaiſers hat ihn denn auch 
immer wieder, nicht bloß im deutſchen Volke, ſondern 
ſehr häufig auch im Auslande, in den Vordergrund 
des allgemeinen Intereſſes gerückt. Mit keinem andern 
Zeitgenoſſen hat ſich die Preſſe aller Kulturländer in 
Liebe und Haß, in Zuſtimmung oder Ablehnung ſo 
viel wie mit Wilhelm II. beſchäftigt. Auch die poli— 
tiſchen Parteien haben ſich immer wieder genötigt ge— 
ſehen, zuſtimmend oder ablehnend zu dem Kaiſer 
Stellung zu nehmen, zumal ſich der Kaiſer nicht bloß 
öffentlich über alle möglichen Probleme zu äußern 
pflegt, ſondern in allen ſeinen Kundgebungen auch 
eine ſehr entſchiedene Betonung des eigenen Willens 
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und der eigenen Meinung wiederkehrt. Mag auch vet 
große Zug der modernen Entwicklung ſelbſt von der 
ſtärkſten Individualität nicht dauernd abgelenkt wer— 
den können, ſo hat ſich doch der Wille des Kaiſers in 
dieſen zwei Jahrzehnten in vielen Einzelfällen als 
außerordentlich einflußreich erwieſen. 

Gerade weil der Kaiſer aus ſeinem Herzen keine 
Mördergrube zu machen pflegt und oft und gern öffent— 
lich hervorgetreten iſt, gelingt es bei ihm leichter als 
bei einem in konſtitutioneller Zurückgezogenheit leben— 
den Monarchen, ihn für ſich ſelbſt ſprechen zu laſſen. 
Als einheitlichen Zug Seiner politiſchen Auffaſſung 
findet man zunächſt ein ſehr ſtarkes Bewußtſein von 
ſeiner Perſon und von ſeiner Stellung. In der erſten 
Zeit ſeiner Regierung hatte Wilhelm II. wohl auch 
gelegentlich Anwandlungen von Verzagt- 
heit, ſo wenn er am 9. Dezember 1889 im Palmen— 
garten zu Frankfurt ſagte: „Wenn mir auch das Werk 
zuweilen ſchwer zu ſein ſcheint, und ich manchmal mich 
mit dem Gedanken trage, ob ich der Aufgabe 
gewachſen bin, ſo iſt es für mich immer eine 
erneute Stärkung zu weiterer Tätigkeit, wenn mir 
Worte des Vertrauens und der Hingebung entgegen— 
gebracht werden.“ Aber ſolche grübleriſche Stunden, 
die ja keinem Optimiſten ganz erſpart bleiben, finden 
ſich doch ſpäter nur ſelten, oder ſind wenigſtens nicht 
zum öffentlichen Ausdruck gekommen. Auch wird man 
wohl an eine etwas tendenziöſe Stimmungsmache den- 
ken müſſen, wenn nach den Novemberdebatten im 
Jahre 1908 in frommen Blättern davon die Rede 
war, daß der Kaiſer einige Tage „in Gebet und 
Tränen“ verlebt habe. Im allgemeinen tritt jeden— 
falls der Ausdruck ſtarker Zuverſicht auf ſich ſelbſt 
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wie auf die Zukunft des deutſchen Reichs beim Kaiſer 
ſehr nachdrücklich zutage. Wenn der Kaiſer in ſeiner 
Thronrede, mit der am 27. Juni 1888 der preußiſche 
Landtag eröffnet wurde, erklärte: „Ich halte mir das 
Wort des großen Friedrich gegenwärtig, daß 
in Preußen der König des Staates erſter 
Diener iſt,“ ſo ſpricht hier offenbar nicht der 
Kaiſer ſelbſt, ſondern es war Früſt Bismarck, der 
die Thronrede redigiert hatte. Gerade von der Auf— 
faſſung Friedrichs des Großen iſt Wilhelm II. außer⸗ 
ordentlich weit entfernt, wie er auch darin zu ihm in 
direktem Widerſpruch ſteht, daß Friedrich der Große 
aus ſeinem Titel die Bezeichnung: „von Gottes 
Gnaden“ wegließ, während umgekehrt der Kaiſer 
in dieſen Worten den Schlüſſel zu ſeiner Stellung 
erblickt. 


Ein ungewöhnliches Aufſehen hat die Rede er— 
regt, die Wilhelm II. am 25. Auguſt 1910 bei der 
Tafel für die Provinz Oſtpreußen im Königsberger 
Schloß gehalten hat; und gewiß mit Recht. Trat 
doch in dieſer Rede eine Auffaſſung von der eigenen 
Stellung des Kaiſers und ſeines Hauſes zu dem Volke 
hervor, die ſich weder mit den verfaſſungsmäßigen 
Zuſtänden, noch mit der Auffaſſung des lebenden Ge— 
ſchlechts von den Pflichten und Rechten der 
Krone vereinbaren läßt. Die Hauptſtellen daraus 
lauteten: 


Hier war es, wo der Große Kurfürſt aus eige⸗ 
nem Recht zum ſouveränen Herzog in Preußen ſich 
machte, hier ſetzte ſich ſein Sohn die Königskrone aufs 
Haupt, und das ſouveräne Haus Brandenburg trat damit 
in die Reihe der europäiſchen Mächte ein. . . Und hier 
ſetzte ſich mein Großvater wiederum aus eige— 
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nem Recht die preußiſche Königskrone aufs Haupt, noch 
einmal beſtimmt hervorhebend, daß ſie von Gottes 
Gnaden allein ihm verliehen ſei, und nicht von 
Parlamenten, Volksverſammlungen und 
Volksbeſchlüſſen, und daß er ſich fo als ein au3- 
erwähltes Inſtrument des Himmels an⸗ 
ſehe und als ſolches ſeine Regenten- und Herrſcher⸗ 
pflichten verſehe. Und mit dieſer Krone geſchmückt, zog er 
vor vierzig Jahren ins Feld, um zu ihr noch die Kaiſer⸗ 
krone zu erringen. Als Inſt tung 383 
Herrn mich betrachtend, ohne Rückſicht auf 
Tagesanſichten und Meinungen, gehe ich 
meinen Weg, der einzig und allein der Wohl⸗ 
fahrt und friedlichen Entwicklung unſeres Vaterlandes ge— 
widmet iſt. 


Und doch, wenn man ſich die redneriſche Entwick— 
lung des jetzigen Kaiſers etwas näher betrachtet, dann 
wird man finden, daß es nur die alten und oft 
ausgeſprochenen Gedanken ſind, die er in 
Königsberg neu proklamiert hat, und oft genug faſt 
mit den gleichen Wendungen. Die nachſtehende Aus— 
leſe aus ſeinen Reden wird dieſe Feſtſtellung be— 
ſtätigen. 


Feſtmahl des Branden burgiſchen Pro⸗ 
vinziallandtages, 5. März 1890. 


Meine vornehmſte Sorge iſt es, mich um das Wohl 
der unteren Klaſſen meiner Untertanen zu bekümmern. 
Ich ſehe in dem mir überkommenen Volke und Lande ein 
von Gott mir an vertrautes Pfand, welches zu 
mehren meine Aufgabe iſt. Ich gedenke nach Kräften mit 
dieſem Pfunde ſo zu wirtſchaften, daß ich noch manches 
andere hoffe dazulegen zu können. Diejenigen, welche mir 
dabei behilflich fein wollen, find mir von Herzen Mill- 
kommen, wer fie auch feien; diejenigen, welche 
fi mir bei dieſer Arbeit entgegenſtellen, 
zerſchmettere ich. 
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Telegramm nach Weimar, 20. März 1890. 
Das Amt des wachthabenden Offiziers auf 
dem Staatsſchiff iſt mir zugefallen. Der Kurs bleibt 
der alte, Volldampf voraus! 


Grundſteinlegung des Kaiſer Wilhelmdenkmals 
in Bremen, 21. April 1890. 

Es iſt in unſerem Hauſe Tradition, daß wir uns als 
von Gott eingeſetzt betrachten, um die Völker, über 
die zu herrſchen uns beſchieden iſt, zu deren Wohlfahrt und 
zur Förderung der materiellen und geiſtigen Intereſſen zu 
regieren und zu leiten. 


Feſtmahl des Brandenburgiſchen Pro— 
vinziallandtages, 29. Februar 1891. 

Sie wiſſen, daß ich meine ganze Stellung und meine 
ganze Aufgabe als eine mir vom Himmel geſetzte 
auffaſſe, und daß ich im Auftrage eines höheren, 
dem ich ſpäter einmal Rechenſchaft abzulegen habe, berufen 
bin. Kein Abend und kein Morgen vergeht ohne ein Gebet 
für mein Volk und ein Gedenken an meine Mark Branden— 
burg. Brandenburger, Ihr Markgraf ſpricht zu Ihnen. 
Folgen Sie ihm durch dick und dünn, auf allen 
den Wegen, die er Sie führen wird. Es iſt zum Heile 
und zur Größe unſeres Vaterlandes. 


Rheiniſcher Provinziallandtag in Düſſel— 
dorf, 4. Mai 1891. 


Einer nur iſt Herr im Lande, und das bin 
Ich, keinen anderen dulde ich. 


Eintragung in das Goldene Buch der Stadt 
München, 8. September 1891. 


Suprema’lex regis voluntas. 


Brandenburgifder Provinzial: 
landtag, 24. Februar 1892. 
Aus dieſem Nörgeln und aus dieſer Verhetzung 
entſteht ſchließlich der Gedanke bei manchen Leuten, als ſei 
unſer Land das unglücklichſte und ſchlechteſt regierte in der 
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Welt, und ſei es eine Qual, in demſelben zu leben. Daß 
dem nicht ſo iſt, wiſſen wir alle ſelbſtverſtändlich beſſer. 
Doch wäre es dann nicht beſſer, daß die miß vergnüg⸗ 
ten Nörgler lieber den deutſchen Staub von 
ihren Pantoffeln ſchüttelten ere 
elenden und jammervollen Zuſtänden auf das ſchleunigſte 
entzögen? Ihnen wäre ja dann geholfen und uns täten 
fie einen großen Gefallen damit. . . Nein, Brandenburger, 
zu Großem find wir noch beſtimmt und herr⸗ 
lichen Tagen führe ich eng 
gegen. Mit Schlagwörtern allein iſt es nicht getan, und 
den ewigen mißvergnügten Anſpielungen über den neuen 
Kurs und ſeine Männer erwiedere ich ruhig und beſtimmt: 
Mein Kurs iſt der richtige, ng 
weikergeſteuer t 


Brandenburgiſcher Provinzial⸗ 
landtag, 24. Februar 1894. 

Daß meine Vorfahren und beſonders derjenige, auf 
den wir am liebſten zurückblicken als auf den größten 
Brandenburger, der Große Kurfürſt, imſtande 
waren, ſo Großes für ihr Vaterland zu leiſten, beruht auf 
dieſem gegenſeitigen Vertrauen von Fürſt und Volk, es 
beruht auf der Erkenntnis vor allem, daß das Hohen— 
30llernide Herrſcherhaus e einem 
Pflichtgefühl ausgerüſtet iſt, welches es aus 
dem Bewußtſein ſchöpft, daß es von Gott an dieſe 
Stelle geſetzt und ihm allein und dem eige- 
nen Gewiſſen Rechenſchaft zu geben hat für 
das, was es tut zum Wohle des Landes. 


Feſtmahl in Königsberg, 6. September 
1894. 

Eine Oppoſition preußiſcher Adliger 
gegen ihren König iſt ein Unding, ſie hat nur da eine 
Berechtigung, wenn ſie den König an ihrer Spitze weiß, 
das lehrt ſchon die Geſchichte unſeres Hauſes. Der Nach— 
folger deſſen, der aus eigenem Recht ſouveräner 
Herzog in Preußen wurde, wird dieſelben Bahnen wan— 
deln wie ſein großer Ahne; wie einſt der erſte König 
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ex me mea nat a corona ſagte und ſein großer 
Sohn ſeine Autorität als einen rocher de bronze 
ſtabilierte, ſo vertrete auch ich gleich meinem kaiſerlichen 
Großvater das Königtum aus Gottes Gnaden. 


Einweihung des Kaiſer Wilhelmdenkmals in 
Koblenz, 31. Auguſt 1897. 

Uns allen, und vor allen Dingen uns Fürſten hat er ein 
Kleinod wieder emporgehoben und zu hellen Strahlen ver— 
holfen, das iſt das Königtum von Gottes 
Gnaden, das Königtum mit ſeinen ſchweren Pflichten, 
ſeinen niemals endenden, ſtets andauernden Mühen und 
Arbeiten, mit ſeiner furchtbaren Verantwortung 
vor dem Schöpfer allein, von der kein Menſch, 
kein Miniſter, kein Abgeordnetenhaus, kein Volk den Für⸗ 
ſten entbinden kann. Dieſer Verantwortung bewußt und 
ſich als Rüſtzeug des Herrn betrachtend, hat 
in tiefſter Demut dieſer große Kaiſer ſeinen Tag gewandelt. 


Telegramm an Hintzpeter, 1. Juli 1899. 

Von der hervorragend gelungenen Statue des Großen 
Kurfürſten für die Siegesallee beabſichtige ich eine Re— 
produktion in Bronze der Stadt Bielefeld zu ſchenken und 
auf dem Sparrenberge im Burggarten aufzuſtellen; ſie ſoll 
ein Zeichen dankbarer Erinnerung ſein für die Aufnahme 
ſeitens der Stadt und ein Mahnzeichen bleiben, daß, gleich— 
wie in dieſem Ahn, auch in mir ein un beugſamer 
Wille iſt, den einmal als richtig erkannten Weg allem 
rand zum Trotz unbeirrt weiter⸗ 
zugehen. 


Eintragung des Kaiſers in das „Goldene 
Buch“, 19. November 1899. 


Von Gottes Gnaden iſt der König, daher iſt 
er auch nur dem Herrn allein verantwort⸗ 
lich. Er darf feinen Weg und fein Wirken nur unter 

dieſem Geſichtspunkt wählen. Dieſe furchtbar ſchwere Ver— 
antwortung, die der König für ſein Volk trägt, gibt ihm 
auch ein Anrecht auf treue Mitwirkung ſeiner Unter- 
tanen. Daher muß ein jedermann im Volke von der 


e 


Überzeugung durchdrungen ſein, daß er für ſeine Perſon | 
mitverantwortlich iſt für des Vaterlandes Wohl- 
fahrt. 


Auf dem Sparrenberge bei Bielefeld, 
6. Auguſt 1900. 

Einem jeden iſt ſeine Aufgabe und ein Ziel geſetzt, 
und wenn jeder es ſo auffaßt, wie der Große Kurfürſt und 
wie alle aus meinem Hauſe, in der Überzeugung, daß er 
verantwortlich iſt und dereinſt oben Rechenſchaft 
ablegen muß von dem, was er getan, dann bin ich feſt 
überzeugt, daß unſerem deutſchen Vaterlande noch große 
Zeiten bevorſtehen. 


In Danzig, 14. September 1901. 

Sie können ſich verſichert halten, daß nach wie vor 
mein Intereſſe für die Hebung und Fortentwicklung Ihrer 
Stadt dasſelbe bleibt, und Sie werden mich lange genug 
kennen, um zu wiſſen, wenn ich mir etwas vor⸗ 
genommen habe, führe ich es auch durch. 


In Görlitz, 28. November 1902. 

Freiheit für das Denken, Freiheit in der 
Weiterbildung der Religion, und Freiheit für unſere 
wiſſenſchaftliche Forſchung, das iſt die Frei⸗ 
heit, die ich dem deutſchen Volke wünſche und ihm er— 
kämpfen möchte, aber nicht die Freiheit, ſich 
nach Belieben ſchlecht zu regie reg 


Feſtmahl für die Provinz Schleſien, 8. Sep⸗ 

tember 1906. | 

Dem Lebenden gehört die Welt, und der Lebende hat 

recht. Schwarzſeher dulde ich nicht, und wer 

ſich zur Arbeit nicht eignet, der ſcheide aus, und wenn er 
will, ſuche er ſich ein beſſeres Land. 


In Münſter, 31. Auguſt 1907. 
In dieſem Geiſt ſollen alte und neue Landesteile, 


Bürger, Bauer und Arbeiter ſich zuſammentun und einheit- 
lich in gleicher Liebe und Treue zum Vaterlande zuſammen⸗ 
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wirken, dann wird unſer deutſches Volk der Granit- 
block ſein, auf dem unſer Herrgott ſeine Kulturwerke 
an der Welt weiter aufbauen und vollenden kann. Dann 
wird auch das Dichterwort ſich erfüllen, das da ſagt: An 
Beutiihem Weſen wird einmal noch die 
Welt geneſen. 

Hier findet man ſchon die Souveränität aus eige— 
nem Recht, hier findet man die Verantwortlichkeit 
allein der Gottheit gegenüber, hier den ſelbſtherrlichen 
Willen, der keinen anderen Herrn neben ſich dulden 
will, hier auch die Betonung der Unabhängigkeit von 
äußeren Einflüſſen und das ſtolze Selbſtbewußtſein, 
das allein berechtigt zu ſein glaubt, die beſſern Zeiten 
heraufzuführen, zu denen nach der Anſicht des Kaiſers 
das deutſche Volk einmal kommen ſoll. Nur inſoweit 
mußte die letzte Königsberger Rede ein nicht gewöhn— 
liches Aufſehen wecken, als ſie mit voller Deutlichkeit 
erkennen ließ, daß der Pakt vom 17. No⸗ 
vember 1908 ausgeſchaltet worden ſei. 
Über dieſen Pakt und über die Kämpfe um die kon— 
ſtitutionellen Garantien wird an anderer Stelle noch 
zu reden ſein. Aber ſoviel iſt gewiß, daß der Kaiſer 
in ſeiner Auffaſſung von ſeinem Hauſe, ſeiner Per— 
ſon und ſeiner Stellung ſich durchaus konſequent ge— 
blieben iſt. Und man wird wohl aus einer zwanzig— 
jährigen Erfahrung ſchließen dürfen, daß er auch an 
ſeiner Stellung aus eigenem Recht und am Gottes— 
gnadentum künftig feſthalten wird. Auf dieſem Ge— 
biet irgend etwas durch hiſtoriſche Exkurſe erreichen 
zu wollen oder die Tatſachen aufzuweiſen, durch die 
ſich die Stellung des Kaiſers ſtaatsrechtlich gegenüber 
der früheren Zeit des fürſtlichen Abſolutismus ge— 
ändert hat, wäre verlorene Liebesmüh'. Für das 
Volk kann es ſich, ſofern es ſich ſeinen Platz im Staate 


und Reiche erkämpfen will, nur darum handeln, dieſer 
kaiſerlichen Auffaſſung bindende Verfaſſungsbeſtim— 
mungen entgegenzuſetzen, wobei es natürlich nicht auf 
die Formel „von Gottes Gnaden“ oder auf ähn— 
liche Außerlichkeiten ankommt, ſondern auf die Sta— 
biliſierung des Volkswillens als der 
oberſten Gewalt im Reich. 


Daß die Krone aus eigenem Recht nicht in der 
Luft ſchweben kann, ſondern durch irgend eine Macht 
an ihrem Ort feſtgehalten werden muß, verſteht ſich 
von ſelbſt. Deshalb iſt es nur folgerichtig, daß der 
Kaiſer den Nachdruck auf die Armee als auf die 
eigentliche Stütze ſeines Thrones und ſeiner 
Krone legt. Auch dafür bieten ſeine Reden zahl— 
reiche Belege, wobei der Kaiſer ebenſo bemüht geweſen 
iſt, die angehenden Soldaten mit dem ſtolzen Bewußt— 
ſein zu erfüllen, des Königs Rock zu tragen und be— 
rufen zu ſein, die Monarchie zu verteidigen, wie er 
in dem Ofizierkorps den eigentlichen Vollſtrecker ſeines 
Willens erblickt. Aus den nachſtehenden Belegen er— 
gibt ſich zugleich, daß Wilhelm II. in dieſem Beſtreben, 
die Armee ſeinem Willen dienſtbar zu machen, vor 
keiner Konſequenz zurückſchreckt, wie er denn immer 
wieder betont, daß zwar der Soldat fromm ſein und 
ſein „Vaterunſer“ beten, daß er aber trotzdem auf 
den Befehl ſeines oberſten Kriegsherrn blindlings 
attackieren müſſe, auch wenn ihm Eltern und Ge— 
ſchwiſter gegenüberſtehen ſollten. 


Rekrutenvereidigung, 20. November 
1890. 


Niemand kann ein guter So [dat fein, wenn er 
nicht zugleich ein guter Chriſt iſt. 
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Vereidigung der Rekruten in Potsdam, 
23. November 1891. 


Ihr habt mir Treue geſchworen, das, Kinder meiner 
Garde, heißt, ihr ſeid jetzt Soldaten, ihr habt euch mir 
mit Leib und Seele ergeben; es gibt für euch nur einen 
Feind, und der iſt mein Feind. Bei den jetzigen 
ſozialiſtiſchen Umtrieben kann es vorkommen, 
daß ich euch befehle, eure eigenen Verwandten, 
Brüder, ja Eltern niederzuſchießen — was 
Gott verhüten möge — aber auch dann müßt ihr meine 
Befehle ohne Murren befolgen. 


Fahnennagelung, 18. April 1891. 

Der Soldat und die Armee, nicht Parlaments- 
majoritäten und Beſchlüſſe haben das Deutſche 
Reich zuſammengeſchmiedet. Mein Vertrauen be— 
auf der Armee. 


Rekrutenvereidigung, 16. November 
1893. 

Ich brauche chriſtliche Soldaten, die ihr 
Vaterunſer beten. Der Soldat ſoll nicht ſeinen 
Willen haben, ſondern ihr ſollt alle einen Willen haben, 
und das iſt mein Wille; es gibt nur ein Geſetz, und 
das iſt mein Geſetz. 


Vereidigung der Marinerekruten in 
Kiel, 3. Dezember 1894. 

Ihr tragt des Kaiſers Rock. Ihr ſeid dadurch 
den anderen Menſchen vorgezogen und gleich— 
geſtellt den Kameraden der Armee und Marine. Ihr nehmt 
eine beſondere Stelle ein und nehmt Pflichten auf 


euch. 


Parademahl, 2. September 1895. 

In die hohe große Feſtfreude ſchlägt ein Ton hinein, 
der wahrlich nicht dazu gehört. Eine Rotte von 
Menſchen, nicht wert, den Namen Deut⸗ 
ſcher zu tragen, wagt es, das deutſche Volk zu 
ſchmähen, wagt es, die uns geheiligte Perſon des allver— 
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ehrten verewigten Kaiſers in den Staub zu ziehen. Möge 
das geſamte Volk in ſich die Kraft finden, dieſe uner- 
hörten Angriffe zurückzuweiſen! Geſchieht 
es nicht, ſo rufe ich Sie, um der hochverräteriſchen Schar 
zu wehren, um einen Kampf zu führen, der uns befreit 
von ſolchen Elementen. 


Bei den Breslauer K 
Dezember 1895. 

Je mehr man ſich hinter Schlagworte und Partei⸗ 
rückſichten zurückzieht, deſto feſter und ſicherer rechne ich 
auf meine Armee, und deſto beſtimmter hoffe ich, 
daß meine Armee, ſei es nach außen, ſei es nach innen, 
meiner Wünſche und meiner Winke gewärtig ſein wird. 
Daß dem ſo ſei, dafür vertraue ich dem Geiſte, der auch 
in dieſem Regiment lebt, und ich greife dabei auf ein Wort 
zurück, das mein hochſeliger Herr Großvater einſt ſprach, 
als er in Koblenz nach der ſchweren Zeit von 1848 ans 
Land ſtieg und bei dem großen feierlichen Empfange das 
Offizierkorps ſtehen ſah, indem er, auf ſie hinweiſend, 
fagte: Das find die Herren, auf die ich mich 
verlaſſe, 


1 


Rekrutenvereidigung, 18. November 
1897. 

Vielen von euch wird die Verſuchung nahen in 
eurer Dienſtzeit. Tritt ſie an euch heran, ſo weiſt ſie von 
euch im Hinblick auf euren Fahneneid, im Hinblick auf 
euren Rock, der der Rock des Königs iſt. Wer gegen 
den Rock des Königs etwas tut, dem ſtehen die ſchwerſten 
Strafen in Ausſicht. Eure Aufgabe iſt es nun, treu zu 
mir zu halten und unſere höchſten Güter zu verteidigen, 
ſei es gegen einen Feind nach außen oder 
nach innen, zu gehorchen, wenn ich euch befehle und 
nicht zu weichen von mir. 


Anſprache an die Leibregimenter in 
Potsdam, 16. Juni 1898. 


Mit ſchweren Sorgen übernahm ich die Krone. Über— 
all wurde an mir gezweifelt, überall ſtieß ich auf falſche 
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Beurteilung, nur eine hatte zu mir Vertrauen, eine glaubte 
an mich, das war die Armee, und, auf ſie geſtützt, im 
Vertrauen auf unſeren alten Gott, übernahm ich mein 
ſchweres Amt, wohl wiſſend, daß die Armee die Haupt- 
ſtütze meines Landes, die Hauptſäule des 
preußiſchen Thrones jei, auf den mich Gottes Be— 
ſchluß berufen. 


Anſprache an das Kaiſer Alexander— 
regiment, 28. März 1901. 

Wie eine feſte Burg ragt eure neue Kaſerne 
in der nächſten Nähe des Schloſſes auf, das ihr in erſter 
Linie zu ſchützen ſtets bereit ſein werdet. Das Kaiſer⸗ 
Alexanderregiment iſt berufen, gewiſſermaßen als Leib⸗ 
wache, Tag und Nacht bereit zu ſein, um für den König 
und ſein Haus, wenn es gilt, Blut und Leben in die 
Schanze zu ſchlagen. Und wenn jemals wieder in dieſer 
Stadt eine Zeit wie damals kommen ſollte, eine Zeit der 
Auflehnung gegen den König, dann bin ich 
überzeugt, wird das Regiment Alexander alle Unbot- 
mäßigkeit und Ungehörigkeit wider ſeinen 
königlichen Herrn nachdrücklich in die Schranken zu⸗ 
rückweiſen. 


In dieſem Sinne und Geiſte ſind ungefähr ſämt— 
liche Anſprachen des Kaiſers in militäriſchem Kreiſe 
gehalten, ſoweit ſie ſich auf die grundſätzliche Haltung 
der Truppen beziehen. Zur Armee kommt dann der 
preußiſche Adel als eine weitere Stütze des 
Throns. Die Begehrlichkeit der agrariſchen Junker 
hat es dem Kaiſer nicht immer leicht gemacht, ſich mit 
ihnen zu verſtändigen. Aber er hat die Auseinander— 
ſetzung mit dem Adel ſtets als eine Art häuslichen 
Zwiſtes behandelt, die eigentlich die anderen nichts 
angehe. Wie ſchon oben das Wort zitiert wurde: 
„Eine Oppoſition preußiſcher Adliger gegen ihren 
König iſt ein Unding“, wie der Kaiſer das Wort von 
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den „Edelſten der Nation“ geprägt hat, fo 
forderte er den oſtpreußiſchen Adel auf, ſich nicht der 
Mittel der „gewerbsmäßigen Oppoſitionsparteien“ zu 
bedienen, ſondern „in vertrauensvoller Ausſprache zu 
ihrem Souverän“ ihre Sache zu führen. 

„Meine Tür iſt allezeit einem jeden meiner Untertanen 
offen und willig leihe ich ihm Gehör. Das ſei fortan Ihr 
Weg, und als ausgelöſcht betrachte ich alles, was 
geſchah!⸗ 


Die Oſtpreußen kamen denn auch nach Berlin 
und wurden gnädig empfangen. Ihnen folgte am 
18. Februar 1895 eine Abordnung des Bundes 
der Landwirte, desſelben Bundes, der kurz 
vorher erſt noch unter die Sozialdemokraten gehen 
wollte, und nahm folgenden Huldbeweis mit 
heim: 

„An dem heutigen Tage haben Sie gleich wie meine 
Oſtpreußen dieſes Vergehen wieder gutgemacht.“ 


Wie der Adel, jo kann ſich auch der Korps— 
ſtudent eines beſonderen Wohlwollens des Kaiſers 
rühmen, wobei die Bonner Boruſſen, die den 
Kaiſer zu ihren alten Herren zählen, in der erſten 
Reihe ſtehen. Ihnen galten die nachfolgenden Aus— 
laſſungen des Kaiſers: 


Kommers des Bonner S. C., 7. Mai 1891. 


Es iſt meine feſte Überzeugung, daß jeder junge Mann, 
der in ein Korps eintritt, durch den Geiſt, welcher in 
demſelben herrſcht, und mit dieſem Geiſt ſeine wahre 
Richtung im Leben erhält. Denn es iſt die beſte 
Erziehung, die ein junger Mann für ſein ſpäteres 
Leben bekommt. Und wer über die deutſchen Korps ſpottet, 
der kennt ihre wahre Tendenz nicht. 
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Beim Antrittskommers des Bonner 
S. C., 25. April 1901. 


Ich hoffe und erwarte von der jungen Generation, 
daß ſie mich in den Stand ſetzen wird, unſer deutſches 
Vaterland in ſeiner engen, feſten Begrenzung, im Gefüge 
der germaniſchen Raſſe zu erhalten, niemandem zuliebe, 
niemandem zuleide. Wenn aber je uns jemand zu nahe— 
treten ſollte, dann werde ich an Sie appellieren, 
und ich erwarte, daß Sie mich nicht ſitzen laſſen. 


Nicht minder entſchieden betont der Kaiſer die 
Notwendigkeit der Religion zum Schutz und zur 
Stütze des Throns. Die Rede, die der Kaiſer im No— 
vember 1910 bei ſeinem Beſuch des Kloſters 
Beuron gehalten hat, hat die Zuſammengehörig— 
keit von Thron und Altar beſonders ſtark unterſtrichen, 
und ſie ſei deshalb hier in ihrem intereſſanteſten Teil 
wiedergegeben: 


„Was ich von Ihnen erwarte, iſt, daß Sie in den 
Bahnen Ihrer Vorfahren weiterarbeiten und mich unter— 
ſtützen in meinen Beſtrebungen, dem Volke die Re— 
ligion zu erhalten. Dies iſt um jo wichtiger, als 
das zwanzigſte Jahrhundert Gedanken ausgelöſt hat, deren 
Bekämpfung nur mit Hilfe der Religion und 
mit Unterſtützung des Himmels ſiegreich durchgeführt wer— 
den kann. Das iſt meine feſte Überzeugung. Die Krone, 
die ich trage, kann hier nur dann einen Erfolg verbürgen, 
wenn ſie ſich gründet auf das Wort und die Perſönlichkeit 
des Herrn. Als Symbol dafür habe ich das Kreuz in 
dieſe Kirche geſtiftet, um damit, wie ich es in meinem 
Handſchreiben geſagt habe, zu beweiſen, daß die Regierun— 
gen der chriſtlichen Fürſten nur im Sinne des Herrn ge— 
führt werden können, und daß ſie helfen ſollen, den reli— 
giöſen Sinn, der den Germanen angeboren iſt, zu ſtärken 
und die Ehrfurcht vor Altar und Thron zu vermehren. 
Beide gehören zuſammen und dürfen 
nicht getrennt werden. Darum fördere ich von 
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ganzem Herzen die Beſtrebungen, die Sie verfolgen. Wie 
bisher, werde ich Ihnen auch in Zukunft meine Huld und 
meinen Schutz bewahren.“ 


Etwas neues enthält indeſſen auch dieſe Rede 
nicht, wie die nachſtehende Zuſammenſtellung zur Ge— 
nüge zeigt: 


Im Lutherhauſe in Wittenberg, 31. Ok⸗ 
tober 1892. 

Es gibt in Glaubensſachen keinen Zwang. Hier 
entſcheidet allein die freie Überzeugung des Her⸗ 
zens, und die Erkenntnis, daß ſie allein entſcheidet, iſt die 
geſegnete Frucht der Reformation. Wir 
Evangeliſchen befehden niemand um ſeines Glaubens 
willen. 


Telegramm an Hintzpeter, 28. Februar 1896. 


Stöcker hat geendet, wie ich es vor Jahren voraus— 
gejagt habe. Politiſche Paſtoren ſind ein Un⸗ 
ding. Wer Chriſt iſt, der iſt auch ſozial, chriſtlich⸗ 
ſozial iſt Unſinn und führt zur Selbſtüberhebung 
und Unduldſamkeit, beides dem Chriſtentum ſchnurſtracks 
zuwiderlaufend. Die Herren Paſtoren ſollen ſich um die 
Seelen ihrer Gemeinden kümmern, die Nächſtenliebe 
pflegen, aber die Politik aus dem Spiel laſſen, derweil ſie 
das gar nichts angeht. 


In Aachen, 19. Juni 1902. 


Ob wir moderne Menſchen ſind, ob wir auf dieſem 
oder jenem Gebiet wirken, das iſt einerlei. Wer ſein 
Leben nicht auf die Baſis der Religion ſtellt, der iſt 
verloren. So will auch ich, da an dieſem Tage und 
an dieſem Orte es ſich ziemt, nicht nur zu reden, ſondern 
auch zu geloben, mein Gelöbnis dahin ausſprechen, daß 
ich das ganze Reich, das ganze Volk, mein 
Heer, ſymboliſch durch dieſen Kommandoſtab vertreten, 
mich ſelbſt und mein Haus unter das Kreuz 
ſtelle und unter den Schutz deſſen, von dem der große 


Apoſtel Petrus gejagt hat: „Es iſt in keinem andern Heil, 
es iſt auch kein anderer Name den Menſchen gegeben wor- 
den, darin ſie ſollen ſelig werden,“ und der von ſich ſelbſt 
geſagt hat: „Himmel und Erde werden e, aber 
meine Worte vergehen nicht.“ 


In Memel, 23. September 1907. 

Als die ſchweren Schickſalsſchläge das Volk trafen, hat 
es nicht, wie ſonſt wohl in der Geſchichte der Völker ge— 
ſchehen, ſich emporgebäumt in Undankbarkeit gegen 
das Herrſcherhaus, ſondern hat ſich, dem Beiſpiel 
des hohen Königspaares folgend, unterworfen und hat in 
feiner Ergebung anerkannt, daß die ſtrafende Hand 
Gottes ihm eine Prüfung auferlegt habe. Dieſe 
Erkenntnis hat das Volk zur Einkehr geführt, und die Ein⸗ 
kehr hat zur Folge gehabt, daß es ſich auf das Wort Gottes 
beſann, mit einem Wort, daß es zur Religion zu⸗ 
ückkehrte. 

Indeſſen ergibt ſich hieraus immerhin zugleich, 
daß der Kaiſer auf religiöſem Gebiet kein Freund 
des Zwanges iſt. Auch hat er gerade wegen feiner 
ſtarken theologiſchen Neigungen mehr als einmal ver— 
ſucht, ſich ſeinen eigenen Vers über die Grundlagen 
des Chriſtentums zu machen. Beſonders die Vorträge 
von Profeſſor Delitzſch über ſeine aſſyriſchen Aus— 
grabungen regten den Kaiſer an, und ſo ſchrieb er 
denn im Februar 1903 ſeinen bekannten Brief an 
den Admiral Hollmann, in dem er den 
Umfang und Inhalt der Offenbarung unterſuchte. 
Der Kaiſer kam dabei zu der Schlußfolgerung: 

a) Ich glaube an Einen, Einigen Gott. 

b) Wir Menſchen brauchen, um ihn zu lehren, eine Form, 

zumal für unſere Kinder. 

c) Dieſe Form iſt bisher das Alte Teſtament in feiner 

jetzigen Überlieferung geweſen. Dieſe Form wird 

unter der Forſchung und den Inſchriften und Gra— 
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bungen ſich entſchieden weſentlich ändern; das ſchadet 
nichts, auch daß dadurch viel vom Nimbus des aus— 
erwählten Volkes verloren geht, ſchadet nichts. Der 
Kern und Inhalt bleibt immer derſelbe, Gott und 
ſein Wirken! 


Nie war Religion ein Ergebnis der Wiſſenſchaft, ſon⸗ 
dern ein Ausfluß des Herzens und Seins des Menſchen aus 
ſeinem Verkehr mit Gott. 

Das iſt an ſich eine rein perſönliche, und noch 
dazu eine recht ſubjektive Erkenntnis. Aber ſie ge— 
hört inſofern hierher, als ſie zeigt, daß ſich der Kaiſer 
nicht auf ein beſtimmtes Dogma feſtgelegt hat, was 
für die kirchliche Entwicklung, wenigſtens des Pro— 
teſtantismus, nicht ohne Bedeutung war. Auf die 
katholiſche Kirche hat freilich der Kaiſer nicht die ge— 
ringſte Wirkung ausüben können, und es iſt be— 
merkenswert, daß er trotz der ihm gewiß wenig ſym— 
pathiſchen Borromäusenzyklika und des Moderniſten— 
eides auch die katholiſche Kirche als Stütze des Throns 
in Anſpruch nimmt. 

Im Gegenſatz zum Heer, zum Adel und zur 
Kirche ſieht Wilhelm II. in der Sozialdemo— 
kratie den eigentlichen Feind. Auch in dieſer Be— 
ziehung iſt er ſich treu geblieben. Der Kampf 
gegen den Umſturz zieht ſich wie der rote 
Faden durch ſeine Kundgebungen hindurch, wobei 
freilich Zeiten größerer Agreſſivität mit Zeiten 
größerer Zurückhaltung abwechſelten. Nachſtehend 
einige Außerungen des Kaiſers auf dieſem Gebiet: 

Empfang der Abordnung weſtfäliſcher 
Bergarbeiter, 14. Mai 1889. 

Für mich iſt jeder Sozialdemokrat gleid- 
bedeutend mit Reichs⸗ und Vaterlands⸗ 
feind. 


eee ca 
Beim Grafen Caprivi, 13. Februar 1891. 


Für mich gibt es nur zwei Parteien; die ſtaats⸗ 
erhaltende und die ihr entgegengeſetzte. 


Erlaß zur fünfundzwanzig jährigen 
Siegesfeier, 7. September 1895. 

Ein Volk, welches ſo ſeine Toten ehrt, und ſo ſeiner 
Vergangenheit gedenkt, wird — das hoffe ich mit Zuver⸗ 
ſicht — allezeit treu zu Kaiſer und Reich ſtehen, und ſich 
auch jener vaterlandsloſen Feinde der gött⸗ 
lichen Weltordnung erwehren, die ſelbſt in dieſen 
Tagen nationaler Begeiſterung dreiſt ihr Haupt erheben 
und ſich nicht geſcheut haben, das Andenken des großen 
Kaiſers zu ſchmähen und dadurch das deutſche Volk in 
ſeinen edelſten Erinnerungen und Empfindungen zu ver— 
letzen. 


Telegramm an den Statthalter von 
Elſaß⸗Lothringen, 13. Oktober 1895. 


Wieder ein Opfer mehr der von den Sozia⸗ 
liſten angefachten Revolutionsbeweg ung! Wenn 
unſer Volk fi) doch er mannte! 


Beondenburgiſcher Provinzial⸗ 
landtag, 26. Februar 1897. 

Dieſe Aufgabe iſt der Kampf gegen den Um- 
ſturz mit allen Mitteln, die uns zu Gebote ſtehen. Die— 
jenige Partei, die es wagt, die ſtaatlichen Grundlagen an— 
zugreifen, die gegen die Religion ſich erhebt und ſelbſt nicht 
vor der Perſon des allerhöchſten Herrn Halt macht, muß 
überwunden werden. Ich werde mich freuen, jedes 
Mannes Hand in der meinen zu wiſſen, ſei er Arbeiter, Fürſt 
oder Herr — wenn mir nur geholfen wird in dieſem Ge— 
fechte. 

Anſprache in der Schiffbautechniſchen 
Geſellſchaft, 5. Dezember 1899. 


Die Sozialdemokratie betrachte ich als eine 
vorübergehende Erſcheinung; ſie wird ſich 
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austoben. Sie müſſen aber Ihren Schülern die ſozialen 
Pflichten gegen die Arbeiter klarmachen und die großen 
allgemeinen Aufgaben nicht außer acht laſſen. 


In Eſſen bei der Beiſetzung F 
Krupps, 26. November 1902. 


Er iſt ein Opfer feiner unantaſtbaren Integrität ge- 
worden. Eine Tat iſt in deutſchen Landen geſchehen, ſo 
niederträchtig und gemein, daß ſie aller Her⸗ 
zen erbeben gemacht und jedem deutſchen Patrioten die 
Schamröte auf die Wange treiben mußte über die un⸗ 
ſerem ganzen Volke angetane Schmach. .. Dieſe Tat mit 
ihren Folgen iſt weiter nichts als Mord; denn 
es beſteht kein Unterſchied zwiſchen demjenigen, der den 
Gifttrank einem anderen miſcht und kredenzt, und dem— 
jenigen, der aus dem ſicheren Verſteck ſeines Redaktions- 
bureaus mit den vergifteten Pfeilen ſeiner Verleumdungen 
einen Mitmenſchen um ſeinen ehrlichen Namen bringt und 
ihn durch die hierdurch hervorgerufenen Seelenqualen tötet. 
Wer war es, der dieſe Schandtat an unſerem Freunde 
beging? Männer, die bisher als Deutſche ge⸗ 
golten haben, jetzt aber dieſes Namens un⸗ 
würdig ſind. . . Wer nicht das Tiſchtuch zwiſchen 
ſich und dieſen Leuten zerſchneidet, legt 
moraliſch gewiſſermaßen die Mitſchuld auf ſein 
Haupt. 


Zu einer Arbeiterabord un; 7a 
Breslau, 5. Dezember 1902. 


Jahrelang habt ihr und eure deutſchen Brüder euch 
durch die Agitatoren der Sozialiſten in dem Wahne 
erhalten laſſen, daß, wenn ihr nicht dieſer Partei ange— 
hörtet und euch zu ihr bekenntet, ihr für nichts geachtet 
und nicht in der Lage ſein würdet, euren berechtigten In— 
tereſſen Gehör zu verſchaffen zur Verbeſſerung eurer Lage. 
Das iſt eine grobe Lüge und ein ſchwerer Irr⸗ 
tum. Statt euch objektiv zu vertreten, haben dieſe Agita— 
toren euch aufzuhetzen verſucht gegen eure Arbeit⸗ 
geber, die anderen Stände, gegen Thron und Altar, und 
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euch zugleich auf das rückſichtsloſeſte ausgebeutet, terroriſiert 
und geknechtet, um ihre Macht zu ſtärken. .. Mit ſolchen 
Menſchen könnt und dürft ihr als ehrliebende Männer 
nichts mehr zu tun haben und nicht mehr von ihnen 
euch leiten laſſen. Nein! Sendet uns eure Freunde 

Kameraden aus eurer Mitte, den ein- 
fachen, ſchlichten Mann aus dem Volke, der Werkſtatt, der 
euer Vertrauen beſitzt, in die Volksvertretung; der ſtehe ein 
für eure Wünſche und Intereſſen, und freudig wer— 
den wir ihn willkommen heißen als Arbeiter— 
vertreter des deutſchen Arbeiterſtandes, nicht als Sozial—⸗ 
demokraten. 


Daß in dieſer ſchroff ablehnenden Stellung des 
Kaiſers zur Sozialdemokratie in der ſpäteren Zeit 
irgend eine Anderung eingetreten ſei, dafür liegen 
nicht die geringſten Anzeichen vor. Und gerade in 
der letzten Zeit haben die preußiſchen Konſervativen 
unter der Führung des Herrn von Heydebrand wieder 
den Ruf nach „Schutzgeſetzen“ gegen die ſozialdemo— 
kratiſche Partei erhoben, was ſie ſchwerlich getan 
hätten, wenn ſie nicht überzeugt wären, damit an 
der höchſten Stelle Eindruck zu machen. 


Die eigenartige Miſchung religiöſer und mili— 
täriſcher Vorſtellungen, die ſich ſo vielfach in dem 
öffentlichen Hervortreten des Kaiſers dokumentiert, 
kommt auch bei ſeinen perſönlichen Eingriffen in die 
auswärtige Politik des Reiches zum Aus— 
druck. Am deutlichſten trat fie bei der China— 
expedition hervor. Haftete ihr doch von An— 
fang ein romantiſcher Zug an, der einigermaßen an 
die Stimmung während der Kreuzzüge erinnerte, nur 
daß diesmal an die Stelle des falſchen Propheten 
Mohammed der falſche Prophet Buddha getreten 
war. Das bekannte Knackfußſche Bild mit dem in 
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Wolken heranziehenden Götzen Buddha, der, die „gelbe 
Gefahr“ verkörpernd, die europäiſchen Nationen be— 
droht und nur in dem gewappneten Vertreter des 
Deutſchtums einen ebenbürtigen Gegner findet, iſt 
für dieſe Stimmung bezeichnend, und noch mehr die 
Unterſchrift des Kaiſers: „Völker Europas, 
währt Eure heiligſten ze 
auch in den temperamentvollen Anſprachen, mit denen 
der Kaiſer die Truppen nach China entließ, kehren 
ganz ähnliche Gedankenreihen mehrfach wieder. In 
dieſer Beziehung verdienen folgende Bemerkungen zu— 
ſammengeſtellt zu werden: 


Bei der Abreiſe des Prinzen Hein⸗ 
ricch nach Oſtaſien, 15. Dezember 1897. 

Möge einem jeden Europäer draußen, dem deutſchen 
Kaufmann draußen, vor allen Dingen dem Fremden 
draußen, auf deſſen Boden wir ſind, oder mit dem wir zu 
tun haben werden, klar ſein, daß der deutſche Michel ſeinen 
mit dem Reichsadler geſchmückten Schild feſt auf den Boden 
geſtellt hat, um dem, der ihn um Schutz angeht, ein für 
allemal dieſen Schutz zu gewähren. Sollte es aber je 
irgendeiner unternehmen, uns an unſerem guten Recht 
kränken zu wollen, dann fahre darein mit ge⸗ 
panzerter Fauſt. 


Anſprachen bei der Abfahrt der nach Oſt— 
aſien abgehenden Truppen, 2. Juli 1900. 
Mitten in den tiefſten Frieden hinein iſt die Brand» 
fackel des Krieges geſchleudert worden. Die deutſche 
Fahne iſt beleidigt, und dem Deutſchen Reiche Hohn ge— 
ſprochen worden. Das verlangt exemplariſche Be— 
ſtrafung und Rache. Ich ſende euch hinaus, das 
Unrecht zu rächen, und ich werde nicht eher ruhen, als bis 
die deutſchen Fahnen vereint mit denen der anderen Mächte 
ſiegreich über den chineſiſchen wehen und auf den Mauern 
Pekings aufgepflanzt, den Chineſen den Frieden diktieren. 
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Beim Stapellauf des Linienſchiffes 
„Wittelsbach“, 3. Juli 1900. 
Der Ozean iſt unentbehrlich für Deutſchlands Größe. 
Der Ozean beweiſt, daß auf ihm und in der Ferne jenſeits 
von ihm ohne Deutſchland und ohne den 
deutſchen Kaiſer keine große Entſcheidung 
mehr fallen darf. Unſer deutſches Volk hat vor 
dreißig Jahren unter der Führung ſeiner Fürſten nicht 
geſiegt und geblutet, um ſich bei großen auswärtigen Ent⸗ 
ſcheidungen beiſeite ſchieben zu laſſen. 


27. Juli 1900. 

Ihr wißt es wohl, ihr ſollt fechten gegen einen ver— 
ſchlagenen, tapferen, gut bewaffneten grauſamen Feind. 
Kommt ihr an ihn, ſo wißt: Pardon wird nicht 
gegeben, Gefangene werden nicht gemacht, 
führt eure Waffen ſo, daß auf tauſend Jahre hinaus kein 
Chineſe mehr wagt, einen Deutſchen ſcheel anzuſehen. 


An Bord der „Prinzeſſin Viktoria 
Luiſe“, 18. Juni 1901. 

Wir haben uns, trotzdem wir noch keine Flotte haben, 
ſo wie ſie ſein ſollte, den Platz an der Sonne er⸗ 
kämpft. Es wird nun meine Aufgabe ſein, dafür zu ſorgen, 
daß dieſer Platz an der Sonne uns unbeſtritten erhalten 
bleibt, damit ihre Strahlen befruchtend wirken können auf 
den Handel und Wandel nach außen, die Induſtrie und die 
Landwirtſchaft nach innen und auf den Segelſport in den 
Gewäſſern, denn unſere Zukunft liegt auf dem 
Waſſer. Je mehr Deutſche auf das Waſſer hinaus— 
kommen, ſei es auf der Reiſe über den Ozean oder im 
Dienſte der Kriegsflagge, deſto beſſer iſt es für uns. Denn 
hat der Deutſche erſt einmal gelernt, ſeinen Blick auf das 
Weite, Große zu richten, ſo verſchwindet das Kleinliche, 
das ihn im täglichen Leben hin und wieder umfängt. .. 
Ich kann mich als Oberhaupt des Reiches nur über jeden 
Hanſeaten freuen, welcher hinausgeht und mit weitem Blick 
neue Punkte ſucht, wo wir einen Nagel ein⸗ 
ſchlagen können, um unſer Rüſtzeug daran 
aufzuhängen. 
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Telegramm an den Grafen Goluchowski, 
12. April 1906. 
Eine ſchöne Tat des Bundesgenoſſen! 
Sie haben ſich als brillanter Sekundant auf der 
Menſur erwieſen und können gleichen Dienſtes in 
gleichem Falle auch von mir gewiß ſein. 


Anſprache vom Fenſter des Berliner 


Schloſſes, Nacht zum 6. Februar 1907. 


Sie haben an dem heutigen Tage wohl alle mitge— 
arbeitet und dadurch bewieſen, daß das Wort unſeres 
Reichskanzlers richtig iſt: Wenn Deutſchland will, 
kann es reiten. Ich hoffe, daß dies nicht bloß für 
den heutigen Tag zutrifft, ſondern daß in Zukunft, wenn 
alle Stände und alle Konfeſſionen zuſammenhalten, ſie 
nicht nur reiten können, ſondern auch alles nieder- 
reiten, was ſich uns in den Weg Tellz 


Anſprache als Ehren bailli des Mal- 
theſerordens, 12. Februar 1907. 

Ihr Gelübde bürgt mir dafür, daß Sie alle auch in 
dem Kampfe gegen den menſchenfeindlichen 
Geiſt des Unglaubens und des Umſturzes 
ſich als wahre Ordensritter erweiſen werden. 


Neben dieſen romantiſchen Vorſtel⸗ 
lungen und Auffaſſungen, die oft genug 
die praktiſche deutſche Politik beeinflußt haben, geht 
indeſſen beim Kaiſer ein ſehr moderner Zug 
her, der ſich beſonders in ſeiner Wertſchätzung der 
Wiſſenſchaft überhaupt und der techniſchen Wiſſen— 
ſchaften im beſonderen ausdrückt. Er hat ein volles 
Verſtändnis dafür, daß Deutſchland in den Induſtrie— 
ſtaat hineinwachſen muß. Deshalb hat er es freudig 
begrüßt, als es dem Grafen Caprivi gelang, die 
Bismarckſche Ara des Hochſchutzzolles durch den Ab— 
ſchluß von Handels verträgen zu überwinden. 
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Deshalb iſt der Kaiſer auch für die großzügige 
Durchführung eines mitteldeutſchen Kanal- 
netzes eingetreten, wenngleich es ihm nicht gelungen 
iſt, auf dieſem Gebiet den Widerſtand des rückſtändi— 
gen preußiſchen Junkertums völlig zu überwinden. 
Deshalb intereſſiert er ſich für alles, was mit der See 
zuſammenhängt, nicht bloß für die Kriegsflotte, ſon— 
dern auch für den überſeeiſchen Verkehr. Es iſt kaum 
ein großes Schiff unſerer führenden Reedereien vom 
Stapel gelaufen, das er nicht perſönlich beſichtigt hätte. 
Und man wird, um ihm gerecht zu werden, zugeben 
müſſen, daß dieſe Gunſt, die er dem großen trans— 
atlantiſchen Verkehr zugewendet hat, mit dazu beitrug, 
die deutſche Schiffahrt vorwärts zu bringen. Einige 
Worte des Kaiſers, die ſich auf dieſe Gebiete beziehen, 
verdienen gleichfalls erwähnt zu werden. 


Nach der Annahme der Handels verträge, 
18. Dezember 1891. 


Ich glaube, daß die Tat, die durch Einleitung und 
Abſchluß der Handelsverträge für alle Mit- und Nachwelt 
als eines der bedeutendſten geſchichtlichen 
Ereigniſſe daſtehen wird, geradezu eine rettende 
Tat zu nennen iſt. Der Reichstag in ſeiner Mehrheit hat 
gezeigt, daß er den weiten politifchen Blick dieſes Mannes 
(des Grafen Caprivi) erkennt und ſich ihm an— 
ſchließt, und es wird dieſer Reichstag ſich einen Mark- 
und Denkſtein in der Geſchichte des Deutſchen Reiches 
damit geſetzt haben. Ich bin überzeugt, nicht nur unſer 
Vaterland, ſondern Millionen von Untertanen der anderen 
Länder, die mit uns bei dem großen Zollverband ſtehen, 
werden dereinſt dieſen Tag ſegnen. 


— 


An Stephan, 7. Januar 1891. 


Die Welt im neunzehnten Jahrhundert ſteht i m 
Zeichen des Verkehrs. Er durchbricht die Schran— 
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ken, welche die Völker trennen und knüpft zwiſchen den 
Nationen neue Beziehungen an. 


Kanaleinweihung in de 
11. Auguſt 1899. | | 
Das Werk, das ich ſoeben bejichtigt habe, ermöglicht 
hoffentlich der Stadt Dortmund, wieder ihren Flug über 
die See zu nehmen, wie ſie ihn einſtmals genommen hat. 
Nur möchte ich glauben, daß der Kanal, wie er augen⸗ 
blicklich anzuſehen iſt, nur ein Teilwerk iſt. Er iſt 
aufzufaſſen in Verbindung mit dem großen Mittel⸗ 
landkanal, den zu bauen und zur Durchführung zu 
bringen, meine Regierung und ich feſt und uner⸗ 
ſchütterlich entſchloſſen ſind. .. Was als Rück⸗ 
halt der Hanſa fehlte, ein ſtarkes, geeintes, einem Willen 
gehorchendes Reich, haben wir durch die Gnade des Him- 
mels und die Taten meines Herrn Großvaters wieder er— 
rungen, und dieſe Macht ſoll auch für dieſes Werk mit 
voller Wucht eingeſetzt werden. Dafür werde ich 
ſtehen. 

Sucht man ſich ein Geſamtbild des Kaiſers zu 
machen, ſoweit es ſich auf ſeine politiſche Betätigung 
bezieht, ſo wird man wohl eine eigenartige Miſchung 
von romantiſchen und modernen Ideen bei ihm finden, 
aber an ſich iſt der politiſche Charakter Wilhelms II.“ 
durchaus nicht beſonders kompliziert. Nur ſein leb— 
haftes Intereſſe für alle möglichen Gebiete des öffent— 
lichen Lebens, und die Tatſache, daß er in ſeinen Nei— 
gungen bisweilen etwas ſchroff gewechſelt hat, was aber 
Privatleuten auch paſſiert, haben den Eindruck erweckt, 
daß er ſprunghaften Entſchlüſſen nichtabgeneigt ſei. Doch 
das bezieht ſich nur auf Äußerlichkeiten. Wie denn 
wohl jeder Fürſt durch den Zwang der Dinge genötigt 
wird, ſich den Umſtänden bis zu einem gewiſſen Grade 
anzupaſſen, und vielleicht diejenigen, die am ſelbſt— 
herrlichſten zu ſein glauben, am meiſten. So konnte 
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es kommen, daß der Kaiſer perſönlich für den Zick— 
zackkurs verantwortlich gemacht worden iſt, den 
allerdings die deutſche Politik in dieſen zwanzig 
Jahren faſt unaufhörlich gefahren iſt. Doch liegt der 
Grund vielleicht gerade darin, daß wir kein feſtes Re— 
gierungsſyſtem haben, ſondern zwiſchen Abſolutismus 
und Konſtitutionalismus hilflos und manchmal auch 
ratlos hin- und herſchwanken. Mehr als einmal ge— 
lang es dem Kaiſer, den Reichswagen in ſeine Rich— 
tung zu ziehen. Dann wurde er wieder von Kliquen, 
bisweilen auch von den Parteien des Reichstages, in 
die andere Richtung gedrängt. So wurde man faſt nie 
das Gefühl einer ſchlimmen Verwirrung völlig los. 
Aber die politiſche Tendenz des Kaiſers iſt gar nicht 
unklar. Er hat ja ſelbſt auch oft genug geſagt, wie 
er die Zuſtände auffaßt, und wo nach ſeiner Meinung 
die Abhilfe zu ſuchen ſei. Vielleicht mag die Kompo— 
ſition des politiſchen Charakters des Kaiſers, dieſe 
Verbindung der Selbſtherrlichkeit und des Gottes— 
gnadentums mit modernem Verſtändnis für die wiſſen— 
ſchaftlichen und wirtſchaftlichen Notwendigkeiten des 
neuen Reichs etwas ungewöhnlich anmuten. Sie er— 
klärt ſich aber zur Genüge, wenn man einmal die Tra- 
ditionen berückſichtigt, unter denen der Kaiſer aufge— 
wachſen iſt, und wenn man auf der anderen Seite in 
Betracht zieht, daß er viel in der Welt umherge— 
kommen iſt und die Tatſachen des modernen Lebens 
auf ſich wirken ließ. Jedenfalls, ſo wie Wilhelm II. 
heute iſt, iſt er immer ſeiner ganzen Anlage nach ge— 
weſen; ſo wird er auch bleiben. Damit kann die Na— 
tion als mit einer feſten Tatſache rechnen. Und 
wenn ſich Schäden und Mängel herausſtellen, die über— 
wunden werden müſſen, dann wird man gut tun, ſich 
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nicht etwa in Illuſionen darüber zu ergehen, ob man 
nicht vom ſchlecht unterrichteten Kaiſer an den beſſer 
zu unterrichtenden appellieren ſolle, ſondern man wird 
den Hebel bei den Inſtitut ionen einſetzen müſſen, 
um Zuſtände zu ſchaffen, wie ſie ſich für ein großes 
und mündiges Volk gebühren. Und wie immer die 
Perſönlichkeit des Kaiſers zu werten ſein möge, noch 
heute gilt Uhlands Wort: 

Noch iſt kein Fürſt ſo hochgefürſtet, 

So hochgeſtellt kein ird'ſcher Mann, 

Daß, wenn die Welt nach Freiheit dürſtet, 

Er ſie mit Freiheit tränken kann. 


Bethmann Hollweg 


Iſt dies ſchon Tollheit, hat es doch Methode. 
Shakeſpeare. 
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Es war am 10. Februar 1910. Auf der Tages— 
ordnung des überfüllten preußiſchen Abgeordneten— 
hauſes ſtand die erſte Leſung der Wahlrechts— 
vorlage. Der Miniſterpräſident Herr von Beth— 
mann Hollweg erhielt zuerſt das Wort. Ehe er in— 
deſſen zu ſprechen begann, wurde er von dem halben 
Dutzend ſozialdemokratiſcher Abgeordneten mit lauten 
Pfuirufen überſchüttet, die ſich immer wieder— 
holten. Von der Rechten und aus der Mitte rief 
man wieder gegen die Sozialdemokraten „Pfui!“ 
und „Raus!“ Aber es dauerte eine ganze 
Zeit, ehe der Sturm ſich legte. Herr von 
Bethmann Hollweg ſtand wie verſteinert da. Er wußte 
ſich offenbar nicht zu helfen und wartete deshalb mit 
ängſtlichem Geſicht, bis endlich der amtierende Prä— 
ſident die Ruhe wieder hergeſtellt hatte. Dann begann 
er ſeine berüchtigte Wahlrechtsrede, die das politiſche 
Charakterbild dieſes Mannes für alle Zeit beſtimmen 
wird. Die Sozialdemokratie ſchreit „Pfui!“ und die 
Blauen und Schwarzen rufen der Oppoſition ihr 
„Ruhe!“ und „Raus!“ zu — ein kleines Bild der 
heutigen Zuſtände in der preußiſchen Monarchie. 

Merkwürdig, daß man eigentlich von Herrn von 
Bethmann Hollweg mehr erwartet hatte. Und zwar 
nicht bloß die Konſervativen, ſondern auch ſo mancher 
Liberale, der ihn näher zu kennen glaubte. Geleiſtet 
hatte Herr von Bethmann eigentlich in keiner Situa— 
tion etwas beſonderes. Aber er fiel immer angenehm 
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auf. Schon daß einmal ein Bethmann preußiſcher 
Miniſter geweſen war, ließ Herrn Theobald von 
Bethmann Hollweg faſt als prädeſtinierten preußi— 
ſchen Miniſter erſcheinen. Auch hatte er ſchon als 
Mitglied des Bonner Korps der Boruſſen Gelegenheit, 
dem Kaiſer perſönlich bekannt zu werden. Da er offen— 
bar immer ſehr ſtrebſam war, ſo wurde ihm die 
preußiſche Verwaltungslaufbahn nicht ſchwer. Schon 
mit 43 Jahren wurde er Oberpräſident in Branden- 
burg, und ſchon damals ſoll der Kaiſer zu ihm geſagt 
haben: „Sie find mein künftiger R 
niſter des Innern“. Tatſächlich hätte es Herr 
von Bethmann Hollweg ſchon im Jahre 1901 werden 
können. Aber er hätte es dann auch mit den Konſer— 
vativen verderben müſſen. Daran dachte er nicht; er 
wartete eine günſtigere Zeit ab. Sie kam im Jahre 
1905. Nun Herr von Bethmann Hollweg wirklich Mi— 
niſter des Innern geworden war, hätte er eigentlich 
Gelegenheit gehabt, zu zeigen, daß er etwas konnte. 
Er verſtand es auch ganz ausgezeichnet, ſich wieder in 
den Vordergrund zu ſchieben, indem er ſeine ſchöne 
Rede über den Philoſophen Kant hielt und ihn als 
Kronzeugen einer ariſtokratiſchen Weltanſchauung miß— 
brauchte. Doch alle Welt war nicht etwa entrüſtet über 
die mißverſtändliche Auffaſſung der Kantſchen Philo— 
ſophie, ſondern wunderte ſich baß, daß ein preußiſcher 
Miniſter überhaupt eine Ahnung von Kant hatte und 
ihn zu zitieren wagte. So etwas war lange nicht da— 
geweſen, da bei uns das Banauſentum nirgends 
größer iſt als unter den höheren und höchſten preußi— 
ſchen Beamten. Hat es doch mehr als einen preußi— 
ſchen Miniſter im letzten Jahrzehnt gegeben, der weder 
richtig deutſch ſchreiben noch auch nur ſprechen konnte! 
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Hat es doch Miniſter gegeben, die in langen Jahren 
ihrer Tätigkeit nicht eine einzige Zeile ge— 
ſchrieben und ſich nur durch ihre Namensunterſchrift 
in den Akten ihrer Miniſterien verewigt haben! Im 
Lande der Blinden iſt der Einäugige König; und ſo 
kam Herr von Bethmann Hollweg zu der ſehr unver— 
dienten Ehre, ein Philoſoph zu ſein, weil er einmal 
den Namen Kants irrtümlich im Munde geführt hatte. 
Sonſt war die Tätigkeit Bethmanns als Miniſter 
des Innern äußerſt dürftig. Und wer ſchon damals 
der Anſicht war, daß der preußiſche Fortſchritt durch 
eine umfaſſende Wahlreform bedingt ſei, 
der konnte ſich über die politiſchen Qualitäten des 
Herrn von Bethmann Hollweg eigentlich nicht täuſchen. 
Denn Herr von Bethmann Hollweg brachte damals 
ſchon eine Wahlrechtsnovelle ein, aber eine 
ſo winzige und mangelhafte, daß man über die Ten— 
denz dieſes Miniſters des Innern nicht länger im 
Zweifel ſein konnte. Er begnügte ſich damit, 
zehn neue Wahlkreiſe durch eine Zerſchlagung 
und Teilung einiger Rieſenwahlkreiſe zu ſchaffen 
und einige formale Anderungen am Wahlreglement 
vorzunehmen, aber es fiel ihm nicht im Traum ein, 
am Dreiklaſſenwahlrecht zu rühren oder die öffent— 
liche Wahl zu beſeitigen oder auch nur die ungerechte 
Wahlkreiseinteilung ſyſtemathiſch zu korrigieren. 
Elendeſtes Flick- und Stückwerk war das Kennzeichen 
dieſer erſten Reform. Sie ließ eigentlich ſchon einen 
genügenden Schluß auf alles zu, was etwa Herr von 
Bethmann Hollweg noch auf dem Gebiet des preußi— 
ſchen Wahlrechts leiſten könnte. 
AUnterdeſſen aber ſtieg Herr von Bethmann Holl⸗ 
weg weiter die Treppe hinauf, als hätte er ſich durch 
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die vollgültigſten Leiſtungen zum Staatsmann quali— 
fiziert. Als Poſadowsky abgeſägt wurde, ſchob ihn 
Fürſt Bülow in das Reichs amt des Innern 
und machte ihn obendrein zum Vizepräſiden— 
ten des preußiſchen Stiege “ 
riums, um auf dieſe Weiſe ſeine politiſche Auf— 
faſſung ſtärker als bisher im preußiſchen Miniſterium 
vertreten zu ſehen. Offenbar war es ihm darum zu 
tun, dem Einfluß des mächtigen Finanzminiſters 
von Rheinbaben ein Gegengewicht gegenüber— 
zuſtellen, was ihm ja auch bis zu einem gewiſſen 
Grade gelungen zu ſein ſcheint. Denn was man auch 
ſagen mag: Herr von Bethmann Hollweg erwies ſich 
als ſehr brauchbar und machte ſich als eigentlicher 
Sprechminiſter des konſervativ⸗libe⸗ 
ralen Blocks nicht übel. Ohne ſich etwas zu ver— 
geben, wußte er doch den Eindruck zu erwecken, daß 
er mit dem Fürſten Bülow ein Herz und eine Seele 
ſei, und daß ihm die Blockpolitik wie auf den Leib 
geſchnitten ſäße. Geleiſtet hat freilich Herr von Beth— 
mann Hollweg auch in dieſer Poſition nicht allzu viel, 
da er beim Reichsvereinsgeſetz wohl nur die formale 
Leitung der Beratungen hatte. Immerhin kargte er 
in dieſer Zeit nicht mit Liebenswürdigkeiten an die 
Adreſſe des Liberalismus. Auf ſozialem Gebiet frei— 
lich iſt trotz mancher hübſchen Verheißungen, die Herr 
von Bethmann Hollweg gelegentlich gab, ſeine Zeit 
als Staatsſekretär des Innern ſehr unfruchtbar ge— 
weſen. Die ſozialpolitiſche Geſetzgebung ſollte, wie er 
verſprach, nicht ins Stocken geraten. Aber er kam zu 
nichts. Und die neue Reichsverſicherungsordnung iſt 
unter ihm auch nicht fertig geworden. Man muß ſo— 
gar hinzufügen: glücklicherweiſe, da dieſe Vorlage nur 
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in die ſoziale Geſetzgebung hineinpfuſcht, ohne daß man 
recht begreift, zu welchem Zweck, wenn nicht zu dem, 
an die Stelle der freien Selbſtverwaltung das Schwer— 
gewicht der bureaukratiſchen Bevormundung zu ſetzen. 

Wußte Fürſt Bülow, als er zum Rücktritt ge- 
zwungen war, keinen beſſeren Erſatz oder wollte er 
zeigen, daß er doch nicht ſo leicht entbehrlich geweſen 
ſei? Jedenfalls hat er Herrn von Bethmann Hollweg 
als ſeinen Nachfolger vorgeſchlagen, und man darf 
wohl annehmen, daß der Kaiſer ſchon den gleichen 
Plan hatte. Zum mindeſten ſtand Herr von Beth— 
mann Hollweg mit auf der kaiſerlichen Liſte, wenn 
auch nicht an erſter Stelle. Nur war die große 
Schwierigkeit dabei, daß der neue Mann in irgend 
einer Weiſe auch die böſen Überreſte der 
Reichsfinanzreform mit übernehmen mußte. 
Das Werk der Verbündeten Regierungen war von 
der konſervativ-klerikalen Mehrheit in der ſchlimm— 
ſten Weiſe verunſtaltet worden. Mit Mühe und Not 
war allerdings die geforderte halbe Milliarde aus 
allen Ecken und Enden zuſammengekratzt worden, aber 
die Nachlaßſteuer war abgelehnt worden und gegen 
einzelne Steuervorſchläge der reaktionären Mehrheit 
machten ſich ſo ſchwere Bedenken geltend, daß man 
eigentlich einem neuen Mann nicht zumuten konnte, 
dieſe Erbſchaft zu übernehmen. Hätte Herr von Beth— 
mann Hollweg damals erklärt, daß er die Geſchäfte 
des Reichskanzlers nur unter der Bedingung einer 
Reviſion der Steuerbeſchlüſſe des 
ſchwarz⸗blauen Blocks übernehmen könne, niemand 
hätte es ihm verdacht, und der Kaiſer hätte ihm höchſt 
wahrſcheinlich die erforderliche Vollmacht erteilt. Aber 
Herrn von Bethmann Hollweg fiel es nicht im Traum 
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ein, ein Tänzchen mit dem blau⸗-ſchwarzen Block zu 
wagen. Seine erſte Tat als Reichskanzler war die 
Unterzeichnung der ſämtlichen von den reak— 
tionären Parteien beſchloſſenen neuen Reichsſteuern, 
deren Gegenzeichnung Fürſt Bülow abgelehnt hatte. 
Herr von Bethmann unterwarf ſich dem Diktat der 


neuen Mehrheit, und er band ſich damit ſelbſt für 


alle Zukunft die Hände. Er, der der Sprechminiſter 
des Blockminiſteriums geweſen war, wurde nun der 
Geſchäftsführer der blau⸗-ſchwarzen 
Koalition. Nicht bloß die verbündeten Regie— 
rungen, auch Herr von Bethmann Hollweg perſön— 
lich hatte vor dem blau-ſchwarzen Block kapituliert. 
Die Herren von Heydebrand und Frhr. von 
Hertling waren zu ſeinen parlamentariſchen Vor— 
geſetzten avanziert. 

Herr von Bethmann Hollweg fand ſich mit er— 
ſtaunlicher Leichtigkeit in die veränderte Situation. 
Allerdings, völlig konnte er nicht gut die Wünſche der 
Agrarier erfüllen. Sie drängten ihn immer wieder, 
doch endlich der ſogenannten „Steuerhetze“ entgegen— 
zutreten, das heißt, ſich auch noch zum Lobredner der 
neuen Steuern zu machen. Aber er ſah wohl ein, daß 
dieſe Arbeit doch vergeblich ſein würde, und er mußte 
ſich auch ſagen, daß er damit ſich ſelbſt desavouiert 
hätte, da er ja ſelbſt für die Nachlaßſteuer eingetreten 
war und die Steuerverhandlungen im Sinne und 
Geiſte des Fürſten Bülow geführt hatte. Auch mußte 
er immer mit der Möglichkeit rechnen, daß bei den 
kommenden Wahlen die Konſervativen und Klerikalen 
in die Minderheit gedrängt werden würden, da an der 
Entrüſtung der großen Maſſe des Volkes über die 
neuen indirekten Steuern ein Zweifel nicht wohl mög— 


lich war. So wich Herr von Bethmann Hollweg dieſer 
agrariſchen Forderung zunächſt wenigſtens mit einer 
bemerkenswerten diplomatiſchen Geſchicklichkeit aus. 
Um ſo entſchiedener aber machte er es ſich zur Auf— 
gabe, die Geſchäfte ſeiner reaktionären Mehrheit nach 
beſten Kräften zu beſorgen, im Reichstag ſo gut wie 
im preußiſchen Landtage. 

Gleich die erſte Rede, mit der ſich Herr von Beth— 
mann Hollweg am 9. Dezember 1909 im Reichstage 
einführte, kennzeichnete den Mann. Selbſtverſtändlich 
wollte Herr von Bethmann Hollweg nichts davon 
wiſſen, daß er ein Miniſter des ſchwarz-blauen Blocks 
ſei. Er ſtellte die kühne Theſe auf, daß in Deutſch— 
land niemals eine Parteiregierung 
exiſtieren werde. Das ſchlug ſchon deshalb den Tat— 
ſachen ins Geſicht, weil nicht bloß Fürſt Bülow Partei— 
miniſter des konſervativ-liberalen Blocks geweſen war, 
ſondern auch Herr von Bethmann Hollweg ſelbſt an 
maßgebender Stelle im Miniſterium Bülow mitge— 
arbeitet hatte. Aber mit dieſer Theſe ſollte der Ver— 
ſuch gemacht werden, die grollenden Liberalen, und 
zwar vor allen Dingen die Nationalliberalen, wieder 
auf die Seite der Regierung und der reaktionären 
Parteien hinüberzuziehen. Dabei war doch das Be— 
ſtreben Bethmann Hollwegs, den reaktionären Par— 
teien um den Bart zu gehen, nicht zu verkennen, 
während er von den Liberalen einfach verlangte, daß 
ſie dem „politiſchen Dualismus“ ein Ende machten, 
weil ſie ſonſt auf ihre Tradition und auf ihre Ziele 
verzichten müßten. Es war ein merkwürdiger Eier— 
tanz, den Herr von Bethmann Hollweg bei dieſer Ge— 
legenheit aufführte, um den liberalen Parteien, die 
doch nur an der Regierungsvorlage feſtgehalten hatten, 
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einige Vorhaltungen machen zu können, während er 
die Parteien, die den Fürſten Bülow zu Fall gebracht 
hatten, ängſtlich zu ſchonen und zu ſchützen bemüht 
war. 
In dieſer Richtung arbeitete denn Herr von Beth— 
mann Hollweg auch weiter. Er ließ nicht ab, die Na- 
tionalliberalen zu umwerben, aber er handelte im 
Sinne und Geiſte der blau-ſchwarzen Koalition. In 
all der Zeit, die nun Herr von Bethmann Hollweg 
ſchon die Leitung der Reichsgeſchäfte in der Hand hat, 
iſt kaum ein Wort gefallen, das einen freieren Geiſt 
atmete, und erſt recht iſt keine Tat getan worden, die 
nicht völlig im Sinne der Konſervativen und Kleri— 
kalen geweſen wäre. Ja ſelbſt als der Hanſabund ſich 
gegen den agrariſchen Boykott, der einen 
gemeingefährlichen Umfang angenommen hat, zur 
Wehr ſetzte, als er dann zum Kampf für die Inter— 
eſſen des Handels, des Gewerbes und der Induſtrie 
aufrief, da fand Herr von Bethmann Hollweg nur 
tadelnde Worte gegen den Hanſabund, aber kein ein— 
ziges gegen den Bund der Landwirte. Und da er nicht 
gut leugnen konnte, daß wenigſtens in früheren Jahren, 
die Agrarier der Regierung die gröbſten Schmähungen 
an den Kopf geworfen hatten, ſo konſtatierte er doch, 
daß ſie „gegenwärtig“ Muſterknaben ſeien. Allerdings, 
wer alles kriegt, was er verlangt, wer ſich vergnügt 
die Hände reiben kann, weil ihm die Regierung noch 
mehr entgegenbringt, als er zu fordern gewagt hätte, 
der hat es nicht ſchwer, das artige Kind zu 
ſpielen. 

In dieſes Syſtem gehört die Wahlrechts— 
vorlage, mit der Herr von Bethmann Hollweg 
im Winter 1910 an den preußiſchen Landtag heran— 
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trat, folgerichtig hinein. Das „Pfui!“, mit dem die 
Sozialdemokraten Herrn von Bethmann Hollweg am 
10. Februar empfingen, war vielleicht etwas voreilig 
geweſen, aber man muß den ſozialdemokratiſchen Ab— 
geordneten zugeſtehen, daß ſie den preußiſchen Mi— 
niſterpräſidenten kannten und ſich in ihrer Voraus— 
ſetzung nicht geirrt hatten. Die damalige Wahlrechts— 
rede des Miniſterpräſidenten iſt für den Mann ſo 
charakteriſtiſch, daß wenigſtens einige Sätze daraus 
hier wiedergegeben werden müſſen: 


„Preußen läßt ſich nicht in das Fahrwaſſer des 
Parlamentarismus ſchleppen, fo lange die Macht 
ſeines Königtums ungebrochen iſt. An der Macht dieſes 
Königtums, deſſen ſtolze Tradition es iſt, ein Könige 
tum für alle zu ſein, wird nicht gerührt wer⸗ 
den. . . Wem es darum zu tun iſt, alle Anklänge an einen 
Klaſſenſtaat zu beſeitigen, wird mir zugeben, daß 
das Fragen der politiſchen Kultur und Er⸗ 
ziehung ſind, die viel weiter reichen, als die Fragen 
des Wahlſyſtems, und ſoweit ſie mit dieſer Form des Wahl⸗ 
ſyſtems zuſammenhängen, behaupte ich, daß politiſche Kultur 
und Erziehung nicht gefördert werden, ſon⸗ 
dern leiden, je demokratiſcher das Wahl⸗ 
recht geſtaltet ift... Man ſoll doch den Begriff 
dieſer Unabhängigkeit nicht übertreiben. Unſer ganzes 
Leben ſetzt ſich aus Abhängigkeiten zuſammen. 
Ganz frei, ganz unabhängig, ſozuſagen in der Luft ſchweben, 
tt ein Phantom. Die Abhängigkeit, die des Lebens Not⸗ 
durft Schafft, iſt die „gottgegebene Abhängig⸗ 
keit“, von der Bismarck einmal ſprach. .. Es iſt für 
viele Kreiſe der praktiſche Wunſch dabei vorhanden, es 
möge Preußen durch ein modernes Wahlrecht jo demokrati— 
ſiert werden, daß im letzten Ende auch ein demokrati⸗ 
ſcher Bundesrat die Geſchicke des Reiches beſtimmen 
möge. Das iſt eine Entwicklungslinie, der wir wider— 
ſtreben und der wir widerſtreben müſſen, gerade mit Rück— 
ſicht auf das im Reich geltende Wahlrecht.“ 


Mit ſolchen Worten aus feinem eigenen Munde 
wird dieſer Staatsmann zur Genüge gekennzeichnet. 
Nimmt man hinzu, daß er von der Demokratiſierung 
des Parlamentarismus behauptet, es habe in allen 
Ländern dazu beigetragen, die politiſchen 
Sitten zu verflachen und zu verrohen 
und den Fortſchrittsprozeß zu hemmen, ſo wird man 
ſich über die eigentliche Tendenz des Herrn von Beth- 
mann Hollweg nicht mehr im Zweifel ſein können. 
Dabei wird man nicht einmal zugeben können, daß 
ſich Herr von Bethmann Hollweg mit Recht auf den 
Fürſten Bismarck berufen habe. Allerdings, die 
Entrüſtung des Fürſten Bismarck gegen das preußiſche 
Dreiklaſſenwahlrecht, das er einſt als das „elendeſte 
aller Wahlſyſteme“ bezeichnete, iſt über ſehr platoniſche 
Grenzen nicht hinausgekommen. Beſonders nachdem 
er wieder mit den Konſervativen ſeinen Frieden ge— 
macht hatte, kam es ihm nicht in den Sinn, das ihm 
ſo bequeme Dreiklaſſenwahlrecht zu ändern; aber es 
iſt doch nun einmal nicht in Abrede zu ſtellen, daß 
Bismarck dem deutſchen Volke erſt das Reichstagswahl— 
recht gegeben hat. Und noch am 17. September 1878 
ſagte er im Reichstage: 

„Ich will weder dem Landtage etwas Unangenehmes, 
noch dem Reichstage eine Schmeichelei ſagen, aber ich 
verkehre lieber hier inmitten der 
niſſe des allgemeinen Stimmrechts, trotz 
der Auswüchſe, die wir ihm verdanken. Die Nachweiſe, 
warum, überlaſſe ich jedem ſelbſt zu finden, der beide 
Verſammlungen kennt, aber ich kann mich nicht dazu ver⸗ 
ſtehen, zuzugeben, daß das allgemeine Wahlrecht (Fürſt 
Bismarck meinte damit das Reichstagwahlrecht) bisher ad 
absurdum geführt wäre durch ſeine Ergebniſſe, und daß 


ein anderes, namentlich ein beſſeres ſein 
Examen bereits beſtanden hätte. . . Ich habe darin 
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noch bis jetzt nichts zurückzunehmen, obſchon ich 
alle die Anträge bereitwillig und unparteiiſch würdige, die 
in dem allgemeinen Stimmrecht einen Teil der Urſachen 
unſerer Schäden ſuchen.“ 

In der Sitzung des deutſchen Reichstages vom 
14. Februar 1885 kam Bismarck auf eine eventuelle 
Anderung des Reichstagswahlrechts zu ſprechen 
und bemerkte: 

„Ich würde es bedauern, denn ich weiß nichts 
ies an ie Stelle desſelben zu 
ſetzen . . . aber ich werde gewiß auch nicht mehr in der 
Notwendigkeit ſein, mir den Kopf darüber zu zerbrechen ... 
er wird mir dann nicht mehr wehe tun.“ 

Solche Zeugniſſe laſſen ſich nicht ohne weiteres 
hinwegeskamotieren. Ja, ſelbſt als Fürſt Bismarck 
grollend in Friedrichsruh ſaß und als alter Mann von 
dem naturgemäßen Rückfall in die Gedanken ſeiner 
Jugend nicht verſchont blieb, hat er doch dem Reichs— 
tagswahlrecht keineswegs unbedingte Fehde angeſagt. 
Nur für die Offentlichkeit des Wahlrechts fing er 
wieder an zu ſchwärmen und gab damit Herrn von 
Bethmann Hollweg Gelegenheit zu ſeiner Bemerkung 
über die gottgegebenen Realitäten, die man nicht 
ignorieren könne und ſolle. Aber Fürſt Bismarck ſagt 
doch in feinen „Gedanken und Erinnerungen“ gleich— 
zeitig: „Außerdem halte ich heute noch das all⸗ 
gemeine Wahlrecht nicht bloß theoretiſch, ſondern auch 
praktiſch für ein berechtigtes Prinzip, 
ſobald nur die Heimlichkeit beſeitigt wird.“ Das iſt 
denn doch etwas ganz anderes, als was Herrn von 
Bethmann Hollweg über das demokratiſche Wahlrecht 
zum beſten gab. Denn ſobald man ſeine Gedanken 
konſequent weiterdenkt, kann man gar nicht anders, 
als zu einer Ablehnung nicht bloß des geheimen, 
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ſondern auch desgleichen Wahlrechts zu kommen. 
Der Nachdruck liegt, wenn ſchon einmal von der De— 
mokratiſierung des Wahlrechts die Rede iſt, auf der 
Gleichheit der Wähler. Wenn Kultur und Er⸗ 
ziehung unter dem demokratiſchen Wahlrecht leiden, 
ei, dann muß man eben gerade im Intereſſe der Kultur 
und Erziehung das demokratiſche, das heißt, das gleiche 
Wahlrecht beſeitigen. Und wenn die Demokratiſierung 
des Parlamentarismus die politiſchen Sitten verflacht 
und verroht, ei, dann muß man eben den Parlamen⸗ 
tarismus ariſtokratiſieren. Auch Herr von Bethmann 
Hollweg wird nicht behaupten können, daß der Schaden, 
den nach ſeiner Meinung das Reichstagswahlrecht an— 
richtet, vom preußiſchen Dreiklaſſenwahlrecht wieder 
gut gemacht werden kann. Er muß notwendig dahin 
ſtreben, daß auch im Reich Kultur, Erziehung und 
politiſche Sitten durch ein ariſtokratiſches Wahlrecht 
wieder „verfeinert“ werden. Mit ſolchen Gedanken 
und Beſtrebungen aber würde Herr von Bethmann 
Hollweg doch ganz wo anders hin geraten, als 
Fürſt Bismarck das Reich führen wollte. Er muß 
vor allen Dingen ſich ſehr energiſch gegen die Teil— 
nahme an den Reichstagsverhandlungen ſträuben und 
ſich viel wohler im Dreiklaſſenlandtag, noch wohler im 
preußiſchen Herrenhauſe, dieſer Reinkultur des ariſto— 
kratiſchen Parlamentarismus, fühlen. Bismarck um— 
gekehrt, der kein Doktrinär, ſondern ein Mann 
der Praxis war, verkehrte lieber im Reichstage, in— 
mitten der Ergebniſſe des allgemeinen Stimmrechts, 
trotz der „Auswüchſe“, die wir ihm verdanken, als im 
Dreiklaſſenlandtag. Er fühlte, daß er im Reichs— 
tage doch etwas von dem wirklichen Willen des Volks, 
von dem Lebensodem der Gegenwart empfand. 
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Das iſt es ja überhaupt, was die Doktrinäre von 
den Männern des Lebens unterſcheidet. Sie haben 
keine Fühlung mit dem ewig fließenden Leben. 
Ob ſie reaktionär oder radikal ſind, das hängt von 
ihrer Erziehung, ihrer Umgebung und allen möglichen 
äußeren Einflüſſen ab, aber in dem einen wie in dem 
anderen Falle iſt ihre Weltanſchauung kein Ausdruck 
ihrer Perſönlichkeit, ſondern ihnen künſtlich ange— 
flogen und oft genug zum Zweck der Karriere zu— 
rechtgemacht. Gerade bei ſolchen Doktrinären weiß 
man nie, woran man mit ihnen iſt. Sie fühlen ſich 
ſelbſt nicht ſicher und paſſen ſich deshalb wie das 
Chamäleon der äußeren Umgebung allzu bereitwillig 
an. In einer Skizze über die erſten vier Kanzler, 
ſagt der frühere braunſchweigiſche Bundesratsbevoll— 
mächtigte von Kramm zum Schluß über Herrn von 
Bethmann Hollweg: „Daß er ſich in ſeiner Politik 
vom Zentrum abhängig machen ſollte, er- 
ſcheint jedem, der ihn kennt, ausgeſchloſſen.“ Nun, 
es unterliegt gar keinem Zweifel, daß Herr von Beth— 
mann Hollweg ſich tatſächlich in ſeiner Politik vom 
Zentrum, ja ſogar bis zu einem gewiſſen Grade von 
den Polen abhängig gemacht hat. Es iſt eben viel 
leichter, den Parlamentarismus zu mißachten, als ſich 
ſeinen Einflüſſen zu entziehen. Und gerade von den 
Miniſtern, die immer ſo tun, als ſtünden ſie über den 
Parteien, gilt nur zu häufig das Wort: „Es ſind nicht 
alle frei, die ihrer Ketten ſpotten.“ Das Zentrum hat 
zum mindeſten allen Grund, mit Herrn von Bethmann 
Hollweg zufrieden zu ſein. | 

Noch etwas anderes kommt hinzu, um zwiſchen 
dem Fürſten Bismarck und Herrn von Bethmann 
Hollweg, von ihren ſonſtigen ſtaatsmänniſchen Quali- 


täten ganz abgeſehen, einen Unterſchied zu konſtatieren. 
Das iſt ganz einfach der Unterſchied der Zeit. 
Hätte der einſtige Kultusminiſter Moritz Auguſt 
von Bethmann Hollweg ſo geſprochen, wie jetzt ſein 
Großneffe Theobald im preußiſchen Abgeordneten— 
hauſe ſprach, man hätte es den Zeitumſtänden zugute 
halten können. Aber was den Großvätern ziemt, ziemt 
noch nicht den Enkeln. Bismarck iſt in der Zeit des 
Abſolutismus herangewachſen. Er hatte den Begriff 
des Königtums von Gottes Gnaden mit der Mutter— 
milch eingeſogen und konnte ſich naturgemäß von 
dieſer Vorſtellung, die er ja auch in einer gärenden 
Zeit mannhaft vertreten hatte, nie ganz befreien. 
Aber bei Theobald von Bethmann Hollweg iſt doch die 
ariſtokratiſierende Auffaſſung nur angeflogen. Sie 
hat mit feinem eigentlichen Weſen nichts zu tun. Ge— 
rade deshalb muß ſie ſo unfreundlich berühren. Bis— 
marck ſprach das aus, was er ſelbſt empfand; bei Herrn 
von Bethmann Hollweg wird man den fatalen Ein— 
druck nicht los, daß er ſo ſpricht, wie er möchte, daß 
es vom Kaiſer gehört wird. Es iſt aber etwas 
anderes, ob jemand Abſolutiſt und Ariſtokrat aus 
Naturanlage oder aus Rückſichten auf ſeine Karriere 
iſt. Heute hört man ja nur zu häufig aus den Mi⸗ 
niſterreden den geheimen Wunſch heraus, „oben“ an⸗ 
genehm zu wirken, auf keinen Fall aber anzuſtoßen. 
Einer der wenigen, die von dieſen Rückſichten nach 
oben verhältnismäßig wenig angekränkelt waren, iſt 
Graf Poſadowsky geweſen. Er mußte des⸗ 
halb auch hinter ſeinem glücklicheren Konkurrenten, 
dem Fürſten Bülow, zurückſtehen und iſt trotz ſeiner 
ungewöhnlichen Begabung und ſeines rieſigen Fleißes 
dem Kaiſer nie nähergetreten. Fürſt Bülow verſtand 
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das um ſo beſſer. Seine Reden waren mit den fein— 
ſten Schmeicheleien, die an die Adreſſe des Kaiſers 
gerichtet waren, geſpickt. „Der Kaiſer iſt kein Phi— 
liſter“, ſolche und ähnliche Worte hielten ihn in der 
kaiſerlichen Gunſt, bis die Novemberdebatten den un— 
heilbaren Riß verſchuldeten. 

Herr von Bethmann Hollweg iſt äußerlich viel 
weniger elegant und auch redneriſch nicht ſo geſchickt. 
Aber er verſteht es doch ganz ausgezeichnet, ſich nach 
oben immer wieder in empfehlende Erinnerung zu 
bringen. Der Mannesmut, mit dem ſich der fünfte 
Reichskanzler ſelbſt noch vor die Königsberger Kaiſer— 
rede ſtellte, zeigte gerade zur Genüge, daß es in dieſer 
Richtung ſo leicht keine Grenze geben wird. Nein, 
mit dem Fürſten Bismarck darf man Herrn von Beth— 
mann Hollweg, auch ſoweit ſeine royaliſtiſche Ge— 
ſinnung in Betracht kommt, wirklich nicht vergleichen. 
Bismarck riß gelegentlich voll Wut die Klinke des 
kaiſerlichen Zimmers ab, wenn eine Audienz nicht 
nach ſeinem Wunſch ausgefallen war. „Daß er mir 
nicht das Tintenfaß an den Kopf geworfen hat, war 
alles!“, ſagte der jetzige Kaiſer von ihm. Herrn von 
Bethmann Hollweg liegt es ſehr fern, Tinte gegen den 
Kaiſer zu ſpritzen. Er ſieht um ſo mehr zu, daß er 
nicht ſelbſt in die kaiſerliche Tinte gerät. 

So wenig man aber Herrn von Bethmann Holl— 
weg zutrauen wird, daß er nach oben beſonders viel 
Rückgrat zeigen werde, ſo bereitwillig wird man ihm 
zugeben müſſen, daß er ſich ſehr wohl darauf verſteht, 
unbequeme Nebenbuhler rechtzeitig aus 
dem Sattel zu heben. Der neueſte Kurs hat wirklich, 
wie auch ſeine beſten Freunde zugeben müſſen, noch 
keine poſitive Tat aufzuweiſen. Aber der Ver— 
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brauch an Miniſtern und Staatsſekre⸗ 
tären iſt bereits ſehr erheblich geweſen. Nun hat 
freilich heute die Mehrzahl der Miniſter zum Volke 
jo gut wie gar kein Verhältnis. Es iſt der über- 
wiegenden Zahl der Zeitgenoſſen völlig gleichgültig 
— Fürſt Bismarck würde ſagen, es ſei ihnen „karci— 
mentum“ — ob ein Miniſter kommt oder geht. Das 
liegt im ganzen Syſtem. Die Ernennung der Miniſter 
erfolgt eben faſt immer über den Kopf des Volkes und 
der Volksvertretung hinweg. Schon Eugen Richter 
verglich die heutigen Miniſter im Reich und in 
Preußen mit den Blumen des Felders. „Wenn der 
Wind darüber geht, dann ſind ſie verdorrt und ihre 
Stätte kennt man nicht mehr.“ Sieht man etwa vom 
Fürſten Bülow und zuletzt von Dernburg ab, 
von Miquel und dem Grafen Poſadowsky, 
ſo wird man zugeben, daß von irgend einem ſtärkeren 
Intereſſe für die heutigen Miniſter nicht die Rede ſein 
kann. Man weiß ſo wenig, warum ſie kommen, als 
man in vielen Fällen weiß, warum ſie gehen. Die 
zahlloſen Intrigen, durch die heute Miniſter gemacht 
und Miniſter wieder entfernt werden, berühren die 
Offentlichkeit nicht einmal an der Tangente. Ob der 
Kultusminiſter Studt oder ob er Holle oder ob er 
Trott zu Solz heißt, das iſt der Offentlichkeit egal. 
Dabei kann man nicht einmal ſagen, daß die Auswahl, 
die ja durch den Kaiſer zum großen Teil perſönlich 
getroffen wird, immer unglücklich ausgefallen ſei. Ge— 
legentlich iſt es auch einem Miniſter, der urſprünglich 
nur ein Mann des Kaiſers war, gelungen, ſich ein 
gewiſſes Anſehen zu verſchaffen. Aber das iſt doch nur 
die Ausnahme, nicht die Regel. Weitaus in den meiſten 
Fällen hat heutzutage ein Miniſter nur das Anſehen, 
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das ihm ſein Amt gibt. Sobald er von der Bildfläche 
verſchwunden iſt, hat er auch aufgehört, irgend etwas 
darzuſtellen. Das hat ſo mancher ehemalige Beamte 
in leitender Stellung ſchon zu ſeiner ſchmerzlichen 
Überraſchung verſpüren müſſen. So lange ſie das Amt 
hatten, wurden ſie von allen Seiten umſchmeichelt. 
Nachher, wenn ſie ſich in der Offentlichkeit zeigen, 
ſcheint man ſie kaum noch zu kennen. Nirgends iſt 
die Autorität der Miniſter geringer als bei uns. Das 
erklärt ſich ganz natürlich daraus, daß ſie keine Füh— 
lung weder mit dem Parteileben noch mit der breiten 
Offentlichkeit haben. Sie ſchweben eben auch parteilos 
über der Maſſe des Volkes, wie nach der Meinung 
des Herrn von Bethmann Hollweg die Regierung über 
den Parteien ſtehen muß. Wenn ihnen irgend etwas 
mißglückt, wenn ſie eine Vorlage eingebracht haben, 
die verworfen wird, dann ziehen ſie nicht etwa die 
Konſequenzen, die für jeden parlamentariſchen Mi— 
niſter ſelbſtverſtändlich ſind, und machen fähigeren 
Kräften Platz, ſondern ſie bleiben ganz einfach auf 
ihrem Stühlchen ſitzen, als wäre nichts geſchehen. Die 
übliche Formel dafür lautet: „Ich bleibe ſo lange, als 
Seine Majeſtät der Kaiſer und König mich behalten 
will!“ Dann können ſie ſich freilich auch nicht weiter 
darüber wundern, daß ſie eines ſchönen Tages, wo ſie 
es am wenigſten erwarten, den Beſuch des kaiſerlichen 
Kabinettschefs erhalten und zu ihrem Schrecken er— 
fahren, daß man ihrer Hilfe nicht mehr bedarf. Einſt 
unterzog ſich Herr von Lucanus dieſer unangenehmen 
Aufgabe; heute macht es Herr von Valentini. 

Es iſt erſtaunlich, wie groß der Verbrauch der 
Miniſter unter Wilhelm II. geweſen iſt und auch wohl 
in Zukunft ſein wird. Wenn gelegentlich dem parla— 
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mentariſchen Regime vorgeworfen worden ift, daß es 
zu koſtſpielig ſei, weil die Miniſter zu häufig wechſeln, 
ſo muß zugegeben werden, daß allerdings mit einem 
Regierungswechſel ſehr häufig die ſämtlichen Miniſter 
verſchwinden. Aber man vergißt, daß dieſe Miniſter 
dann in den meiſten Fällen wieder ihre Plätze im Par— 
lament einnehmen und daß, wenn ihre politiſche Rich— 
tung wieder obenauf gekommen iſt, vielfach auch die 
früheren Miniſter wieder an die Reihe kommen. Bei 
uns gibt es ein ungeſchriebenes Geſetz, daß, wer ein— 
mal fort iſt, nicht wieder kommt. Gelegentlich hat man 
wohl davon geſprochen, daß dieſer oder jener abgeſägte 
Miniſter einmal wieder in einer anderen Stellung ver— 
wendet werden könnte. Aber wenn es auch ziemlich häufig 
iſt, daß ein Miniſter in irgend einen Poſten eines 
Oberpräſidenten oder eines Botſchafters abgeſchoben 
wird, ſo iſt es doch noch nicht vorgekommen, daß ein 
Miniſter zum zweiten Mal in die Regierung berufen 
wurde. Sie haben auch nicht einmal den Ehrgeiz, 
nachdem ſie aufgehört haben, etwas von der Gnade des 
Kaiſers zu ſein, nun etwas aus eigener Kraft werden 
zu wollen. Es gilt als verpönt, daß ein früherer Mi— 
niſter ſich in den Reichstag wählen läßt. Selbſt Bis— 
marck, obgleich er in Geeſtemünde gewählt wurde, iſt 
nie im Reichstag erſchienen. Die anderen lehnen von 
vornherein eine Wahl ab; ſie haben eine heilige Scheu 
davor, ſich unter die Abgeordneten zu miſchen, die ſie 
ſo oft von oben herunter angeſehen haben, ſo lange 
ſie noch Miniſter waren. Die begreifliche Folge dieſer 
Zuſtände iſt, daß eigentlich niemand ſich für den ein— 
zelnen Miniſter intereſſiert. So lange er im Amt iſt, 
wird er reſpektiert. Iſt er entlaſſen, dann hat er 
ausgeſpielt und wird über die Achſel angeſehen. Höch— 
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ſtens im preußiſchen Herrenhauſe ergreift wohl dieſer 
und jener verfloſſene Miniſter gelegentlich das Wort, 
aber auch nur, um der Regierung die Schleppe zu 
halten. Ihr eigenes Leben iſt mit dem Augenblick, 
in dem ſie Miniſter wurden, tot. | 

Dieſe Methode der Miniſterernennung und Mi— 
niſterentlaſſung iſt nicht bloß ſehr koſtſpielig, ſondern 
ſie legt auch ſo manche an ſich durchaus brauchbare 
Kraft lahm. So war es immer ſchon, ſo lange der 
neue Kurs dauert. Aber man wird Herrn von Beth— 
mann Hollweg zugeſtehen müſſen, daß er das Syſtem 
des Miniſterverbrauchs zur Virtuoſität gebracht 
hat. 

Im Reichsdienſt iſt ein neuer Staatsſekretär 
des Innern, ein neuer Staatsſekretär des Reichs— 
ſchatzamts, ein neuer Staatsſekretär des Reichsjuſtiz— 
amts, ein neuer Staatsſekretär des Reichskolonial— 
amt und ein neuer Staatsſekretär des Auswärtigen 
Amts erforderlich geworden. Im preußiſchen Staats— 
miniſterium haben die Miniſter des Krieges, der 
Finanzen, der Landwirtſchaft, des Kultus und des 
Innern gewechſelt. Beide Körperſchaften haben ein 
neues Geſicht erhalten; und es iſt dabei mitunter etwas 
gewaltſam zugegangen. Mehr als einer der abge— 
ſägten Miniſter und Staatsſekretäre hat über die 
rückſichtsloſe Art und Weiſe Klage ge— 
führt, in der er den Stuhl vor die Tür geſetzt erhielt. 
Ein einziger bildet eine Ausnahme, nämlich Dern— 
burg, der bis zu einem gewiſſen Grade freiwillig 
ging, weil ihm die Bethmannſche Richtung nicht mehr 
paßte. Dafür wird er auch von den Konſervativen und 
Klerikalen mit Eſelsfußtritten regaliert. Beſonders 
der Abgeordnete Erzberger hat ihm eine von 
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Übertreibungen und Entſtellungen ſtrotzende Broſchüre 
über ſeine angebliche Begünſtigung des Großkapitals 
nachgeſandt. Aber die meiſten Miniſterverſchiebungen 
wurden durch die Flagge der „Homogenität“ 
der neuen Regierung gedeckt. Ob dieſe Homogenität 
nun wirklich erreicht worden iſt, das muß ſich im wei— 
teren Verlauf der politiſchen Entwicklung erſt noch 
zeigen. Vorläufig wird man aus den neuen Männern 
ſo wenig klug, wie man aus den alten geworden iſt. 
Aber ſchon die Erklärung, daß das Miniſterium in 
Preußen und daß auch die Reichsregierung homogen 
geſtaltet werden müſſe, widerſpricht letzten Grundes 
der Behauptung des Reichskanzlers und Miniſter— 
präſidenten von der über den Parteien ſtehenden Re— 
gierung, da doch die Homogenität ſich nur in einer 
beſtimmten politiſchen Richtung dokumentieren kann. 
Handelte es ſich bei der parteiloſen Regierung um 
mehr als eine Fiktion, dann wäre es ganz gleichgültig, 
was der einzelne Miniſter für ſich bedeutet. Dann 
wäre er eben nichts weiter als ein Beamter, der nur 
ein Amt, aber keine eigene Meinung hat. Aber ganz 
ſo iſt es natürlich auch unter Herrn von Bethmann 
Hollweg nicht; und die Maske der angeblichen Partei— 
loſigkeit wird offenbar nur zu dem Zwecke vorge— 
bunden, um die Tatſache zu verdecken, daß Herr von 
Bethmann Hollweg ſo nachdrücklich wie nur irgend 
möglich von der Richtung ſeines Vorgängers abge— 
rückt ſei. Die Flagge der Parteiloſigkeit deckt die 
Konterbande der Reaktion. 

Über den wahren Charakter der Veränderungen 
in den leitenden Stellen mußte man freilich einiger— 
maßen im Zweifel ſein. Ob Herr von Dallwitz 
etwas reaktionärer als Herr von Moltke ſei, darüber 
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weiter nachzudenken hat ſchwerlich einen Zweck; immer: 
hin iſt der „Kanalrebell“ von Dallwitz eher noch etwas 
ſchärferer Junkertypus. Bei Herrn Dr. Lentze, dem 
Nachfolger des Finanzminiſters von Rheinbaben, wird 
man umgekehrt eine kleine Verſchiebung nach der na— 
tionalliberalen Seite vorausſetzen können. Anſcheinend 
wollte Herr von Bethmann Hollweg einem Wunſche 
des Kaiſers nachgeben, der mehr Bürger⸗ 
meiſter im Miniſterium haben möchte. Dieſe 
Rückſicht lag wohl auch der Berufung des Metzer 
Oberbürgermeiſters Dr. Böhmer zum Unterſtaats— 
ſekretär im Reichskolonialamt an Stelle des zum 
Staatsſekretär beförderten Herrn von Lindequiſt zu— 
grunde. Auch bei der Berufung des Oberpräſidenten 
der Rheinprovinz von Schorlemer-Lieſer 
zum preußiſchen Landwirtſchaftsminiſter hat wohl 
nicht bloß die Rückſicht auf die hilfreichen Dienſte mit— 
geſprochen, die Herr von Schorlemer Herrn von Beth— 
mann Hollweg bei der Beratung der preußiſchen Wahl— 
rechtsvorlage im Herrenhauſe zu leiſten bemüht war, 
ſondern nicht minder die Tatſache, daß Herr von 
Schorlemer beim Kaiſer persona grata iſt. Bei der 
Berufung des früheren Staatsſekretärs des Reichs— 
ſchatzamts Sydow zum preußiſchen Handelsminiſter 
wieder kam es wohl nur darauf an, Herrn Sydow, 
der ſich als Leiter der Reichsfinanzen unmöglich ge— 
macht hatte, irgend einen anderen gleichwertigen 
Poſten zuzuſchieben. Überhaupt wird man die Gründe, 
die zur Berufung und Entlaſſung einzelner leitender 
Perſonen führen, gerade bei unſerem kryptoabſolu— 
tiſtiſchen Syſtem nicht immer aufdecken können. Es 
ſpielen dabei Einflüſſe und Wünſche der verſchieden— 
ſten Art mit hinein. Aber die eine Tatſache ſteht über 


Michaelis, Von Bismarck bis Bethmann. 5 


allem Zweifel feſt, daß der Reichstag an der Berufung 
wie an der Entlaſſung der Staatsſekretäre nicht den 
geringſten Anteil hat; und die gleiche Situation liegt 
auch bei den preußiſchen Miniſtern vor. Der Landtag 
muß ſie genau ſo wie der Reichstag über ſich ergehen 
laſſen. 

Daraus folgt dann aber mit Notwendigkeit, daß 
die Miniſter und Staatsſekretäre keine Wurzeln 
in der Volksvertretung haben Sent 
wenn ſie den guten Willen mitbringen, etwas zu 
leiſten, haben ſie keine Autorität. Nirgends werden 
die leitenden Perſonen in den höchſten Reichs- und 
Staatsämtern ſo ſchlecht von den herrſchenden Par— 
teien behandelt, als gerade bei uns. Sie decken eben 
das, was ſie vorſchlagen und worauf ſie hinarbeiten, 
nicht mit ihrer Perſon. Deshalb werden ſie faſt nie 
ſehr ernſt genommen und wenn ſie ſcheiden, dann folgt 
ihnen höchſtens ein Achſelzucken. Wenn die Maſchine 
im Reich und im Staat trotzdem einigermaßen im 
Gange bleibt, ſo liegt das nicht an der Regierung, 
es liegt auch nur zum kleineren Teil an der Beamten— 
ſchaft, ſondern der Grund iſt zum allergrößten Teil 
darin zu ſuchen, daß das deutſche Volk ungewöhnlich 
geduldig und arbeitſam iſt und ſich im ruhigen Lauf 
der Dinge um die Taten der Miniſter nicht viel be— 
kümmert. Wie allerdings die Sache werden dürfte, 
wenn einmal ſchwierige Verhältniſſe eintreten, das iſt 
weniger leicht zu ſagen. Man wird die Beſorgnis 
nicht abweiſen können, daß in dieſem Falle Regierung 
und Verwaltung kläglich zuſammenbrechen, genau wie 
vor hundert und einigen Jahren die preußiſchen Rou— 
tiniers verſagten. 

Iſt es nach alledem mit der „Homogenität“ der 
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Bethmannſchen Regierung nicht weit her, jo hat ſchon 
die bisherige Zeit genügt, um die Tendenzen, von 
denen Herr von Bethmann Hollweg ſich ſelbſt leiten 
läßt, mit aller nur wünſchenswerten Deutlichkeit zu 
offenbaren. Aus dem Mantel der Bethmannſchen 
Philoſophie blickt überall die reaktionäre Tendenz 
hervor. Eine Zeitlang hatte ja Herr von Bethmann 
Hollweg noch die Hoffnung, daß es ihm gelingen 
könnte, die Nationalliberalen trotz der bitteren Er- 
fahrungen, die ſie im Sommer 1909 gemacht hatten, 
auf feine Seite und damit zum blau-ſchwarzen Block 
herüberzuziehen. Man wird auch nicht einmal be— 
haupten können, daß dieſer Verſuch auf die Dauer 
völlig vergeblich bleiben wird. Ein Teil beſonders 
der weſtlichen Nationalliberalen, aber auch ſo mancher 
andere Staatsbürger, der bisher bei der national— 
liberalen Partei ſeine Intereſſen am beſten aufge— 
hoben glaubte, möchte gar zu gern den Rat des 
Kaiſers befolgen und in die Hand der Landwirte, das 
heißt der Agrarier, einſchlagen. Aber die große Inter— 
eſſenvertretung, die ſich Handel, Induſtrie und Ge— 
werbe im Sommer 1909 geſchaffen haben, der 
Hanſabund, hat ſich doch nicht darüber hinweg— 
täuſchen können, daß er ſelbſt und mit ihm auch die 
Kreiſe des Handels und Gewerbes verloren wären, 
wenn ſie den Verſuch machen wollten, mit den 
Agrariern zuſammenzugehen. emgemäß hat denn 
auch der Hanſabund ſeinen Ruf zur Sammlung eines 
Wahlfonds ergehen und keinen Zweifel darüber auf— 
kommen laſſen, daß der Kampf der Induſtriellen und 
der Kaufleute bei den nächſten Wahlen dem Bunde 
der Landwirte gelten müſſe. Sobald aber erſt einmal 
Herr von Bethmann Hollweg darüber mit ſich im reinen 
5 


RR. RE 


war, daß der Hanſabund für feine Sammlungs— 
politik nicht zu haben ſei, hörte auch bei ihm die 
Duldung, die er ihm zuerſt hatte angedeihen laſſen, 
auf. Nun wurde gegen den Hanſabund in der offi— 
ziöſen „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ grobes 
Geſchütz aufgefahren. Nun wurde dem Hanſabunde 
vorgeworfen, daß er eine Sprache führe, wie ſie bisher 
den ſtaatsfeindlichen Parteien vorbehalten geweſen ſei, 
nun klagte man ihn an, mit einem „rohen Schema“ 
auf Koſten der Wahrheit und Gerechtigkeit auf die 
Menge Eindruck machen zu wollen. Nun hieß es von 
ihm, daß er die Elemente der Verwirrung und Zwie— 
tracht noch vermehre. Dabei dachte aber die Regierung 
des Herrn von Bethmann nicht daran, nun etwa auch 
dem Bunde der Landwirte die Leviten zu leſen. Im 
Gegenteil, er wurde geſtreichelt, weil er gegenwärtig 
artig ſei. Auch wenn man annehmen wollte, daß 
Herr von Bethmann Hollweg die gute Abſicht haben 
ſollte, die Intereſſen des Gewerbes, des Handels und 
der Induſtrie mit dem gleichen Eifer zu vertreten, 
wie diejenigen der Landwirtſchaft, ſo wird man ſich 
doch ſagen müſſen, daß er das einfach gar nicht kann. 
Niemand kann zween Herren gleichzeitig dienen. Er 
wird den einen lieben und den anderen haſſen. Die 
wirtſchaftlichen Gegenſätze haben ſich heute ſo zuge— 
ſpitzt, daß es für einen praktiſchen Staatsmann ein— 
fach unmöglich iſt, die im Bunde der Landwirte ver— 
tretenen Intereſſen zu begünſtigen, ohne die Inter— 
eſſen der übrigen erwerbenden Berufsklaſſen zu ſchädi— 
gen. So iſt es denn auch ganz klar, daß Herr von 
Bethmann Hollweg mehr und mehr zu einer dem 
Handel und der Induſtrie feindlichen Haltung ge— 
drängt werden muß, weil er ſonſt den Anſprüchen des 
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von ihm protegierten Bundes der Landwirte nicht ge— 
recht werden kann. Schon heute hat es die Politik des 
Herrn von Bethmann Hollweg dahin gebracht, daß 
über die einſeitig agrariſche Richtung ſeiner Politik 
kein Zweifel mehr möglich ſein kann. 

Nicht minder aber iſt deutlich geworden, daß Herr 
von Bethmann Hollweg ſich auf politiſchem Gebiet in 
einem Gegenſatz zu allem, was bei uns vorwärts 
drängt, ſtellen will. Daß er die ſozialdemokratiſche 
Partei mit aller Kraft bekämpfen will, verſteht ſich 
bei ihm ganz von ſelbſt. Er hat auch ganz offen er— 
klärt, daß er in einer ſcharfen Bekämpfung der Sozial— 
demokratie eine der Hauptaufgaben der Regierung 
und der Parteien ſieht. Aber damit ſind natürlich die 
Konſervativen noch lange nicht zufrieden. Dieſen 
Kampf gegen die rote Gefahr ſetzen ſie als ſelbſtver— 
ſtändlich voraus. Herr von Heydebrand, der rückſichts— 
loſe Führer der Konſervativen, fordert viel mehr. Er 
verlangt, daß die Regierung bei den nächſten Wahlen 
„vom Reichskanzler bis zum letzten Schreiber herab“ 
der „Verhetzung“ entgegentreten müſſe, die von libe— 
raler Seite betrieben werde. Was in dieſem Sinne 
unter Verhetzung zu verſtehen iſt, darüber wird man 
nicht lange zweifeln können. Herr von Heydebrand 
verlangt ganz einfach, daß die angeblich über den Par— 
teien ſtehende Regierung, „vom Reichskanzler bis zum 
letzten Schreiber“, für die Konſervativen arbeiten ſolle. 
Der Kaiſer hat allerdings im Jahre 1889 in Schwerin 
geſagt: „Ich geſtatte keiner Partei, ſich das Anſehen 
zu geben, als beſäße ſie das kaiſerliche Ohr“. Aber wie 
man ſieht, kann Herr von Bethmann Hollweg das 
gleiche nicht von ſich ſelbſt ſagen. Er leiht den Kon— 
ſervativen und Agrariern ſein Ohr und er kann ſich 
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nicht darüber wundern, daß man von dieſer Seite 
verſucht, ihn völlig mit Beſchlag zu belegen. 

Jedes Geſchehen hat ſeine notwendigen Konſe— 
quenzen. Herr von Bethmann Hollweg hat damit an— 
gefangen, die Unterſchrift unter die neuen indirekten 
Steuern des ſchwarz-blauen Blocks zu ſetzen. Er hat 
dann verſucht, die Geſchäfte der Agrarier zu führen, 
indem er die liberalen Parteien wieder an die Seite 
der Konſervativen hinüberzuziehen ſich bemühte. Er 
hat weiter, als dieſe Politik der „Sammlung“ mit 
einem Fiasko endigte, ſich gegen den Hanſabund und 
für den Bund der Landwirte erklärt. So iſt die not— 
wendige weitere Konſequenz, daß er ſich völlig auf die 
konſervative Partei und auf das ihm verbündete 
Zentrum ſtützen wird, weil er ſonſt überhaupt keinen 
Boden mehr unter den Füßen hätte. Dieſe Lage mag 
durch allerlei Erklärungen und Beſchönigungen ver— 
dunkelt werden, aber ſie muß zuletzt ſich doch offen— 
baren. Die Folge iſt eine Regierung, die ſich den 
Reaktionären aller Schattierungen völlig und rückhalt— 
los in die Arme wirft. Es wäre eine verhängnisvolle 
Kurgzſichtigkeit, ſich darüber hinwegtäuſchen zu wollen. 
Herr von Bethmann iſt der Kanzler des 
ſchwarz-blauen Blocks und muß es immer 
mehr werden, auch wenn er ſich innerlich gegen dieſe 
fatale Rolle ſträuben ſollte. 

Damit iſt aber auch das Urteil über ſeine Kanzler— 
ſchaft geſprochen. Wer immer auf eine ausgleichende 
Gerechtigkeit in Finanzfragen, wer auf eine Gleich— 
berechtigung der Staatsbürger, wer auf einen Aus— 
gleich der wirtſchaftlichen Intereſſen nicht bloß zwiſchen 
Landwirtſchaft, Handel, Induſtrie und Gewerbe, ſon— 
dern auch der Arbeiterſchaft hinzuwirken verſucht, wer 
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Kulturpolitik im umfaſſenden Sinne des Wortes trei— 
ben will, der kann nicht mit Herrn von Bethmann 
Hollweg zuſammengehen; er muß ihn notwendig über— 
all als ſeinen Gegner finden. Man wird ſich ja nach 
Möglichkeit davor in acht nehmen müſſen, den Kampf 
ins perſönliche ausarten zu laſſen. Was Herr von 
Bethmann Hollweg als Menſch bedeutet, das ſteht nicht 
zur Debatte. Aber als Staatsmann iſt er der Gegner 
aller Staatsbürger, die nach vorwärts drängen, und 
das Bethmannſche Syſtem iſt das Objekt des unver— 
meidlichen politiſchen Kampfes. Dieſem Syſtem eine 
entſcheidende Niederlage zu bereiten, muß die Aufgabe 
der nächſten Wahlen ſein. 
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Dynaſtiſche Schmerzen 


Um den Szepter Germaniens ſtritt mit 
Ludwig dem Bayer 

Friedrich aus Habsburgs Stamm, beide 
gerufen zum Thron. 


Schiller. 


In Auerbachs Keller ſingt Froſch das politische, 
das garſtige Lied: 


Das liebe, heil'ge röm'ſche Reich, 
Wie hält's nur noch zuſammen? 


Heute iſt dieſe Frage glücklicherweiſe weniger be— 
rechtigt als zu den Zeiten des heiligen römiſchen Reichs 
deutſcher Nation. Zuſammen hält das neue Reich 
ſchon, und alle Spekulationen auf ſeinen Zerfall haben 
ſich bisher als vergeblich und trügeriſch erwieſen und 
werden es künftig wohl erſt recht tun. Ob wir mit 
der Zuſammenfaſſung der deutſchen Stämme ſchon zu 
Ende find, oder ob es auf dem Wege der Konzentra— 
tion noch weiter gehen wird, das iſt eine etwas neu— 
gierige Frage, die heute nicht aktuell iſt und deshalb 
auf ſich beruhen bleiben kann. Der Zuſammenſchluß 
der deutſchen Staaten, die heute den Bundesſtaat 
Deutſches Reich bilden, war jedenfalls eine politiſche, 
wirtſchaftliche und kulturelle Notwendigkeit. Bismarck 
ließ ſich, wie alle großen Männer der Geſchichte, die 
bleibende Werke hinterlaſſen haben, von der Welle 
der Volksſtimmung tragen, als er das Reich ſchuf. 
Aber er konnte ſich nicht darauf einlaſſen, lange an 
dem Einigungswerk herumzuglätten und zu beſſern. 
Er mußte ſich damit begnügen, es erſt einmal im Roh— 
bau fertig zu machen und der Zukunft zu vertrauen, 
die ſchon für ſich ſelbſt ſorgen würde. Vorläufig waren 
einmal ſechsundzwanzig Staaten unter einen Hut ge— 
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bracht und hatten eine gemeinſame Verfaſſung, eine 
gemeinſame Vertretung im Bundesrat und einen ge— 
meinſamen Reichstag. Die Reichsverfaſſung iſt ein 
Kunſtwerk, das man nicht hoch genug ſchätzen kann. 
Man kann auf ihr weiter bauen, auch wird man, wenn 
man es gut mit dem deutſchen Reich meint, an ihren 
Grundlagen ſo leicht nicht ändern wollen. Gerade des— 
halb muß man es ausſprechen, daß die Bundesſtaaten 
und der Bundesrat im Laufe der Entwicklung ſich 
immer mehr als einen Hemmſchuh erwieſen haben. 
So notwendig es ſein mochte, daß die Eigenart der 
einzelnen Stämme und Staaten nicht angetaſtet 
wurde, und ſo groß die Chancen eines Volkes, das 
in vernünftigen Grenzen dezentraliſiert iſt, gegenüber 
einem geſchloſſenen Einheitsſtaat ſind, ſo ſchleppt doch 
das deutſche Reich leider allzu viele Eierſchalen des 
Partikularismus mit ſich herum. Die Verwaltung 
eines Kleinſtaates oder gar eines Staatsſplitters, wie 
ſie ſich unter den deutſchen Bundesſtaaten finden, iſt 
verhältnismäßig viel zu koſtſpielig, als daß man von 
ihnen irgend welche größeren Leiſtungen auf irgend 
einem Gebiet des öffentlichen Lebens erwarten könnte. 
Und die Verwaltung wird vollends übermäßig ver— 
teuert, wenn ſo ein Ländchen auch noch einen Fürſten 
ernähren muß mit allem, was drum und dran hängt. 
Selbſt wer ein überzeugter Anhänger des monarchiſchen 
Prinzips iſt, wird keinen Sinn und Verſtand darin 
finden können, daß im deutſchen Reich zwei Dutzend 
Souveräne mitgeſchleppt werden. Die Zivilliſten und 
die ſonſtigen Bezüge der Fürſten und ihrer Häuſer, 
die Hofhaltungen und die Apanagen und ſonſtigen 
Aufwendungen verſchlingen viel mehr Geld, als die 
Fürſten dem Volk ſelbſt beim beſten Willen nützen 
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könnten. Deutſchland hat eben immer noch etwas 
von der politiſchen Kinderſtube an ſich, ſo groß es 
auch geworden ſein mag. 

Wenn man heute über die ſechsundzwanzig 
deutſchen Vaterländer und ihre Fürſten etwas milder 
denkt, ſo geſchieht es eigentlich nur, weil man eine 
heilloſe und gewiß nicht unberechtigte Angſt davor hat, 
daß das ganze deutſche Reich verpreußt und ver— 
berliniſiert werden könnte. In den einzelnen Reſi— 
denzen kann ſich doch immerhin noch eine gewiſſe terri— 
toriale Eigenart erhalten, man kann den geradezu ver— 
blödenden künſtleriſchen Einflüſſen, die aus Berlin 
kommen, einen gewiſſen Widerſtand entgegenſetzen, 
man kann hie und da auch einmal ein kleines poli— 
tiſches Experiment machen. Allzuviel iſt von ſolchen 
partikulariſtiſchen Beſtrebungen freilich auch nicht zu 
erwarten. Süddeutſchland ſteht ja in dieſer Beziehung 
etwas ſelbſtändiger da. Prinz Ludwig von Bayern 
hat ſich gelegentlich ſehr energiſch dagegen verwahrt, 
daß die deutſchen Bundesfürſten „Vaſallen“ des 
deutſchen Kaiſers ſeien, und man hat auch in Bayern, 
wie in Württemberg und Baden gewagt, auf dem Ge— 
biet des Wahlrechts den Wünſchen des Volkes etwas 
über die preußiſche Linie hinaus entgegenzukommen. 
Aber man darf ſich nur nicht etwa dem Wahne hin— 
geben, daß die Einzelſtaaten wirklich politiſche Be— 
wegungsfreiheit beſäßen. In Baden hat man eine 
Zeit lang das Großblock-Experiment geduldet, und 
Herr von Bodmann hat ſogar die Sozialdemo— 
kratie als eine berechtigte Bewegung anerkannt. Aber 
bald genug iſt man doch wieder umgefallen und hat 
durch eine Reihe von Maßregelungen liberaler Be— 
amter gezeigt, daß es mit der Erleuchtung der badiſchen 
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Regierung nicht weit her ſei. In Württemberg flüftert 
man den Norddeutſchen leiſe ins Ohr, daß Württem— 
berg das liberalſte Land des deutſchen Reiches ſei, 
aber dann verbietet man den Hochſchullehrern doch 
wieder, ſich im Sinne der Großblockpolitik zu be— 
tätigen. Das iſt bedauerlich, aber es iſt nun einmal 
nicht anders. Auch begreift es ſich nur zu gut, wie 
es ſo kam. Fürſt Bismarck hat den Bundesſtaaten 
die Selbſtändigkeitsgelüſte ganz gründlich auszutreiben 
verſtanden. Die tatſächliche Übermacht Preußens iſt 
ſo groß, daß ein grundſätzlicher Widerſtand der übrigen 
Staaten gegen den Willen Preußens als ausge— 
ſchloſſen angeſehen werden müßte. Setzt doch Preußen 
ſeinen Willen ſogar in Dingen durch, in denen die 
agrariſche Rückſtändigkeit auf der Hand liegt, wie bei 
den Abgaben für die bisher freie Stromſchiffahrt. Der 
preußiſche Landtag hatte in das Kanalgeſetz vom 
1. April 1905 friſch-fromm-fröhlich die nachſtehende 
Beſtimmung aufgenommen: 
„Auf den im Intereſſe der Schiffahrt regulierten 
Flüſſen ſind Schiffahrtsabgaben zu erheben. 
Die Abgaben ſind ſo zu bemeſſen, daß ihr Ertrag eine 
angemeſſene Verzinſung und Tilgung der⸗ 
jenigen Aufwendungen ermöglicht, die der Staat zur Ver— 
beſſerung oder Vertiefung jedes dieſer Flüſſe über das na— 
türliche Maß hinaus im Intereſſe der Schiffahrt macht. 
Die Erhebung dieſer Abgaben hat ſpäteſtens mit 
Inbetriebſetzung des Rhein-Weſer-Kanals oder 
eines Teils desſelben zu beginnen.“ 


Das war eine offenbar verfaſſungswidrige Be— 
ſtimmung, da ſie dem Artikel 54 der Reichsverfaſſung, 
der die Stromſchiffahrt von Abgaben befreit, direkt 
widerſprach und Reichsrecht vor Landesrecht geht oder 
doch gehen ſollte. Die preußiſche Regierung pfiff aus 
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Liebedienerei vor den Agrariern auf die Reichsver— 
faſſung und ſetzte Himmel und Hölle in Bewegung, 
um dieſen Beſchluß durchzudrücken. In ſeiner letzten 
Etatsrede vom Januar 1910 erklärte denn auch der 
Finanzminiſter von Rheinbaben ganz offen: „Wir 
ſind willens, den von dem hohen Hauſe uns kund— 
gegebenen, durch Geſetz niedergelegten Willen mit 
aller Energie zum Ausdruck zu bringen und 
trotz aller Hemmniſſe den Gedanken ſiegreich zur 
Durchführung zu bringen.“ In dieſem Falle lag 
nun der Nachteil einzelner Bundesſtaaten, den ſie von 
dieſer preußiſchen Maßregel erwarten mußten, auf der 
Hand. Beſonders Baden und Sachſen muckten 
denn auch auf. In Baden ſprach man von „trüben 
Zeiten“ und warf den mächtigen Bundesſtaaten vor, 
daß ſie auf eigene Vorteile bedacht ſeien; und in 
Sachſen richtete der Vertreter der Leipziger Univer— 
ſität in der erſten ſächſiſchen Kammer, Profeſſor 
Wach, ſeine Mahnung an die preußiſche Regierung, 
ie die Reichsverfaſſung achten. 
Ja, Sachſen und Baden proteſtierten ſogar in einem 
gemeinſamen Schreiben an den Reichstag, in dem ſie 
ihren Standpunkt genau darlegten. Aber geholfen hat 
es ihnen weiter nichts. Schon im Oktober 1910 war 
die Vorlage des Bundesrats, durch welche die freie 
Stromſchiffahrt beſeitigt werden ſollte, fertig und ſie 
war im Bundesrat einſtimmig angenommen 
worden. Durch Verſprechungen und ſanften Zwang 
hatte man es verſtanden, ſämtliche Bundesſtaaten auf 
die preußiſche Seite zu ziehen. Das war in einem 
Fall, in dem es ſich um ſehr wichtige wirtſchaftliche 
Intereſſen der einzelnen Staaten handelte. Selbſt— 
verſtändlich iſt erſt recht nicht daran zu denken, daß 
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der Bundesrat irgend welchen Widerſtand leiſten follte 
oder je geleiſtet habe, wo es ſich darum handelte, einem 
rückſchrittlichen Vorſchlage Preußens auf politiſchem 
Gebiet entgegenzutreten oder einen politiſchen Fort— 
ſchritt gegen den Willen Preußens anzubahnen. Das 
iſt wohl niemals einem Bundesſtaat in den Sinn ge— 
kommen. Im allgemeinen nimmt man es als Kismet 
hin, daß Preußen die Richtung im Reich angibt, wie 
ja auch der preußiſche Finanzminiſter die wirkliche 
Leitung des Reichs in der Hand hat. 

Vielleicht würden ſich die politiſchen Verhältniſſe 
nicht viel ändern, auch wenn ſich das Reich aus 
Bundesſtaaten ohne monarchiſche Spitze zuſammen— 
ſetzte. Aber ſoviel wenigſtens muß doch geſagt werden, 
daß die dynaſtiſchen Rückſichten das bundes⸗ 
ſtaatliche Problem noch ganz erheblich komplizieren. 
Dynaſtiſche Rückſichten, dynaſtiſche Rivalitäten und 
dynaſtiſche Angſte haben leider nur zu oft die Ent— 
wicklung des Reichs gehemmt und viel Verbitterung 
und Verdroſſenheit geſchaffen, die dem Volke hätten 
erſpart bleiben müſſen. Nur auf zwei Einzelfälle ſei 
hier kurz hingewieſen, auf den Streit um die 
Lippeſche Thronfolge und auf das Eingreifen 
des Kaiſers in eine innerbayeriſche Angelegenheit. 
Als der Grafregent Ernſt von Lippe im Jahre 1904 
geſtorben war, ſollte ſein Sohn Leopold nach dem 
Regentſchaftsgeſetz vom 24. März 1898 die Regent— 
ſchaft übernehmen. Da traf plötzlich in Detmold fol— 
gendes Telegramm ein: 

Rominten, 26. 9. 1904, 6,56 Nm. 

Graf Lippe⸗Bieſterfeld Seiztolt 
Spreche Ihnen mein Beileid zum Ableben Ihres Herrn 
Vaters aus. Da die Rechtslage in keiner Weiſe geklärt 
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iſt, kann ich eine Regentſchaftsübernahme 
Nrierſeits nicht anerkennen und. laſſe 
auch das Militär nicht vereidigen. 

(gez.) Wilhelm, I. R. 


Es hat ſeinerzeit im ganzen Reich ſehr viel Auf— 
ſehen erregt und ſehr viel böſes Blut gemacht. Das 
Telegramm war vom Fürſten Bülow nicht unter- 
zeichnet worden. Man mußte die Frage aufwerfen, 
ob es überhaupt irgend eine Gültigkeit zu bean— 
ſpruchen habe. Fürſt Bülow renkte die Sache ſo gut 
es gehen wollte, wieder ein, indem er dem Telegramm 
des Kaiſers folgende Erläuterung nachfolgen ließ, die 
an den Vizepräſidenten des Lippeſchen Landtages ge— 
richtet war: 

„Geehrter Herr Kommerzienrat! Sie haben mich heute 
mündlich um eine authentiſche Interpretation 
des Telegramms Sr. Majeſtät des Kaiſers und Königs vom 
26. vorigen Monats gebeten. Ich bin gern bereit, Ihnen 

meine Antwort ſchriftlich zu beſtätigen, und ermächtige 
Sie, unter Berufung auf mich, öffentlich zu erklären, daß 
Se. Majeſtät der Kaiſer mit dieſem Telegramm lediglich 
bezweckt hat, die vorläufige Nichtvereidigung 
der Truppen für den Regenten und den Grund der— 
ſelben mitzuteilen. Mit der Auffaſſung des Bundesrats, 
daß die Rechtslage noch ungeklärt ſei, konnte Seine 

Majeſtät ſich nicht in Widerſpruch ſetzen. Jeder Ein⸗ 
i die ver fafſungsmäßigen Rechte 
des Fürſtentums hat Sr. Majeſtät dem Kaiſer ſelbſt⸗ 
verſtändlich ferngelegen, und insbeſondere liegt es 
außerhalb allerhöchſtſeiner Abſicht, der derzeitigen Aus⸗ 
übung der Regentſchaft im Fürſtentum durch den Herrn 
Grafen Leopold zur Lippe irgend welches Hinder- 

nis zu bereiten. 

Wie ſtets im Reiche, wird auch im vorliegenden Falle 
der Rechtsboden nicht verlaſſen werden und die 
lippeſche Frage wird ihre Erledigung ausſchließlich nach 
Rechtsgrundſätzen finden. Ich hoffe, daß es unter 
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den Auſpizien des Bundesrats bald gelingen wird, auf 
ſchiedsrichterlichem Wege zum Wohle des lippe⸗ 
ſchen Landes zu einer endgültigen Löſung der Frage zu 
gelangen und werde das meinige tun, um dieſes Ziel in 
möglichſt kurzer Friſt zu erreichen. 
In vorzüglicher Hochachtung 
gez. Graf v. Bülow, Reichskanzler.“ 


Graf Leopold willigte ſchließlich ein, daß ein 
Schiedsgerichtshof eingeſetzt wurde, der ſich dann für 
ihn entſchied. Man muß ſogar dem Grafen Leopold 
wie ſeinem Vater Ernſt nachſagen, daß ſie ſich bei dieſer 
Affäre recht gut benommen haben. Graf Ernſt ſagte 
gelegentlich: „Ich bin der Regent eines kleinen Landes 
und ich kann mal einen Schlag bekommen, ohne daß 
die Freude am gemeinſamen großen Vaterlande 
Schaden leidet. Dagegen muß ein Angriff auf die 
Kaiſerkrone aus Gründen des Reichsintereſſes ver— 
mieden werden.“ Aber trotzdem hat der Lippeſche 
Streit doch mit aller Deutlichkeit erkennen laſſen, wie 
tief das deutſche Volk noch in den Kinderſchuhen ſteckt. 
Es war vielleicht lächerlich, aber es war doch auch 
betrübend, zu ſehen, wie in den Gräbern der Vor— 
fahren der Bieſterfelder herumgeſchnüffelt wurde, wie 
man die längſt zu Aſche gewordene Modeſte von 
Unruh, die unter den Ahnen des Bieſterfelders 
figurierte, auf ihre Ebenbürtigkeit unterſuchte und wie 
nun die Gegenſeite wieder in der Vergangenheit des 
Schaumburgiſchen Konkurrenten herumſtöberte. Aber 
wenn man ſchon die ganze Ebenbürtigkeitsfrage als 
eine lächerliche und anachroniſtiſche Lappalie auf ſich 
beruhen laſſen wollte, ſo mußte man doch um ſo mehr 
das Unwürdige des Zuſtandes empfinden, daß um ein 
deutſches Land, mochte es auch nur klein ſein, gehan— 


delt und geſchachert wurde wie um eine tote Erbſchafts— 
maſſe. Ein ſelbſtändiger Teil des deutſchen Volkes 
wurde wie eine Hammelherde behandelt, die man je 
nach dem Ausfall der Ahnenprobe in den einen oder 
den anderen Stall treiben kann. Vom Willen des 
Volkes war bei alledem nicht einen Augenblick die 
Rede. In der Tat, wenn wirklich die Legitimi— 
tät das Prinzip ſein ſollte, nach dem man die Zu— 
ſtände im Reich zu beurteilen hat, dann wird man ſich 
auch nicht der Konſequenz entziehen können, die 
welfiſchen Anſprüche zu befriedigen, mögen ſie 
auch mit den Intereſſen der Reichseinheit noch ſo 
unverträglich ſein. Denn was dem einen recht iſt, 
muß dem anderen billig ſein. Hier ſah man in einen 
Streit fürſtlicher Häuſer, der vielleicht im Mittelalter 
aus der ganzen Zeitſtrömung heraus hätte verſtanden 
werden können, der aber in der Gegenwart von ſelbſt 
zu der Frage drängte, ob es wirklich nötig ſei, daß 
die einzelnen Bundesſtaaten an eine Reihe fürſtlicher 
Familien aufgeteilt werden, ohne daß die beteiligten 
Reichsbürger dabei überhaupt befragt werden. 

Auf einem etwas anderen Gebiet liegt das Tele— 
gramm, das der Kaiſer am 10. Auguſt 1902 an den 
Prinzregenten Luitpold von Bayern richtete. 
Es lautete folgendermaßen: 

Swinemünde, den 10. Auguſt. 
An Prinzregent von Bayern 
München. 
Von meiner Reife eben heimgekehrt, leſe ich mit tief ⸗ 
ſter Entrüſtung von der Ablehnung der von Dir ge— 
forderten Summe für Kunſtzwecke. Ich eile, meiner Em— 
pörung Ausdruck zu verleihen über die ſchnöde Un- 


dankbarkeit, welche ſich durch dieſe Handlung kenn— 
zeichnet ſowohl gegen das Haus Wittelsbach im allgemeinen 
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als auch gegen Deine erhabene Perſon, welche ſtets als 
ein Muſter der Hebung und Unterſtützung 
der Kunſt geglänzt. Zugleich bitte ich Dich, die Summe, 
welche Du benötigſt, Dir zur Verfügung ſtellen zu dürfen, 
damit Du in der Lage ſeiſt, in vollſtem Maße die Aufgaben 
auf dem Gebiete der Kunſt, welche Du Dir geſteckt haſt, 
zur Durchführung zu bringen. 
Wilhelm. 
Es iſt kaum anzunehmen, daß der Prinzregent 
Luitpold von dieſem Telegramm ſehr erbaut geweſen 
ſein ſollte. Er antwortete jedenfalls etwas zurück— 
haltend: | 
Seiner Majeſtät Kaiſer Wilhelm 
Swinemünde. 
Es drängt mich, Dir meinen innigſten Dank 
für Dein ſo warmes Intereſſe an meinen und 
meines Hauſes Beſtrebungen auf dem Gebiete der Kunſt 
und für Dein fo hochherziges Anerbieten aus 
zuſprechen. Zugleich freut es mich, Dir mitteilen zu 
können, daß durch den Edelſinn eines meiner Reichsräte, 
welcher die abgelehnte Summe Zur Sea 
gung ſtellte, meine Regierung in die Lage verſetzt iſt, 
getreu den Traditionen meines Hauſes wie meines Volkes 
die Pflege der Kunſt als eine meiner vornehmſten Auf— 
gaben unentwegt fördern zu können. 
Jagdhaus Fiſchbach, den 11. Auguſt. 
Luitpold, Prinz von Bayern. 


Man wird ruhig ſagen können, daß das bayeriſche 
Zentrum ſich im vorliegenden Fall ſehr banauſiſch ge— 
zeigt hatte. Auch war es zweifellos bei der Ablehnung 
der Forderung darauf abgeſehen, der bayeriſchen Re— 
gierung ‚die nicht ſo wollte, wie das Zentrum, einen 
Denkzettel zu erteilen. Aber man fragt ſich umſonſt, 
wie ſich eigentlich das Eingreifen des Kaiſers in dieſe 
innerbayeriſche Angelegenheit motivieren ließ. Die 
Folge war denn auch, daß das Zentrum nun erſt recht 
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der bayerischen Regierung den Daumen aufs Auge 
drückte. Es iſt in Bayern mehr und mehr zur re— 
gierenden Partei geworden und läßt ſich nicht einmal 
mehr von den bayeriſchen Miniſtern dreinreden, viel 
weniger von irgend einer außerhalb Bayerns ſtehen— 
den Perſönlichkeit. Das Zentrum wurde erſt recht 
Trumpf, nicht bloß in Bayern, ſondern auch im ganzen 
Reich. Aber deshalb bleibt dieſes Telegramm doch ein 
Verſuch, über den Kopf der Volksvertretung hinweg 
die Angelegenheit der Bundesſtaaten perſönlich aus 
fürſtlicher Machtvollkommenheit zu regeln. Der 
fürſtliche Wille ſollte dem Lande aufgezwungen wer— 
den. Und aus dieſem Geſichtspunkt konnte die Wir— 
kung keine andere ſein, als dem Reichsgedanken zu 
ſchaden und die partikulariſtiſche Strömung zu ver— 
ſchärfen. | 

Noch weit bedenklicher erſcheinen die dynaſti— 
ſchen Angſte. Darüber hat Profeſſor Max Weber 
auf der Magdeburger Tagung des Vereins für Sozial— 
politik vor einigen Jahren ein bemerkenswertes Wort 
geſprochen. Er machte die dynaſtiſchen Angſte für die 
ſchlimme Situation im deutſchen Reiche verantwort— 
lich. Unſer Anſehen als Kulturmacht ſinke im Aus— 
lande von Stufe zu Stufe, ſo daß dieſer Zuſtand für 
uns direkt gefährlich werde. Es fehle uns eben das— 
jenige Maß von Freiheit im Innern, deſſen ſich 
andere Länder erfreuen. Dieſer Mangel ſetze uns in 
den Augen des Auslandes herab, ja, mache uns direkt 
bündnisunfähig. Es war dem Redner da— 
mals beſonders um die Anerkennung der Gleichberech— 
tigung des Arbeiterſtandes zu tun; aber man wird 
ſich ſeinen Vorwurf aneignen können auch über die 
ſozialpolitiſchen Fragen hinaus. Zweifellos, die 


Rückſichten auf die Erhaltung der eigenen Dynaſtie 
ſprechen ſehr häufig bei den Maßnahmen der Regie— 
rungen ein wichtiges Wort mit. So manche Vorlage, 
mit der ſich die Parlamente in unſeren Tagen abplagen 
mußten, iſt nur aus den perſönlichen Wünſchen und 
bisweilen auch aus den perſönlichen Beſorgniſſen der 
Herrſcher heraus zu erklären. Es iſt unverſtändlich, 
weshalb das deutſche Volk nicht dasjenige Maß von 
politiſcher Freiheit ſollte beanſpruchen können, das 
viel tiefer ſtehenden Völkern längſt gewährt worden 
iſt. Es iſt auch unverſtändlich, weshalb eine Partei 
geringwertiger ſein ſollte, als die andere, da doch 
ſchließlich jede einzelne Partei dem Volke auf ihre 
Art zu dienen verſucht. Aber die Wirkung der dynaſti— 
ſchen Angſte dokumentiert ſich gerade darin, daß ein— 
zelne Parteien anderen Parteien vorgezogen werden, 
weil ſie wenigſtens ſo tun, als ſeien ſie beſonders 
königstreu, und als hätten ſie den Patriotismus in 
Erbpacht genommen. Die Dinge liegen eben ſo, daß 
jede freiheitliche Regung des Volkes mit äußerſtem 
Mißtrauen betrachtet wird, daß dagegen ſolche Par— 


teien begünſtigt werden, die ſich als gefällige Diener 


des Abſolutismus darſtellen. 

Es liegt in der Natur der Entwicklung, daß die 
Politik eines Landes nicht geradlinig fortſchreitet, 
ſondern daß ſie ſich in wechſelnden Kurven bewegt. 
Ganz etwas anderes als ſolche Schwankungen des poli— 
tiſchen Schwergewichts ſind indeſſen die Zuſtände, die 
man bei uns unter dem Schlagwort des Zickzack— 
kurſes zuſammengefaßt hat. Hier handelte es ſich 
viel weniger um Veränderungen der einmaleingeſchlage— 
nen Richtung, die ſich aus Veränderungen des Volks— 
willens ergaben, als um Stimmungen und Berjtim- 
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mungen, die ſcheinbar ganz plötzlich wechſelten. Die 
Sprunghaftigkeit der Politik, ein unmotivierter Vor— 
ſtoß, dem ein nicht minder unmotivierter Rückzug ent— 
ſpricht, das plötzliche Abſchweifen von der geraden 
Linie, das alles erklärt ſich vielfach aus dynaſtiſchen 
Rückſichten. Wir haben ja davon im Lauf der Jahre 
mannigfache Proben erlebt. Und bisweilen wird man 
den Eindruck nicht los, daß zwiſchen dem „himmelhoch 
jauchzend“ und dem „zum Tode betrübt“ oft nur ein 
geringer Zwiſchenraum liegt. Je nachdem die Dinge 
nach Wunſch gehen oder einen unerwarteten Weg ein— 
ſchlagen, wechſelt auch die Stellung zu den wichtigſten 
Fragen der Politik. Man braucht ſich nur der freund— 
lichen Aufnahme zu erinnern, die die Demonſtranten 
in der Wahlnacht des 5. Februar 1907 Unter den 
Linden fanden. Der Kaiſer ſtand am Fenſter, gebot 
Silentium und hielt eine Anſprache, in der er ſeine 
Zuverſicht ausſprach, daß das Volk niederreiten 
werde, was uns entgegenſteht. Und er ſchloß mit 
Kleiſts Prinzen von Homburg: „Was kümmert dich 
die Regel, nach der der Feind ſich ſchlägt, wenn er 
nur geſchlagen wird.“ Es war ein Augenblick des 
Aufſchwungs. Und doch dauerte es noch nicht zwei 
Jahre, daß dieſe Stimmung völlig verſchwand und 
tiefer Niedergeſchlagenheit Platz machte. Nach 
den Novemberdebatten von 1908 wußten Chroniſten, 
die angeblich gut orientiert waren, davon zu 
berichten, daß der Kaiſer durch Gebet und 
Tränen das ſeeliſche Gleichgewicht wieder zu er— 
langen ſuche. Darüber wäre nun nichts zu ſagen, 
wenn ein Monarch nicht auch dieſe Stimmungen ge⸗ 
legentlich auf die Politik übertragen könnte. Es iſt 
menſchlich, daß der einzelne, er mag ſein, wer er will, 
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verſchiedenartigen Stimmungen unterworfen iſt. Aber 
es iſt bedenklich, wenn die Geſamtheit darunter leiden 
ſoll. Es mag fraglich ſein, ob es jemals gelingen wird, 
das Gefühlsmoment aus der Politik gänzlich auszu— 
ſchalten. Indeſſen läßt es ſich immerhin zurüd- 
drängen. Giebt es auch gute und weniger gute 
Fürſten, ſo wird man doch niemandem nachſagen 
können, daß er ganz vollkommen oder ganz ohne 
Vorzüge ſei. Es kommt indeſſen darauf an, ſolche 
Zuſtände zu ſchaffen, in denen ein Fürſt wohl ſo viel 
Gutes tun kann, als nur irgend in ſeiner Natur be— 
gründet iſt, aber in denen er in ſeiner Selbſtherrlich— 
keit durch den Geſamtwillen eingeſchränkt wird. 
Daß noch ſehr viel daran fehlt, ſolche Zuſtände 
bei uns zur Regel zu machen, iſt die notwendige Kon— 
ſequenz unſerer politiſchen Zuſtände, die zwiſchen einem 
halben Konſtitutionalismus und einem 
halben Abſolutismus haltlos hin- und her⸗ 
ſchwanken. So wenig die Miniſter mehr ſind als 
die „Handlanger“ des Monarchen, ſo wenig iſt der 
Monarch ſelbſt gehalten, ſich ausſchließlich nach dem 
Willen der Miniſter zu richten. Es wäre das auch 
wirklich etwas zu viel verlangt. Zwiſchen einem Mi— 
niſter und irgend einem anderen Berater des Kaiſers 
gibt es keine feſte Grenze. Es fragt ſich zum mindeſten 
ſehr, ob der Einfluß des preußiſchen Kriegsminiſters 
größer ſei als beiſpielsweiſe der Einfluß des Chefs 
des Militärkabinetts. Sie ſind ja beide direkt vom 
Kaiſer abhängig. Wenn er mit ihnen nicht zufrieden 
iſt, dann kann er den einen wie den anderen aus ſeiner 
Stellung entfernen. Woher ſoll da die Selbſtändigkeit 
des einzelnen Miniſters kommen? Dieſe Unſelbſt— 
ſtändigkeit der heutigen Miniſter, die Tatſache, daß 
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ſie nur auf die Gnade des Königs und Kaiſers ge— 
ſtellt ſind, hat dann aber wieder zur Folge, daß ſie 
auf die Umgebung des Kaiſers ſo gut wie völlig ohne 
Einfluß ſind. Fürſt Bismarck hat ſeinerzeit darauf 
gehalten, daß ihm die Hofgeſellſchaft nicht gegen den 
Wagen fuhr. Er hat ſogar bisweilen in ſeinem Miß— 
trauen Geſpenſter geſehen. Aber auch unter Wil— 
helm I. hat es nicht völlig an jener Erſcheinung ge 
fehlt, die man als Kamarilla bezeichnet. Be— 
ſonders die Hofprediger hatten zeitweilig unter dem 
alten Kaiſer einen recht bedenklichen Einfluß. Auch 
kam es wohl vor, daß höfiſche Miniſter wie Graf 
Eulenburg irgend welche Maßnahmen Bismarcks zu 
hintertreiben wußten. Im ganzen wird man doch 
ſagen müſſen, daß es Fürſt Bismarck vermöge ſeiner 
ungewöhnlichen Perſönlichkeit ſehr wohl verſtanden 
hat, beim alten Kaiſer ſeinen Willen durchzuſetzen. 
Heute iſt davon nicht die Rede. Das einzige Mal 
bei der Erklärung vom 17. November 1908, über die 
an anderer Stelle ausführlicher gehandelt wird, hat 
auch Fürſt Bülow, geſtützt auf den Reichstag und den 
Bundesrat, dem Kaiſer ein Zugeſtändnis abgerungen. 
Aber er hat dieſen Erfolg nicht lange überdauert, und 
heute iſt es überhaupt verpönt, von jener Erklärung 
noch zu ſprechen. Herr von Bethmann Hollweg wenig— 
ſtens hütet ſich wohlweislich, an dieſe Erklärung zu 
erinnern. Er ſchluckt ſelbſt noch die Königsberger 
Gottesgnadenrede. Bei dieſer Lage der Dinge iſt es 
nicht weiter überraſchend, daß die Kamarilla heute 
wieder eine recht wichtige Rolle ſpielt. Von einer „häß— 
lichen fremden Giftpflanze“ hat in den November— 
debatten Fürſt Bülow geſprochen. Er ſagte der Kama— 
rilla nach, daß ſie ein fremdes Gewächs ſei, das 
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nie ohne großen Schaden für den Fürſten und ohne 
großen Schaden für das Volk bei uns eingepflanzt ſei. 
Ob dieſe Pflanze wirklich erſt bei uns importiert wor- 
den iſt, darüber braucht man nicht zu ſtreiten, da ſie 
jedenfalls längſt bei uns heimiſch geworden iſt. Man 
wird die Geſchichte der preußiſchen Könige nicht ver— 
folgen können, ohne immer wieder auf die Kamarilla 
zu ſtoßen. Unter ſchwachen Fürſten wie Friedrich 
Wilhelm II. und Friedrich Wilhelm IV. ſchoß fie be- 
ſonders üppig ins Kraut, aber völlig ausgerottet wurde 
ſie unter keinem von ihnen. Man weiß, welche Rolle 
Fürſt Philipp Eulenburg als der heimliche Berater 
des Kaiſers geſpielt hat, wie er auf ſinnlich-überſinn⸗ 
lichem Wege die Politik des Reiches und Preußens zu 
beeinfluſſen verſtand, bis ihm die Aufdeckung früherer 
Verfehlungen die Gunſt des Kaiſers entzog. Aber des— 
halb fehlt es natürlich auch heute nicht an Höflingen 
aller Art, die ſehr ſchlau ihre Poſition auszunützen 
wiſſen und dem Kaiſer ihre Wünſche ſoufflieren. Da- 
bei iſt das ſchlimme, daß man ſehr oft nicht unter- 
ſcheiden kann, was auf den Fürſten ſelbſt, was auf 
die un verantwortlichen Einflüſſe einzelner Perſonen 
zurückgeführt werden muß. Der Offentlichkeit gegen- 
über aber trägt der Fürſt unter allen Umſtänden die 
Laſt. 

Jedenfalls iſt nicht in Abrede zu ſtellen, daß ge— 
wiſſe Kliquen und Klaſſen heute ſehr häufig 
das Ohr der Fürſten haben, während die Stimme 
des Volkes nur ſelten zu den Stufen des Throns 
dringen kann. Es iſt aber in dieſer unvollkommenen 
Welt nicht anders, als daß jeder einzelne ſeine eigenen 
Intereſſen für die wichtigſten hält, und daß er des— 
halb, wenn er die Möglichkeit dazu hat, auch dieſe 
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Intereſſen dem Fürſten beſonders nahelegt. Und da 
er ſehr richtig ſpekuliert, daß der Fürſt wieder in 
erſter Reihe an ſeine eigenen Intereſſen und an die 
Intereſſen ſeines Hauſes denken wird, ſo wird er ſich 
bemühen, auch ſeinerſeits ſich dem Fürſten unentbehr- 
lich zu machen. Man hört deshalb auch immer wieder, 
wie die einzelnen Klaſſenvertreter ſich ſelbſt als die 
zuverläſſigſten Stützen des Thrones anpreiſen, 
auch wenn ſie ganz genau wiſſen, daß es ihnen nur 
um ihren eigenen Profit zu tun iſt. Und auf die Hal- 
tung der Fürſten wieder hat dann ſehr häufig die 
Beſorgnis Einfluß, daß man ihre Rechte ſchmälern 
wolle. Beſonders ſeit die Kronen nicht bloß in Europa, 
ſondern ſogar ſchon in Aſien bedenklich zu wackeln an— 
gefangen haben, iſt es ſehr ſchwer, einen Fürſten da— 
von zu überzeugen, daß er ſich immer noch am ſicherſten 
fühlen kann, wenn er auf das perſönliche Eingreifen 
in die allgemeine Politik verzichtet und ſich damit be— 
gnügt, der Träger des Staatsgedankens 
zu ſein. Im deutſchen Reich mit ſeinen zahlreichen 
Fürſten ſpielen jedenfalls die dynaſtiſchen Beſorgniſſe 
eine wichtige Rolle. Sie tragen ſehr viel 
dazu bei, die Beziehungen zwiſchen Fürſt und 
Volk zu beeinträchtigen, und ſie hemmen ſehr 
häufig den gebotenen Fortſchritt. Das liegt 
nicht an der monarchiſchen Inſtitution als 
ſolcher, die ihre Schwächen, aber auch ihre großen 
Vorzüge gegenüber anderen Regierungsſyſtemen hat, 
wohl aber an der verfaſſungsrechtlichen 
Unklarheit, die leider im deutſchen Reich und 
in den einzelnen Bundesſtaaten noch beſteht. Das 
Gegengewicht gegen den Willen der Fürſten iſt heute 
vielfach nicht ſchwer genug. Es fehlt an einer Ber: 


tretung des Volkes, die den feſten Willen hätte, ſich 
dem Willen des Fürſten gleichberechtigt gegen- 
überzuſtellen. Soweit aber der Bundesrat in Betracht 
kommt, mögen einzelne Bundesſtaaten aus der heu— 
tigen Miſere hinausſtreben; ſie werden nicht weit 
damit kommen, ſo lange nicht auch Preußen der frei— 
heitlichen Entwicklung erſchloſſen worden iſt. Deshalb 
gehören ein verfaſſungsmäßiges Regime und ein freies 
Wahlrecht für Preußen zuſammen. Erſt aus beiden 
Reformen kann für das deutſche Reich neues Leben 
erblühen. 


Die Fonftitutionellen Garantien 


Verfaſſungsfragen find urſpruͤnglich 
nicht Rechtsfragen, ſondern Machtfragen; 
die wirkliche Verfaſſung eines Landes 
exiſtiert nur in den tatſaͤchlichen Macht⸗ 
verhaͤltniſſen, die in einem Lande beſtehen; 
geſchriebene Verfaſſungen ſind nur dann von 
Wert und Dauer, wenn ſie der genaue 
Ausdruck der wirklichen, in der Geſell⸗ 
ſchaft beſtehenden Machtverhaͤltniſſe ſind. 


Ferdinand Laſſalle. 


Die deutſche Reichsverfaſſung, jo ausgezeichnet fie 
in ihren Grundzügen auch iſt, hat doch notgedrungen 
oder auch mit Abſicht manche Frage in der Schwebe 
gelaſſen, manches Problem nicht gelöſt. Beſonders 
ſind die Beziehungen zwiſchen den Rechten und Pflich— 
ten des „Präſidiums“, wie die Verfaſſung die Stellung 
des Kaiſers bezeichnet, und zwiſchen den Rechten und 
Pflichten des Volks und ſeiner Vertretung wohl mit 
gutem Grunde nicht genau umgrenzt worden. Man 
kann aus der Reichsverfaſſung faſt ſoviel herausleſen, 
wie die Theologen aus der Bibel. War doch die Ver- 
faſſung zunächſt nicht auf Inſtitutionen zugeſchnitten, 
ſondern auf zwei Perſonen, nämlich auf den alten 
Kaiſer Wilhelm und auf den Fürſten Bismarck. Des⸗ 
halb ſah auch Bismarck zuerſt darauf, daß er ſelbſt 
und ſein Werk nicht zu kurz kamen, daß aber ebenſo 
auch der Kaiſer nicht zu einem konſtitutionellen 
Schatten herabgedrückt wurde. An dieſer Tendenz hat 
Bismarck auch feſtgehalten, ſo lange er im Amte war. 
In dieſer Richtung ſagte er am 29. November 1881 
im Reichstage: „Meine Herren, glauben Sie doch nicht, 
daß ich Ihnen diene. Ich diene dem Kaiſer, 
dem feſten Punkt, den Sie anerkennen. Dieſe Ge— 
ſinnung, ich hoffe nicht, daß ſie mit mir ausſtirbt; aber 
ſo lange ich lebe, wird es einen Royaliſten und einen 
ſicheren Diener des Kaiſers geben.“ Ob Fürſt Bis— 
marck wirklich bis an ſein Lebensende ſich in dieſem 
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Gedankenkreiſe bewegt hat, das iſt zum mindeſten 
zweifelhaft. Er war ſpäter, als er verbittert in 
Friedrichsruh ſaß, an ſeinem Royalismus etwas irre 
geworden. Aber dieſe Privatanſichten des erſten 
Kanzlers kommen für die vorliegende Frage nicht 
weiter in Betracht. Jedenfalls, ſo lange Bismarck 
Reichskanzler war, hat er ſich für die Aufrechterhal— 
tung der Machtbefugniſſe des Kaiſers eingeſetzt. Der 
Verſuch, den er um die Wende der ſiebziger Jahre mit 
der Berufung des Herrn von Bennigſen in den 
Reichsdienſt und mit einer Art parlamentariſchen Re— 
gimes machen wollte, iſt nicht zur Durchführung ge— 
langt. Und Fürſt Bismarck hat wenigſtens inſofern 
noch die ſpärlichen Rechte des Parlaments einzu— 
ſchränken verſucht, als er mit Hilfe des übelberüchtigten 
Kartellreichstages die Verlängerung der Legislatur— 
perioden des Reichstages von drei auf fünf Jahre 
durchdrückte, eine Maßregel, die ſich unterdeſſen immer 
wieder als verhängnisvoll erwieſen hat. 

Unter den Nachfolgern des Fürſten Bismarck iſt 
an der Reichsverfaſſung in grundſätzlicher Richtung 
nur wenig geändert worden. Fürſt Bülow hat die 
beſſere Sicherung der geheimen Wahl durchgeführt und 
die Tagegelder für die Abgeordneten eingeführt; unter 
ihm und zum Teil wohl auch auf ſeine Anregung iſt 
aber auch die Geſchäftsordnung des Reichstages, die 
ſich nach der Verfaſſung der Reichstag ſelbſt zu geben 
hat, in einigen Richtungen verſchlechtert worden. Da— 
hin gehört beſonders die Einſchränkung der Geſchäfts— 
ordnungsdebatten, die dem Präſidenten eine erhöhte 
Befugnis verlieh und damit auch die Niederzwingung 
einer Minderheit durch eine präſente Mehrheit er— 
leichterte. An ſich iſt natürlich der Mehrheitswille in 
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einer Volksvertretung maßgebend. Aber in einem 
Parlament, das auf die Richtung der Politik nicht 
entſcheidend einwirken kann, beſteht die oberſte Auf— 
gabe der Abgeordneten ſehr häufig in der Verhinde— 
rung volksfeindlicher Beſchlüſſe. Deshalb iſt jede Be— 
ſtimmung der Geſchäftsordnung, die geeignet iſt, die 
oppoſitionelle Minderheit zu vergewaltigen, auch eine 
Verkürzung der Volksrechte. Indeſſen hätte ſich wohl 
die Unklarheit in den Beziehungen zwiſchen Bundes— 
rat, Präſidium und Reichstag noch weiter fortſchleppen 
können, ohne daß ſie ſich als beſonders nachteilig be— 
merkbar gemacht hätte, wenn einerſeits der jetzige 
Kaiſer ſich des direkten Eingriffs in die praktiſche Po— 
litik enthalten hätte, und wenn anderſeits die reak— 
tionären Parteien nicht mehr als einmal zu erkennen 
gegeben hätten, daß ihnen der auf dem gleichen, 
direkten, geheimen und allgemeinen Wahlrecht be— 
ruhende Reichstag im höchſten Maße unbequem ſei. 
So brach ſich die Erkenntnis immer allgemeiner Bahn, 
daß die Reichsverfaſſung nicht dauernd in der Form 
beſtehen bleiben könne, in der ſie urſprünglich auf 
zwei Perſonen zugeſchnitten worden war. War doch 
die Folge dieſer Unklarheiten, daß die Rechte der Krone 
in immer erweitertem Maße interpretiert wurden, 
während demgemäß die Rechte des Volkes immer 
weiter verkürzt wurden. So manche verfaſſungsrecht— 
liche Unklarheit ſchrie geradezu nach einer deutlichen 
Interpretation, ſchon damit nicht eines Tages ein 
unheilvoller Konflikt im deutſchen Reich heraufbe— 
ſchworen würde. 

Vor allem handelte es ſich dabei um die nähere 
Erläuterung der verfaſſungsrechtlichen 
Verantwortlichkeit des Reichskanz— 
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lers. Dieſe Verantwortlichkeit iſt in der Reichs— 
verfaſſung ausgeſprochen, aber ſie iſt heute nicht greif— 
bar, weil es kein Verantwortlichkeitsgeſetz gibt. Das 
war die eine Forderung, zunächſt einmal eine Hand⸗ 
habe zu gewinnen, um den Reichskanzler, der in 
irgend einer Weiſe nach der Auffaſſung des Reichs— 
tages die Verfaſſung verletzt hat, zur Rechenſchaft 
ziehen zu können. Die andere Forderung ſtellte, äußer⸗ 
lich angeſehen, nur eine Verbeſſerung der Geſchäfts— 
ordnung des Reichstages dar, inſofern es ſich darum 
handelte, das Interpellationsrecht des 
Reichstages zu erweitern. Denn heute darf der 
Reichstag wohl an die Verbündeten Regierungen 
Fragen richten, ſoviel er will, aber einmal hat er 
keinen Einfluß darauf, ob die Regierung dieſe Fragen 
überhaupt beantworten will, und dann fehlt ihm jede 
Handhabe, um ſeiner Meinung darüber Ausdruck zu 
geben, ob ihm die Antwort der Regierung genügt oder 
nicht. Damit ergab ſich ganz von ſelbſt die Forderung, 
daß die Geſchäftsordnung des Reichstages dahin er- 
weitert würde, daß mit Interpellation auch An- 
träge irgend welcher Art verbunden werden könn— 
ten, daß beſonders dem Reichstag die Möglichkeit ge— 
ſichert würde, ſich am Schluß ſeiner Interpellations— 
debatte darüber auszuſprechen, ob er von der Antwort 
des verantwortlichen Reichsbeamten oder ſeiner 
Staatsſekretäre zufriedengeſtellt worden ſei oder nicht. 

Dieſe ſehr wichtigen Fragen, die zu einer ſchär— 
feren Umgrenzung der Rechte des Reichstages einer— 
ſeits, der Rechte der Regierung, des Kaiſers und des 
verantwortlichen Reichskanzlers anderſeits, führen 
ſollten, drängten ſich mit beſonderer Entſchiedenheit 
hervor, als das bekannte Kaiſerinterview des 
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„Daily Telegraph“ in die politiſche Debatte geworfen 
wurde. Wie dieſes Interview zuſtande gekommen iſt, 
und ob es ſich bei ſeiner Publikation um eine 
Bummelei des Auswärtigen Amts gehandelt hat, das 
kann heute auf ſich beruhen bleiben. Aber der Inhalt 
des Interviews, mochte es nun auf die eine oder die 
andere Weiſe an die Hffentlichfeit gebracht worden 
ſein, war in jedem Fall geeignet, das deutſche Volk 
im tiefſten zu erregen. Man ſah plötzlich in einen 
Abgrund. Neben der verfaſſungsmäßigen Regierung 
trat ein abſolutiſtiſches Regime zutage, das durchaus 
nicht immer mit der amtlichen deutſchen Politik kon— 
form ging, ſondern ſich bisweilen in direktem Gegen— 
ſatz zu ihr befand. Und man mußte ſich ſagen, daß 
es auf dieſe Weiſe nur zu leicht zu einem Konflikt 
mit dem Auslande kommen könnte, ohne daß die amt- 
lichen Stellen in der Lage geweſen wären, Gegenmaß⸗ 
regeln zu treffen. Man mußte ſich auch ſagen, daß 
in der Welt das Anſehen des deutſchen Volkes ſchwer 
leiden müßte, wenn es ſo dargeſtellt wurde, als wäre 
eine perſönliche Politik bei uns möglich, die ſich jeder 
Kontrolle durch den Reichstag und die Regierung ent— 
zog. Es war deshalb auch der Wille und die Über⸗ 
zeugung allgemein, daß dem Kryptoabſolu— 
tis mus und dem perſönlichen Regime ein für alle— 
mal ein Riegel vorgeſchoben werden müſſe. Ein— 
zelwille oder Wille des Volkes, das 
war die Alternative, über die man nicht hinweg— 
kommen konnte. Wie ſtark damals der allgemeine 
Unwille war, geht zur Genüge daraus hervor, daß 
ſelbſt die konſervative Partei eine Erklärung erließ, 
in der ſie, wenn auch nur in dem ehrfurchtsvollen 
Ausdruck des Wunſches, zu verſtehen gab, daß in 
7* 


— 100 — 


den Außerungen des Kaiſers künftig eine größere 
Zurückhaltung beobachtet werden möge. Die 
übrigen Parteien gingen natürlich noch viel weiter. 
Eine ganze Reihe von Vorſchlägen wurden gemacht, 
um ähnliche Vorkommniſſe zu verhindern. Man for— 
derte eine feſt umſchriebene Verantwortlichkeit des 
Reichskanzlers nicht bloß, wie es heute in der Ver— 
faſſung heißt, für die Anordnungen und Verfügungen 
des Kaiſers, ſondern auch für feine politiſchen Auße— 
rungen und Reden. Man regte eine Adreſſe 
an den Kaiſer an, in der dem Kaiſer nahegelegt wer— 
den ſollte, künftig ſeine politiſchen Außerungen von 
einer vorhergehenden Verſtändigung mit dem Reichs— 
kanzler abhängig zu machen. Man forderte, um die 
Verantwortlichkeit des Reichskanzlers praktiſch wirk— 
ſam zu machen, die Schaffung von verantwort— 
lichen Reichs miniſtern, man verlangte, daß 
der Reichskanzler nicht allein durch den Kaiſer er— 
nannt werden dürfe, ſondern daß dabei auch der 
Reichstag oder doch ſein Präſidium gehört werden 
müſſe, und man regte endlich eine entſprechende Er— 
weiterung des Interpellationsrechts des Reichstages 
an. Vorläufig aber kam es zu nichts anderem als 
zu einem Interpellationsſturm, der den Reichstag 
zwei Tage lang durchtobte. 

Vielleicht zum erſten Mal hatte der deutſche 
Reichstag eine Kaiſerdebatte. Es kam gewiß nicht alles 
zum klaren und deutlichen Ausdruck deſſen, was eigent- 
lich geſagt werden mußte, und beſonders Fürſt Bülow 
bemühte ſich nach beſten Kräften, der am Kaiſer ge— 
übten Kritik die Spitze abzubrechen. Und doch, wenn 
man rückſchauend dieſe Debatten noch einmal über— 
blickt, ſo findet man darin manches ſcharfe und kluge 
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Wort. Selbſt die Konſervativen glaubten damals 
unter dem Eindruck der allgemeinen Erregung ſich 
von der Debatte nicht ausſchließen zu ſollen. Herr 
von Heydebrand ging ziemlich entſchieden gegen 
die Außerungen des Kaiſers vor, ſprach von einer 
„verlorenen Schlacht“, von einer Summe von 
Sorgen, von Bedenken und Beunruhigung; Herr 
Gamp, der Vertreter der Reichspartei, beklagte es, 
daß der Kaiſer ſo oft in Widerſpruch trete mit den 
Anſchauungen der ganzen Bevölkerung, daß er aus 
allen Vorkommniſſen der Vergangenheit keine Lehre 
für die Zukunft gezogen habe; Herr Liebermann 
von Sonnenberg beklagte, daß der Kaiſer je 
nach den Umſtänden engliſch oder amerika— 
niſch, aber nicht in jedem Augenblick 
deutſch denke. Er glaubte eine unüberbrückbare 
Kluft zwiſchen Kaiſer und Volk zu ſehen und be— 
hauptete, daß das Vertrauen des Volkes auf den 
Nullpunkt geſunken ſei. Und der Zentrumsver— 
treter Frhr. von Hertling ſprach mit deutlicher 
Anſpielung von den Tagen des Sonnenkönigs und 
den engliſchen Stuarts, die längſt hinter uns liegen. 
Selbſtverſtändlich hielten die Vertreter der liberalen 
Parteien und der Sozialdemokratie mit ihrer Kritik 
des perſönlichen Regiments erſt recht nicht zurück. Und 
ſo wenig man auch mit dieſer Interpellationsdebatte 
zufrieden ſein konnte, ſo war doch immer die Frage 
der Miniſterverantwortlichkeit und der konſtitutio— 
nellen Garantien aufgeworfen worden. Auch muß 
man rückblickend dem damaligen Reichskanzler 
Fürſten Bülow zugeſtehen, daß er dieſer Auseinander- 
ſetzung zwiſchen Kaiſer und Volk eine bleibende Spur 
zu geben verſuchte. Schon in ſeiner Beantwortung 
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der Interpellation hatte er davon geſprochen, daß ſich 
der Kaiſer auch in ſeinen Privatäußerungen diejenige 
Rückſicht auferlegen müſſe, ohne die weder er 
noch einer ſeiner Nachfolger die Ver⸗ 
antwortung tragen könne. Ebenſo war er 
doch Manns genug, zu erklären, daß ihm der Ent— 
ſchluß, ſeine Entlaſſung zu nehmen, nicht ſchwer ge— 
worden ſei, um ſo ſchwerer aber der Entſchluß, dem 
Wunſche des Kaiſers folgend noch im Amte zu bleiben. 
So ging er denn auch, geſtützt auf den Reichstag wie 
auf die Verbündeten Regierungen und das preußiſche 
Staatsminiſterium, am 17. November 1908 nach Pots— 
dam, um dem Kaiſer von dem Ergebnis der Debatten 
Mitteilung zu machen. Es war ein ſchwerer Entſchluß 
und vielleicht die mutigſte Tat des Kanzlers Bülow. 
Er kam nicht mit leeren Händen zurück. Noch am 
gleichen Tage konnte über das Ergebnis der Pots— 
damer Audienz berichtet werden: 


„Der Kaiſer nahm die Darlegungen und Erklärungen 
des Reichskanzlers mit großem Ernſte entgegen und gab 
ſeinen Willen dahin kund: Unbeirrt durch die von ihm als 
ungerecht empfundenen Übertreibungen der öffentlichen 
Kritik erblicke er feine vornehmſte kaiſerliche 
Aufgabe darin, die Stetigkeit der Politik 
des Reiches unter Wahrung der verfaſ⸗ 
ſungsmäßigen Verantwortlichkeiten zu 
ſichern. Demgemäß billigte der Kaiſer die Aus- 
führungen des Reichskanzlers im Reichs⸗ 
tage und verſicherte den Fürſten Bülow ſeines fort- 
dauernden Vertrauens.“ 


Das war mehr als eine Vertrauenskundgebung 
für den Fürſten Bülow; es war zugleich auch eine 
bindende Zuſage des Kaiſers dem Volk gegen— 
über. Aber ſchon damals mußte man fragen, ob eine 
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ſolche Erklärung ausreichen könne, um künftige Diffe— 
renzen zwiſchen der Krone und dem Parlament zu 
verhindern oder ſie doch auf geordnetem Wege aus— 
zugleichen. Schon der Ausdruck „Stetigkeit der Po— 
litik“, ſo freundlich er auch angeſichts der zahlloſen 
Sprunghaftigkeiten des perſönlichen Regimes berühren 
mochte, ließ doch die Möglichkeit übrig, daß die Stetig— 
keit in einer volksfeindlichen Politik erblickt werden 
könnte. Ebenſo mußte man fragen, was eigentlich 
unter den „verfaſſungsmäßigen Verantwortlichkeiten“ 
zu verſtehen ſei. Es blieb doch immer der Verdacht 
beſtehen, daß damit im weſentlichen der Reichskanzler 
als der verantwortliche Reichsbeamte gemeint ſei, ſo 
daß alſo der Reichstag dabei ignoriert worden wäre. 
Und man wurde die Beſorgnis nicht los, daß die Pots— 
damer Garantien nicht länger aufrecht erhalten wer— 
den würden, als Fürſt Bülow ſelbſt Reichskanzler 
blieb. Dieſe Beſorgniſſe, die in jenen Novembertagen 
vielfach als übertriebener Skeptizismus hingeſtellt 
wurden, haben ſich leider nur zu bald als begründet 
herausgeſtellt. Nicht lange nach jenen November— 
debatten fing die höfiſche Wühlarbeit gegen den Fürſten 
Bülow an, die von einer Klique geſchickt zum Sturz 
des Fürſten Bülow geleitet wurde. Es wurde ge— 
munkelt, daß Fürſt Bülow ebenſo den Reichstag wie 
den Kaiſer hinters Licht geführt habe, daß er nur als 
ein großer und geſchickter Intrigant die Gelegenheit 
benutzt habe, um ſich ſelbſt feſt in den Sattel zu ſetzen, 
und daß die ganze Novemberdebatte nur auf einem 
Mißverſtändnis beruhe. Wer einigermaßen den Werde— 
gang des Streits über das Kaiſerinterview verfolgt 
hatte, der konnte freilich zu derartigen Ausgeburten 
einer ausſchweifenden Phantaſie nur ſkeptiſch mit den 
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Achſeln zucken. Aber es iſt nicht geſagt, daß dieſe und 
ähnliche Einflüſterungen nicht am Hofe Verſtändnis 
gefunden und mit dazu beigetragen haben, die Stellung 
des Fürſten Bülow zu untergraben. Auch wußten ſich 
die Konſervativen, als es ſich um die Nachlaßſteuer 
und die Branntweinbeſteuerung handelte, der Miß— 
ſtimmung, die am Hofe gegen den Fürſten Bülow 
herrſchte, ſehr geſchickt zu bedienen, um auf dieſe Weiſe 
dem ihnen unbequem gewordenen Kanzler ein Bein 
zu ſtellen. Das iſt ihnen dann ja auch gelungen. Und 
noch jetzt kann man bisweilen jene Geſchichtsklitterung 
in dieſem oder jenem reaktionären Blatte leſen, nach— 
dem ſich herausgeſtellt hat, daß es für die Konſerva— 
tiven doch nicht ganz leicht ſei, über die Schwenkung 
zum Zentrum und über ihr verräteriſches Spiel bei 
der Reichsfinanzreform hinwegzukommen. Helfen 
kann es ihnen gewiß nichts mehr; aber ſie ſcheinen zu 
glauben, daß es immer einige gute Seelen geben 
könnte, die ihnen die Sünden bei der Reichsfinanz— 
reform verzeihen, wenn ſie ſich ſelbſt in das bengaliſche 
Licht der Königsretter und der Verfaſſungswächter 
ſtellen. | 

Weil ſolche Umdeutungen der Novemberdebatten 
ſich mit Sicherheit vorausſehen ließen, und weil un— 
möglich immer wieder der Fehler gemacht werden 
durfte, die politiſche Kontinuität im deutſchen Reiche 
auf eine beſtimmte Perſon zuzuſchneiden, deshalb iſt 
damals ſchon von allen, die es überhaupt mit dem 
konſtitutionellen Regime ehrlich meinen, immer wieder 
gefordert worden, daß die Potsdamer Erklärung auch 
in der Verfaſſung des deutſchen Reiches ihren dauern— 
den Niederſchlag finden müſſe. Die prinzipielle For— 
derung dabei konnte keine andere ſein, als daß dem 
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Reichstag die Möglichkeit gegeben wurde, bei der Er— 
nennung und Verabſchiedung eines verantwortlichen 
Reichskanzlers oder ſicherer eines Reichsminiſteriums 
mit einer Reihe verantwortlicher Reichsminiſter, mit- 
zuwirken, und ſodann, einen Reichskanzler, der ſich 
in irgend einer Weiſe eines Verſtoßes gegen die Ver— 
faſſung ſchuldig gemacht hat, zur Verantwortung zu 
ziehen. In dieſer Beziehung ſind denn auch eine Reihe 
von Anträgen geſtellt worden, und die Geſchäfts— 
ordnungskommiſſion des Reichstages hat ſich mit 
ihnen auch zwei Jahre lang beſchäftigt. Allerdings 
handelte es ſich dabei nur noch um einen Ausbau der 
Geſchäftsordnung. Die weitergehenden Anträge zur 
Verfaſſung ſind ſehr bald wieder in der Verſenkung 
verſchwunden. Aber auch der Verſuch, die Geſchäfts— 
ordnung des Reichstages im Sinne einer größeren Ak— 
tivität des Reichstages umzugeſtalten, hat bisher 
zu nichts geführt, weil ſich nur zu bald wieder die Kon— 
ſervativen in die Oppoſition ſchlugen und das Zentrum 
mehr und mehr mit ihnen zuſammen daran wirkte, 
ſolche Beſchlüſſe zu hintertreiben. So arbeitete denn 
die Kommiſſion für nichts oder ſo gut wie für nichts. 
Die einzige Frucht, die aber auch noch der Beſtätigung 
durch den Reichstag bedarf, war eine Ergänzung des 
Interpellationsparagraphen der Geſchäftsordnung. 
Die Forderung, daß bei der Beſprechung von Inter— 
pellationen Anträge zuläſſig ſeien, wurde abgelehnt. 
Es ſoll nur dem einzelnen Mitgliede des Reichstages 
überlaſſen bleiben, den Gegenſtand der Interpellation 
in Form eines Antrages weiter zu verfolgen. Dann 
aber ſoll es weiter heißen: 


„Dagegen können bei Beſprechung von Interpellationen 
über die Tätigkeit des Reichskanzlers, für welche dieſer dem 
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Reichstage verfaſſungsrechtlich verantwortlich iſt, Anträge 
geſtellt werden, die dahin gehen, daß der Reichstag ſich 
über die Billigung des Verhaltens des 
Reichskanzlers ausſprechen möge. Dieſe Anträge 
müſſen von mindeſtens 30 Mitgliedern unterzeichnet ſein.“ 


Das iſt gewiß ein ſehr dürftiges Ergebnis einer 
zweijährigen Beratung; aber man würde es immer⸗ 
hin mit in den Kauf nehmen können, weil durch eine 
ſolche Erweiterung wenigſtens die Möglichkeit gegeben 
wäre, grundſätzlich die Billigung oder Mißbilligung 
der Politik des Reichskanzlers auszuſprechen. Auch 
wenn man ſich ſagt, daß eine derartige Erklärung 
irgend eine praktiſche Konſequenz nicht nach ſich ziehen 
würde, ſo wäre es doch für einen Reichskanzler ſelbſt 
im deutſchen Reich eine peinliche Situation, mit einem 
Reichstage zuſammenzuarbeiten, der ihm in ſeiner 
Mehrheit kein Vertrauen entgegenbringt. Gerade 
weil dieſe Erweiterung des Interpellationsrechts des 
Reichstages aber das moraliſche Gewicht des Reichs— 
tages immerhin verſtärken müßte, gerade deshalb iſt 
es höchſt unwahrſcheinlich, daß der blau-ſchwarze Block 
dieſe Beſtimmung in die Geſchäftsordnung aufnehmen 
wird. Man wird ſchwerlich in der Annahme fehlgehen, 
daß auch dieſer einzige Erfolg der ganzen Verfaſſungs— 
debatte noch in den Papierkorb fallen dürfte. Dann 
wäre wirklich die ganze Verfaſſungsdebatte ausge— 
gangen wie das Hornberger Schießen. 


Und doch liegt es auf der Hand, daß es mit dieſem 
negativen Ergebnis nicht ſein Bewenden haben kann. 
Wie man das Ziel bezeichnen ſoll, auf das hinge— 
arbeitet werden muß, darauf kommt es nicht ſo ſehr 
an. Es iſt natürlich nichts als ein Popanz, wenn 
vom Parlamentarismus und vom parlamenta— 
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riſchen Regime als von etwas ſchrecklichem ge— 
ſprochen wird. Die Parlamentsherrſchaft hat zweifel— 
los gleichfalls ihre Schattenſeiten. So wenig man den 
Abſolutismus als die Herrſchaft eines unumſchränkten 
Fürſten wollen kann, fo wenig man den Bureaukratis— 
mus als die Herrſchaft der Beamtenkaſte vertragen 
könnte, ſo wenig die Junkerherrſchaft oder die Herr— 
ſchaft einer anderen Minderheit des Volkes auf die 
Dauer erträglich wäre, ſo wenig wird man auch wün— 
ſchen können, daß das Parlament, losgelöſt vom Volks— 
willen, die allein maßgebende Macht in der Hand hat. 
Auch laſſen ſich nicht ohne weiteres Zuſtände, die in 
anderen Ländern geſchichtlich erwachſen ſind, auf das 
unter anderen Verhältniſſen entſtandene deutſche Reich 
übertragen. Mag auch England in manchen Beziehun— 
gen für die Entwicklung der deutſchen Verfaſſung 
vorbildlich ſein, ſo wird man doch keinen Augen— 
blick daran denken können, es kopieren zu wollen. 
Das Ziel kann überhaupt nicht die Herrſchaft eines 
einzelnen oder einer Minderheit ſein, ſondern nur 
die Volksherrſchaftſelbſt. Und ebenſo muß 
es das Volk ſein, das ſich ſeine Organe ſucht, das dieſe 
Organe kontrolliert und das durch die Männer ſeines 
Vertrauens ſeine Geſchicke ſelbſt leitet. Sucht man 
aber dieſe Volksherrſchaft praktiſch anzufaſſen, dann 
kann es ſich bei einem großen Volke wie dem deutſchen 
mit feinen fünfundſechzig Millionen Menſchen natur- 
gemäß nicht um die direkte Ausübung der Macht durch 
das Volk handeln. Auch das Referendum, das ſich in 
der Schweiz bewährt hat und das ſogar die engliſchen 
Lords jetzt in Anregung gebracht haben, kann 
immer nur in Ausnahmefällen herangezogen wer— 
den. Im ruhigen Lauf der Dinge kann das Volk nur 
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durch das von ihm erwählte Parlament die Regierung 
ausüben. Deshalb iſt die oberſte Forderung neben 
dem gleichen und freien Wahlrecht eine Verſtär— 
kung der Macht des Reichstages. Es gibt 
keinen anderen Weg, um aus dem heutigen Krypto— 
abſolutismus und aus der nicht minder drückenden 
Klaſſenherrſchaft herauszukommen. Ebenſo iſt klar, 
daß auf dieſem Wege nur ſchrittweiſe vorgegangen 
werden kann. Und wenn die Novemberdebatten auch 
bisher keinen praktiſchen Fortſchritt auf dem Wege 
der parlamentariſchen Machterweiterung gebracht 
haben, ſo haben ſie doch eine Klärung über den Weg 
gebracht, der eingeſchlagen werden muß. 


In dieſer Richtung kommt beſonders der Vor— 
ſchlag in Betracht, der ſich auf eine Erweiterung der 
Verantwortlichkeit des Reichskanz⸗ 
lers bezieht. Von freiſinniger Seite iſt damals ge— 
fordert worden, daß ſich die Verantwortlichkeit des 
Reichskanzlers nicht bloß auf die Anordnungen und 
Verfügungen des Kaiſers beziehen ſolle, ſondern auf 
alle Handlungen des Kaiſers, welche die innere 
oder die äußere Politik des Reichs zu beeinfluſſen ge 
eignet ſeien. Damit wollte man dem Reichskanzler 
auch die Verantwortung für die Reden, Interviews 
und ſonſtigen Kundgebungen des Kaiſers formell auf— 
erlegen. Dieſem Antrage ſchloß ſich dann die weitere 
Forderung nach einem Geſetz an, das die Verantwort— 
lichkeit des Reichskanzlers und ſeines Stellvertreters 
ſowie das zur Geltendmachung dieſer Verantwortlich— 
keit einzuhaltende Verfahren regelt. 


Beziehen ſich dieſe Forderungen auf die Stellung 
des Reichskanzlers zum Kaiſer und zum Reichstage, 
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ſo gingen die anderen Anträge dahin, die Befugniſſe 
des Parlaments direkt zu erweitern. Der Sinn iſt, 
die tägliche Kontrolle des Reichskanzlers 
durch den Reichstag zu ermöglichen und auch Vorſorge 
für die Zeit zu treffen, in welcher der Reichstag nicht 
verſammelt iſt. Demgemäß wurde gefordert, daß die 
Berufung des Reichstages erfolgen müſſe, ſobald ſie 
von einem Drittel der Mitglieder verlangt wird. 
Nimmt man hierzu die ſchon erörterten Anträge zur 
Beteiligung des Reichstages oder ſeines Präſidiums 
bei der Ernennung des Reichskanzlers ſowie die Mög— 
lichkeit, im Anſchluß an Interpellationsdebatten den 
Willen des Reichstages beſtimmt zu formulieren, ſo— 
wie durch ſogenannte „kleine Anfragen“ in beſtändiger 
Fühlung mit dem Reichskanzler zu bleiben, ſo hat man 
die Auswahl zwiſchen einer ganzen Reihe von gang— 
baren Wegen, die alle mehr oder weniger auf eine 
Verſtärkung der parlamentariſchen Macht hinaus— 
laufen. Selbſtverſtändlich iſt nicht daran zu denken, 
alles auf einmal durchzuſetzen, da der Reichstag ohne— 
hin nicht in der Lage wäre, die ihm entgegenſtehenden 
Hemmungen zu überwinden. Überhaupt ſoll nicht be— 
ſtritten werden, daß derartige Beſtimmungen immer 
erſt lebendig werden, wenn hinter ihnen wirklich der 
parlamentariſche Wille zur Macht ſteht, da ſonſt auch 
die beſte Verfaſſung und Geſchäftsordnung nichts hilft. 
Aber das Ziel, das Parlament auch äußerlich und ver— 
faſſungsrechtlich würdiger hinzuſtellen, darf nicht aus 
den Augen verloren werden. Denn ein feſter Rückhalt 
in der Verfaſſung und Geſchäftsordnung ſtärkt auch 
wieder das Rückgrat der Schwächlinge, die aus lauter 
formalen Bedenklichkeiten faſt nie zur Tat kommen. 
Eins gehört eben zum anderen. Und wenn man ſieht, 
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wie in der Praxis die übrigen Faktoren der Geſetz⸗ 
gebung und Regierung ununterbrochen an der Arbeit 
ſind, um ihren Machtkreis zu erweitern, dann müßte 
der Reichstag ſich ſelbſt preisgeben, wenn er nicht 
gleichfalls an einer Befeſtigung ſeines Einfluſſes und 
ſeiner Poſition arbeiten wollte. 

Nur ein Blinder kann ſich darüber täuſchen, daß 
die Wirkungen der Novemberdebatten von 1908 völlig 
verpufft ſind. Und wenn man für dieſe betrübende 
Tatſache einer Beſtätigung bedurfte, dann hat man ſie 
in der Novemberdebatte vom 25. Novem⸗ 
ber 1910 erhalten. Die Königsberger Kaiſerrede hatte 
wegen ihrer ſchroffen Hervorkehrung des Gottesgnaden— 
tums, des Königtums aus eigenem Recht und wegen 
ihrer Mißachtung der Tagesmeinungen begreiflicherweiſe 
in der Offentlichkeit viel Aufſehen gemacht. Man mußte 
ſich fragen, inwieweit ſich dieſe Rede mit der Pots— 
damer Erklärung vom 17. November 1908 noch in 
Einklang bringen laſſe. Es war ganz ſelbſtverſtänd— 
lich, daß der Reichstag den Reichskanzler darüber inter— 
pellierte. Aber es ſtellte ſich nur zu deutlich heraus, 
daß die Situation ſich ſchon wieder vollſtändig ver- 
ſchoben hatte. Obwohl es ſich um den gleichen 
Reichstag wie bei den Novemberdebatten von 
1908 handelte, glaubte man, wenn man die Reden der 
Herren von Heydebrand, von Hertling und die Er— 
klärung des Herrn Liebermann von Sonnenberg hörte, 
ſich nicht mehr auf der Erde, ſondern irgendwo auf 
dem Sirius zu befinden. Dieſe tüchtigen Leute hatten 
völlig vergeſſen, was ſie zwei Jahre früher geſagt 
hatten. Herr von Heydebrand ritt eine lächerliche 
Attacke gegen die Sozialdemokratie, um den Eindruck 
ſeiner erſt zwei Jahre alten Erklärungen zu ver— 
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wiſchen, Herr von Hertling wußte nichts mehr vom 
Sonnenkönig und den Stuarts, ſondern erging ſich in 
einer widerlichen Verhimmelung des Gottesgnaden— 
tums, und Herr Liebermann von Sonnenberg hatte 
nicht genug mit der Redefreiheit des Kaiſers, ſondern 
forderte gleich noch die volle Redefreiheit für den 
Kronprinzen. An der Stelle des Fürſten Bülow aber 
ſaß Herr von Bethmann Hollweg. Er hatte gleich— 
falls vergeſſen, daß er im November 1908 ſich an den 
Beſchlüſſen der Verbündeten Regierungen, die eine 
Rückendeckung des Fürſten Bülow bedeuteten, betei— 
ligt hatte, und ſprang wie ein Toreador in die Arena, 
um jede Kritik an den Kaiſerreden tot zu ſtechen. 
Leider war ſein Degen recht ſtumpf, und ſeine Argu— 
mentation dürftig; alles aber wurde zugedeckt durch 
die Bereitwilligkeit, mit der er die volle Verantwor— 
tung für die Königsberger Gottesgnadenrede auf ſich 
nahm und ihre Übereinſtimmung mit der Verfaſſung 
zu rechtfertigen unternahm. So folgte nur zwei Jahre 
ſpäter auf den Ernſt der Novemberdebatten von 1908 
das Satyrſpiel der Gottesgnadendebatte. Gewiß, man 
mußte auch dieſen Schickſalsſchlag hinnehmen. Aber 
zugleich muß man ſich doch ſagen, daß es auf dieſer 
ſchiefen Ebene wirklich nicht weiter gehen kann, daß 
die Würdeloſigkeit, die der Reichstag in ſeiner Mehr— 
heit am 25. November 1910 zur Schau trug, ſich nicht 
mehr überbieten läßt. Und wenn man auch leider nicht 
daran zweifeln kann, daß an dieſem Reichstag Hopfen 
und Malz verloren iſt, ſo wird man um ſo mehr ſich 
zu dem ernſten Wollen aufraffen müſſen, die reak— 
tionären Parteien, die in ſklaviſcher Geſinnung ſich 
vor der Krone und ihrem Träger auf den Bauch 
warfen, aus der deutſchen Volksvertretung zu elimi— 
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nieren. Die Forderung der parlamentariſchen und 
konſtitutionellen Garantien mag heute deplaziert er— 
ſcheinen, aber ihre Zeit wird wiederkommen. Und 
vielleicht geht es dann ebenſo wie mit den fybillini- 
ſchen Büchern. Je länger die Reaktion es verſtanden 
hat, die Garantien zu hintertreiben, um fo teurer wer— 
den ſie bezahlt werden müſſen. 


Die auswärtige Politik des neuen 
Kurſes 


Mit dem Nationalhaß iſt es ein 
eigenes Ding. Auf den unterſten Stufen 
der Kultur wird man ihn immer am 
ſtaͤrkſten finden. Es gibt aber eine Stufe, 
wo er ganz verſchwindet und wo man 
gewiſſermaßen uͤber den Nationen ſteht und 
man ein Glück oder ein Wehe feines Nachbar- 
volkes empfindet, als waͤre es dem eigenen 
begegnet. Goethe. 
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Die auswärtige Politik einer großen Macht bildet 
den Prüfſtein für ſeine innere Politik. Es iſt nur 
Schein, wenn es ſo ausſieht, als könnte ein Staat 
äußerlich mächtig ſein, wenn er innerlich ſchwach und 
zerriſſen iſt. Allerdings gehört es ja zu den Rezepten 
der Reaktionäre aller Länder, für innere Fehler eine 
Ablenkung in auswärtigen Abenteuern zu ſuchen. 
Aber dergleichen gelingt nur ſehr ſelten; viel häufiger 
geſchieht es, daß ein morſches Regime, wenn es ſich 
im Auslande eine Schlappe geholt hat, völlig zu— 
ſammenbricht. Was hat, um das nächſtliegende Bei— 
ſpiel zu wählen, Rußland ſchließlich von ſeiner aſiati— 
ſchen Expanſionspolitik gehabt? Es iſt in ſeinem 
ganzen Beſtande bedroht worden, ohne daß ſeine aus— 
wärtigen Erfolge und Mißerfolge die Welt über den 
wirklichen Zuſtand im Innern zu täuſchen vermochten, 
und erſt recht, ohne das ruſſiſche Volk ſelbſt zufrieden 
zu ſtellen. Wenn Rußland den Krieg in der Mand— 
ſchurei und die furchtbaren revolutionären Erſchütte— 
rungen, die ihm folgten, verhältnismäßig gut über— 
ſtanden hat, dann geſchah es nur, weil es aus verſchie— 
denen Gründen von Frankreich, von Deutſchland und 
zuletzt ſogar von England finanziell und ideell unter— 
ſtützt wurde. Es war gerade noch gut dazu, zur Auf— 
rechterhaltung des ſogenannten europäiſchen Gleich— 
gewichts hin- und hergeſchoben zu werden, ohne trotz 
ſeiner großen Volkszahl etwas für ſich zu bedeuten. 
Und als ihm im Frühjahr 1909 Sſterreich-Ungarn die 
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Zähne zeigte, da knickte es kläglich zuſammen. Es 
iſt eben trotz aller großartigen Geberden noch heute, 
und heute mehr als je, der Rieſe mit den tönernen 
Füßen. | 
Schon die parteipolitiſche Zerriſſenheit, die 
drückende Suprematie der Agrarier und des Zentrums, 
die doch nur vorübergehend etwas verdeckt, aber nie 
wirklich gebrochen worden iſt, ſowie die finanzielle 
Schwäche mußten verhindern, daß das deutſche Reich 
in den letzten zwanzig Jahren auf dem Welttheater 
eine Rolle ſpielen konnte, zu der es ſeine beſtändig 
wachſende Volkszahl und ſein wirtſchaftlicher Auf— 
ſchwung in Verbindung mit ſeiner koloſſalen Kriegs— 
macht zu Waſſer und zu Lande hätten prädeſtiniert 
erſcheinen laſſen. Aber es kam doch noch viel perſön— 
liches Verſchulden hinzu. Seit dem Rücktritt des 
Fürſten Bismarck, der durch ſeine geniale Führung 
der auswärtigen Geſchäfte die deutſchen Schwächen 
geſchickt zu verdecken, ſich als ehrlicher Makler unent— 
behrlich zu machen und eine Macht gegen die andere 
auszuſpielen verſtanden hatte, iſt denn auch auf dem 
Gebiet der deutſchen auswärtigen Politik ſo gut 
wie nichts erreicht worden. Wir mußten uns be- 
ſtändig in Verſicherungen unſerer Friedensliebe er— 
ſchöpfen und immer von neuem die feierliche Er— 
klärung abgeben, daß wir nichts, aber auch gar 
nichts wollten, eine Verſicherung, die vom Auslande 
natürlich mit Hohnlachen oder kühlem Spott ent— 
gegengenommen wurde, weil ſie mit dem wirklichen 
Stande der Dinge nicht zuſammenſtimmt, und die doch 
von unſerer Seite ſo ehrlich gemeint war. Wir wollten 
wirklich nichts, weil wir nie wußten, was wir eigent- 
lich wollen ſollten. | 
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An „Erfolgen“ aller Art hat es ja freilich nicht 
gefehlt; aber leider nur an Erfolgen in Gänſefüßchen. 
Wir haben Witu, Somaliland, Zanſibar und Uganda 
aufgegeben und dafür Helgoland gewonnen. Wir 
haben uns mit Kiautſchou unſeren Platz an der 
chineſiſchen Sonne geſchaffen. Wir haben einen glor— 
reichen Feldzug gegen die „gelbe Gefahr“ geführt und 
in einem blutigen Kriege, der uns tauſende von 
Menſchen und eine Viertelmilliarde Mark gekoſtet hat, 
die Hereros des ſüdweſtafrikaniſchen Sandfeldes 
niedergezwungen, um nicht zu ſagen: ausgerottet. 
Alle dieſe und einige andere „Erfolge“ ſind von offi— 
ziöſen Federn begeiſtert beſungen und in zahlloſen 
amtlichen Kundgebungen gefeiert worden. Aber als 
Fazit zweier Jahrzehnte find ſolche Errungenschaften 
für ein Volk vom Range des deutſchen doch etwas 
mager. Nun könnte man freilich ſagen, daß es heute 
nicht auf Landgewinn ankommen könne. Sehr richtig! 
Aber die Welt iſt unterdeſſen mehr als einmal verteilt 
worden und ſo manches gute Stück wurde uns vor 
der Naſe weggeſchnappt. Haben wir wirklich alle dieſe 
Dinge mit dem Auge des Philoſophen und des Dichters 
an uns vorübergehen laſſen? Oder haben wir nicht 
manchmal zugeſchaut wie die Hungrigen, die nur nicht 
wagen, den Löffel zu nehmen und in die Schüſſel zu 
fahren? Ach, man täuſcht ſich jo leicht über feine 
eigenen Empfindungen, wenn man ſich genötigt ſieht, 
ungeſättigt vom Tiſch aufzuſtehen. Enthaltſamkeit 
iſt, wie Buſch ſo hübſch ſagt, das Vergnügen an 
Dingen, welche wir nicht kriegen. 

Und wenn wir wenigſtens uns nicht bisweilen 
hätten merken laſſen, daß wir Reſignation nur aus 
Not, nicht aus innerſtem Drange übten. Als Eng— 
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land ſich anſchickte, die ſüdafrikaniſche Republik zu 
verſchlucken, da telegraphierte der Kaiſer nach der Be— 
wältigung des Jamſoneinfalles an den Präſidenten 
Krüger am 2. Januar 1896: ö 
„Ich ſpreche Ihnen meinen aufrichtigſten Glückwunſch 
dazu aus, daß es Ihnen, ohne an die Hilfe befreundeter 
Mächte zu appellieren, mit Ihrem Volke gelungen iſt, in 
eigener Tatkraft gegenüber den bewaffneten Scharen, 
welche als Friedensſtörer in Ihr Land eingebrochen 
find, den Frieden wiederherzuſtellen und die Una bhän— 
gigkeit des Landes gegen Angriffe von außen zu 
wahren.“ 

Es iſt unterdeſſen verſichert worden, daß es ſich 
hierbei nicht um eine impulſive Handlung des Kaiſers 
gehandelt habe, ſondern daß er nur ſeine Unterſchrift 
unter einen ihm vom Auswärtigen Amt vorgelegten 
Entwurf geſetzt habe. Ob es ſich wirklich ſo verhalten 
hat, ſei dahingeſtellt. In jedem Fall trat damit das 
deutſche Reich an die Seite der ſüdafrikaniſchen Re— 
publik. Sie durfte auf unſere Unterſtützung bauen. 
Aber als dann England den Krieg vom Zaune brach, 
da hielten wir ihm die Stange. Ja, nach dem be— 
kannten Interview, das der „Daily Telegraph“ im 
Oktober 1908 veröffentlichte, hat der Kaiſer ſogar 
einen Kriegsplan für die engliſche Armee zur 
Niederwerfung der Buren ausgearbeitet, und in jedem 
Fall hat die deutſche Regierung, als die Burengenerale 
und Ohm Krüger nach Europa kamen und um Unter— 
ſtützung baten, den Empfang Krügers und ſeiner Ge— 
nerale abgelehnt. Die Burenhelden wurden auch in 
Berlin gefeiert, aber von der deutſchen Regierung 
wurden ſie verleugnet, und damit konnte ihre Miſſion 
wie das Schickſal der Buren als beſiegelt gelten. Was 
haben wir nun eigentlich in dieſer Burenaffäre ge— 


ee 


wollt? Oder haben wir eine genügende Entſchädigung 
durch irgend einen Vertrag erhalten, der im Jahre 
1898 mit England über die portugieſiſchen 
Kolonien abgeſchloſſen worden iſt? Was dieſer 
Vertrag eigentlich enthalten hat, das weiß man noch 
heute nicht genau; das aber weiß man aufs genaueſte, 
daß er nicht die geringſte praktiſche Wirkung gehabt 
hat. Es blieb ein totes Papier. Aber England ſteckte 
ganz Südafrika ein; und es iſt auf dem beſten Wege, 
in einem breiten Streifen den Norden und Süden mit— 
einander zu verknüpfen, um ſo die Vorherrſchaft über 
ganz Afrika in ſeine Hand zu bekommen. Gewiß, wir 
haben unſere afrikaniſchen Kolonien bisher behauptet. 
England hat ja auch vorläufig noch an dem Rieſen— 
biſſen, den es in Afrika geſchluckt hat, zu verdauen. 
Aber darüber iſt ſich doch alle Welt klar, daß wir mit 
unſerem ganzen Kolonialbeſitz in Afrika ausſchließlich 
von der Gnade Englands abhängig ſind. Iſt 
doch noch kürzlich ſogar, wenn auch nur von Herrn 
Peters, von dem Abfall unſerer ſüdweſtafrikaniſchen 
Kolonie und ihrer Angliederung an Engliſch-Süd— 
afrika geſprochen worden. 

Und wie haben wir es eigentlich mit Frank— 
reich gehalten? Fürſt Bismarck verfolgte die ge— 
ſchickte, wenn auch nicht ungefährliche Taktik, die Fran— 
zoſen von dem Loch in den Vogeſen ab- und auf kolo— 
niale Abenteuer hinzulenken. Er hat es begünſtigt, 
daß Frankreich in Hinterindien ſeine Herrſchaft aus— 
breitete und Tunis okkupierte. Es hat ja unterdeſſen 
ſein Kolonialreich recht hübſch erweitert, hat Mada— 
gaskar hinzubekommen, Tripolis mit Beſchlag belegt 
und iſt auf dem beſten Wege, den ganzen Nordweſten 
Afrikas einſchließlich der Sahara zu einem rieſigen 
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Kolonialreich auszugeſtalten. Aber als der Oberſt 
Marchand Faſchoda am oberen Nil beſetzte, als wir 
eine Gelegenheit hatten, uns die franzöſiſche Republik 
zu verpflichten, da erkannten wir ohne Not den engli— 
ſchen Anſpruch als berechtigt an. Frankreich mußte 
wohl oder übel zurückweichen, und die Folge war, daß 
es ſich mit England aſſoziierte, demſelben England, 
mit dem es noch im Jahre 1898 faſt Krieg geführt 
hätte. So kam es zu dem Marokko abkommen 
zwiſchen England und Frankreich, durch das ſich beide 
Mächte in den Nordrand Afrikas teilten. Frankreich 
ſollte Marokko erhalten und durch „friedliche Durch— 
dringung“ in Beſitz nehmen, während England ſich in 
Agypten feſtſetzen durfte. Dieſer ohne die deutſche Zu— 
ſtimmung abgeſchloſſene Vertrag war die Quittung 
für das Krüger-Telegramm und unſere Haltung in 
der Faſchodaangelegenheit zugleich. Wir bäumten uns 
dagegen auf, ohne jedoch etwas zu erreichen. Ja, durch 
die Reiſe des deutſchen Kaiſers nach Tanger und durch 
die Garantie, die der Kaiſer für die Souveränität des 
Sultans von Marokko übernahm, wurde nur der 
Fehler des Krüger-Telegramms wiederholt. Leider 
wurde auch der günſtige Augenblick verpaßt, in dem 
man nach dem Sturz Delcaſſés mit Rouvier, der dazu 
bereit war, direkt hätte verhandeln können. So blieb 
dem deutſchen Reiche nichts anderes übrig, als einen 
Schritt nach dem anderen zurückzuweichen, und nur 
mit vieler Müge gelang es in der Konferenz 
von Algeciras, unſere Blöße einigermaßen zu 
kaſchieren. Erreicht haben wir jedenfalls bei dem 
ganzen Handel nichts als einige recht geringwertige 
Erfolge wirtſchaftlicher Natur, die wir viel billiger 
hätten haben können. Dafür aber geſtaltete ſich das 


Verhältnis mehr als ein Jahr lang zu Frankreich fo 
geſpannt, daß die Kriegsgefahr nicht mehr fern war. 
Es iſt ja unterdeſſen erfreulicherweiſe gelungen, mit 
Frankreich durch das Abkommen über Marokko wieder 
ein erträgliches Verhältnis herzuſtellen, und bisweilen 
ſchienen die gegenſeitigen Beziehungen ſogar faſt herz— 
liche Formen anzunehmen. Aber man darf auch nicht 
zu ſtark auf die Vergeßlichkeit der Nationen rechnen. 

Unſere aſiatiſche Politik war nicht weni— 
ger ſprunghaft und unzuverläſſig als die Politik in 
Afrika. Als Japan in ſeinem Krieg gegen China ſich 
ſeine erſten kriegeriſchen Lorbeeren geholt hatte, da 
glaubten wir uns berufen, dem aufſtrebenden Japan 
in Verbindung mit Rußland einen Dämpfer aufſetzen 
zu ſollen. Dieſes Zuſammengehen mit Rußland mag 
uns die Erwerbung Tſingtaus erleichtert haben, aber 
es hat uns auch mehr, als nötig und nützlich war, in 
die oſtaſiatiſchen Wirren verwickelt. Der Boxerauf— 
ſtand ſah Deutſchland ſogar an der Spitze der In— 
vaſionsarmee. Wie weit damals die phantaſtiſche Vor— 
ſtellung von der Möglichkeit einer Aufteilung Chinas 
mitgeſprochen hat, das mag auf ſich beruhen bleiben. 
Jedenfalls mußten wir nach einigen recht zweifelhaften 
Erfolgen wieder nach Hauſe zurückkehren. Der Beſuch 
des Sühneprinzen, deſſen Wohlwollen wir doch heute 
recht gut brauchen können, und die alten aſtronomiſchen 
Inſtrumente, die jetzt vor der Orangerie in Potsdam 
ſtehen, waren nur ſehr geringe Aquivalente für dieſes 
chineſiſche Abenteuer, das unter ganz falſchen Voraus— 
ſetzungen unternommen wurde und unſerem Anſehen 
in der Welt mehr geſchadet als genützt hat. Dieſer 
moderne Kreuzzug gegen die Gefahr, die vom heiligen 
und großen Buddha drohen ſollte, war vielleicht der 
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ſchlimmſte Fehler unſerer auswärtigen Politik. Er 
dünkt uns Jahrhunderte zurückzuliegen, und doch ſind 
es erſt zehn Jahre her, daß er unternommen wurde. 

Wenn wir nur wenigſtens rechtzeitig in die rich— 
tigen Bahnen eingelenkt wären, wie es England tat, 
als es ſich mit Japan aſſoziierte. Es wußte eben 
beſſer als unſere weltfremde Diplomatie um die wirk— 
lichen Zuſtände im fernen Oſten Beſcheid. Die deutſche 
Regierung vertraute felſenfeſt auf die Überlegenheit 
Rußlands in der Mandſchurei und glaubte bis zum 
letzten Augenblick nicht, daß Japan einen Waffengang 
mit Rußland wagen werde. Aber es riskierte das 
Wagnis und hatte einen Erfolg über Erwarten. Und 
wieder hatten wir in dieſer ganzen Zeit nichts beſſeres 
zu tun, als der ruſſiſchen Regierung den Rücken zu 
decken. Daß uns dieſe Haltung irgend welchen Nutzen 
gebracht haben ſollte, wird man ſchwerlich behaupten 
können. Dafür haben wir freilich dem verrotteten 
ruſſiſchen Abſolutismus die Möglichkeit gewährt, ſich, 
wenn auch mit Mühe, über Waſſer zu halten. 

Überhaupt darf man ja den dynaſtiſchen 
Faktor auch bei den auswärtigen Beziehungen nicht 
außer acht laſſen. Das iſt bei dem letzten Be— 
ſuch, den der ruſſiſche Zar in Potsdam abſtattete, 
wieder deutlich zutage getreten. Die offiziöſe ruſſiſche 
„Roſſija“ ſagte ganz richtig, indem ſie den Beſuch 
kommentierte: 

„Die gegenwärtige Monarchenbegegnung in Deutſch— 
land erſcheint vor allem als ein neuer greifbarer Beweis 
der Feſtigkeit der hiſtoriſchen Überliefe⸗ 
rungen, die nicht nur die regierenden Dynaſtien Ruß- 
lands und Deutſchlands, ſondern auch Rußland mit 
Deutſchland verknüpfen. Beide Mächte haben ſeit alter Zeit 
nicht nur verſtanden, die Widerſprüche zu beſeitigen, die 
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zuweilen in ihren politiſchen und wirtſchaftlichen Inter— 
eſſen zutage traten, ſondern, was noch wichtiger iſt, ſie 
waren auch ſtets bemüht, die Meinungsverſchiedenheiten zu 
mindern, die in den Beziehungen zwiſchen einzelnen euro— 
päiſchen Staaten entſtehen konnten. Im Laufe einer 
langen Periode als Damm für den europäiſchen 
en und die konſervative Welt: 
anſchauung dienend, haben die freundſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen Rußland und Deutſchland tief in der 
ruſſiſchen und in der deutſchen Volksſeele Wurzel gefaßt, 
und dieſer Umſtand ſichert vielleicht beſſer als ſchriftliche 
Verträge und Abkommen auf dem Gebiet der internatio— 
nalen Politik auch für die Zukunft ein ſolidariſches Zu— 
ſammenwirken beider Regierungen, das auf die Erhaltung 
des europäiſchen Friedens gerichtet iſt, den nicht Rußland 
und Deutſchland allein, ſondern die ganze ziviliſierte 
Menſchheit braucht.“ 


Einen „Damm für die konſervative Weltan— 
ſchauung“, das iſt es, was Rußland in uns ſucht, 
das iſt es wohl auch, was uns mit ihm trotz aller 
Gegenſätze immer wieder verbindet. Denn an Gegen— 
ſätzen aller Art hat es in den letzten zwei Jahrzehnten 
nicht gefehlt. Graf Caprivi räumte bekanntlich mit 
dem ſogenannten Rückverſicherungsvertrage auf, den 
Fürſt Bismarck mit Rußland abgeſchloſſen hatte. Ob 
dieſe Politik der Ehrlichkeit — nirgends gibt es ſo 
wenig Ehrlichkeit, als auf dem Gebiet der auswärtigen 
Politik — für das deutſche Reich auch nützlich war, 
das iſt eine Frage für ſich. Nur hätte man dann kon— 
ſequent ſein und einen Anſchluß nach anderer Seite 
ſuchen müſſen. Aber man erreichte nur, daß Rußland 
der franzöſiſchen Republik in die Arme getrieben 
wurde, obgleich die Franzoſen gar nicht daran dachten, 
ſich an der Errichtung des Dammes für die konſerva— 
tive Weltanſchauung zu beteiligen. Und wieder hin— 
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derte unſere freundwillige Unterſtützung Rußlands 
England nicht, ſich auch mit dieſem, ſeinem politiſchen 
Antipoden, zu verſtändigen, um das deutſche Reich aus 
Kleinaſien und Meſopotamien auszuſchalten. Die Zu— 
ſammenkunft zwiſchen Eduard VII. und Nikolaus II. 
in Reval beſtätigte dieſe neueſte Entente, die dann 
ſpäter durch das engliſch⸗ruſſiſche Ab⸗ 
kommen über das innere Aſien vertieft 
wurde. Auch die engliſchen Blütenträume ſind ja 
nicht alle gereift, und beſonders ſeit der Pots— 
damer Zuſammenkunft hat Rußland angefangen, 
ſich mehr nach der deutſchen Seite zu orientie— 
ren. Möglich, daß die engliſch-ruſſiſche Harmo— 
nie eines Tages einen Knacks bekommen wird; 
aber ob wir dann von einem Zuſammenſtoß zwiſchen 
Rußland und England den Nutzen haben werden, ob 
wir nicht ſchließlich die Zeche werden bezahlen müſſen, 
das ſteht noch ſehr dahin. Überhaupt muß man doch 
dem König Eduard nachſagen, daß er nicht der Popanz 
geweſen iſt, zu dem ihn die deutſche Legende gemacht 
hat. Er hat nur nach dem Grundſatz gehandelt: Die 
Freunde meiner Freunde ſind auch meine Freunde, 
und er hat die Fehler und Blößen, die ſich die deutſche 
Diplomatie gab, im Intereſſe ſeines Landes ausge— 
nützt, wobei man ihm noch immer nachſagen muß, daß 
er ein aufrichtiger Freund des Völkerfriedens ge— 
weſen iſt. 

Fürſt Bismarck hatte mehr und mehr ſeine Po— 
litik auf den Dreibund geſtellt, um durch ihn das 
europäische Gleichgewicht aufrecht zu erhalten. Daß 
dieſes Fundament des europäiſchen Friedens im 
weſentlichen aufrecht erhalten wurde, iſt gewiß dank— 
bar anzuerkennen. Nur wird man auch hier wieder 
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das Gefühl nicht los, daß wir immer nur die Geben— 
den geweſen ſind. Wir haben uns im Frühjahr 1909 
mit aller Entſchiedenheit hinter Oſterreich-Ungarn ge— 
ſtellt, als es den Augenblick für gekommen hielt, um 
die Okkupation Bosniens und der Herzegowina in 
eine dauernde Einverleibung mit der öſterreichiſchen 
Monarchie zu verwandeln. Die „Nibelungentreue“, 
die wir damals, wie es etwas überſchwenglich hieß, 
gewährten, iſt gewiß eine ſchöne Sache, auch wenn man 
hinzufügen muß, daß wir weiter gegangen ſind, als 
uns durch den Bündnisvertrag mit Ofterreich- Ungarn 
auferlegt wurde. Man wird auch hoffen müſſen, daß 
der Dank Sſterreichs der Größe dieſes Dienſtes ent— 
ſprechen wird. Daß wir, wenn auch mit großen 
finanziellen Opfern, im nahen Orient neuer— 
dings unſere Poſition etwas befeſtigen konnten, muß 
zugegeben werden, wie auch die angebahnte Ver— 
ſtän digung mit Rußland über Perſien 
und die Verhandlungen über die Bagdadbahn 
vielleicht zu nützlichen Ergebniſſen führen können. 
Aber zunächſt hatte unſer Verhalten in dieſer 
Angelegenheit nur die Wirkung, uns zur Ab— 
wechſlung wieder einmal Rußland zu entfremden, 
und auch Italien einer Sezeſſion aus dem Dreibund 
geneigt zu machen. Dieſe Gefahr ſcheint erfreulicher— 
weiſe wieder beſeitigt zu ſein. 

Dafür liefen wir Gefahr, mit England anein— 
ander zu geraten. England iſt ja überhaupt bei 
unſeren patentierten Patrioten recht wenig beliebt. 
Es gilt als das „perfide Albion“, deſſen eifrigſtes 
Bemühen es ſei, uns die Butter vom Brot zu nehmen. 
Als ob wir irgend einen Anſpruch darauf hätten, daß 
uns das Ausland mit beſonderer Zärtlichkeit liebte. 
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Wer dergleichen erwartet, der erinnert an jenen 
preußiſchen König, der mit dem Stock in der Hand 
hinter ſeinen Untertanen herlief und ihnen drohend 
zurief: „Lieben ſollt ihr mich, Halunken!“ Wer die 
Dinge nimmt, wie fie nun einmal auf dieſer unvoll— 
kommenen Erde ſind, der wird gerade auf dem Gebiet 
der auswärtigen Politik ſich vor allen idealen Forde— 
rungen hüten und ſchon zufrieden ſein, wenn die Na— 
tionen in leidlicher Eintracht beieinander wohnen. 
Was zumal England betrifft, ſo laſſen ſich natürlich 
unſere Beziehungen zu ihm nicht nach den Regeln der 
Blutsverwandtſchaft einrichten, auch wenn wirklich 
das Blut dicker als Waſſer ſein ſollte. Worauf es 
ankommt, das iſt doch die engliſche Weltmacht. Eng⸗ 
land zieht ſeine Fäden nach allen fünf Erdteilen. Es 
hat überall ſeine Reſſourcen, aber es iſt auch überall 
verwundbar. Sein einziger Schutz iſt ſeine überlegene 
Flotte, da es nur über ein verhältnismäßig recht 
ſchwaches Landheer verfügt. Was Wunder, daß es 
nicht gerade mit Vergnügen ſieht, wenn wir unſere 
Flotte beſtändig vermehren und für ſie Opfer bringen, 
die mit unſerer wirtſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit in. 
einem ſchreienden Mißverhältnis ſtehen. Auch haben 
wir ja ſelbſt die Aufmerkſamkeit Englands auf dieſe 
Flottenbauten hingelenkt, indem jede einzelne Kiel— 
legung und jeder einzelne Stapellauf mit lauten 
Reden in die Welt hinaus verkündigt wurde. Gewiß 
iſt die engliſche Beſorgnis vor einer deutſchen Inva— 
ſion auf engliſchem Boden nach deutſchen Begriffen 
unbegründet. Aber es geht hier den Engländern wie 
jenem Rabbiner, der, vor einem bellenden Hunde 
flüchtend, auf die Frage, ob er nicht wiſſe, daß Hunde, 
die bellen, nicht beißen, die Antwort gab: „Ich weiß 
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es; aber weiß es auch der Hund?“ Der „deutſche 
Schrecken“ hat dann bisweilen in England groteske 
Formen angenommen. Das Schauerſtück „Eines Eng— 
länders Heim“, das im Januar 1910 während der 
Wahlen zum Unterhauſe ſo viel Lärm machte, war 
auch wohl nur als ein unioniſtiſches Wahlmanöver 
einzuſchätzen. Überhaupt iſt es ja nicht die Sache des 
Verfaſſers, die engliſche Politik zu entſchuldigen oder 
gar zu rechtfertigen. Darüber mögen die Engländer 
ſelbſt urteilen. Worauf es ankommt, das iſt doch ein— 
zig und allein, daß wir den Engländern nur allzu 
viele Handhaben geboten haben, um uns in ſchlimmen 
Verdacht bei den übrigen Großmächten zu bringen. Je 
mehr wir auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig werden, 
um ſo drückender muß ſich unſer Wettbewerb gerade für 
England fühlbar machen. Auch liegen die Dinge 
natürlich nicht jo, daß uns England in übergroßer 
Selbſtloſigkeit herzlich an ſeine Bruſt ſchließen wird, 
wenn wir die Ausbreitung ſeines Handels beeinträch— 
tigen. England verteidigt ſeine Poſition, genau wie 
wir auch, und es darf ſich ſogar rühmen, daß es dabei 
noch immer die Freihandelsprinzipien aufrecht zu er— 
halten verſtanden hat. Sein „Made in Germany“ war 
freilich auch ſchon der Anfang einer Diſtanzierung des 
deutſchen Handels und der deutſchen Induſtrie, aber 
es ließ ſich doch mit unſeren Schutzzöllen und unſerer 
Grenzſperre auch nicht annähernd vergleichen. Unter 
allen Umſtänden aber ſind von deutſcher Seite in der 
Behandlung Englands große Fehler gemacht 
worden. Man wiegte ſich bei uns in dem Wahne, daß 
England nach dem halbabſolutiſtiſchen Syſtem regiert 
werde, und mehr als einmal war man verſucht, das 
Wort des Kaiſers über die Sozialdemokratie dahin zu 
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variieren: „England überlaſſen Sie mir. Ich werde 
ſchon mit ihm fertig werden.“ Nur ſo wenigſtens iſt 
jenes Interview im „Daily Telegraph“ zu erklären, 
nach dem der Kaiſer geſagt haben ſoll, daß er im 
Gegenſatz zu einem großen Teil des deutſchen Volkes 
ein Freund der Engländer ſei. Die Engländer hörten 
nur heraus, daß ein großer Teil des deutſchen Volkes 
ihnen feindlich geſinnt ſei, und zogen daraus die Kon— 
ſequenzen, die ihnen von ihrem parlamentariſchen 
Standpunkt ganz natürlich erſchienen. In Wirklich— 
keit war das Verhältnis des deutſchen Volkes zu Eng— 
land ganz falſch dargeſtellt worden. Kein vernünftiger 
Menſch denkt bei uns daran, gegen die Engländer be— 
ſonders feindſelige Empfindungen zu hegen. Die Be— 
ziehungen der Nationen zu einander ſind ja überhaupt 
mehr von kühler Vernunft als von Sympathien und 
Antipathien diktiert. Wer uns nützt, der iſt unſer 
Freund, wer uns ſchädigt, der iſt unſer Gegner, wer 
uns nichts angeht, der läßt uns gleichgültig. So iſt 
es bei uns, ſo iſt es überall. Aber bei England kommt 
etwas hinzu, was beiſpielsweiſe bei dem ruſſiſchen 
Volk nicht der Fall iſt, daß es nämlich in ausgezeich— 
neter Weiſe verſteht, ſich ſelbſt zu regieren, ohne der 
Krücken des Gottesgnadentums zu bedürfen. Und dieſe 
freiheitliche Richtung des engliſchen Volkes, 
ſeine abſolute Verläßlichkeit in allen Fragen der poli— 
tiſchen Selbſtbeſtimmung ſowie ſeine vorbildliche Ini— 
tiative auf dem Gebiet der Steuergeſetzgebung und der 
ſozialen Reformen rückt uns die Engländer beſonders 
nahe. Wir erblicken in ihnen ein Vorbild, dem 
wir auf verſchiedenen Gebieten nacheifern müſſen, wir 
ſehen, wie ſie beiſpielsweiſe die Frage der allgemeinen 
Erbſchaftsſteuer gelöſt haben, wie ſie drauf und dran 
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ſind, den Großgrundbeſitz in nützliche Schranken zu 
verweiſen, wie ſie die Aufgaben der Alters- und der 
Krankenverſicherung ohne die läſtige Klebearbeit zu 
bewältigen im Begriff ſind, und wie ſie in ihren 
Finanzen muſterhafte Ordnung halten. Das alles 
aber in Verbindung mit einer Kultur, die uns in ſo 
manchen Stücken überlegen iſt und einer weltmänni— 
ſchen Bildung, von der der Deutſche noch ſehr viel 
lernen kann, macht uns die Engländer vor den meiſten 
anderen Nationen beſonders ſympathiſch, womit nicht 
geſagt ſein ſoll, daß die engliſche Art nicht bisweilen 
dem deutſchen Geſchmack zuwiderläuft. 

Daß wir uns den Engländern nicht an den Hals 
werfen und unſere politiſchen Direktiven nicht gerade— 
wegs von der Themſe importieren können, verſteht ſich 
von ſelbſt. Daß wir andererſeits England nicht mit 
mehr oder weniger liebenswürdigen Worten auf unſere 
Seite ziehen können, ebenſo ſehr. Aber wir hätten 
nicht ſo zahlreiche Enttäuſchungen erlebt, wenn wir 
nicht immer wieder durch Seitenſprünge und 
unbegründete Plötzlichkeiten die Eng- 
länder verſtimmt hätten. Wir empfanden die Tätig- 
keit Eduards VII. als eine Politik der „Einkreiſung“. 
In England glaubte man umgekehrt, mit dieſer Politik 
nur eine Sicherung gegen deutſche Überraſchungen 
ſchaffen zu ſollen. Dabei darf man nicht völlig über— 
ſehen, daß doch immer die engliſche Regierung, be— 
ſonders ſeit die unioniſtiſche Partei abgewirtſchaftet 
hatte, uns die Hand zu einer Verſtändigung entgegen— 
geſtreckt hat. Hier aber berühren wir das wichtigſte 
Problem der auswärtigen Politik, nämlich die 
Notwendigkeit einer Abmachung über die 
Rüſtungen zur See. So lange das deutſche 
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Reich ſich auf das europäiſche Feſtland beſchränken 
konnte, mochte ihm das Bündnis mit Sſterreich— 
Ungarn und Italien allenfalls genügen. Sobald es 
nach dem Wort des Kaiſers ſeinen Blick auf das Welt— 
meer richtete und ſeine Zukunft auf dem Waſſer ſuchte, 
mußte es ſich auch darüber klar werden, daß es mit 
England in irgend einer Art fertig werden müßte. 
Daß wir England ausſchalten und die Nordſee oder 
gar den Atlantiſchen Ozean zu einem deutſchen Ge— 
wäſſer machen könnten, wie nach dem bekannten Kaiſer— 


wort Nikolaus II. der „Admiral des Stillen Ozeans“ 


werden ſollte, das iſt heute wohl allgemein als ein 
Irrtum erkannt, iſt überhaupt von ernſten Politikern 
nicht in Betracht gezogen worden. England wird uns 
für abſehbare Zeit — mit unendlichen Zeiträumen 
braucht man in der praktiſchen Politik nicht zu rech— 
nen — zur See überlegen bleiben; nicht in der Art, 
daß wir uns vor ihm zu fürchten brauchten, da die 
Überlegenheit der Zahl bei gleicher Tüchtigkeit immer 
zu unſern Gunſten ſprechen muß und ſelbſt die Ver— 
nichtung unſerer Flotte nur die Fanfare zu einem 


Kampf auf Leben und Tod geben würde, bei dem wir 


nicht gerade den Kürzeren zu ziehen brauchten; aber 
daß wir zur See ſtark genug werden könnten, um die 
engliſche Flotte von der Nordſee zu verjagen, das iſt 
eine gefährliche Illuſion, die außerhalb jeder vernünf— 
tigen Rechnung liegt. Aus dieſem Grunde bleibt uns 
gar nichts anderes übrig, als daß wir uns mit Eng— 
land über das Maß der beiderſeitigen Flottenrüſtun— 
gen verſtändigen, wobei es nicht viel ausmachen würde, 
ob die anderen Mächte ſich einer ſolchen Abmachung 
anſchließen wollen oder nicht. Sie würden es übrigens 
höchſt wahrſcheinlich mit Vergnügen tun. Nun hat 
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uns aber England wiederholt eine ſolche Verſtän— 
digung nahegelegt. Schon im März 1909 erklärte 
der engliſche Premierminiſter Asquith, daß an 
die deutſche Regierung mehr als einmal die Frage 
geſtellt worden ſei, ob kein gegenſeitiges Abkommen 
über die gegenſeitige Beſchränkung der Rüſtungen 
möglich ſei. Er fügte aber gleichzeitig hinzu, die 
engliſche Regierung habe darauf mehr als einmal nur 
die Verſicherung erhalten, daß das Programm Deutſch— 
lands in keiner Weiſe von dem Englands abhänge. 
Ebenſo hat Herr Asquith im Juli 1910 mitgeteilt, 
daß zwiſchen der engliſchen und der deutſchen Regie— 
rung Verhandlungen über ein Flottenabkommen 
ſtattgefunden hätten, daß ſich aber die deutſche Re— 
gierung für ihr ablehnendes Verhalten auf die 
öffentliche Meinung in Deutſchland berufen 
habe. Während man ſomit wenigſtens weiß, daß die 
engliſche Regierung einer Verſtändigung durchaus ge— 
neigt iſt, muß man leider ſagen, daß die deutſche 
Regierung, ſoweit ſie ſich überhaupt dazu verſtand, 
auf dieſe Frage einzugehen, ſich einer faſt orphiſchen 
Dunkelheit bediente. Herr von Bethmann 
Hollweg hat am 10. Dezember 1909 im Reichs— 
tage über die deutſch-engliſchen Beziehungen folgende 
Erklärung abgegeben: 

„Engliſche Staatsmänner, namentlich der zur Zeit 
leitende Premierminiſter, haben in Reden der letzten Zeit 
die Herſtellung guter Beziehungen zwiſchen England und 
Deutſchland als wichtige Aufgabe einer weiſen Staats— 
kunſt bezeichnet. Ich kann die Bekundung ſolcher Anſicht 
und Geſinnung auch von dieſer Stelle aus nur aufrichtig 
und aus voller Überzeugung erwidern. Ich bin gewiß, daß 
wir uns dem beiderſeits erſtrebten Ziele um ſo eher nähern, 
und damit zugeich den wahren Intereſſen beider Länder 
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um fo beſſer dienen werden, je freimütiger und 
Ioyaler dieſe Geſinnung in de ehand⸗ 
lung und Löſung von Frag 
wird, die beide Länder beer 


Wenn die Sprache dazu da iſt, mit möglichſt 
vielen Worten nichts zu ſagen, dann konnte ſie nicht 
beſſer angewendet werden, als es in dieſen Sätzen von 
Herrn von Bethmann Hollweg geſchieht. Am 10. De— 
zember 1910 iſt der Reichskanzler dann nochmals auf 
unſere Beziehungen zu England eingegangen und hat 
folgende Erklärung verleſen: 


„Über unſere Beziehungen zu England und angebliche 
Verhandlungen mit dieſem über vertragliche Beſchränkun— 
gen der Rüſtungen zur See muß ich zunächſt hervorheben, 
daß es wohl publici juris iſt, daß die großbritanniſche Re— 
gierung wiederholt dem Gedanken Ausdruck gegeben hat, 
eine vertrags mäßige Feſtlegung der Flot⸗ 
tenſtärken der einzelnen Mächte würde zu einer weſent— 
lichen Beruhigung in den internationalen Beziehungen bei— 
tragen. Dieſen Gedanken hat England bekanntlich bereits 
auf der Konferenz im Haag geäußert. Seitdem hat Eng— 
land dieſen Gedanken wiederholt angeregt, ohne jedoch 
Anträge zu ſtellen, die für uns den Anlaß zu einer 
poſitiven Annahme oder zu einer poſitiven Ablehnung hätten 
geben können. 

Auch wir begegnen uns mit England in dem Wunſche, 
Rivalitäten in Beziehung auf Rüſtungen zu vermeiden, 
haben aber in den ab und zu ſtattgehabten, unverbind— 
lichen, von gegenſeitigem freundſchaftlichen Geiſte getrage— 
nen Pourparlers ſtets den Gedanken vorangeſtellt, daß eine 
offene und vertrauensvolle Ausſprache 
und darauf folgende Verſtändigung über die beiderſeitigen 
wirtſchaftlichen und politiſchen Intereſſen das ſicherſte 
Mittel zur Beſeitigung jeglichen Mißtrauens wegen des 
gegenſeitigen Kräfteverhältniſſes zu Waſſer und zu Lande 
ſei. Schon die Fortdauer eines zwangloſen und 
vertrauensvollen Gedankenaustauſches 
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über alle mit dieſen Dingen zuſammenhängende Fragen tit 
eine Garantie für die freundſchaftliche Abſicht auf beiden 
Seiten und dürfte allmählich, aber ſicher zur Beſeiti⸗ 
gung des Mißtrauens führen, das nicht bei den 
Regierungen, wohl aber in der öffentlichen Meinung ſich 
leider vielfach geltend gemacht hat.“ 

Vielleicht klingt dieſe letzte Erklärung eine Nuance 
freundlicher als die des vorhergehenden Jahres. Einen 
poſitiven Fortſchritt bedeutet ſie nicht. Um aber aus 
dem offiziöſen Dunſtkreis auf feſten Boden zu treten, 
muß zunächſt einmal mit aller Klarheit feſtgeſtellt wer— 
den, daß die weit überwiegende Mehrheit des deutſchen 
Volkes, wie es gar nicht anders ſein kann, einer Ver— 
ſtändigung mit England über die Flottenrüſtungen 
durchaus geneigt iſt, nicht um der ſchönen 
Augen der Engländer willen, ſondern aus dem ein— 
fachen Grunde, weil es auf die Dauer über unſere 
finanzielle Kraft gehen würde, ein erſtklaſſiges Heer 
und eine erſtklaſſige Flotte zu gleicher Zeit zu ſchaffen 
und zu erhalten. Auch hat ſich bei einer von der Lon— 
doner „Daily Mail“ veranſtalteten Umfrage bei der 
deutſchen Preſſe, ſoweit eine ſolche Umfrage überhaupt 
ein ſicheres Ergebnis haben kann, zur Genüge heraus— 
geſtellt, daß die öffentliche Meinung des deutſchen 
Reichs im überwiegenden Maß für eine Ver- 
ſtän digung mit England iſt. Damit fol 
nichts über die Form geſagt ſein, unter der eine der— 
artige Limitierung der deutſchen und engliſchen 
Flottenbauten zuſtande gebracht werden könnte. Es 
verſteht ſich wohl von ſelbſt, daß bei einer ſo wichtigen 
Angelegenheit ſehr vorſichtig zu Werke gegangen wer— 
den muß, daß auch die Bedingungen und Garantien 
ſehr genau überlegt ſein wollen. Aber das ſind Fragen 
zweiten Ranges. Die oberſte Frage iſt, ob die deutſche 


Regierung eine ſolche Verſtändigung überhaupt 
willoder nicht. Und da muß man leider ſagen, 
daß man noch keine Beſtätigung für ihre Bereitwillig— 
keit erhalten hat. Was man von deutſcher Seite er— 
fuhr, das erſchien ſchließlich doch nur als eine aus- 
weichende Antwort, die den eigentlichen Kern 
dieſer Angelegenheit umging. Und doch ſoll man ſich 
nicht darüber täuſchen, daß von der Verſtändigung mit 
England der Beſtand des Weltfriedens, 
wenigſtens ſoweit Europa in Betracht kommt, abhängig 
iſt, daß auch die Verſtändigung, je länger die Flotten— 
bauten auf beiden Seiten der Nordſee fortgeſetzt wer— 
den, nur um ſo ſchwieriger werden muß. Eine Ver— 
ſtändigung mit England über das Maß der Flotten— 
rüſtungen iſt der archimediſche Punkt, auf 
dem eine großzügige Weltpolitik des deutſchen Reiches 
ſtehen kann, genau wie die Dreibundpolitik in gewiſſen 
Grenzen das europäiſche Gleichgewicht garantiert. 
Ohne die Verſtändigung mit England müſſen wir be— 
ſorgen, daß unſere Zukunft, die auf dem Waſſer liegen 
ſoll, eines ſchönen Tages ins Waſſer fällt. 


Es mag zugegeben werden, daß es für den Außen- 


ſtehenden nicht immer leicht iſt, in das Getriebe der 
auswärtigen Politik hineinzublicken, zumal gerade 
die deutſche Regierung nach alter ſchlechter Sitte auf 
auswärtigem Gebiet Geheimniskrämerei zu treiben 
liebt und dem Reichstag oder der Offentlichkeit ge— 
wöhnlich nur dann einige diplomatiſche Aktenſtücke 
unterbreitet, wenn fie die Unterſtützung der Offentlich— 
keit braucht. Indeſſen gibt es doch einen untrüglichen 
Prüfſtein für die Güte einer Sache, und das ſind 
ihre Ergebniſſe. Überblickt man aber die ganze 
Zeit von Bismarck bis Bethmann, dann muß man 
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ſagen, daß die deutſche Politik in den letzten zwanzig 
Jahren mit ganz wenigen und noch dazu fragwürdi— 
gen Ausnahmen mit Unfruchtbarkeit geſchlagen 
war. Wir haben zugeſehen, wie die anderen Nationen 
ihren Anteil an der Welt forderten und vielfach auch 
erhielten. Wie rieſig hat ſich das engliſche Reich in 
dieſer Zeit ausgedehnt, wie mächtig iſt das franzöſiſche 
Kolonialreich gewachſen, wie außerordentliche Fort— 
ſchritte hat das verhältnismäßig kleine Japan gemacht. 
Auch Sſterreich-Ungarn hat ſich mit unſerer Unter— 
ſtützung beträchtlich weiter ausbreiten können; und 
ſelbſt Rußland hat in dieſer Zeit, trotz ſo mancher 
Schickſalsſchläge, ſeinen Machtkreis erweitern können. 
Aber wenn man auch ſolche äußerliche Machterweite— 
rung nicht als das wichtigſte Ziel der auswärtigen 
Politik anſehen kann, ſo muß leider ausgeſprochen 
werden, daß es auch mit unſeren moraliſchen Er— 
oberungen in dieſer Zeit nicht weit hergeweſen iſt. 
Wir haben uns, von einzelnen auswärtigen Aben— 
teuern abgeſehen, des Friedens erfreuen können. Das 
iſt immerhin ein Erfolg, der nicht gering angeſchlagen 
werden darf. Aber wir ſind doch eigentlich aus aus- 
wärtigen Kriſen kaum herausgekommen und 
wir haben uns vergebens bemüht, die übrigen Na— 
tionen von unſerem ehrlichen Friedenswillen zu über— 
zeugen. Das liegt durchaus nicht allein an dem böſen 
Willen unſerer Nachbarn, ſondern zum großen Teil 
an der Unſtetigkeit und Fahrigkeit unſerer 
auswärtigen Politik. Nur zu häufig fehlte es ihr 
an einem feſten Ziel, und noch ſeltener haben wir 
durchgehalten, wo es hätte ſein müſſen. So bedeutet 
die auswärtige Politik des deutſchen Reiches in dieſen 
zwanzig Jahren eine allzu lange Reihe verpaßter 
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Gelegenheiten, ſtürmiſcher Anläufe, denen 
keine Fortſetzung entſprach und zahlreicher Seiten- 
ſprünge. Die Intereſſen der Nation lagen in be— 
ſtändigem Konflikt mit den dynaſtiſchen Beſtrebungen, 
und in die Muſik einer nationalen Politik tönten nur 
zu häufig die Klänge des Gottesgnadentums hinein. 
Myſtiſches Chriſtentum, religiöſe Tendenzen, An— 
klänge an die heilige Allianz ſtörten nur zu oft den 
ruhigen Gang der Entwicklung, und das Ende iſt, daß 
wir trotz unſerer Friedlichkeit, trotz unſerer Erfolg— 
loſigkeit, vielleicht auch gerade wegen dieſer notge— 
drungenen Tugenden, überall auf Mißtrauen 
und Argwohn ſtoßen. Nirgends ſo ſehr, wie auf 
dem Gebiet der deutſchen Auslandspolitik liegen die 
Zeichen des Niederganges allzu deutlich vor 
Augen. Wenn es den Anſchein hat, als ſei es in der 
letzten Zeit etwas beſſer geworden, ſo wird man ſich 
doch gerade auf dem Gebiet der internationalen Po— 
litik vor übertriebenem Optimismus hüten. Im Gan⸗ 
zen haben wir in den letzten zwanzig Jahren mit rie— 
ſigen Opfern nicht mehr erreicht, als uns eben einiger— 


maßen über Waſſer zu halten, und am Ende ſteht das 


katzenjammerliche Gefühl, daß ein großer Aufwand 
nutzlos vertan worden iſt. 
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Die Parteien und ihre Taktik 


Nach Solons Anſicht ſollte jeder, der 
bei bürgerlichen Bewegungen partellos bleibe, 
die Ehre verlieren. 
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Wirft man einen Blick auf das Parteiweſen im 
deutſchen Reiche, dann hat man den Eindruck einer 
grenzenloſen Verwirrung. Unauflhörlich 
entſtehen neue Parteien, verdrängen die alten oder 
nehmen ſie in ſich auf, gehen wohl auch in die alten 
Parteien wieder über, und verſchwinden bisweilen wie 
ein Meteor, ohne irgend welche Spuren zu hinterlaſſen. 
Seit der Begründung des neuen Reiches kann man 
mindeſtens dreißig Parteien aufzählen, die im Reichs— 
tage vertreten waren, wobei die anderen Verſuche einer 
Parteibildung, die gar nicht bis zur Schwelle des 
Reichstages gekommen ſind, aus dem Spiel bleiben. 
Und doch gibt es auch hier einige feſte Pole, um die 
ſich mehr oder weniger das ganze Parteileben dreht. 
In der erſten Reihe iſt das Zentrum zu nennen, 
das ſchon in das neue Reich übernommen wurde. Es 
hat ſich bis zur Gegenwart als der Turm bewährt, an 
dem die Wogen der Parteibewegung fo gut wie völlig 
abgeprallt ſind. Allerdings iſt es wegen ſeiner kon— 
feſſionellen Einſeitigkeit von vornherein darauf an- 
gewieſen, eine Vertretung der katholiſchen Minderheit 
der deutſchen Bevölkerung zu bleiben. Aber dieſe 
naturgemäße Einſeitigkeit iſt zugleich ſeine eigentliche 
Stärke. Das Zentrum kann nicht über ein gewiſſes 
Höchſtmaß von Abgeordneten wie von Wählermaſſen 
hinauskommen. Es hat indeſſen ſeine Wähler beſſer 
als irgend eine andere Partei mit Ausnahme der 
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Sozialdemokraten an der Leine, und es hat ſich gerade 
in der Beſchränkung als Meiſter gezeigt. Wer das 
Zentrum als quantité négligeable behandeln wollte, 
der würde ſich eines verhängnisvollen Irrtums ſchul— 
dig machen. Das Zentrum kann zurückgeworfen, aber 
es kann für abſehbare Zeit nicht überwunden werden. 

Bis zu einem gewiſſen Grade bildet die So— 
zialdemokratie zum Zentrum den Gegenpol 
und den Zwillingsbruder zugleich. Die ſozaldemo— 
kratiſche Partei geht zwar gleichfalls ſchon in die Zeit 
vor der Begründung des neuen Reichs zurück, aber 
ihre eigentliche Entwicklung aus der Sekte zur Partei 
hat ſie doch erſt im neuen Reich genommen. Bei den 
Wahlen von 1871 brachten es die Sozialdemokraten 
erſt auf 101 927 Stimmen und drei Mandate. Unter: 
deſſen iſt fie bei einer Stimmenzahl von 34 Millionen 
im Jahr 1907 angelangt, und verfügt jetzt über 
52 Mandate, hatte aber im Jahre 1903 bereits 
81 Mandate erreicht. Daß auch die Sozialdemo— 
kratie, genau wie das Zentrum, es nicht zu der ge— 
waltigen Entwicklung gebracht hätte, wenn nicht die 
Parteileitung bei allen Fehlern im einzelnen doch 
die Intereſſen der von ihr vertretenen Klaſſe der 
Wähler erfolgreich gewahrt hätte, verſteht ſich von 
ſelbſt. Aber genau wie beim Zentrum handelt es 
ſich auch bei der Sozialdemokratie um die Vertretung 
einer beſtimmten Schicht, und zwar der induſtriellen 
Arbeiterſchaft. Die Verſuche, auch andere Berufs— 
kreiſe in die Sozialdemokratie hineinzuziehen, ſind 
zwar nicht völlig vergeblich geweſen, haben indeſſen 
den eigentlichen proletariſchen Klaſſencharakter der 
Sozialdemokratie nicht verwiſchen können. Nur inſo— 
fern beſteht zwiſchen dem Zentrum und der Sozial— 
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demokratie ein Unterſchied, als die Kreiſe, aus denen 
ſich das Zentrum rekrutiert, nämlich die katholiſche 
Bevölkerung, ſoweit ſie kirchlich iſt und in den deutſchen 
Katholikentagen den Ausdruck ihrer politiſchen und 
wirtſchaftlichen Anſchauungen wiederfindet, naturge— 
mäß eine Minderheit der deutſchen Wähler re— 
präſentiert und mit der wachſenden Kultur und Auf— 
klärung mehr und mehr zuſammenſchrumpfen muß, 
während vorläufig dem Wachstum der Sozialdemo— 
kratie keine Grenzen gezogen zu ſein ſcheinen. Schon 
heute iſt die Zahl der induſtriellen Arbeiter viel 
größer als die Zahl der ſozialdemokratiſchen Stimmen 
bei den Reichstagswahlen. Es bleibt alſo immer noch 
ein großes Reſervoir übrig, aus dem die Sozialdemo— 
kratie geſpeiſt werden kann. Man muß aber auch da— 
mit rechnen, daß die ländlichen Arbeiter 
mehr und mehr von der ſozialdemokratiſchen Partei 
aufgeſogen werden, und daß auch ein großer Teil des 
Mittelſtandes beſonders dann ſich auf die ſo— 
zialdemokratiſche Seite ſchlagen dürfte, wenn die 
reviſioniſtiſche Richtung innerhalb der ſozialdemokra— 
tiſchen Partei über den jetzigen Zuſtand hinaus 
ſich durchſetzen ſollte. Doch ſelbſt wenn auf die 
Dauer dieſe nicht gering zu ſchätzenden Bemühun— 
gen im ganzen erfolglos bleiben ſollten, wird die So— 
zialdemokratie ſchon deshalb Fortſchritte machen 
müſſen, weil die Zahl der induſtriellen Arbeiterarmee 
beſtändig wächſt. Das liegt in der ganzen wirtſchaft— 
lichen Struktur des deutſchen Reiches begründet, 
das ſich immer mehr vom agrariſchen zum induſtriellen 
Staat entwickelt hat und in dieſer Richtung beharren 
muß, wenn nicht der Augenblick eintreten ſoll, in dem 
die Maſſen des Volkes nicht mehr ernährt werden 


können. Selbſt wenn man der Meinung fein jollte, 
daß die deutſche Landwirtſchaft auch künftig die gleiche 
Zahl Menſchen wie heute ernähren könnte, was noch 
keineswegs ausgemacht iſt, ſo bleibt doch immer noch 
der jährliche Bevölkerungszuwachs von 
mehr als achthunderttauſend Menſchen übrig, der 
eben nur durch die Induſtrie, den Handel und das 
Gewerbe beſchäftigt und unterhalten werden kann. Je 
mehr aber die Zahl der induſtriellen Arbeiter wächſt, 
um ſo mehr wachſen auch die Ausſichten der Sozial- 
demokratie. Und es iſt noch nicht abzuſehen, wann 
einmal dieſe Entwicklung unterbrochen werden könnte. 
Vorläufig jedenfalls iſt die Sozialdemokratie eine ge— 
gebene Größe, die zu ignorieren eine Torheit wäre. 

Zwiſchen dieſen beiden ruhenden Polen in der 
Flucht der parteipolitiſchen Erſcheinungen wogt es 
nun bedenklich auf und ab. Zwei große Strömungen 
laſſen ſich hier unterſcheiden, die konſervative 
und die liberale Man kann ſie bis zu einem 
gewiſſen Grade auch mit dem Gegenſatz von Land 
und Stadt charakteriſieren. Aber ſchon die verſchieden— 


artigen Schichten und Klaſſen, die ſich zwiſchen Zen- 


trum und Sozialdemokratie bewegen, ſind einer Zu— 
ſammenfaſſung in zwei große Gruppen hinderlich. Zu 
den Konſervativen zählt mehr oder weniger alles, was 
für die Aufrechterhaltung der ſtaatlichen Autorität ein— 
tritt. Gleichzeitig aber gehören dazu auch die Schichten 
des großen und des mittleren Grundbeſitzes, ferner 
zahlreiche Angehörige des mittleren und kleinen Ge— 
werbes, ein Teil der Beamten im Staats- und Ge— 
meinde-, wie im Privatdienſt, und ſchließlich auch eine 
Gruppe von Arbeitern, bei denen das kirchliche 
Empfinden noch ſtärker iſt als der Klaſſengedanke. So 


4 


umfaßt dieſe Gruppe die Hochkonſervativen, die 
deutſche Reichspartei, die Chriſtlich-Sozialen, die 
Antiſemiten, den Bund der Landwirte und ähnliche 
Parteiſplitter. Von einem einigenden Bande iſt in 
ſehr vielen Fällen kaum die Rede. An ſich hat der 
Antiſemitismus mit dem konſervativen Bewußtſein 
nichts zu tun; er hat trotzdem ſelbſt in der konſerva— 
tiven Partei ſich einniſten können, weil man damit 
ſtädtiſche Kreiſe für die konſervative Sache zu ge— 
winnen hoffte. Ebenſo iſt den Konſervativen an ſich 
die chriſtlich-ſoziale Bewegung ſehr unbequem, weil 
es ſich bei ihr doch immer darum handelt, die For— 
derungen der Arbeiter zu unterſtützen, während die 
Konſervativen ihrer Neigung und Lebensauffaſſung 
nach es viel eher mit den Arbeitgebern halten und 
von dem Koalitionsrecht der Arbeiter nichts wiſſen 
wollen. Aber unter dem gleichen und geheimen Wahl— 
recht kommt man ohne die Wählermaſſen nicht aus. 

Im Laufe der Zeit hat dann freilich der Bund 
der Landwirte alle anderen Richtungen in der 
konſervativen Partei überflügelt. Er gibt heute den 
Ton in der Partei an und macht ſich bisweilen ſelbſt 
ſehr gut konſervativen Leuten unangenehm bemerk— 
bar. Aber das hilft nichts. Die agrariſche Strömung 
verleiht der heutigen konſervativen Partei ihren eigent— 
lichen Charakter und die Führer der Partei, vor allem 
Herrn von Heydebrand, wiſſen auch mit dem Bunde 
der Landwirte zu rechnen. Trotzdem wird man ſich 
hüten müſſen, die konſervativen Parteien als eine Ein— 
heit anzuſehen. Die heterogenen Tendenzen laſſen ſich 
auf die Dauer nicht unter einen Hut bringen, und der 
Widerſpruch der ſtädtiſchen Konſervativen, die natur— 
gemäß von der agrariſchen Richtung nichts zu erwarten 
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haben, wird ſich immer ſtärker fühlbar machen. Es 
kommt dazu, daß ſehr zahlreiche konſervative Wähler 
nur gezwungen ſich zur konſervativen Partei bekennen, 
weil eben auf dem Lande das geheime Wahlrecht viel— 
fach ſo gut wie gar nicht exiſtiert, auch weil viele ab— 
hängige Wähler noch nicht zum Bewußtſein ihrer ſtaats— 
bürgerlichen Gleichberechtigung durchgedrungen ſind. 
Das wird ſich naturgemäß allmählich ändern. Wie 
die Zahl der Wähler, die von ihrem Stimmrecht Ge— 
brauch machen, beſtändig ſich vermehrt, ſo wird auch 
die politiſche Intelligenz von Jahr zu Jahr wachſen. 
Damit aber muß ſich auch die Zahl der konſervativen 
Wähler langſam vermindern. 

Die liberale Gruppe ift in ſich nicht weni— 
ger geſpalten. Blickt man zurück, dann findet man 
eine beſtändige Verſchiebung innerhalb des entſchiede— 
nen Liberalismus. Fortſchritt, Liberale Vereinigung, 
Freiſinnige Partei, freiſinnige Volkspartei, freiſinnige 
Vereinigung, deutſche Volkspartei, das ſind nur die 
wichtigſten Etappen auf dem Wege des entſchiedenen 
Liberalismus. Erſt jetzt iſt es gelungen, die fortſchritt— 
lichen Gruppen in der fortſchrittlichen Par— 
tei zuſammenzuſchließen. Damit iſt wenigſtens für 
die nächſte Zeit eine gewiſſe Stetigkeit des fortſchritt— 
lichen Parteilebens gewährleiſtet. Aber ſchon meldet 
ſich wieder die demokratiſche Vereinigung 
und macht ihre Rechte geltend; und wie es immer 
bei den liberalen Parteibildungen der Fall war, richtet 
ſie ihre Spittze nicht etwa gegen die anderen Parteien, 
beſonders gegen die Konſervativen aller Schattierun— 
gen, ſondern gerade gegen die fortſchrittliche Volks— 
partei ſelbſt. Auch wenn man annimmt, daß inner— 
halb der fortſchrittlichen Parteien bisweilen recht 
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große Fehler gemacht worden feien, jo wird man doch 
die liberale Zerſplitterung nicht darauf allein zurück— 
führen dürfen. Auch der Liberalismus ſetzt ſich eben 
aus ſehr verſchiedenen Schichten und Berufskreiſen 
zuſammen. Seiner ganzen Tendenz nach will er frei— 
lich mehr ſein als die Vertretung beſtimmter Bevölke— 
rungskreiſe. Er will unter dem Gedanken der frei— 
heitlichen Entwicklung und des materiellen wie geiſti— 
gen Fortſchritts eine Einheit des ganzen Volkes her— 
beiführen. Aber da ſich nun einmal die Sachen hart 
im Raume ſtoßen, ſo iſt es allmählich dahin ge— 
kommen, daß beſonders das ſtädtiſche Bürger- 
tum in feinen verſchiedenen Richtungen ſich zur frei— 
ſinnigen Anſchauung bekennt. In dieſem Bürgertum 
aber treten wieder ſehr verſchiedenartige Strömungen 
hervor. Der Unternehmer hat in vielen Fällen andere 
Intereſſen als der Angeſtellte, der Handwerker andere 
Intereſſen als der Kaufmann. Auch haben auf die Zu— 
ſammenſetzung der freiſinnigen Richtungen ſehr häufig 
nationale Tendenzen beſtimmend eingewirkt. Dazu 
kam der Gegenſatz des Nordens zum Süden, der auch 
in der Parteibewegung ſich bemerkbar machte. Es iſt 
ein erfreulicher Erfolg, daß jetzt wenigſtens die Schran— 
ken gefallen ſind, die trotz der Beſeitigung der Main— 
grenze noch immer beſtanden, und daß die fortſchritt— 
lichen Richtungen des Nordens und des Südens ſich 
zuſammengefunden haben. Aber wenn man auch 
wünſchen wird, daß dieſer Zuſammenſchluß dem ent— 
ſchiedenen Liberalismus neue Kraft einflößen und ihm 
auch eine ſtärkere propagandiſtiſche Wirkung ſichern 
möge, ſo wird man doch die Gefahren, die der Durch— 
ſetzung einer freiheitlichen Politik von allen Seiten 
drohen, nicht gering anſchlagen dürfen. Der entſchie— 
Michaelis, Von Bismarck bis Bethmann. 10 
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dene Liberalismus hat ſich gegen das Zentrum zu 
wehren, das nicht bloß eine rückſtändige Wirtſchafts— 
politik propagiert, ſondern das auch der freien Ent— 
wicklung der Wiſſenſchaft und Kunſt Gefahr droht. Er 
muß ſich gegen die konſervativen Parteien verteidigen, 
die darauf hinarbeiten, die politiſchen Rechte des 
Volkes zu verkürzen und das öffentliche Leben wieder 
in die engen Schranken früherer Zeiten hineinzu— 
zwängen, und die gleichzeitig eine agrariſche Inter— 
eſſenpolitik verfolgen, bei der Handel, Verkehr, Ge— 
werbe und Induſtrie auf die Dauer nicht beſtehen 
können. Endlich aber wird der Liberalismus auch 
gegen die Sozialdemokratie die auf dem Privateigen— 
tum aufgebaute heutige Geſellſchaftsordnung verteidi— 
gen und gegen ſie das Recht der Perſönlichkeit ver— 
treten müſſen. So iſt ſeine Poſition ſchwierig genug. 
Nur fragt es ſich, wo er anſetzen und welche Arbeit 
er zunächſt tun muß. Darüber wird noch an anderer 
Stelle ausführlich geſprochen werden. 

Vielleicht wäre es beſſer um den Liberalismus be— 
ſtellt, wenn es ihm gelingen könnte, ſich zu einer ein— 
heitlichen Geſamtpartei zuſammenzufaſſen. Aber bis— 
her iſt es ſchon als ein Gewinn zu betrachten, daß 
wenigſtens die fortſchrittlichen Richtungen ſich geeinigt 
haben. Die nationalliberale Partei ſteht 
vorläufig und wohl noch auf lange Zeit abſeits. Man 
wird dieſer Partei gewiß nicht das hiſtoriſche Verdienſt 
verkürzen wollen, an der Grundlegung des neuen 
Reichs in vorderſter Reihe mitgearbeitet zu haben. 
Aber ſeit dem Ende der ſiebziger Jahre hat ſie noch 
nicht wieder den feſten Grund unter ihren Füßen 
finden können, ohne den doch ſchließlich keine bleibende 
Leiſtung möglich iſt. Sieht man ſich die Entwicklung 
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der nationalliberalen Partei beſonders ſeit dem wirt— 
ſchaftlichen und politiſchen Umſchwung am Ende der 
ſiebziger Jahre des vorigen Jahrhunderts an, dann 
erblickt man ein ewiges Schwanken und Wackeln. Bald 
legte ſich die nationalliberale Partei mehr nach links, 
bald und mit Vorliebe nach rechts. Sie hat das Sozia— 
liſtengeſetz mitgemacht, ſie hat die Kartellpolitik mit— 
gemacht und ſie hat zuletzt auch den neuen Zolltarif 
mitgemacht. Erſt im Sommer 1909 fand ſie endlich 
den Mut, ſich auf die Hinterbeine zu ſetzen, freilich 
auch erſt, nachdem ihr die Konſervativen in aller Form 
das Blockbündnis aufgekündigt hatten. Trotzdem hat 
die nationalliberale Partei immer noch eine ſtattliche 
Schar von Anhängern behalten, die freilich aus ſehr 
verſchiedenen Gründen zu ihr ſtanden. Während die 
nationalliberale Partei auf der einen Seite die Inter— 
eſſen der Unternehmer vertrat, hatte ſie auf der andern 
Seite doch auch zahlreiche Anhänger, die ihre Kultur— 
politik angelockt hatte. Auch iſt es der nationallibe— 
ralen Partei bisher gelungen, eine Zahl von Wahl— 
kreiſen, in denen der bäuerliche Beſitz überwiegt, gegen 
den agrariſchen Anſturm feſtzuhalten. Endlich ſpricht 
bei ihr auch der Gegenſatz gegen den Ultramontanis— 
mus mit, wie ſich denn der evangeliſche Bund im 
weſentlichen an die nationalliberale Partei anlehnt. 
So liegen in der nationalliberalen Partei manche 
Keime, die unter günſtigen Umſtänden ſich ſehr wohl 
wieder entfalten und auch der Partei zu neuem Ge— 
deihen verhelfen könnten. 

Die ſchwankende Haltung der nationalliberalen 
Partei kam auch bei ihrem letzten Parteitag in 
Kaſſel wieder zum deutlichen Ausdruck. Es waren 
etwa tauſend Delegierte erſchienen, gewiß eine ſtatt— 
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liche Zahl, mit der ſich ſchon etwas anfangen läßt, 
wenn ſie von einheitlichem Geiſt beſeelt iſt. Aber 
daran fehlte es auch in Kaſſel. Einen beſtimmten 
Beſchluß wagte man überhaupt nicht zu faſſen, und 
Herr Baſſermann, der Führer der Partei, ſuchte 
nicht etwa die Partei innerlich homogen zu geſtalten, 
ſondern ſie nur äußerlich beiſammenzuhalten. Des— 
halb machte er ſeine Verbeugung nach der rechten wie 
nach der linken Seite und fand ſchließlich nur die ent— 
ſagungsvollen Worte: „Es iſt alles gleich, ob rechts 
oder links, die Unzufriedenheit der Wähler geht über 
uns hinweg.“ Baſſermann iſt viel zu klug, um ſich 
wieder mit den Konſervativen verbünden zu wollen, 
weil er nur zu gut weiß, daß in dieſem Falle die 
Sterbeſtunde der nationalliberalen Partei geſchlagen 
hätte; aber er iſt doch nicht energiſch genug, um nun 
die nationalliberale Partei nach links zu führen. 
„Selbſtändigkeit nach rechts und links“, jagt er. Ab⸗ 
hängigkeit von rechts und links muß die notwendige 
Folge ſein. 

Man wird deshalb auch über die große libe— 
rale Partei, die alle Richtungen des Liberalis— 
mus umfaſſen ſoll, ſehr ſkeptiſch denken müſſen. So 
gewiß es iſt, daß der Liberalismus viel mehr im prak— 
tiſchen Staatsleben zu bedeuten hätte, wenn er eine 
geſchloſſene Einheit darſtellte, ſo wenig wird man die 
Zeit dazu für gekommen halten. Ja, es ſcheint nicht ein- 
mal als ſicher, daß ſich Fortſchritt und nationalliberale 
Partei auch nur überall im Lande über die gemein— 
ſame Aufſtellung von Kandidaten einigen werden. Eine 
kleine Beſſerung erfolgte ja im Sommer 1909, als 
die nationalliberale Partei unter der Führung Baſſer⸗ 
manns ſich endlich entſchloß, gegenüber der blau— 
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ſchwarzen Finanzreform in das oppoſitionelle Lager 
abzuſchwenken und aus dieſem Grunde auch auf die 
reaktionären Abgeordneten Frhrn. von Heyl, den 
Grafen Oriola und den halben Agrarier und Anti— 
ſemiten Lehmann zu verzichten, die die Partei 
ſchon fo häufig kompromittiert hatten. Ebenſo mußte 
man einen gewiſſen Fortſchritt in der Entwicklung der 
nationalliberalen Partei in der badiſchen Groß— 
blockpolitik erblicken, die zum erſten Mal auf 
deutſchem Boden alle Richtungen von den National— 
liberalen bis zur Sozialdemokratie zu gemeinſamer 
parlamentariſcher Arbeit zuſammenſchloß. Aber ge— 
rade dieſe Großblockpolitik hat die ſchärfſten Angriffe 
ebenſo von radikalen Sozialdemokraten wie von rück— 
ſtändigen Nationalliberalen erfahren. Herr Baſſer— 
mann ſelbſt, obwohl Badenſer, hat dieſe Großblock— 
politik immer verworfen und auch in Kaſſel gegen ſie 
Front gemacht. Ja, ſelbſt an Angriffen auf die fort— 
ſchrittliche Volkspartei hat es auf dem Kaſſeler Partei— 
tage nicht völlig gefehlt. Noch rückſtändiger aber ſind 
vielfach die Nationalliberalen im Lande. Sie treten, 
ſoweit ſie mehr nach rechts gerichtet ſind, auf dem Par— 
teitage gewöhnlich nicht beſonders hervor, aber wenn 
ſie wieder zu Hauſe ſind, dann aſſoziieren ſie ſich gern 
mit den Reaktionären aller Schattierungen. Vor— 
läufig macht die nationalliberale Partei trotz der 
Kaſſeler Einigkeit eine ſchwere Kriſe durch, und es 
iſt völlig ungewiß, in welcher Richtung ſchließlich die 
Löſung erfolgen wird. 

Und doch unterliegt es keinem Zweifel, daß der 
Liberalismus ſeine für die weitere Entwicklung des 
Reiches ſehr wichtige Stellung nur behaupten kann, 

wenn er erſt einmal über alle Hemmungen hinweg 
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ſich zu einer großen Einheit zuſammenſchließt. Die 
Zahlen ſprechen in dieſer Beziehung eine deutliche 
Sprache. Faßt man die Parteien in große Gruppen 
zuſammen und rechnet man zu den Konſervativen alle 
reaktionären Parteien und Parteiſplitter, zu dem 
Zentrum auch die Welfen und Polen, ſowie zum Fort— 
ſchritt alle linksliberalen Richtungen, dann ergibt ſich 
ſeit den Wahlen von 1890 folgendes Bild: 


Konſervative Gruppe (Konſervative, Deutſche Reichs— 
partei, Antiſemiten und Chriſtlich-Soziale). 
Jahr Stimmenzahl Abgeordnete 


1890 1 424 953 98 
1893 1 740 649 116 
1898 1 487 114 92 
1903 1 530 047 83 
1907 2 004 621 113 
Zentrumsgruppe (Zentrum, Welfen, Polen und 
Elſäſſer). 
Jahr Stimmenzahl Abgeordnete 
1890 1 802 667 143 
1893 1 914 544 130 
1898 1 911 943 135 
1903 2 420 049 131 
1907 2 633 591 125 
Nationalliberale Partei. 

Jahr Stimmenzahl Abgeordnete 
1890 1177807 42 
1893 996 980 53 
1898 971 302 47 
1903 1 324 855 50 


1907 1 630 581 54 


ROUTE 


Freiſiunige Gruppe (Freiſinnige Partei, freiſinnige 
Vereinigung, freiſinnige Volkspartei, deutſche Volks— 


partei). 
Jahr Stimmenzahl Abgeordnete 
1890 1 307 483 76 
1893 1 091 677 48 
1898 862 524 50 
1903 863 645 36 
1907 1 223 933 49 
Sozialdemokratie. 
Jahr Stimmenzahl Abgeordnete 
1890 1427 298 35 
1893 1 786 738 44 
1898 2 107 076 56 
1903 3.010 771 81 
1907 3 259 029 43 


Sieht man ſich dieſe Zahlen im einzelnen an, fo 
fällt zunächſt die ſtarke Beharrungstendenz 
des Zentrums auf. Es iſt von 1890 an Wähler— 
zahl faſt konſtant geſtiegen. Aber dieſe Steigerung 
geht nur ungefähr mit dem Wachstum der Bevölke— 
rung und der Geſamtzahl der Reichstagswähler pa— 
rallel. In dieſer Zeit iſt allerdings faſt immer für 
das Zentrum günſtiges Wetter geweſen. Aber es hat 
doch auch im Jahre 1893, als es in der Oppoſition 
ſtand, ſo ziemlich ſeine Poſition behaupten können. Bei 
den Wahlen im Jahre 1907 hat es ſogar ungewöhn— 
liches Glück gehabt. Die vom Fürſten Bülow ausge— 
gebene Parole lautete urſprünglich gegen Sozialdemo— 
kratie und Zentrum; als es aber zur Stichwahl kam, 
da ſchreckte Fürſt Bülow vor der Konſequenz zurück, 
die in einer rückſichtsloſen Bekämpfung des Zentrums 


— 152 — 


gelegen hätte und dirigierte die Blockparteien aus— 
ſchließlich gegen die Sozialdemokratie. Herr Baſſer— 
mann machte leider dieſe grundverkehrte Taktik, die 
ſchließlich zum Zuſammenbruch der ganzen Blockpolitik 
und zum Sturz des Fürſten Bülow geführt hat, mit 
der leichtfertigen Begründung mit, daß es ja unter 
Kameraden ganz egal ſei, wer die Prügel bekommt. 
So wurde das Zentrum gegen die Liberalen von den 
Sozialdemokraten und gegen die Sozialdemokraten 
von den Liberalen herausgehauen. Für eine Oppo⸗ 
ſitionspartei gewiß eine beneidenswerte Konſtellation. 
Aber im ganzen zeigt ſich doch, daß das Zentrum in 
ſeiner Expanſion beſchränkt iſt. Heute wird man noch 
darüber hinaus ſagen können, daß es zum mindeſten 
auf dem Gipfel ſeiner Macht ſteht, wenn es nicht 
bereits den Abſtieg angetreten hat. Der Hauptgrund 
iſt darin zu erblicken, daß das Zentrum trotz mancher— 
lei Bemühung nicht aus ſeinem konfeſſionellen Turm 
heraus kann. Der Klerus will keine Verwiſchung der 
konfeſſionellen Gegenſätze. Das iſt bei dem Konflikt 
zwiſchen den beiden deutſchen Kardinälen, dem Fürſt— 
biſchof Kopp in Breslau und dem Kardinal 
Fiſcher in Köln ſehr deutlich zutage getreten. 
Allerdings hat ſich Herr Fiſcher gegen die ultra— 
konfeſſionellen Vorwürfe, die ihm gemacht wurden, 
leidlich rechtfertigen können, und Herr Roeren, der 
die konfeſſionelle Tendenz allzu ſchroff vertreten hatte, 
mußte ſogar einen Rückzug antreten, der für jeden 
anderen als einen katholiſchen Parteigänger ein Hari— 
kiri bedeutet hätte; aber daran, daß nun etwa das 
Zentrum ſich von den Feſſeln des Konfeſſionalismus 
frei machen könnte, iſt nicht zu denken; und unter dem 
Papſt Pius X. am allerwenigſten. Damit iſt aber 


— 153 — 


ſchon geſagt, daß das Zentrum auch im günſtigſten 
Falle nicht viel mehr gewinnen kann. Um ſo 
mehr kann es verlieren. Es gibt eine 
große Zahl von Wahlkreiſen, die dem Zentrum nichts 
weniger als ſicher ſind. Und da gerade ſeit dem Siege 
des blau⸗ſchwarzen Blocks ſich die Zentrumsſtimmen, 
wenn auch nicht die Mandate, erheblich vermindert 
haben, ſo wird das Zentrum bei den nächſten Wahlen 
ſchwer zu kämpfen haben, falls es auch nur einiger— 
maßen ſeinen bisherigen Platz behaupten will. 

Die konſervative Gruppe hat durch den Bund 
der Landwirte, der im Jahre 1893 ins Leben 
gerufen wurde, zunächſt eine weſentliche Stärkung er— 
fahren. Der Bund der Landwirte hat ſich außerordent— 
lich geſchickt organiſiert und beſonders in Oſtelbien am 
Großgrundbeſitz einen feſten Rückhalt. Damit iſt es 
der konſervativen Partei möglich geweſen, ſich über 
Waſſer zu halten. Aber man wird trotzdem nicht über— 
ſehen können, daß ſich die konſervative Kurve in den 
letzten zwei Jahrzehnten mehr nach unten als nach 
oben geneigt hat. Trotz oder gerade wegen der zahl— 
reichen Verſuche, den konſervativen Gedanken neu zu 
beleben, trotz der ſchroffen Hervorkehrung der reaktio— 
nären Tendenzen, trotz des Verſuchs, mit antiſemiti— 
ſchen Schlagworten die Wählermaſſen einzufangen, 
auch trotz der chriſtlich-ſozialen Bemühungen um die 
induſtriellen Arbeiter konnte doch von einem Auf— 
ſchwung der konſervativen Gruppe nicht die Rede ſein. 
Im allgemeinen iſt eben das gleiche und geheime Wahl— 
recht den Vertretern der Autorität und des politiſchen 
Rückſchritts nicht günſtig. Man darf hierbei nicht ſo 
ſehr auf die Zahl der konſervativen Abgeordneten als 
auf die Zahl der konſervativen Wähler ſehen, da den 
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Konſervativen zugute kommt, daß ſie größtenteils in 
ländlichen Wahlkreiſen gewählt werden, die verhältnis— 
mäßig geringe Wählerzahlen aufzuweiſen haben. Wäre 
die unbedingt erforderliche Reviſion der Wahlkreisein— 
teilung den reaktionären Parteien zuliebe nicht immer 
wieder aufgeſchoben worden, dann würde nicht bloß 
das Zentrum, ſondern noch mehr die konſervative 
Gruppe ganz erheblich an Mandaten und damit auch 
an parlamentariſcher Macht eingebüßt haben. Aber 
auch ſo geht es mit der konſervativen Partei zurück. 
Zumal wenn man die Nachwahlen zum Reichstage ſeit 
1907 ins Auge faßt, dann findet man gerade unter 
den konſervativen Wählern eine ſehr bemerkenswerte 
Fahnenflucht. Daß die Konſervativen den nächſten 
allgemeinen Wahlen mit außerordentlich geringen 
Ausſichten entgegengehen, darüber geben ſich ihre 
Führer ſelbſt nicht der geringſten Täuſchung hin. 
Denn der Aufſchwung, den die konſervativen Gruppen 
im Jahre 1907 bei den Kartellwahlen genommen 
hatten, iſt nicht aus der eigenen Stärke der Konſer— 
vativen zu erklären, ſondern ergab ſich ausſchließlich 
aus der Unterſtützung der Konſervativen durch die 
liberalen Parteien. 

Auch die liberalen Parteien haben im 
Laufe der letzten Jahrzehnte mit wechſelndem Glück 
gekämpft. Die Nationalliberalen und die Frei— 
ſinnigen ſind allerdings durch die Blockwahlen 
etwas herausgeriſſen worden, weil es dem Fürſten 
Bülow, und vielleicht noch mehr dem Staatsſekretär 
Dernburg gelungen war, die großen Maſſen der 
Nichtwähler auf die Beine zu bringen und die 
„Mitläufer“ auf die Seite der Blockparteien hinüber— 
zuziehen. Aber das war eine Situation, die nicht 
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wieder kommen wird. Bei den nächſten Wahlen wer— 
den die liberalen Parteien auf ſich ſelbſt an— 
gewieſen ſein. Höchſtens könnten die National— 
liberalen in einzelnen Kreiſen auf die Wahlhilfe der 
Konſervativen rechnen, die ſie dann aber ſehr teuer 
bezahlen müßten. Sieht man von ſolchen Zufälligkeiten 
ab, dann wird man im ganzen von einem Still- 
ſtand des Liberalismus jpreden müſſen, der 
gerade bei den fortſchrittlichen Parteien ſich zum Teil 
in einen Rückgang verſchärft hat. Ob es bei den nächſten 
Wahlen gelingen wird, die Wähler wieder ſtärker für 
den liberalen Gedanken zu intereſſieren, das hängt 
natürlich von der parteipolitiſchen Arbeit ab, die ge— 
leiſtet wird. Immerhin muß aber doch gegenüber den 
Verſuchen, den Liberalismus heute als völlig ohn— 
mächtig hinzuſtellen, konſtatiert werden, daß er noch 
immer über eine recht erhebliche Zahl von Wählern 
verfügt. Nimmt man fortſchrittliche Volkspartei und 
nationalliberale Partei zuſammen, dann hatte der 
Geſamtliberalismus bei den letzten Wahlen immer 
noch eine Zahl von 2854514 Wählern hinter ſich. 
Das iſt mehr als das Zentrum, erſt recht 
mehr, als die konſervative Gruppe 
aufzuweiſen hat. Allerdings entſpricht die parlamen— 
tariſche Vertretung des Liberalismus nicht dieſer 
Zahl liberaler Wähler. Der Liberalismus hat eben 
unter der veralteten Wahlkreiseinteilung erheblich zu 
leiden. 
Noch mehr freilich die ſozialdemokra— 
tiſche Partei. Obgleich ſie bei den Wahlen im 
Januar 1907 gegenüber den vorhergehenden Wahlen 
Hum eine Viertel Million Stimmen zugenommen hatte, 
perlor ſie doch faſt die Hälfte ihrer Sitze. Zur Illu— 
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ſtration des Unſinns, zu dem die Wahlkreiseinteilung 
im Laufe der Jahrzehnte geführt hat, genügt es, dar— 
auf hinzuweiſen, daß die Zentrumsgruppe es im 
Jahre 1907 auf 125 Abgeordnete gegenüber 43 fozial- 
demokratiſchen Abgeordneten gebracht hat, obgleich ſie 
625 000 Wähler weniger auf die Beine bringen konnte 
als die ſozialdemokratiſche Partei. Die Vorrang— 
ſtellung des Landes gegenüber den ſtädtiſchen Wahl— 
kreiſen tritt hier beſonders draſtiſch in die Erſcheinung. 
Daß die Einteilung der Wahlkreiſe nach der heutigen 
Bevölkerung neu geordnet werden könnte, erſcheint 
wenigſtens bis zu den kommenden Wahlen als ausge— 
ſchloſſen. Man wird auf allen Seiten mit den be— 
ſtehenden Wahlkreiſen zu rechnen haben. Ja, in dieſer 
Wahlkreiseinteilung liegt für das Bethmannſche Re— 
gime noch die einzige Exiſtenzmöglichkeit. Schon die 
Blockwahlen hatten ja im Grunde mit einer Nieder— 
lage des Fürſten Bülow geendet, ſoweit es auf die 
Zahl der Wählerſtimmen ankam. Denn die konſer— 
vativen und liberalen Gruppen hatten nur ungefähr 
fünf Millionen Stimmen erhalten, während für Zen— 
trum und Sozialdemokratie faſt ſechs Millionen 
Stimmen abgegeben wurden, wobei die unentſchiedenen 
Stimmen unberückſichtigt gelaſſen worden ſind. Seit 
der Kündigung des konſervativ-liberalen Blocks durch 
die Konſervativen hat ſich allerdings die Situation 
etwas geändert. Aber wenn auch die Zahl der Abge— 
ordneten des blau-ſchwarzen Blocks erheblich größer 
iſt, als es die Zahl der Abgeordneten des Bülow— 
Blocks war, ſo iſt doch die Zahl der Wähler, die hinter 
ihm ſteht, noch geringer. Denn die lberalen Par— 
teien und die Sozialdemokratie machen zuſammen 
weit über ſechs Millionen Stimmen aus, während 
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Zentrum und Konſervative nur etwas über vier und 
eine halbe Million Wähler hinter ſich hatten. Schon 
jetzt aber haben die Nachwahlen zum Reichs— 
tage, die ſeit dem Umſchwung der Reichspolitik im 
Sommer 1909 ſtattgefunden haben, erkennen laſſen, 
daß ſich die Anhänger des Zentrum und der Konſer— 
vativen immer mehr vermindern, während die oppo— 
ſitionellen Stimmen erheblich im Wachſen begriffen 
ſind. 

Den Nachwahlen der laufenden Legislatur— 
periode gebührt wenigſtens eine kurze Betrachtung. 
Es ergibt ſich aus ihnen, daß doch die politiſche Be— 
wegung im Parlament auch ihre Wellen in die Wahl— 
kreiſe wirft, wenn auch nicht immer mit genügender 
Entſchiedenheit. Im ganzen kommen vierzig Nach— 
wahlen in Betracht, von denen 22 auf die Zeit des 
Bülow⸗Blocks fallen. Dieſe 22 Nachwahlen zeigen nur 
geringe Verſchiebungen in der Zuſammenſetzung der 
Stimmen und Parteien. Es war bis zu einem ge— 
wiſſen Grade zufällig, daß Freiſinn, Zentrum und 
Welfen je ein Mandat gewannen, während die Kon— 
ſervativen, der Bund der Landwirte und die Chriſt— 
lich⸗-Sozialen je ein Mandat verloren. Aber mit dem 
Sommer 1909 ändert ſich das Bild völlig. Nun fängt 
auf einmal der Siegeszug der Sozial- 
demokratie an. In der erſten Hälfte hatte ſie 
weder etwas gewonnen, noch etwas verloren. Jetzt 
ſchreitet ſie unaufhaltſam von Sieg zu Sieg. Nach— 
ſtehend ſind die wichtigſten Ergebniſſe der Nachwahlen, 
wie ſie ſich nach dem Juli 1909 darſtellen, wieder— 
gegeben: 

23. Landau, 20. Juli 1909. Wahlber. 34 113, Dr. 
Oehlert (ntl.) 8861, Huber (Soz.) 8383, Siben (Ztr.) 7069, 
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Lehmann (Bund d. Landw.) 2485, zerſpl. 11. Stichwahl: 
Huber (Soz.) 12 718, Oehlert 11 768. 

1907: Schellhorn (ntl.) 14 613, Erlewein (Ztr.) 8767, 
Huber (Soz.) 6340. Stichwahl: Schellhorn (ntl.) 
17 394, Erlewein 226. ö 

24. Stollberg⸗ Schneeberg. 7. Sept. 1909. 
Wahlber. 39160. Schöpflin (Soz.) 21 190, Vorwerk 
(ntl.) 9444, zerſpl. 11. 

1907: Goldſtein (Soz.) 19000, Löſcher (fk.) 
14 606, Erzberger (Ztr.) 36. 

25. Kʒoblenz⸗St. Goar. 14. September 1909. 
Wahlber. 34275. Wellſtein (Ztr.) 11 363, Haas (Soz.) 
2845, zerſpl. 36. 

1907: Wellſtein (Ztr.) 19 232, v. Davidſon (nil.) 
5972, Hüttmann (Soz.) 2172. 


26. Koburg. 11. Oktober 1909. Wahlber. 15 861. 
Zietzſch (Soz.) 6183, Quarck (ntl.) 3445, Arnold (Frſ. Vpt.) 
3043, zerſpl. 1. Stichwahl 22. Oktober 1909: Zi etzſch 
(Soz.) 7078, Quarck 6644. 

1907: Quarck (ntl.) 4437, Zietzſch (Soz.) 4306, Sand⸗ 
ner (Frſ. Vpt.) 4128. Stichwahl: Quarck (ntl.) 
7852, Zietzſch 4780. 

27. Halle⸗Saalkreis. 26. November 1909. 
Wahlber. 56 487, Reimann (Frſ. pt.) 21830, Kunert 
(Soz.) 25 843, Piotrowski (Pole) 27, zerſpl. 16. 

1907: Schmidt (Frſ. Vpt.) 25 249, Kunert (Soz.) 
21 941. 

28. Landsberg Sold in. 12. November 1909. 
Wahlber. 32 047. Holtſchke (konſ.) 9470, Schöppe (lib.) 
6376, Pätzel (Soz.) 7555, zerſpl. 4. Stichwahl: 22. Nov. 
1909. Holtſchke (konſ.) 12 374, Pätzel (Soz.) 11 271. 

1907: Böning (konſ.) 13 828, Pätzel (Soz.) 6477, 
Tews (Frſ. Vgg.) 6176. 

29. Eiſenach. 29. Januar 1910. Wahlber. 26 357. 
Appelius (ntl.) 5789, Leber (Soz.) 10 255, Hädrich 
(Antiſ.) 4361, zerſpl. 4. 

1907: Leber (Soz.) 7875, Schack (Antiſ.) 6985, Doktor 
Winter (ntl.) 6089. Stichwahl: Schack (Antiſ.) 
9834, Leber 9509. 
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30. Mühlheim⸗ Wipperfürth. 15. Febr. 1910. 
Wahlber. 46 169. Marx (Ztr.) 20 376, Erdmann (Soz.) 
10 924, Falk (ntl.) 8465, Hoemann (chriſtl.⸗ſoz.) 1140, 
zerſpl. 8. Stichwahl 26. Februar 1910. Marx (Ztr.) 
21 496, Erdmann 13 385. 


1907: de Witt (Ztr.) 19 958, Fiſcher (ntl.) 11218, 
Gilsbach (Soz.) 8538, Chociszewski (Pole) 43. 

31. Poſen⸗Stadt. 3. April 1910. Wahlber. 44 372. 
Wilms (ntl.) 12579, Nowicki (Pole) 11 487, Loſinski 
(Pole) 6966, Matuszewski (Soz.) 2241, zerſpl. 3. Stich⸗ 


wahl: 21. April 1910. Nowicki (Pole) 20059, 


Wilms 14 249. 


1907: v. Chrzanowski (Pole) 21231, Wilms 
(ntl.) 12 065, Bebel 1377. 

32. Oletzko⸗Lyck⸗Johannisburg. 14. April 
1910. Wahlber. 24160. Brämer (konſ.) 10 325, Kochan 
(nt l.) 12 829, Linde (Soz.) 914, zerſpl. 1. 

1307: Graf Stolberg⸗ Wernigerode (konſ.) 
20 343, Siehr (Frſ. Vpt.) 833, Haaſe (Soz.) 630, Labuſch 
(Pole) 41. 

383. Landeshut⸗Jauer⸗Bolkenhain. 1. Juni 
1910. Wahlber. 24 601. Stroſſer (konſ.) 3879, Büchtemann 
(Fortſchr. Vpt.) 6429, Proll (Soz.) 6483, Dr. Herſchel (Ztr.) 
8823, zerſpl. 6. Stichwahl: 7. Juni 1910. Büchte⸗ 
mann (Fortſchr. Vpt.) 9400, Proll (Soz.) 7807. 

1907: Dr. Hermes (Fri. Vpt.) 5728, Liſſel (fk.) 5050, 
Krätzig (Soz.) 5019, Stephan (Ztr.) 4307. Stichwahl: 
Dr. Hermes (Fri. Vpt.) 9340, Liſſel (fk.) 7495. 

34. Uckermünde⸗Uſedom⸗Wollin. 9. Juni 
1910. Wahlber. 26 423. v. Böhlendorff (konſ.) 6132, Her- 
rendörfer (Fortſchr. Vpt.) 4319, Kuntze (Soz.) 7768, 
zerſpl. 4. Stichwahl: 17. Juni 1910. Kuntze (Soz.) 
10 158, v. Böhlendorff 9757. 

1907: v. Böhlendorff (konſ.) 8156, Dr. Delbrück (Fri. 


Vgg.) 6353, Kuntze (Soz.) 6113. Stichwahl: Dr. Del⸗ 
brüd (Fri. Vgg.) 11011, v. Böhlendorff 9415. 


35. Friedberg⸗Büd ingen. 18. Juni 1910. 
Wahlber. 24 957. Buſold (Soz.) 9551, v. Helmolt (Bund 
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d. Landw.) 6395, v. Calker (ntl.) 4397, zerſpl. 8. Stich⸗ 
wahl: Buſold (Soz.) 11 543, v. Helmolt 9414. 

1907: Graf Oriola (ntl.) 8492, Buſold (Soz.) 7234, 
Bähr (Antiſ.) 3299, Dr. Strecker (Fri. Vgg.) 1472. 
Stichwahl: Graf Oriola (ntl.) 11515, Buſold 
(Soz.) 8524. 

36. Cannſtadt⸗ Ludwigsburg. 30. Juli 1910. 
Wahlber. 45 135. Keil (Soz.) 18 708, Oettinger (ntl.) 
9528, Dr. Wolff (Bauernbund) 4930, zerſpl. 4. 

1907: Dr. Hieber (ntl.) 18 787, Keil (Soz.) 15 488, 
Gröber (Ztr.) 98. 

37. Zſchopau- Marienberg. 24 Auguſt 1910. 
Wahlber. 29 203. Fritſche (Antiſ.) 4641, Brodauf (Fortſchr. 
Vpt.) 4706, Göhre (Soz.) 19831. 

1907: Zimmermann (Reformpt.) 14 732, 
Göhre (Soz.) 11 281. 

38. Warburg⸗Höxſter. 30. Aug. 1910. Wahlber. 
19 242. Prof. Dr. Spahn (Ztr.) 11 301, Schäfermeyer 
(Soz.) 579, Hille (Ztr.) 101, zerſpl. 40. 

1907: Schmidt (Ztr.) 14 878, Körfer (fonf.) 1556, 
Schäfermeyer (Soz.) 437. 

39. Frankfurt⸗Lebus. 15. September 1910. 
Wahlber. 36774. Dr. Winter (ntl.) 7754, Faber (Soz.) 
14 319, Dunkel (konſ.) 6595, v. Chrzanowski (Pole) 20, 
zerſpl. 7. Stichwahl: 26. September 1910, Faben 
(So z.) 15 796, Dr. Winter (ntl.) 15 624. a 

1907: Braun (Soz.) 12 388, Detto (ntl.) 10070, 
Rohde (fk.) 7722, Erzberger (Ztr.) 228. Stich wahl: 
Detto (ntl.) 17 805, Braun 12 196. 

40. Labiau⸗Wehla u. 2. Dezbr. 1910. Burchard 
(konſ.) 7217, Wagner (Fortſchr. Vpt.) 5517, Linde (Sog. 
3708. Stichwahl: 9. Dezember 1910. Wagner 
(Fort ſchr. Vpt.) 9825. Burchard (konſ.) 7184. 
1907. Arendt (konſ.) 11575, Neßlinger (fortſchr. VUpt) 
1760, Linde (Soz.) 3179. ö 


Aus dieſen Angaben geht deutlich hervor, Das Die 
Sozialdemokratie in einer Zeit von wenig mehr als 
einem Jahre neun Sitze im Reichstage gewonnen 
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und keinen einzigen verloren hat. Allerdings ſind 
unter den Leidtragenden ſämtliche Parteien mit Aus— 
nahme des Zentrums vertreten. Die Nationalliberalen 
haben drei Mandate eingebüßt und die fortſchrittliche 
Volkspartei zwei. Aber die ſtärkſte Einbuße an 
Stimmen haben doch die Konſervativen erlitten. Vor 
allen Dingen iſt ihre Niederlage in dem angeblich „tot- 
ſichern“ Wahlkreiſe Lyck-Oletzko-Johannis-⸗ 
burg empfindlich, da es ſich dabei für die National— 
liberalen faſt um Neuland handelte. Die Konſerva— 
tiven hatten auch nicht im entfernteſten mit der Mög— 
lichkeit gerechnet, daß ihnen dieſer Wahlkreis verloren 
gehen könnte. Dieſem nationalliberalen Siege hat ſich 
dann ebenbürtig der Sieg der fortſchrittlichen Volks— 
partei in Labiau-Wehlau angeſchloſſen. Man 
darf nach dieſen beiden liberalen Erfolgen annehmen, 
daß es, wie in dieſen beiden oſtpreußiſchen Wahl— 
kreiſen, bei den bevorſtehenden allgemeinen Wahlen 
auch noch in mancher anderen „Hochburg“ der konſer— 
vativen Partei ähnlich gehen wird. So beſteht für die 
liberalen Parteien gute Ausſicht, etwaige Verluſte, die 
ſie den Sozialdemokraten gegenüber erleiden könnten, 
in den oſtelbiſchen Jagdgefilden der Konſervativen 
wieder auszugleichen. 

Indeſſen würde es ſich hierbei doch immer nur 
um verhältnismäßig geringe Erfolge handeln können, 
da natürlich auch die Sozialdemokratie in den konſer— 
vativen Wahlkreiſen nicht müßig ſein wird. Man wird 
die Wahlausſichten der liberalen Parteien vorläufig 
als wenig günſtig beurteilen müſſen, ſo lange ſie auf 
ſich ſelbſt angewieſen find oder gar ſich den an Größen— 
wahn ſtreifenden Gedanken zu eigen machten, ihre 
Front gleichzeitig gegen rechts und links zu wenden. 

Michaelis, Von Bismarck bis Bethmann. 11 
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Da der Kampf gegen das Zentrum ſich gleichfalls ganz 
von ſelbſt verſteht, ſo würden es dann die Liberalen 
glücklich ſo weit gebracht haben, daß ſie auf allen Seiten 
Feinde hätten. Nun mag es ſehr ehrenvoll ſein, gegen 
eine ganze Welt in Waffen zu kämpfen, aber im ge⸗ 
wöhnlichen Lauf der Dinge iſt eine ſolche Situation 
mit dem eigenen Untergange gleichbedeutend. Am 
wenigſten wird man dem deutſchen Liberalismus den 
dazu erforderlichen Heldenmut zutrauen wollen. Das 
iſt auch gar nicht die wirkliche Meinung der Drei— 
frontentaktiker. Wer den Kampf gegen links 
verkündigt, der meint den Anſchluß nach 
rechts, das heißt, er möchte das Bülow⸗-Kartell 
wieder erneuern, wie es ja Herr Baſſermann auch 
ganz offen ausgeſprochen hat. Nur geht das nicht ſo 
leicht, weil die Konſervativen nicht wollen. Sie fühlen 
ſich in der Geſellſchaft des geſinnungsverwandten 
Zentrums viel behaglicher als in der Geſellſchaft der 
nach ihrer Meinung doch immer ſehr unzuverläſſigen 
und dafür um ſo anſpruchsvolleren Liberalen. Es 
wäre aber auch deshalb verfehlt, weil man ſich nicht 
ohne Not mit einem Leichnam verbindet. Die konſer— 
vative Partei hat aber wirklich unter dem gleichen 
und geheimen Wahlrecht nur noch wenig Ausſichten. 
Würde ſie nicht durch allerlei künſtliche Mittelchen 
über Waſſer gehalten, dann wäre ſie ſchon längſt auch 
im deutſchen Norden zu einem unbedeutenden Häuflein 
zuſammengeſchrumpft, wie es die Konſervativen im 
Süden und Weſten ſchon heute find. Daß die Konſer⸗ 
vativen aber bei den kommenden Wahlkämpfen, in 
die ſie ſchuldbeladen hineingehen, plötzlich beſondere 
Werbekraft entwickeln ſollten, das iſt in keiner Weiſe 
anzunehmen. 
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Damit allein ergibt ſich ſchon, daß die liberalen 
Parteien, wenn ſie nicht geradezu Selbſtmord verüben 
wollen, auf einen Anſchluß nach links ange⸗ 
wieſen ſind. Das mag für viele Liberale der alten 
Schule fatal ſein, zumal die Sozialdemokratie 
in ihrer heutigen Zuſammenſetzung ſich recht radikale 
Allüren angeeignet hat. Aber der Liberalismus kann 
ſich eben die Geſellſchaft nicht ausſuchen. Auch verſteht 
es ſich von ſelbſt, daß Liberale und Sozialdemokraten 
ſehr wohl in einer ganzen Reihe von Fragen ein Stück 
Weges zuſammengehen können, während es ſich durch 
die Erfahrung als unmöglich herausgeſtellt hat, mit 
den Konſervativen zuſammenzuarbeiten. Sobald aber 
einmal ein Zuſammenſchluß zu taktiſchen Zwecken — 
um etwas anderes könnte es ſich ja in abſehbarer 
Zeit nicht handeln — erfolgt ſein wird, muß ſich die 
Situation ganz weſentlich ändern. Zunächſt ergibt ſich 
dann, daß weit über ſechs Millionen Wähler auf der 
Linken zuſammenwirken, während ihnen höchſtens 
vier und eine halbe Million gegenüberſtehen. Das 
ſind die Zahlen von 1907. Im Jahre 1911 liegen 
natürlich für die Oppoſition die Wahlausſichten noch 
viel günſtiger, da die Fahnenflucht bei den reaktio- 
nären Parteien ſich in der kommenden Zeit noch ver— 
ſtärken dürfte. Allerdings wird ſich ja ein Kampf 
zwiſchen den liberalen Parteien und der Sozialdemo— 
kratie nicht überall vermeiden laſſen. Soviel iſt in— 
deſſen durchaus möglich, daß die Liberalen und die 
Sozialdemokraten in ſolchen Wahlkreiſen geſchloſſen 
vorgehen, in denen ſie die abſolute Mehrheit der 
Stimmen haben, durch ihre Uneinigkeit aber den 
Wahlkreis einer der reaktionären Parteien ausliefern 
würden. 
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Es handelt ſich dabei durchaus nicht um einen 
künſtlich konſtruierten Fall. Vielmehr liegen die 
Dinge ſo, daß bei den Wahlen von 1907 in nicht 
weniger als 47 Wahlkreiſen die Kandidaten des 
ſchwarzen Blocks in der Stichwahl gewählt worden 
ſind, obwohl ſich in der Hauptwahl eine Mehrheit 
aus Liberalen und Sozialdemokraten 
ergeben hatte. Die Konſervativen und das Zentrum 
haben dieſen Fehler nicht gemacht. Es gibt keinen 
einzigen Kreis, in dem nicht die Konſervativen 
oder Ultramontanen gewählt worden wären, wenn ſie 
ſchon in der Hauptwahl zuſammen eine Stimmen⸗ 
mehrheit hatten. Sie hackten ſich eben gegenſeitig trotz 
ihrer angeblichen Gegnerſchaft kein Auge aus. Zen⸗ 
trum und Konſervative nahmen alles, was ſie über⸗ 
haupt kriegen konnten. Nur die liberalen Parteien 
und die Sozialdemokraten zerfleiſchten ſich gegenſeitig 
zum Vergnügen der Schwarzen und Blauen, die ſich 
im rechten Augenblick wieder zuſammenfanden. Bei 
den nächſten Wahlen werden ſie natürlich ohne weiteres 
ſich hilfreich die Hände reichen, um für ſich ſoviel als 
irgend möglich aus der fatalen Situation herauszu⸗ 
ſchlagen. 

Dabei könnte eine taktiſche Verſtändigung zwiſchen 
den liberalen Parteien und der Sozialdemokratie über 
die nächſten Wahlen nicht etwa bloß die Konſervativen 
ſchädigen, während das Zentrum gegen jeden Angriff 
gefeit wäre. So liegen die Dinge keineswegs. Auch 
das Zentrum hat eine Reihe von ſehr anfechtbaren 
Wahlkreiſen im Beſitz. Wenn Liberalismus und So⸗ 
zialdemokratie geſchloſſen vorgehen, dann wird es 
gleichfalls geſchwächt wieder in den Reichstag zurüd- 
kehren. Es würde zu weit führen, näher auf die 
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Statiſtik der letzten Reichstagswahlen einzugehen. 
Aber auf einige Einzelheiten muß doch hingewieſen 
werden. So hat das Zentrum allein bei den vorigen 
Wahlen acht Mandate durch die Unterſtützung 
der Sozialdemokratie gewonnen, nämlich Osnabrück, 
Hamm⸗Soeſt, Germersheim, Zweibrücken, Immen⸗ 
ſtadt, Donaueſchingen, Freiburg und Würzburg. 
Durch die Unterſtützung der Nationalliberalen ge⸗ 
wann das Zentrum dagegen die Wahlkreiſe Köln, 
Düſſeldorf und Eſſen. Das ſind ſchon elf Wahlkreiſe, 
die dem Zentrum bei einem Zuſammengehen der 
Liberalen und Sozialdemokraten entriſſen werden 
könnten. Aber man wird darüber hinaus auch noch 
eine ganze Reihe anderer Wahlkreiſe ins Augen faſſen 
können, in denen das Zentrum nur mit einer verhält⸗ 
nismäßig kleinen Mehrheit geſiegt hat. Wenn, wie es 
den Anſchein hat, die Zentrumswähler ſeit der blau— 
ſchwarzen Finanzreform kopfſcheu geworden ſind, dann 
wird man auch auf einen Erfolg in ſolchen Kreiſen 
rechnen können, in denen das Zentrum weniger 
als ſechzig Prozent der ſämtlichen Wähler⸗ 
ſtimmen erhalten hat, das ſind nochmals zwei Dutzend 
Wahlkreiſe. Man wird gewiß nicht annehmen wollen, 
daß nun das Zentrum gleich alle dieſe Kreiſe verlieren 
wird. Aber die Legende, daß es unverwundbar ſei, 
muß allerdings zerſtört werden. Es kann ſogar ſehr 
empfindlich zurückgeworfen werden, wenn nur die 
Oppoſition zum geſchloſſenen Angriff gegen die Zen- 
trumswahlkreiſe übergehen wollte. 

Will der Liberalismus im Rahmen des Reiches ſich 
wieder zu einem ſtärkeren Einfluß durchringen, dann 
wird er zunächſt ſelbſt einmal arbeiten müſſen, um die 
Zahl ſeiner Anhänger beſſer als bisher zu organiſieren. 
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Er muß auch rechtzeitig dafür forgen, daß die inneren 
Differenzen ausgeſchaltet oder doch zurückgeſtellt wer⸗ 
den, damit ſeine Aktionskraft nicht durch Zwiſt im 
Innern gelähmt wird. Er muß den Verſuch machen, 
wenigſtens in allen irgendwie gefährdeten Wahlkreiſen 
ſich über einen gemeinſamen Kandidaten 
zu verſtändigen. Und er muß rechtzeitig die Vor⸗ 
kehrungen treffen, um ausſichtsreiche gegneriſche 
Wahlkreiſe zu bearbeiten. Aber das alles würde 
höchſtens ausreichen, um ſeinen bisherigen Beſtand 
an Mandaten zu ſichern; und vielleicht iſt das alles 
noch immer nicht genügend. Ohne Anlehnung an die 
Sozialdemokratie iſt jedenfalls für den Liberalismus 
bei den nächſten Wahlen kein erheblicher Fortſchritt 
zu erwarten. Und deshalb muß es immer wieder 
ausgeſprochen werden, daß nur ein Block der 
Linken dem blau⸗ſchwarzen Block 
wirklich Abbruch tun kann. Wer dieſes 
Mittel nicht will, der will auch nicht, daß der Libera⸗ 
lismus wirklich wieder zu einer ausſchlaggebenden 
Stellung im Reichstage und damit in der Reichspolitik 
gelangt. Der iſt ſchon zufrieden, daß noch einige Ab⸗ 
geordnete im Reichstage ſitzen, die bei Gelegenheit die 
liberalen Grundſätze hochhalten, aber ohne die Macht 
und den Einfluß, ihnen auch Geltung zu verſchaffen. 
In der Politik kommt es aber nicht auf die ſchönen 
Reden an, ſondern auf die politiſche Macht. 
Der Bülow-Block hat den liberalen Parteien wenig⸗ 
ſtens einen Schein von Macht vorgetäuſcht. Jetzt ſind 
die Liberalen nicht bloß in Preußen, ſondern auch im 
Reich, völlig an die Wand gedrückt. Und ſie werden 
auch ſo behandelt. 

Leider iſt es ja ſehr ſchwer, über dieſe Dinge, die 
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ſich eigentlich von ſelbſt verſtehen ſollten, offen zu 
ſprechen, weil es unter den liberalen Politikern eine 
nicht unbeträchtliche Zahl gibt, die in irgend einer 
Weiſe von der Regierung abhängig ſind. 
Schon daß in der fortſchrittlichen Volkspartei zahl⸗ 
reiche Beamte ſitzen, macht die Erörterung des 
Blocks der Linken gefährlich. Es beſteht heute zwar 
kein formelles Ausnahmegeſetz gegen die Sozialdemo⸗ 
kratie mehr, aber die Sozialdemokratie gilt den Be⸗ 
hörden vielfach als verfehmt, und die reaktionären 
Parteien machen ſich dieſe Tatſache nach beſten Kräften 
zunutze. Wer ſich in irgend einer Form, ſei es auch 
nur zu taktiſchen Zwecken, mit der Sozialdemokratie 
einläßt, der wird mit äußerſtem Mißtrauen betrachtet, 
und man ſucht ihm, wo es geht, am Zeuge zu flicken. 
So wird vielfach über die Stellung zur Sozialdemo- 
kratie abſichtlich nicht die Wahrheit geſagt. Auch ſolche 
Politiker, die im Grunde ihres Herzens dem Block der 
Linken zuneigen, reden nicht gern öffentlich davon. 
Selbſt in Baden, wo die Großblockpolitik für den 
Liberalismus die allerbeſte Wirkung im Gefolge hatte, 
gilt es neuerdings für verpönt, ſich zu dieſer Politik 
zu bekennen. Von Berlin wird eben die Parole aus— 
gegeben, daß mit der „umſtürzleriſchen“, „vaterlands⸗ 
loſen“ und „republikaniſchen“ Sozialdemokratie kein 
Paktieren zuläſſig ſei. 

Gerade deshalb muß es einmal mit aller Ent⸗ 
ſchiedenheit geſagt werden, daß es ſich hierbei 
um ein dummes Vorurteil handelt, das von 
der reaktionären Regierung und den reaktionären Par— 
teien nach Kräften ausgenützt wird, nach dem ſich aber 
die Reaktion ſelbſt nicht im mindeſten richtet. Seit 
das Telegramm unter dem Fürſten Bismarck nach 
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Frankfurt ging: „Fürſt wünſcht Sabor“, iſt in ſehr 
zahlreichen Fällen die Sozialdemokratie von den reak— 
tionären Parteien unterſtützt worden. Das haben 
ebenſo die Konſervativen wie die Ultramontanen ge— 
tan. Ja, das Zentrum hat nicht bloß in 
Bayern ein Bündnis mit der Sozialdemokratie 
für die Landtagswahlen abgeſchloſſen, ſondern 
es hat bei den letzten Reichstagswahlen ganz offen 
die Sozialdemokratie gegen die Liberalen unterſtützt. 
Man braucht ein ſolches Verhalten der anderen Seite 
auch nicht einmal übel zu nehmen. Es hat, nebenbei 
geſagt, den Konſervativen und dem Zentrum nicht das 
mindeſte geſchadet. Aber man muß endlich einmal für 
den Liberalismus das gleiche Recht in Anſpruch 
nehmen. Ob ſich der Liberalismus mit der Sozial- 
demokratie zu taktiſchen Zwecken aſſoziieren will oder 
nicht, das iſt eine reine Frage der Zweck⸗ 
mäßigkeit, weiter nichts. Die Prinzipien ſoll 
man dabei aus dem Spiel laſſen. Es geht aber auf 
die Dauer nicht, daß ſich die liberalen Parteien ihre 
politiſche Haltung von Perſonen vorſchreiben laſſen, 


die in irgend einer Weiſe glauben Rückſicht nehmen 


zu müſſen. 

Wie heute die Verhältniſſe im Reiche und in 
Preußen liegen, gibt es nur die Möglichkeit, mit der 
Sozialdemokratie zuſammen zu arbeiten, um den blau— 
ſchwarzen Block zu überwinden und eine Mehrheit im 
Reichstag zu ſchaffen, die ernſtlich reformieren will. 
Selbſt wenn es dem blau-ſchwarzen Block gelingen 
ſollte, ſich in der Herrſchaft zu behaupten, ſelbſt dann 
hätte er mit ganz anderen Schwierigkeiten zu kämpfen, 
wenn er ſich einer geſchloſſenen Oppoſition gegenüber— 
ſieht, als wenn ihm immer nur einzelne zerſtreute 
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Glieder einer oppoſitionellen Gruppe in den Weg 
treten. Aber die höchſte Wahrſcheinlichkeit ſpricht da— 
für, daß dieſer Zuſammenſchluß der Liberalen und 
Sozialdemokraten dem blau-ſchwarzen Block ein raſches 
Ende bereiten würde. Und daß es ſich hierbei um ein 
Ziel handelt, das aufs innigſte zu wünſchen wäre, wird 
ja wohl ſelbſt von den ſanftmütigſten Liberalen, ſo— 
weit ſie nur eben überhaupt liberal ſind, nicht be— 
ſtritten werden. 


Die ſchutzzoͤllneriſche Politik 


Die geiſtige Freiheit, die politiſche Freiheit 
und die wirtſchaftliche Freiheit gehoͤren zuſammen. 
Ich glaube an den Sieg und den Segen der 
Freiheit auf allen Gebieten; fuͤr mich gibt es 
nur eine unteilbare Freiheit. 

Broemel, auf dem zweiten, inter⸗ 
nationalen Freihandelskongreß in Ant⸗ 
werpen. 


Unter großen Schwierigkeiten war es dem Reichs— 
kanzler Grafen Caprivi gelungen, die Schutzzollpolitik, 
die Fürſt Bismarck im letzten Jahrzehnt ſeiner Amts— 
führung durchgeſetzt hatte, durch den Abſchluß einer 
Reihe von Handelsverträgen zu modifizieren. Der 
Kaiſer ſelbſt hatte dieſes Ergebnis der Ara Caprivi 
als eine „rettende Tat“ gefeiert. Aber wie die Han— 
delsverträge nur unter dem offenen oder verſteckten 
Widerſpruch der Agrarier zuſtande gekommen waren, 
ſo machte ſich gegen ſie ein immer ſtärkerer Widerſpruch 
geltend, der von dem im Jahre 1893 gegründeten 
Bund der Landwirte planmäßig und mit den ſchärfſten 
Mitteln der Agitation geſchürt wurde. Wenn Herr 
von Bethmann Hollweg heute den Hanſabund wegen 
ſeines agitatoriſchen Tones angreift, und dem Bund 
der Landwirte atteſtiert, daß er gegenwärtig regie— 
rungsfromm ſei, ſo hat er ein kurzes Gedächtnis. 
Aus dem agrariſchen Bunde ſchallte es einſt noch ganz 
anders, als jetzt aus den Reihen der Induſtrie und 
des Handels. Damals ſcheute ſich der eigentliche An— 
reger des Bundes der Landwirte, ein Herr Rup— 
recht aus Ranſern, durchaus nicht, den Vorſchlag 
zu machen, daß die Landwirte unter die Sozial— 
demokraten gehen ſollten. Damals drehte man den 
Miniſtern des Königs im Zirkus Buſch die Kehrſeite 
zu und rief unter dem toſenden Beifall der Verſamm⸗ 
lung: „Die Miniſter können uns ſonſt was!“ Da: 
mals wußte man auch geſchickt durch unverantwortliche 
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Einflüſſe die Poſition des Reichskanzlers zu ſchwächen. 
In Liebenberg wurde Graf Caprivi geſtürzt, gerade 
als er glaubte, wieder feſt im Sattel zu ſitzen. Auch 
wußten ſich die Agrarier ſehr gut des Fürſten Bis⸗ 
marck zu bedienen, der grollend in Friedrichsruh ſaß 
und dem „Troupier“ wie ſeinem Nachfolger ſo viel 
Steine als irgend möglich in den Weg rollte. So 
wurde denn die Reichsregierung allmählich windel⸗ 
weich; und wenn auch zunächſt der Ablauf der Handels⸗ 
verträge abgewartet werden mußte, ehe an eine Re⸗ 
viſion der Zölle ernſtlich herangegangen werden konnte, 
ſo wurde doch zielbewußt mit Unterſtützung der immer 
entſchiedener ins agrariſche Lager abſchwenkenden Re⸗ 
gierung auf eine Erhöhung der Zollſchutzmauern hin⸗ 
gearbeitet. Unter dem Fürſten Bülow war dann die 
Zeit gekommen. Im Jahre 1902 konnte der Reichstag 
an die Arbeit gehen. Die Herbſttage dieſes Jahres 
haben vielleicht die ſchärfſten Kämpfe geſehen, die bis 
dahin im deutſchen Reichstage ausgefochten worden 
waren. Fürſt Bülow, der den legitimen und illegi⸗ 
timen Einfluß der agrariſchen Sippe nur zu gut 
kannte, und der deshalb ſich ſogar zu dem frommen 
Wunſch verſtand, daß man auf ſeinem Leichenſtein 
leſen möchte: „Dieſer iſt ein agrariſcher Kanzler ge— 
weſen“, mühte ſich im Schweiße ſeines Angeſichts, um 
das Werk des zweiten Kanzlers, die „rettende Tat“, 
zu zerſtören. Die Agrarier überſpannten ihre Forde— 
rungen bis zum äußerſten. Sie erwarteten natürlich 
nicht, daß ihnen ihre ſämtlichen Forderungen bewilligt 
werden würden, aber ſie ſpielten ſich als Katone auf, 
die eher zugrunde gehen als auch nur einen Pfennig 
von den geforderten Zöllen auf Getreide und Fleiſch 
ablaſſen würden. Die ſchwere Induſtrie machte mit 
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den Agrariern gemeinſame Sache. Jeder einzelne 
Induſtriezweig ſuchte für ſich ſo viel als irgend mög— 
lich herauszuſchlagen. Es war ein Hexenſabbat der 
Begehrlichkeit, in dem alle geſunde Vernunft unter⸗ 
ging. Die nationalliberale Partei machte dieſen Tanz 
um das goldene Kalb, „mäßigend“ wie immer, mit, 
und glaubte ſich ein Verdienſt um das Vaterland er- 
worben zu haben, wenn ſie von den agrariſchen Zöllen 
ein paar Mark abhandelte. Die Oppoſition beſtand 
eigentlich nur aus der verhältnismäßig kleinen frei— 
ſinnigen Vereinigung und der Sozialdemokratie. Die 
freiſinnige Volkspartei widerſprach zwar dem neuen 
Zolltarif, aber ſie wollte von ſeiner ſcharfen Be— 
kämpfung nichts wiſſen. Und als es von ſeiten der 
Linken zur Obſtruktion kam, um die Durchſetzung 
des neuen Zolltarifs zu verhindern, da wandte ſich der 
Abgeordnete Eugen Richter mit hörbarem Ruck von 
ihr ab. Er trat für das „Recht der Mehrheit“ ein, 
ihren Willen durchzuſetzen. Damit waren der Oppo— 
ſition die Flügel gebrochen. Einige vom Zentrum und 
von der nationalliberalen Partei ausgehende Ver— 
ſchlechterungen der Geſchäftsordnung des Reichstages 
wie die Abkürzung der namentlichen Abſtimmung und 
die Einſchränkung der Geſchäftsordnungsdebatten 
trugen vollends dazu bei, die Oppoſition niederzu— 
werfen. Dann machte, da die Durchberatung der 
Einzelpoſitionen des Zolltarifs trotzdem unmöglich 
geweſen wäre, die Zollmehrheit in dem Antrage 
Kardorff den Vorſchlag, den ganzen Tarif in 
Bauſch und Bogen anzunehmen. Umſonſt wurde noch 
von der Sozialdemokratie verſucht, durch Dauerreden 
die Verabſchiedung des Tarifs zu hintertreiben. In 
der endloſen Sitzung vom 12. Dezember 1902, die ſich 
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bis in den Morgen des 13. Dezembers erſtreckte, wurde 
der ganze Tarif durchgepeitſcht. Am Weihnachtsfeier⸗ 
tage 1902 wurde der neue Zolltarif als Geſchenk an 
das deutſche Volk publiziert. Die Agrarier hatten 
allerdings nicht alles durchſetzen können, was fie ur- 
ſprünglich beantragt hatten, und die rabiateſten unter 
ihnen ſtimmten konſequent gegen den Tarif. Aber 
in Wirklichkeit hatten ſie allen Grund, zufrieden zu 
fein. Vor allen Dingen hatten fie ſich durch Mindelt- 
zölle bei den wichtigſten landwirtſchaftlichen Erzeug— 
niſſen dagegen geſichert, daß etwa die Zölle in Ver⸗ 
trägen mit dem Auslande unter ein beſtimmtes Maß 
erniedrigt werden könnten. Allerdings dauerte es noch 
einige Jahre, ehe der neue Zolltarif in Kraft geſetzt 
werden konnte, da ſich naturgemäß der Abſchluß neuer 
Handelsverträge auf Grund des hochſchutzzöllneriſchen 
Tarifs ſehr ſchwierig geſtaltete. Immerhin gelang es 
zuletzt, Verträge zuſtande zu bringen, bei denen wenig— 
ſtens die deutſche Induſtrie und der deutſche Handel 
leidlich beſtehen konnten, wenngleich für große Teile 
der Induſtrie kein anderer Ausweg übrig blieb, als 
ins Ausland abzuwandern. Das wirtſchaftliche Leben 
des deutſchen Volkes wird heute durch die Handels— 
verträge von 1905 beeinflußt. Wenn auch die höheren 
im Tarif feſtgeſetzten Zölle nur vorübergehend und für 
einzelne Staaten zu Kampfzwecken zur Anwendung ge— 
langten, ſo haben wir doch ſeit dieſer Zeit mit folgen— 
den Zöllen auf Getreide zu rechnen: 


Autonomer Zoll Mindeſtzoll 
Weizen 7,50 5,50 
Roggen 7,00 5,00 
Hafer 7,00 5,00 


Malzgerſte 7,00 4,00 
Gerte Futtergerſte 7,00 1,30 
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Dieſe Zölle haben durchaus gehalten, was man ſich 
in agrariſchen Kreiſen von ihnen verſprach. Die Be— 
hauptung, daß der Zoll vom Ausland getragen wird, 
iſt ja nie mehr als eine fromme Lüge geweſen. Die 
Tatſachen beweiſen auch, daß das Getreide im deutſchen 
Reich ungefähr um den Betrag des Zolles über den 
Weltmarktpreis hinausgeht. Ja, ſoweit das etwa nicht 
der Fall war, hat man gerade von agrariſcher Seite 
nachgeholfen, um dieſes erſtrebte Ziel zu erreichen. Da- 
zu wirkte beſonders das Syſtem der Ein fuhr— 
ſcheine mit, das den Zweck hat, überflüſſiges Ge- 
treide, das auf den Preis im Inlande drücken könnte, 
in das Ausland abzuſchieben. Mit Hilfe der Einfuhr— 
ſcheine, die dem Betrage des Zolles entſprechen, das 
für ein beſtimmtes in das Inland eingeführtes Quan⸗ 
tum Getreide zu errichten wäre, wird die ge— 
wollte Wirkung ſpielend erreicht, da die Ein— 
fuhrſcheine auch für die Bezahlung von Pe— 
troleum und Kaffee gelten und deshalb an der 
Börſe wie bares Geld mit einem kleinen Abſchlag ge— 
handelt werden. Auch mußten billige Ausfuhr: 
tarife dafür ſorgen, das inländiſche Getreide mög— 
lichſt günſtig in das Ausland abſtoßen zu können, 
während umgekehrt die Einfuhr ausländiſchen Ge— 
treides nach Kräften erſchwert wurde. Iſt doch ge— 
rade die Erſchwerung der Getreideeinfuhr einer der 
Hauptbeweggründe für die Kanalpolitik der 
Agrarier geweſen. Um das ausländiſche Getreide 
nicht hereinzulaſſen, haben ſie ſich mit Händen und 
Füßen gegen den Mittellandkanal gewehrt, und ebenſo 
iſt die Bedingung, Abgaben für die Schiffahrt auch auf 
den natürlichen Waſſerſtraßen zu erheben, die dem Ar— 
tikel 54 der Reichsverfaſſung widerſpricht, in das 

Michaelis, Von Bismarck bis Bethmann. 12 
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preußiſche Kanalgeſetz aufgenommen worden, um die 
billige Zufuhr des Getreides zu Waſſer zu verhindern. 
Preußen hat es ja auch glücklich durchgeſetzt, daß dieſe 
rückſchrittliche Maßregel vom Bundesrat, wenn auch 
erſt nach langen Verhandlungen hinter den Kuliſſen, 
angenommen wurde. Noch muß ſich allerdings der 
Reichstag damit einverſtanden erklären. Aber es 
unterliegt kaum einem Zweifel, daß dieſer Vorſchlag 
Preußens mit Hilfe des blau-ſchwarzen Blocks auch im 
Reichstage angenommen wird. Wenn es mit der 
Durchſetzung der Schiffahrtsabgaben noch gute Wege 
hat, ſo liegt der Grund jedenfalls nicht an der Wider— 
ſtandskraft des Reichstages, ſondern an dem Proteſt 
Oſterreichs und Hollands, da ſich internatio— 
nale Verträge über die freie Stromſchiffahrt nicht ſo 
leicht wie eine Beſtimmung der deutſchen Reichsver— 
faſſung beiſeite ſchieben laſſen. 

Noch einer anderen Konſequenz der Getreidever— 
teuerungspolitik des Reiches muß bei dieſer Gelegen— 
heit gedacht werden. Als der agrariſche Zolltarif be— 
raten wurde, da ſuchte ihm das Zentrum nach ſeiner 


Art ein ſozialpolitiſches Mäntelchen um⸗ 


zuhängen. Es brachte deshalb in das Zolltarifgeſetz 
eine Beſtimmung hinein, wonach die höheren Beträge 
aus den Getreidezöllen zum Zweck einer Hinter— 
bliebenenverſicherung Verwendung finden 
ſollten. Das ſah faſt nach etwas aus, war aber nichts 
als ein Schaugericht. Denn da die Einfuhrſcheine auf 
eine Ausfuhr des deutſchen Getreides hinwirken, und 
die Einfuhrſcheine wieder für Kaffee und Petroleum 
Verwendung finden können, ſo wird der für die Hinter— 
bliebenenverſorgung zur Verfügung ſtehende Betrag 
künſtlich herabgemindert. Die Folge dieſer Maßnahme 


F:! ?]0“ ß TʃTʃ2E᷑ʃT—. . :] ̃—ô—ͤðniJn M ⏑⏑ %ͤ—ů EEE 4 — ra Aa alu. 7c * 
— Diaz — mu u ee . 


— 19 — 


iſt denn bisher auch gewesen, daß aus dem jchönen 
Witwen⸗ und Waiſenfonds ſo gut wie nichts geworden 
iſt. Nur im Jahre 1907 ſind ihm 42 Millionen Mark 
zugeführt worden. In den übrigen Jahren ſeit dem 
Inkrafttreten der neuen Handelsverträge blieb 
nichts für die Witwen und Waiſen übrig. Daher 
kam es denn, daß die Hinterbliebenenverſicherung, die 
im Jahre 1910 in Kraft treten ſollte, immer weiter 
hinausgeſchoben wurde. Es war eben kein Geld da. 
Und wenn die Reichsverſicherungsordnung, die jetzt im 
Reichstage durchberaten werden ſoll, wirklich zur Ver— 
abſchiedung gelangt, dann werden die Witwen und 
Waiſen der Arbeiter auch nur verzweifelt wenig Nutzen 
von ihr haben. Denn was ihnen künftig zufallen ſoll, 
das iſt nicht viel mehr als ein Bettelpfennig, 
und wird in zahlreichen Fällen heute ſchon von den 
Unterſtützungen der Armenverwaltung übertroffen. 
Bewegt ſich doch die Witwenrente zwiſchen 72 bis 
170 Mark, wohlgemerkt jährlich; und auch für die 
Waiſen wird nur in völlig unzureichender Weiſe ge— 
ſorgt. 

Dabei hat nicht etwa das Reich den Profit von 
den hohen Getreidezöllen, ſondern vermöge der Ein— 
fuhrſcheine kann es vorkommen und iſt vorgekommen, 
daß das Reich bei einer einzelnen Getreideart wie 
Roggen oder Hafer einen direkten Ver— 
luft erleidet. Um fo größer iſt naturgemäß der 
Profit der Getreideproduzenten, die in den Einfuhr— 
ſcheinen ein Mittel haben, den Inlandpreis um den 
vollen Betrag des Zolles über den Weltmarktpreis 
hinauszutreiben. So muß das Volk dem Produzenten 
für jede Tonne Roggen fünfzig und für jede Tonne 
Weizen fünfundfünfzig Mark Aufgeld zahlen. Kein 
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Wunder, daß ſelbſt in guten Jahren von einer Ber- 
billigung des Brotes nur in ſeltenen Fällen etwas 
zu ſpüren iſt. 

Beim Fleiſch kommt noch hinzu, daß der neue 
Zolltarif nicht bloß auf die Einfuhr von Vieh und 
Fleiſch höhere Zölle gelegt hat, ſondern daß auch die 
Einzelregierungen alles, was nur irgend in ihren 
Kräften ſteht, tun, um zu verhindern, daß überhaupt 
fremdes Vieh über die deutſche Grenze kommt. Grenz⸗ 
ſperre und Grenzſchikanen wirken zuſammen mit den 
Viehzöllen, um die Fleiſchpreiſe im Inlande künſtlich 
hoch zu halten. Dabei iſt die deutſche Landwirtſchaft 
auch nicht annähernd imſtande, das für die aus— 
reichende Ernährung des Volkes notwendige Vieh her— 
anzuzüchten. In Holland, Dänemark, Schweden, noch 
mehr in überſeeiſchen Ländern wie Argentinien gibt 
es Vieh und Fleiſch genug, das zu billigem Preiſe ge— 
liefert werden könnte. Aber die Agrarier verbieten, 
daß es über die deutſche Grenze kommt, und die 
deutſchen Regierungen wagen es einfach nicht, ſich dem 
agrariſchen Gebot zu widerſetzen. 


Man hat behauptet, und beſonders der Bund der 


Landwirte kämpft mit dieſem Argument, daß ohne die 
Schutzzölle die deutſche Landwirtſchaft ruiniert werden 
müßte. Ob es ſich wirklich ſo verhält, daß in Deutſch— 
land der Getreidebau zurückgehen müßte, wenn ihm 
nicht durch künſtliche Unterſtützungen auf die Beine ge— 
holfen wird, darüber wird man verſchieden denken 
können. Die Verhältniſſe liegen nicht in allen Landes⸗ 
teilen gleich, und die Rentabilität eines landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebes hängt auch von ſeinem Umfang 
ab. Es kann ſehr wohl ſein, daß Kleinbetriebe, in 
denen der Beſitzer mit ſeiner Familie ſelbſt die meiſte 
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Arbeit tut, und daß ebenſo Großbetriebe, die mit 
billigen ausländiſchen Kräften arbeiten, recht gut be— 
ſtehen können, während der landwirtſchaftliche Mittel- 
betrieb nicht mehr rentabel iſt. Es kommen aber auch 
Fälle vor, in denen gerade der bäuerliche Betrieb am 
beſten rentiert. Aber ſelbſt angenommen, daß die 
Landwirtſchaft bei uns nicht mehr imſtande ſein ſollte, 
ſich ſelbſt über Waſſer zu halten, und daß deshalb die 
Geſamtheit für ſie eintreten müßte, was in dieſer All— 
gemeinheit natürlich nicht zutrifft, jo wird man immer 
noch die Getreide- und Viehzölle für eine ſehr rohe 
Form der Staatshilfe für die Landwirtſchaft halten 
müſſen. Liegt es doch auf der Hand, daß die Grund— 
beſitzer um ſo mehr von den landwirtſchaftlichen Zöllen 
erhalten, je größer ihr Beſitz iſt und je größer deshalb 
auch der Überſchuß der Produktion iſt, den fie ver- 
kaufen können. Wer nicht mehr erntet, als er ſelber 
in ſeinem Haushalt verbraucht, der erhält von den 
Schutzzöllen auch nichts ab; und die ganz kleinen Be— 
ſitzer, die noch hinzukaufen müſſen, müſſen auch noch 
zu den höheren Erträgniſſen der Rittergüter bei— 
ſteuern. 

Will das Reich jährlich einige Hundert Millionen 
flüſſig machen, um die Landwirtſchaft über Waſſer 
zu halten, dann wäre es zum mindeſten erforderlich, 
daß es ſelbſt über die zweckmäßige Verwendung dieſer 
Mittel zu entſcheiden hätte. In dieſem Falle würde 
es vielleicht dafür ſorgen, daß die großen Lati— 
fundien, die einer intenſiven Bodenbewirtſchaf— 
tung im allgemeinen widerſtreben, aufgeteilt werden, 
ſchon damit mehr Raum für fleißige und tätige 
Menſchen geſchaffen wird. Es würde auch ſeine Sorg— 
falt darauf richten, daß mit der Kultur der Moore 
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und Heiden, die heute über Verſuche im kleinen nicht 
recht hinauskommen, weil es an den erforderlichen 
Mitteln fehlt, ernſt gemacht wird. Es würde weiter 
dafür Sorge tragen, daß die verſteckte Hörigkeit 
der ländlichen Arbeiter aufhört und daß 
den Arbeitern auf dem Lande genau wie in der In— 
duſtrie das Koalitionsrecht gewährt wird. Einer 
plötzlichen Entziehung des Zollſchutzes wird man aller— 
dings gegenwärtig nicht das Wort reden können. Wohl 
aber läßt ſich die rohe und ungerechte Form der land— 
wirtſchaftlichen Schutzzölle allmählich beſeitigen, wenn 
mit ihrer Abſchaffung eine intenſive Landes— 
kultur Hand in Hand geht. Dann werden freilich 
die Latifundienbeſitzer in ihren unberechtigten Bezügen 
geſchmälert und nach und nach auf den Ausſterbeetat 
geſetzt werden, dafür aber wird das deutſche Land einer 
neuen Blüte entgegengeführt werden. 

Überhaupt darf die Wirkung der Schutzzölle nicht 
überſchätzt werden. Wegen der landwirtſchaftlichen 
Schutzzölle wächſt nicht ein Grashalm mehr, und bei 
den induſtriellen Schutzzöllen verhält es ſich nicht an— 
ders. Es hängt von ganz anderen Faktoren ab, ob die 
Erträge eines Landes höher oder geringer ſind. Das 
deutſche Reich ſteht ja dank der wirtſchaftlichen Tüchtig— 
keit des Volkes auf dem Gebiet der landwirtſchaftlichen 
Produktion ſo ziemlich an erſter Stelle. Aber in Eng— 
land, wo man einen landwirtſchaftlichen Schutzzoll 
nicht kennt, ſind die landwirtſchaftlichen Durchſchnitts— 
erträge vom Hektar noch höher als bei uns. Fürſt 
Bismarck, der die Schutzzollära im deutſchen Reich 
in die Wege geleitet hat, hat ſich gerade auf dieſem 
Gebiet als ein ſehr ſchlechter Prophet er- 
wieſen. Beſonders in der Wirkung auf England hat 
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er ſich ganz gründlich geirrt. So ſagte er in ſeiner 
Programmrede vom 2. Mai 1879: 

„Ich ſehe, daß die Länder, die ſich ſchützen, proſperieren, 
ich ſehe, daß die Länder, die offen ſind, zurückgehen, und 
das große, mächtige England der ſtarke Kämpfer, 
der, nachdem er ſeine Muskeln geſtärkt hatte, auf den Markt 
hinaustrat und ſagte: Wer will mit mir kämpfen? Ich bin 
zu jedem Wettkampf bereit — auch dieſes geht zum Schutzzoll 
allmählich zurück und wird in wenigen Jahren bei 
ihm angekommen fein, um ſich wenigſtens den eng— 
liſchen Markt zu bewahren.“ 

Nun, ſeit jener Zeit ſind mehr als dreißig Jahre 
verfloſſen, ohne daß ſich die Ankündigung des Fürſten 
Bismarck erfüllt hätte. Es mag richtig ſein, daß in 
England heute der Freihandelsgedanke nicht mehr ſo 
unbeſtritten herrſcht, wie vor dreißig Jahren. Aber 
bis jetzt hat ſich doch immer noch das engliſche Volk 
gegen den Schutzzoll zu wehren gewußt, auch noch bei 
den letzten Wahlen im Januar 1910 und nicht minder 
bei den letzten Dezemberwahlen. Und man wird nicht 
behaupten können, daß es in dieſer Zeit dem engliſchen 
Volke ſchlecht gegangen ſei. Sollte es aber ſelbſt zum 
Schutzzoll übergehen, dann werden dabei ganz andere 
Gründe ausſchlaggebend ſein als der angebliche Rück— 
gang der engliſchen Induſtrie und des engliſchen Han— 
dels. Dann kommt eben eine Weltmachtpolitik 
in Frage. Wenn aber England gegenüber einer bis 
auf die Zähne geſchützten Kulturwelt ſein Geſchäft 
machen konnte, wenn ſeine Produktion ſogar faſt un— 
aufhörlich geſtiegen iſt, dann wird man zugeben 
müſſen, daß die ſchutzzöllneriſche Politik durchaus 
nicht die geheimnisvolle Arznei iſt, die ein Land zum 
Proſperieren bringen kann. Man könnte auf ſehr arme 
Länder hinweiſen, die ſich mit faſt unüberſteiglichen 
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Schutzzollmauern umgeben haben, ohne daß lie wirt— 
ſchaftlich vom Fleck kommen, und das Beiſpiel Eng— 
lands beweiſt, daß auch ein Land ohne Schutzzölle auf 
die Dauer gedeihen kann. 

Es gibt natürlich Fälle, in denen ohne Schutzzölle 
ein Land nicht vorwärts kommen wird. Aber das liegt 
dann nicht etwa daran, daß durch den Schutzzoll auf 
irgend eine unerforſchliche Weiſe Reichtum ins Land 
getragen werden könnte, ſondern einfach daran, daß 
es an Unternehmungsluſt und Kapital fehlt. Die 
Frage, ob Freihandel oder Schutzzoll, iſt zuletzt eine 
Frage der Verteilung des Kapitals. Sie 
iſt, anders ausgedrückt, eine Machtfrage. Wenn 
in einem Lande die Induſtrie erſt noch geſchaffen wer— 
den ſoll, dann muß zunächſt das Kapital für die In⸗ 
duſtrie in irgend einer Weiſe herbeigeſchafft werden. 
Zu dieſem Zweck iſt der Schutzzoll bisweilen ein brauch⸗ 
bares Mittel. Die einzelnen Staatsangehörigen müſſen 
die Induſtrieprodukte teurer bezahlen, damit die In⸗ 
duſtrie gekräftigt wird. Ein ganz ähnlicher Effekt 
läßt ſich auch durch eine direkte Subventionierung 
ſchwacher Induſtrien erreichen, wie denn ſehr häufig 
beide Methoden Hand in Hand gehen. Nur haben auch 
ſolche künſtlichen Verſuche, eine Induſtrie zu ſchaffen, 
wieder den großen Nachteil, daß die Induſtrie ohne 
eigenes Fundament bleibt und deshalb vielfach zu ſehr 
verzärtelt wird, auch zu ſchnell in die Höhe ſchießt, 
um noch in der freien Luft der allgemeinen Konkur- 
renz lebensfähig zu bleiben. 

Doch um ſolche Fälle handelt es ſich weder bei 
uns noch in England. Selbſt wenn, was höchſt fraglich 
iſt, die deutſche Induſtrie am Ende der ſiebziger Jahre 
des vorigen Jahrhunderts noch den Schutzzoll nötig 
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gehabt hätte, um ſich entwickeln zu können, ſo wäre 
dieſe Zeit längſt überwunden. Heute iſt fie ſtark ge- 
nug, um ſich auch ohne künſtliche Hilfsmittel be— 
haupten zu können. Behält man heute noch immer 
die landwirtſchaftlichen und induſtriellen Schutzzölle 
bei, ſo iſt der Grund ausſchließlich darin zu ſuchen, 
daß die Vertreter der Landwirtſchaft und der In— 
duſtrie die Macht in der Hand haben und deshalb die 
Verteilung der Güter ſelbſt zu regulieren wünſchen. 
Sie diktieren vermöge ihrer Macht dem Volk den 
Preis, den es für Brot und Fleiſch wie für die ſon— 
ſtigen Bedürfniſſe zu des Lebens Nahrung und Not- 
durft zu bezahlen hat. Ja, ſie diktieren ſelbſt dem 
Staat und Reich die Preiſe, die er für Schienen und 
Panzerplatten zu zahlen hat. 

Man kann deshalb ein altes Wort variieren, in⸗ 
dem man die Frage ſtellt: Sage mir, welche Schutz 
zölle in einem Lande beſtehen, und ich will dir ſagen, 
wer die politiſche Macht hat. Bei uns iſt die Frage 
nicht ſchwer zu beantworten: die Agrarier, das 
heißt, die agitatoriſche Vertretung des Großgrund— 
beſitzes, der Fideikommiſſe und Latifundien, haben die 
politiſche Macht zunächſt in Preußen und durch die 
preußiſche Regierung auch im deutſchen Reiche; und 
weil es ſich ſo verhält, deshalb diktieren ſie dem Volk 
die Schutzzölle, die ſie für notwendig halten. Um wie 
große Summen es ſich dabei allein bei den Getreide— 
zöllen handelt, darauf iſt in der unabhängigen Preſſe 
wiederholt hingewieſen worden. Der Getreideſchutzzoll 
koſtet das Volk annähernd 600 Millionen Mark, von 
denen das Reich 100 Millionen erhält, während die 
Getreideproduzenten, alſo in erſter Reihe der land— 
wirtſchaftliche Großgrundbeſitz, 500 Millionen ein— 
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ſtecken. Damit iſt zugleich die Frage beantwortet, in 
welchem Verhältnis die Staatsautorität zu dem Groß⸗ 
grundbeſitz bei uns ſteht. Sie verhält ſich zu ihm wie 
eins zu fünf. 

Nun haben wir aber im Reich das gleiche und 
geheime Wahlrecht. Auch wenn der Agrarier im all— 
gemeinen bei uns noch auf ſeine Leute rechnen kann, 
ſo hat doch eben das Land heute im neuen Reich nicht 
mehr die Mehrheit. Die Stadt, das heißt, Indu— 
ſtriie und Handel, haben die Landwirtſchaft 
immer weiter zurückgedrängt. Man braucht ſich nur 
die letzten beiden Berufszählungen anzuſehen, um ſich 
darüber klar zu werden. Nach den Zählungen von 
1895 und 1907 ſtellt ſich die Zahl und das prozentuale 
Verhältnis in den wichtigſten Berufszweigen folgender— 
maßen: 

Erwerbstätige. 


Land⸗ und Induſtrie und Handel und 
Forſtwirtſchaft Bergbau Verkehr 
Deutſches 1895: 8 292 692 8 281 220 2338 511 
Reich 1907: 9883 257 11 266 254 3 477 626 


In Prozenten. 


Von 100 Erwerbstätigen gehörten zu jeder Berufsabteilung: 


1895: 37,5 37,4 10,6 

1907: 35,2 40,0 12,4 
Hiernach find die in der Landwirtſchaft beſchäf— 
tigten Erwerbstätigen der Zahl nach von 1895 bis 
1907 nur um etwa 600 000 Perſonen geſtiegen, und 
prozentual iſt ſogar ein Rückgang von mehr als zwei 
Prozent zu verzeichnen. Dagegen ſind die in der In— 
duſtrie beſchäftigten Erwerbstätigen um drei Millionen 
Perſonen geſtiegen und auch prozentual um mehr als 
zwei Prozent gewachſen. Ebenſo hat die Zahl der in 
Handel und Verkehr beſchäftigten Perſonen eine Zu— 
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nahme um mehr als 1 100 000 Erwerbstätige erfahren, 
und prozentual ſind dieſe im Handelsverkehr beſchäf— 
tigten Perſonen gleichfalls um zwei Prozent ge— 
wachſen. Dieſe Zahlen waren ſchon wegen der eigen— 
artigen Zählungsmethode im Jahre 1907 nicht mehr 
zutreffend. Heute ſind ſie längſt überholt. Man 
rechnet ſchon hoch, wenn man annimmt, daß in der 
Landwirtſchaft heute ein Drittel aller Erwerbs— 
tätigen beſchäftigt iſt, während Induſtrie und Handel 
annähernd ſechzig Prozent ſämtlicher Erwerbs— 
tätigen umfaſſen dürften. 

Dieſe Entwicklung vollzieht ſich mit Naturnot— 
wendigkeit, gegen die alle Geſetze machtlos ſind. Des— 
halb war es ſchon im Jahre 1902 unmöglich, die 
Induſtrie völlig beiſeite zu ſchieben. Sie hat denn 
auch mit den Agrariern beim neuen Schutzzolltarif 
Halbpart gemacht und ſich einen möglichſt hohen Profit 
geſichert. Auch gegenwärtig noch dominiert in der 
Induſtrie die ſchutzzöllneriſche Richtung, was nicht 
weiter überraſchen kann, da natürlich niemand gern 
einen ſicheren Gewinn aufgibt zugunſten einer immer— 
hin nicht ganz ſo ſicheren Zukunftsmöglichkeit. Nur 
kann ſich die Induſtrie und erſt recht der Handel 
auf die Dauer unmöglich im unklaren darüber be— 
finden, daß der induſtrielle Schutzzoll ſich nur unter 
ſehr erheblichen Laſten aufrecht erhalten läßt. Denn 
die Induſtrie muß den Schutzzoll mit den hohen Ge— 
treide- und Viehzöllen erkaufen, und das kommt 
naturgemäß in den hohen Brot- und Fleiſchpreiſen 
zum Ausdruck. Hohe Lebensmittelpreiſe aber wirken 
wieder mit elementarer Kraft auf hohe Löhne hin. In 
dieſem Sinne iſt die ſchutzzöllneriſche Frage eine Magen— 
frage. Man kommt über dieſe unbequeme Konſequenz 
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auch nicht damit hinweg, daß man auf die Begehrlichkeit 
der Arbeiter ſchilt und wohl gar den Streik zur Er— 
ringung beſſerer Arbeitsbedingungen für unſittlich er- 
klären möchte. Damit, daß man den Streik verhindern, 
die Streikbrecher glorifizieren und die Streiks durch 
Zuchthausgeſetze unmöglich machen wollte, würde man 
nur das Ventil verſtopfen, das heute noch 
eine gewiſſe Entladung des Unwillens der Arbeiter 
ermöglicht. Deshalb bleibt es aber doch wahr, daß 
die Löhne der Arbeiter in vielen Fällen nicht mehr 
in dem richtigen Verhältnis zu den geſtiegenen Koſten 
für den Lebensunterhalt ſtehen. Man macht ſich ja 
überhaupt nicht ſo leicht ein zutreffendes Bild von den 
Wirkungen der höheren Lebensmittelpreiſe, weil ſich 
die Teuerung als Folge der höheren Schutzzölle mit 
wenigen Ausnahmen nur allmählich vollzogen hat. 
Sieht man ſich indeſſen die Koſten für den Lebens⸗ 
unterhalt eines Arbeiters an, wie ſie noch im Jahre 
1890 ſich darſtellten und wie ſie heute ſind, ſo tritt die 
Verteuerung und Erſchwerung der Exiſtenzmöglichkeit 
mit erſchreckender Deutlichkeit hervor. Die Dinge 
liegen heute wirklich ſo, daß die Mark nur noch den 
Wert von 75 Pfennigen hat. Das empfinden 
nicht bloß die Männer, ſondern noch mehr die 
Frauen, die ja ſchon immer mit dem Pfennig 
rechnen mußten, um ihre Familie ſatt machen zu 
können. Sie haben heute vielfach gar nicht mehr die 
Mittel, um auch nur das übliche Exiſtenzminimum 
zu ermöglichen. Gerade die Erbitterung, die unter 
den Frauen der Arbeiter ſich in den letzten Jahren 
vielfach in ſo auffälliger Weiſe dokumentiert hat, iſt 
für die Verteuerung der Lebensmittel und der übrigen 
Lebensbedürfniſſe bezeichnend. Die Frau iſt ihrer 
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Natur nach konſervativ. Wenn ſie erſt zu klagen be- 
ginnt, ſo ſtehen die Dinge ſchlimm. Auch iſt es durch— 
aus nicht ſo, daß etwa der übermäßige Konſum von 
Bier und Schnaps an der Schwierigkeit ſchuld ſei, mit 
dem durchſchnittlichen Einkommen eines Arbeiters 
auskömmlich leben zu können. Der Konſum von Bier 
und Schnaps iſt gerade im letzten Jahr gar nicht un⸗ 
beträchtlich zurückgegangen. Das mag zum Teil ſeinen 
Grund in dem ſozialdemokratiſchen Schnapsboykott ge— 
habt haben; aber noch mehr ſpricht dabei der Rück— 
gang der Kaufkraft des Geldes mit. Wenn die Mark 
nur noch den Wert von 75 Pfennigen hat, dann muß 
ſich eben der Arbeiter manchen Genuß verſagen, den 
er ſich früher erlauben konnte. 

Bei den Beamten iſt ja auch die Verteuerung der 
ganzen Lebenshaltung anerkannt worden. Man hat 
daraufhin auch die Beamtengehälter etwas, wenn auch 
noch lange nicht ausreichend, erhöht. Aber der Ver— 
ſuch, auch die Arbeitergehälter auf das dem höheren 
Lebensunterhalt entſprechende Niveau zu bringen, 
würde auf ganz andere Schwierigkeiten ſtoßen, da es 
ſich hier nicht um eine Minderheit, ſondern um die 
Mehrheit des Volkes handelt. Selbſt wenn man nur 
an eine Erhöhung des Jahreslohnes um hundert Mark 
für den Arbeiter denken ſollte, würde eine Summe 
von mindeſtens 1500 Millionen, das ſind ein und eine 
halbe Milliarde Mark, in Betracht kommen. Nun aber 
klagen die Unternehmer nicht bloß in der Landwirt— 
ſchaft, ſondern mindeſtens mit dem gleichen Recht auch 
die Unternehmer in der Induſtrie und im Handel über 
die ſteigenden Löhne, die ſteigenden ſozialen Laſten 
und die ſteigenden Anſprüche des Staats und der 
Kommunen. Sie haben auch an ſich gar nicht un— 
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recht. Die wachſende Laſt droht allmählich den Profit 
aus den Schutzzöllen aufzuzehren. Es iſt natürlich 
nicht überall ſoweit. Eine ganze Reihe von indu— 
ſtriellen und Handelsunternehmungen rentieren noch 
recht gut. Aber man darf ſich nicht durch einzelne hohe 
Dividenden blenden laſſen. Im allgemeinen iſt die 
Rentabilität des in der Induſtrie und im Handel 
angelegten Kapitals im Rückgange begriffen. 
Und wenn wirklich eine Zeit beſſerer Proſperität be— 
vorſtehen ſollte, ſo darf man mit ziemlicher Beſtimmt— 
heit darauf rechnen, daß die Arbeiter, die in den letzten 
Jahren froh waren, wenn ſie nur überhaupt Arbeit 
fanden, mit höheren Anſprüchen hervortreten werden. 
Der Aufſchwung auf induſtriellem Gebiet wird eine 
Periode der Streiks einleiten, wie fie im 
deutſchen Reiche noch nicht dageweſen iſt. Solche Be— 
wegung durch ein Zuchthausgeſetz eindämmen 
oder womöglich auf die Arbeiter, die höhere Löhne 
fordern, ſchießen zu wollen, das wäre verbreche— 
riſcher Wahnſinn. Die Arbeiter ziehen nur die Kon— 
ſequenzen aus der Schutzzollpolitik. Bei ihnen haben 
ſich die Wirkungen erſt allmählich bemerkbar gemacht. 
Aber bei ihnen bleibt die Teuerung auch hängen, weil 
ſie niemanden mehr unter ſich haben, auf den ſie die 
Laſt abwälzen können. 

Ob dann die Induſtrie — der Handel iſt ja heute 
ſchon im allgemeinen für Freihandel, und er denkt 
auch bei uns gar nicht daran, vom Staat irgendwie 
ſubventioniert werden zu wollen — noch weiter ihr 
Bekenntnis zum Schutzzoll aufrecht erhalten wird, ob 
ſie es nicht vorziehen würde, den Sprung ins 
Dunkle zu tun, ſchon um aus dem agrariſchen 
Banne befreit zu werden und wieder Atem holen zu 
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können, das iſt vorläufig nicht zu ſagen. Heute 
klammern ſich ja gerade die maßgebenden Induſtriellen 
und die wichtigſten Betriebe noch an den Schutzzoll, 
und ſelbſt der Hanſabund proklamiert die Aufrecht— 
erhaltung der „bewährten“ Schutzzollpolitik, wenn auch 
mit der kaum verhüllten Andeutung, daß es auf dieſem 
Wege nicht weiter gehen dürfe. Aber ſchon heute iſt 
die Zahl der Induſtriellen nicht klein, die ſich mehr 
oder weniger bewußt von dem Schutzzollſyſtem ab— 
wenden, weil ſie ſeine ſchädlichen Wirkungen immer 
deutlicher am eigenen Leibe verſpüren. Auch wird 
man ſich darüber klar werden müſſen, daß es hier in 
verhältnismäßig ſehr kurzer Zeit zur Entſcheidung 
kommen wird. Schon die nächſten Wahlen werden 
unter dem Zeichen der Schutzzollpolitik ſtehen. Denn 
das iſt ja das Unglück der Schutzzollpolitik, daß ſie 
immer zu neuen Übertreibungen anreizt. Wer hat, 
der möchte immer mehr haben. Die große Maſſe der 
Wähler wieder dürfte ſehr bald zu der Einſicht 
kommen, daß es für ſie gar keine wichtigere Aufgabe 
geben kann, als erſt einmal für billiges Brot 
und billiges Fleiſch zu ſorgen, damit es ihnen 
wieder möglich iſt, ihre Familie ſatt zu machen. Dieſe 
Bewegung beſteht nicht bloß bei uns. Sie iſt in 
den Vereinigten Staaten mit ihrem Hoch— 
ſchutzzoll und ihrer Truſtpolitik nicht weniger aus— 
geprägt als bei uns. Auch hier wird man ſpäteſtens 
im Herbſt 1912 Überraſchungen erleben. Stehen aber 
wie in den Vereinigten Staaten ſo bei uns die 
kommenden Wahlen weſentlich unter der Frage 
einer Verbilligung der Lebenshaltung des gemeinen 
Mannes, dann werden alle diejenigen, die ſich ſchützend 
vor die Schutzzollpolitik ſtellen, ſehr herbe Enttäuſchun— 
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gen erleben. Dem Liberalismus wenigſtens kann man, 
wenn er bei den nächſten Wahlen ſich wieder durch— 
ſetzen will, nur den guten Rat geben, ſich nicht mit 
dem Kadaver der Schutzzollpolitik zu aſſoziieren. 
Sonſt darf er ſich nicht wundern, wenn wenigſtens 
die Arbeiterbevölkerung ſich völlig von ihm abwendet. 

Man wird auch nicht im Ernſt behaupten wollen, 
daß heute das deutſche Volk noch nötig habe, auf den 
Krücken des Schutzzolles zu gehen. Deshalb braucht 
man ſich nicht die Milchmädchenrechnungen mancher 
ſteuerfroher Nationalökonomen anzueignen, die kühn 
genug ſind, das deutſche Nationalvermögen auf den 
fabelhaften Betrag von 350 Milliarden Mark zu be- 
rechnen. Solche Rechnungen ſtehen eben nur auf dem 
Papier. Aber das wirkliche Nationalvermögen, das 
in den wirtſchaftlichen Leiſtungen beruht, iſt gewiß 
nicht gering. Wir brauchen heute den Vergleich mit 
England nicht mehr zu ſcheuen; und wenn wir auch 
je länger je weniger mit den Vereinigten Staaten 
von Amerika konkurrieren können, ſo bleiben wir doch 
hinter dem Lande der „unbegrenzten Möglichkeiten“ 
nicht allzu weit zurück. Nimmt man die beiden wich— 
tigſten Faktoren des Reichtums eines modernen 
Volkes, Eiſen und Kohle, fo ſtellen ſich die Pro— 
duktionszahlen für das deutſche Reich, England und 
die Vereinigten Staaten von Amerika folgendermaßen: 


Kohlengewinnung (Stein- und Braunkohlen). 
(In 1000 Tonnen) 
Jahr Deutſchland Großbritannien Verein. Staaten 


1889 84 973 179 756 128 121 
1894 98 806 191 299 154 894 
1900 149 788 228 795 244 653 
1905 173 811 239 918 356272 


1908 215 286 265 726 377 246 
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Roheiſenge winnung. 
(In 1000 Tonnen) 
Jahr Deutſchland Großbritannien Verein. Staaten 


1889 4 525 8456 7 726 
1894 5 380 7547 6 764 
1900 8521 9103 14011 
1905 10 875 9 762 23 361 
1908 11 802 9 202 16 192 


Danach ſteht das deutſche Reich feinen Mann. 
Ja, es ſcheint faſt, als ſollte es allmählich auch Eng⸗ 
land, dieſes älteſte und ſtärkſte Induſtrieland der alten 
Welt, überflügeln. Auch ſeine Einfuhr und Ausfuhr 
iſt in dem Laufe der zwei letzten Jahrzehnte in erfreu- 
lichem Aufblühen begriffen geweſen, wie die nach— 
ſtehende Zuſammenſtellung ergibt: 

6 5 Einfuhr. 
(In Millionen Mark) 
1890 1895 1900 1905 1908 
Deutſchland 4145,5 4120,7 5765,86 71288 7664,0 
Großbritann. 7272,5 7293,2 938158 9806,0 11298, 9 
Ver. Staaten 3249,4 30709 3488,2 4565.9 4907, 
Ausfuhr. 
(In Millionen Mark) 
Deutſchland 3326,55 33179 46114 5731,65 6398,6 
Großbritann. 5383,9 4619,8 5940,38 6728,3 7692,9 
Ver. Staaten 35502 30709 34882 4565,9 4907, 


Hier iſt uns allerdings England noch voraus. 
Aber wir nähern uns ſeinen Zahlen doch immer mehr. 
Und es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß wir es in nicht 
allzu langer Zeit eingeholt haben werden. 

Wie aber, wenn es mit dem Aufſchwung ein plötz⸗ 
liches Ende hätte? Wenn nun auf einmal der Höhe⸗ 
punkt erreicht wäre und der Abſtieg ſeinen Anfang 
nehmen würde? Niemand kann natürlich die Zukunft 
vorherſagen. Aber wenn irgend etwas als wahrſchein— 

Michaelis, Von Bismarck bis Bethmann. 13 
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lich anzuſprechen iſt, dann iſt es die Fortſezung der 
gegenwärtigen induſtriellen Entwicklung. Verhält es 
ſich aber ſo, dann ſtehen wir noch vor einem ganz 
enormen Wachstum unſeres induſtriel⸗ 
len Lebens. Im Oktober 1910 hat der Präſident 
des Stahltruſts Gary auf der Verſammlung des ame- 
rikaniſchen Eifen- und Stahlinſtituts ſich über das 
Wachſen der amerikaniſchen Eiſeninduſtrie geäußert. 
Dabei führte Gary aus, daß die Produktion von Eiſen⸗ 
erz, Roheiſen, Stahl und Koks im Jahre 1880 erſt 
15½ Millionen Tonnen betragen habe. Im Jahre 
1907 war fie auf 145% Millionen Tonnen geſtiegen. 
Er berechnete dann, daß bei gleichem Fortſchreiten die 
Produktion ſchon im Jahre 1930 einen Geſamtumfang 
von 613 Millionen haben werde. Ob dieſe Zahl wirk— 
lich in der angegebenen Zeit erreicht werden wird, das 
weiß niemand. Daß aber tatſächlich eine Steigerung zu 
erwarten iſt, darin dürften alle Männer der Praxis 
wie der Wiſſenſchaft übereinſtimmen. Damit aber muß 
auch die Zeit kommen, wo der Schutzzoll ſelbſt für 
diejenigen Kreiſe ſich erübrigt, die geſchützt werden 
ſollen. Es macht ſich für eine Armee, wie es ſchon 
heute die Schar der deutſchen Induſtriellen iſt, ſehr 
komiſch, wenn ſie, um durch einen dunklen Wald zu 
marſchieren, ſich ein paar gewappnete Ritter zum 
Schutz heranholen, auch wenn ſie wiſſen, daß ſie dieſen 
für die Führung ſchweren Tribut zahlen müſſen. Über 
kurz oder lang wird ſich das unnatürliche Bündnis 
zwiſchen Agrariern und Induſtriellen löſen, und dann 
wird der ganzen deutſchen Schutzzollpolitik die Sterbe- 
glocke geſchlagen haben. 


Steuerlaſten 


Durch die durchgreifende Einſchraͤnkung 
des Erbrechts im volkstuͤmlichen Arbeitsſtaat 
wuͤrde ohne Zweifel eine der dunkelſten Schatten⸗ 
feiten unſeres heutigen Rechtszuſtandes beſeitigt 
werden. Denn keine Einrichtung leugnet ſo grund⸗ 
täglich den Zuſammenhang zwiſchen Verdienſt 
und Belohnung und keine gibt den Verlauf der 
menſchlichen Geſchicke ſo ſehr dem 9 eye der 
Abſtammung preis, wie gerade das Erbrecht. 


Anton Menger, „Neue Staatslehre“. 


Am 10. Juli 1879 war im Reichstage der Schuß: 
zolltarif und das Tarifgeſetz angenommen worden. 
Zwei Jahre ſpäter ſtellte die Regierung eine Berech— 
nung darüber auf, was in Deutſchland und was im 
Auslande an öffentlichen Leiſtungen aufgebracht 
würde. Sie kam dabei zu dem Ergebnis, daß ſich im 
Jahre 1875 der Ertrag der Zölle und Verbrauchs— 
ſteuern auf 7,15 Mark und im Jahre 1881 auf 
9,20 Mark bezifferte. Zu der Erhöhung habe, 
wie hinzugefügt wurde, namentlich die Steuererhöhung 
für Bier und Branntwein in Bayern und Baden bei— 
getragen. Auch wenn man annehmen wolle, daß durch 
den Eintritt der vollen finanziellen Wirkungen der 
Zoll⸗ und Steuergeſetzgebung von 1879 jener Kopf- 
betrag ſich auf 10 Mark heben werde, ſo würde er 
doch noch übertroffen werden von Sſterreich um 32, 
von Italien um 35, von Rußland um 42, von Groß— 
britannien um 171, von den Vereinigten Staaten 
um 184, von Frankreich endlich um 201 Prozent. 
Es braucht hier nicht nachgeprüft zu werden, wie 
weit dieſe Berechnung in jener Zeit wirklich ſtimmte. 
Heute jedenfalls mutet es uns faſt unglaublich an, 
daß es im neuen Reich jemals eine Zeit gegeben 
haben könnte, in dem der einzelne Reichsbürger nur 
zehn Mark oder gar noch weniger an Beiträgen für 
das Reich aufzubringen hatte. In der Berechnung 
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wurde noch ganz beſonders darauf hingewieſen, wie 
gering gerade die Beſteuerung der Getränke in Deutſch⸗ 
land ſei. Denn es wurde berechnet, daß der Deutſche 
an indirekten Abgaben für Bier, Wein und Brannt⸗ 
wein auf den Kopf nur 2,27 Mark entrichtete, während 
die gleiche Getränkeſteuer in den Vereinigten Staaten 
von Amerika 6,42 Mark, in Frankreich 7,54 Mark, 
in Rußland 7,80 Mark und in Großbritannien gar 
16,— Mark betrage. 

Um vergleichen zu können, wie herrlich weit wir 
es in den letzten dreißig Jahren auf dem Gebiet der 
Steuergeſetzgebung gebracht haben, muß auf eine Be— 
rechnung hingewieſen werden, die der damalige Reichs— 
ſchatzſekretär Sydow im Jahre 1908, als er ſeine 
Finanzreform befürwortete, dem Reichstage unter— 
breitet hat. Denn nach dieſer Berechnung entfielen 
im Jahre 1908 auf den Kopf der Bevölkerung im 
ganzen rund 49 Mark an Steuern und Abgaben, 
darunter 25 Mark direkte Steuern, 0,70 Mark Erb⸗ 
ſchafts⸗ und Schenkungsſteuern, rund 19 Mark Zölle 
und Verbrauchsabgaben und Aufwandsſteuern und 
rund 4,20 Mark Verkehrsſteuern. Auch wenn man 
hierbei gebührend berückſichtigt, daß Herr Sydow ſämt— 
liche Reichs-, Staats⸗ und Kommunallaſten in Rech⸗ 
nung geſtellt hat, ſo bleibt trotzdem die Tatſache beſtehen, 
daß ſich die Steuerlaſt für den einzelnen Deutſchen 
in dieſen dreißig Jahren ganz außerordentlich erhöht 
hat. Nun darf man aber nicht bloß den Einzelnen 
in Betracht ziehen. Man muß den Familiendurch— 
ſchnitt rechnen, der ſich bei uns auf 4,7 Köpfe ſtellt. 
Für einen Familienhaushalt ſtellen ſich dann die 
Steuer⸗ und Zollaſten, die im deutſchen Reich 1908 
aufzubringen waren, auf folgende Zahlen: 


Mieten Steuern 7 170 Mark 
Erbſchafts⸗ und Schenkungsſteuerrn N 
Verbrauchsabgaben und Aufwandſteuer . 89,30 „ 
—.. T 19,54 


Summa 229,63 Mark 


Man ſieht hieraus nicht bloß, wie koloſſal ſchon 
im Jahre 1908 die Anforderungen an den deutſchen 
Familienvater in die Höhe geſchraubt worden waren, 
ſondern man erkennt zugleich, wie ungleichmäßig die 
einzelnen Steuerformen ausgebildet waren. Die direk— 
ten Steuern machten allerdings noch mehr als die 
Hälfte aus, aber die indirekten Steuern, die ſich auf 
den Verbrauch und den Verkehr beziehen, kamen ihnen 
bereits bedenklich nahe. Zugleich aber ergibt ſich aus 
der Zuſammenſtellung, daß die Erbſchafts— 
ſteuern in einem geradezu beſchämenden Mißver— 
hältnis zu den übrigen Steuern ſtanden. Von den 
Geſamtlaſten, die das deutſche Volk zu tragen hatte, 
wurde damals, alſo vor zwei Jahren, nur der 
ſiebzigſte Teil durch eine Steuer auf die Erb- 
ſchaften aufgebracht. Und gerade der Verſuch, die 
Erbſchaftsſteuer im Reich zu erhöhen und auszuge— 
ſtalten, iſt bekanntlich an dem Widerſtand der Konſer— 
vativen und des Zentrums geſcheitert. Dafür wurde 
aber die indirekte Steuerſchraube um ſo ſchärfer an— 
gezogen. 

Prüft man den ungeordneten Haufen neuer 
Steuern, mit denen im Sommer 1909 das deutſche 
Volk beglückt wurde, genauer, ſo findet man, daß 
eine allgemeine Beſitzſteuer überhaupt nicht durchge— 
führt worden iſt. Das immobile Kapital blieb voll— 
ſtändig verſchont. Denn die Grundſtücksſteuer, die jetzt 
zu einer Reichswertzuwachsſteuer ausgebaut worden ilt, 
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bedeutet letzten Grundes keine Kapital-, ſondern eine 
Verkehrsſteuer. Höchſtens könnte man die Erhöhung der 
Matrikularbeiträge um 40 Pfennig auf den 
Kopf, alſo in ungefährer Höhe von 25 Millionen, als 
eine freilich ſehr ungerechte und ſtümperhafte Form 
der direkten Beſteuerung anſehen. Sonſt könnte man 
noch einen Teil des erhöhten Umſatzſtempels, den 
Scheckſtempel, die Erhöhung des Stempels auf Effekten 
und Kuxe ſowie die Talonſteuer als eine Beſteuerung 
des mobilen Kapitals in Anſpruch nehmen. Freilich 
hat ſich bei allen dieſen Stempeln und Steuern heraus⸗ 
geſtellt, daß ſie viel weniger das Kapital als den Ver⸗ 
kehr treffen. Eine allgemeine Beſitzſteuer fand ſich 
unter der Finanzreform von 1909 überhaupt nicht. 
Im einzelnen rechnete man aus dieſem Teil der Finanz⸗ 
reform, die auf der Grenze zwiſchen einſeitigen Kapi— 
talſteuern und Verkehrsſteuern liegen, folgende Er— 
träge heraus: 


Grundſtünsſten enn 40 Millionen 
Wechſelſ tempel 2 5 
nr re) an N. 20 1 
Effettenftemel!n 22,50 
Dall her 28 = 
Kahlsnztenfteneeni). 0. le 20 + 
ratciularheiträge =... . ..% 25 er 


Summa 157,50 Millionen 


Daß dieſe neuen Steuern und Abgaben unter 
Umſtänden ſehr drückend und ungerecht wirken müſſen, 
kann nicht ernſtlich in Abrede geſtellt werden. Schon 
eine oberflächliche Betrachtung genügt, um zu er- 
kennen, daß dieſe Steuern rein willkürlich zuſammen⸗ 
geſtoppelt ſind und keine Spur eines leitenden Ge— 
dankens zeigen. Die Tendenz, Geld zu machen, tritt 
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zunächſt hervor. Nicht minder aber wird man zugeben 
müſſen, daß mit größter Vorſicht alles vermieden 
worden iſt, was auch das immobile Kapital, vor allem 
den Großgrundbeſitz hätte treffen können. Ja, 
wenn wirklich das immobile Kapital irgendwo mit— 
getroffen wird, und wenn beſonders der landwirt— 
ſchaftliche Großgrundbeſitz nicht völlig frei bleiben 
würde, ſo haben ſich die Agrarier jedenfalls mehr als 
ausreichend zu entſchädigen gewußt, indem ſie die ſo— 
genannte Liebesgabe für den Brannt⸗ 
wein, die allmählich beſeitigt werden ſollte, ver- 
ewigten. Dieſe Liebesgabe, die etwa 45 Millionen 
ausmacht, erhielten die Agrarier und Klerikalen noch 
für die Bewilligung der neuen Steuern als Gratifi— 
kation. So geſtaltete ſich tatſächlich die letzte Finanz— 
reform fo, daß der landwirtſchaftliche Großgrundbeſitz 
ſich noch mit einem erklecklichen Profit aus der fatalen 
Affäre ziehen konnte. Mehr kann man von einer 
Steuervermehrung, die nach dem Willen ihrer Väter 
dem Reich eine halbe Milliarde Mehrertrag bringen 
ſollte, wirklich nicht verlangen. 

Die misera contribuens plebs kam bei dieſem 
Geſchäft um ſo ſchlechter davon. Irgend woher mußten 
ja die nötigen Hunderte von Millionen genommen 
werden, und da die Beſitzenden, und zwar in erſter 
Reihe die Vertreter des landwirtſchaftlichen Groß— 
betriebes, ihre Taſchen zuhielten, ſo mußte eben die 
Hauptlaſt auf die Schultern der breiten Maſſe gelegt 
werden. Und hier zeigten tatſächlich ſchon die Ver— 
bündeten Regierungen, noch mehr aber die Parteien 
des blau⸗ſchwarzen Blocks eine erſtaunliche Findigkeit. 
Der Konſum der unteren Volksſchichten wurde in ganz 
unverhältnismäßiger Weiſe verteuert. Die Finanzzölle 
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auf Kaffee und Tee wurden beträchtlich erhöht, die 
Brauſteuer wurde ausgebaut und ebenſo wurde die 
Beſteuerung des Branntweins in die Höhe geſchraubt. 
Endlich wurde auch die Tabakwertſteuer bewilligt. Das 
alles zuſammen ergab bereits 260 Millionen neuer 
Steuern, wie die nachfolgende Zuſammenſtellung 
zeigt: 


aus dem erhöhten Kaffee- und Teezoll. . 37 Millionen 
aus der erhöhten Brauſteuer 100 6 
aus der erhöhten Branntweinſteurer. 80 5 
aus der Tabakwertſ tenen 43 1 


Summa 260 Millionen 
Damit indeſſen noch nicht genug: Auch eine Reihe 
weiterer Steuern wurde durchgedrückt. Man beſteuerte 
den Schaumwein, man beſteuerte die Glüh— 
körper und man führte ſogar die Streichholz— 
ſteuer ein, durch welche der Preis der Streichhölzer 
um das drei- bis vierfache erhöht wurde. Wollte man 
einmal an dem Kapital, zumal an dem immobilen 
Kapital, vorübergehen, dann mußte man eben die 
Steuern aus aller Welt zuſammenkratzen, um den ge⸗ 
wollten Effekt zu erreichen. Endlich muß noch erwähnt 
werden, daß auch zuletzt, damit die halbe Milliarde 
voll würde, auf die Ermäßigung der Zuckerſteuer, die 
in Ausſicht geſtellt worden war, verzichtet werden 
mußte, und daß ebenſo die höchſt ungerechte Fahr— 
kartenſteuer beibehalten wurde, die gleichfalls abge— 
tragen werden ſollte. Nachſtehend ſei noch einmal kurz 
die Steuerreform des ſchwarz-blauen Blocks, wie ſie 
im Sommer 1909 zuſtande kam und wie ſie von den 
Verbündeten Regierungen akzeptiert und von Herrn 
von Bethmann Hollweg unterſchrieben wurde, zu— 
ſammengeſtellt: 
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Kaffee⸗ und Tee zoll. 37 Millionen 
r 100 " 
eee 43 1 
e ee 80 5 
. N... 5 fl 
— an‘ 2 „ 4 
VVV 20 " 
enn nei. 35 


Summa 345 Millionen 
Dazu die oben aufgeführten Steuern 157,50 „ 


Summa 502,50 Millionen 


Dieſe neuen Steuern haben die Wirkung, die 
Steuerlaſt, die auf den einzelnen Deutſchen, Frauen 
und Kinder eingerechnet, entfällt, um etwa acht 
Mark zu ſteigern, alſo um ſo viel, wie vor dreißig 
Jahren der Deutſche überhaupt nur an Reichsabgaben 
zu zahlen hatte. Es mag ja ſein, daß ſich in dieſer 
Zeit der Wohlſtand des deutſchen Volkes ſehr erheb— 
lich vermehrt hat. Herr Sydow hat auch ſeinerzeit ſehr 
hübſche Berechnungen darüber aufgeſtellt, wieviel 
leiſtungsfähiger heute das deutſche Volk in finanzieller 
Beziehung als vor einem Menſchenalter ſei. Aber 
daß der Wohlſtand ſich auch nur annähernd ſo rapid 
entwickelt haben ſollte, wie die finanziellen Laſten, die 
heute das deutſche Volk im Vergleich zu 1881 zu tragen 
hat, davon kann nicht die Rede ſein. Man muß nur 
einmal berechnen, wie hoch ſich nach dem Inkrafttreten 
der neuen Steuern die Belaſtung eines Haushalts 
ſtellt. An direkten Laſten kommen für den Haushalt 
von 4,7 Köpfen neue 37 Mark hinzu. Sie ergeben 
mit den ſchon vorhandenen Steuerlaſten für die Fa— 
milie zuſammen annähernd zweihundertund— 
ſiebenundfünfzig Mark. So viel muß 
heute im Durchſchnitt ein Familienvater zu den Laſten 
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des deutſchen Reiches, der Bundesſtaaten und der Kom⸗ 
munen beiſteuern. Selbſtverſtändlich rechnet man uns 
heute noch immer vor, daß das Ausland noch viel mehr 
Steuern aufzubringen habe. Aber mit ſolchen Hin⸗ 
weiſen auf die Leidtragenden in anderen Staaten wird 
die heimiſche Laſt nicht geringer. 

Nun ſind aber mit dieſen direkten Wirkungen der 
neuen Steuern die tatſächlichen Laſten des Staats⸗ 
bürgers keineswegs erſchöpft. Die indirekten Steuern 
haben nun einmal die unangenehme Wirkung, daß 
ſie den Konſum viel höher belaſten, als es ſich in der 
reinen Steuer, wie ſie dem Reich zufließt, ausdrückt. 
Zunächſt macht es ja ſchon eine beträchtliche Summe 
aus, die an Gebühren für die Beitreibung der 
Zölle und Steuern gezahlt werden muß. Dann aber 
wird der Zwiſchenhandel gar nicht anders 
können, als ſich für die Zölle und Steuern, die er zu 
bezahlen hat, am Käufer ſchadlos zu halten. Die 
Zigarren und Zigaretten ſind nicht bloß um den Be— 
trag der Wertſteuer teurer geworden, ſondern ſie wur— 
den vom Fabrikanten und Zwiſchenhändler noch dar— 
über hinaus verteuert. Das Paket Streichhölzer war 
vor der Zündholzſteuer für zehn Pfennig zu haben. 
Heute, wo darauf fünfzehn Pfennig Steuer liegen, 
koſtet es dreißig bis fünfunddreißig Pfennige. Ebenſo 
verhält es ſich beim Bier, beim Branntwein, bei den 
Glühſtrümpfen und Glühlampen, bei Kaffee und Tee, 
kurz bei allen Gebrauchsgegenſtänden, auf die höhere 
indirekte Steuern gelegt worden ſind. Man müßte 
die Struktur des Zwiſchenhandels völlig verkennen, 
wollte man erwarten, daß er ſich damit begnügen 
könnte, vom Käufer den Zuſchlag zu erheben, wie er 
ſich in der reinen Einnahme des Reiches aus den 
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indirekten Steuern und den erhöhten Zöllen aus⸗ 
ſpricht. Er kann gar nicht anders, als auf den Be— 
trag des Zolls und der Steuer, den er ja in den 
meiſten Fällen auslegen muß, nun wieder den üb- 
lichen Zwiſchengewinn zu rechnen. Und nur zu oft 
wird dabei nach oben abgerundet.. 

Endlich aber muß berückſichtigt werden, daß ja 
zu den 257 Mark, die im Durchſchnitt heute 
ein Familienvater an öffentlichen Laſten zu entrichten 
hat, noch der Tribut kommt, den die Induſtrie und 
die Landwirtſchaft infolge der Schutzzölle von den Kon⸗ 
ſumenten erhebt. So iſt es unmöglich, aus den 
Steuerlaſten, die der einzelne zu tragen hat, allein 
die wirkliche Belaſtung des Volkes zu berechnen. Will 
man einigermaßen der Wahrheit nahekommen, dann 
muß man berechnen, wie viel der einzelne Staats⸗ 
bürger infolge der allgemeinen Verteuerung der 
Lebensbedürfniſſe heute mehr als vor dreißig Jahren 
aufzuwenden hat, wenn er dieſelbe Gegenleiſtung be— 
anſpruchen ſoll. Dann wird ſich herausſtellen, daß 
zu den direkten Laſten noch ein ſehr großer Teil 
indirekter Laſten gekommen iſt, die eine notwendige 
Konſequenz unſerer ganzen Zoll- und Steuergeſetz⸗ 
gebung darſtellen. 

Vorläufig allerdings haben ſich die reaktionären 
Mehrheitsparteien wie die Verbündeten Regierungen 
in ihren Erwartungen erheblich verrechnet. Auch 
wenn man zugibt, daß jede neue indirekte Steuer eine 
gewiſſe Übergangszeit braucht, um voll in Wirkſamkeit 
treten zu können, wird man doch bis zu einem gewiſſen 
Grade von einem Fiasko der letzten Finanz⸗ 
reform ſprechen müſſen. Faſt ſämtliche Vorſchläge 
haben den von ihnen erhofften Betrag in Wirklichkeit 
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nicht gebracht. Das iſt auch begreiflich genug, da es 
doch ſchließlich die Maſſen ſind, die für die indirekten 
Steuern in Betracht kommen. Wenn aber die Löhne 
und Gehälter nicht entſprechend ſteigen, dann wird ſich 
der Arbeiter und der Kleinbürger genötigt ſehen, bei 
einer Verteuerung der Lebensbedürfniſſe ſeinen Kon⸗ 
ſum einzuſchränken, was notwendig wieder die Er- 
träge der indirekten Steuern ungünſtig beeinflußt. 
Die neuen indirekten Steuern haben demgemäß die 
Wirkung gehabt, den Konſum von Bier und Brannt⸗ 
wein, von Kaffee und Tee erheblich herabzudrücken. 
Auch der Konſum von Tabak und Zigarren iſt ge= 
ſunken. Die Sozialdemokratie hat noch ein übriges 
getan, indem ſie den Schnapsboykott proklamierte, der 
zweifellos gleichfalls in der Richtung einer Verminde— 
rung des Branntweinverbrauchs hingewirkt hat, ſo— 
weit es ſich um Trinkzwecke handelte. Dem Spiritus⸗ 
ſyndikat blieb deshalb auch nichts weiter übrig, als 
den Verſuch zu machen, den gewerblichen Verbrauch 
von denaturiertem Spiritus nach Kräften zu begünſti— 
gen und den Export von Spiritus zu forcieren, um 
einigermaßen für den Abſatz des erzeugten Sprits zu 
ſorgen. Trotzdem hat man dazu übergehen müſſen, die 
Produktion einzuſchränken. Auch der Rückgang des 
Bierkonſums iſt beträchtlich. Selbſtverſtändlich iſt es 
an ſich nicht weiter zu beklagen, daß etwas weniger 
getrunken wird. Wäre der Rückgang im Verbrauch 
alkoholiſcher Getränke auf eine größere Nüchternheit 
des Volkes zurückzuführen, dann würde man ſich ſogar 
darüber freuen können. Aber es handelt ſich eben nicht 
um ſolche Wirkungen der Antialkoholbewegung, oder 
der Rückgang des Konſums von Bier und Schnaps iſt 
doch nur zum kleinſten Teil auf derartige Beweg⸗ 
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gründe zurückzuführen; ſondern es ſpricht ſich darin 
in erſter Reihe der Zwang der allgemeinen Verteue— 
rung der Lebensbedürfniſſe aus. Im günſtigſten 
Falle macht man aus der Not eine Tugend. 

So haben die Tatſachen bereits durch die Berech— 
nungen des Herrn Sydow und der blau⸗-ſchwarzen 
Mehrheit einen Strich gemacht. Der Staatsſekretär 
des Reichsſchatzamts Wermuth iſt denn auch be— 
reits wieder zu der Erkenntnis gekommen, daß er 
ſich auf die Dauer ohne neue Steuern nicht wird be— 
helfen können. Zunächſt wird ja dieſe unerfreuliche 
Tatſache noch, ſo gut es irgend gehen will, zu ver— 
tuſchen geſucht. Herr von Bethmann Hollweg hat, da 
er kein anderes Programm finden konnte, die Spar— 
ſamkeit zu ſeinem Programm gemacht und bemüht 
ſich, dem Reichstage einen Etat vorzulegen, der in ſich 
balanziert. Völlig iſt es ihm trotzdem nicht gelungen. 
Ohne eine Anleihe von hundert Millionen ging es 
nicht. Aber auch mit einer ſolchen Anleihe iſt das 
Gleichgewicht im Reichshaushalt nur dadurch ermög— 
licht worden, daß man eine Reihe neuer Forderungen, 
auch wenn ſie recht dringend erſchienen, für ſpätere 
Jahre zurückſtellte. Von der neuen Quinquennatsvor⸗ 
lage find denn auch für das nächſte Etatsjahr nur an- 
nähernd 8 Millionen eingeſtellt worden, während ſie 
im Durchſchnitt über 20 Millionen, wenn nicht noch 
mehr, beanſprucht. 

Doch ſchon jetzt mußten die Reichsſteuern durch eine 
Reichswertzuwachsſteuer ausgebaut wer— 
den. Dieſe Wertzuwachsſteuer ſollte eigentlich an die 
Stelle des erhöhten Stempels auf den Grundſtücks— 
wechſel treten, aber ſie iſt ſo angelegt, daß ſie dar— 
über hinaus dem Reich noch fünfzehn bis zwanzig Mil— 
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lionen Mark Mehrertrag bringen ſoll, und auf die 
Abtragung des Grundſtücksſtempels iſt auch für die 
drei nächſten Jahre verzichtet worden. Es melden ſich 
eben immer neue Forderungen an, die Befriedigung 
erheiſchen. Vor allem muß endlich für die Vete— 
ranen geſorgt werden, die heute zum großen Teil 
der öffentlichen Mildtätigkeit und der Armenfürſorge 
zur Laſt fallen. Der Reichsinvalidenfonds, der ſo 
reichlich bemeſſen zu ſein ſchien, iſt im Laufe der 
Jahre auch ſchon draufgegangen, da man ihm zu 
viele andere Laſten aufgebürdet hatte. So ſtellt ſich 
immer deutlicher heraus, daß die große Finanzreform 
von 1909 noch lange keinen Abſchluß be⸗ 
deutet. Sie war nur eine Etappe auf dem Wege der 
immer höher anſchwellenden Reichslaſten. Neue 
Steuern werden auch in Zukunft die Finanzlage im 
Reich kennzeichnen, wenn die Schuldenlaſt, die heute 
ſchon über fünf Milliarden Mark beträgt, nicht immer 
mehr anwachſen ſoll. Und wahrſcheinlich wird es auch 
in Zukunft ſo ſein, daß neue Steuern und neue An⸗ 
leihen gleichzeitig zur Deckung der Bedürfniſſe 
des Reichs ſich als notwendig erweiſen werden. | 

Hier aber tritt die Frage auf, ob es in der bis— 
herigen Weiſe immer weiter gehen ſoll. Ob immer 
von neuem nach indirekten Steuern geſucht werden 
ſoll; ob die Lebenshaltung der breiten Maſſe des 
Volkes immer weiter belaſtet, ob immer höhere Zu— 
ſchläge auf die Lebens- und Genußmittel des Volkes 
gelegt werden ſollen. Fürſt Bismarck, der wenigſtens 
aufs ganze ging, glaubte ſeinerzeit den Finanznöten 
des Reichs durch ein Tabakmonopol, und als 
dieſer Vorſchlag abgelehnt wurde, durch ein Brannt⸗ 
wein monopol abhelfen zu können. Er ſprach jo- 
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gar von einem „Patrimonium der Enterbten“, weil 
er mit dem Tabakmonopol die Koſten der ſozialen 
Verſicherungsgeſetze decken wollte. Nun iſt es gewiß 
richtig, daß auch dieſe Monopole längſt nicht ausge⸗ 
reicht haben würden. Die Bedürfniſſe des Reichs 
ind in einer Weiſe gewachſen, daß ſelbſt die drei- 
hundert Millionen, die das Tabaksmonopol erbringen 
ſollte, heute nicht mehr als einen Tropfen auf einen 
heißen Stein bedeuten könnten. Und doch muß man 
ſich rückſchauend fragen, ob es nicht beſſer geweſen 
wäre, wenn man in den achtziger Jahren das Tabak— 
monopol bewilligt hätte. Damit wäre wenigſtens für 
längere Zeit Ruhe geſchafft worden. Denn ein 
Schrecken ohne Ende iſt immer noch ſchlimmer für ein 
Gewerbe als ein Ende mit Schrecken. Es iſt unmög- 
lich, daß ſich ein Gewerbe gedeihlich entwickeln kann, 
wenn immer von neuem an ihm herumkuriert wird, 
wenn man ihm immer neue Laſten aufzubürden ſucht, 
und wenn man damit immer wieder Beunruhigung in 
ſeine Reihen trägt. 

Heute freilich würde auch mit einem Monopol 
nichts mehr erreicht werden. Die Zeit, in der das Reich 
ſich mit Monopolen hätte behelfen können, iſt vorüber. 
Um ſo mehr aber wird ſich die Frage aufdrängen, ob 
nicht endlich mit der ganzen indirekten Beſteuerung 
Schluß gemacht werden muß. Man wird ſich ſchon 
heute nicht mehr darüber täuſchen können, daß die 
Grenze, bis zu der aus einem Gewerbe überhaupt noch 
neue Steuern herauszuholen ſind, für die meiſten Ge— 
werbe bereits erreicht, ja zum Teil ſchon überſchritten 
worden iſt. Auch mit der Belaſtung des Verkehrs 
wird man ſchwerlich noch viel weiter gehen können. 
So tritt mit immer größerer Entſchiedenheit die For⸗ 
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derung hervor, den Weg der indirekten Beſteuerung 
zu verlaſſen und zu direkten Steuern überzu⸗ 
gehen. Dieſe Notwendigkeit hatte ſchon Fürſt Bülow 
anerkannt. Er ging allerdings recht zaghaft vor und 
wollte, nachdem ſchon im Jahre 1906 die Grundlage 
für eine Reichserbſchaftsſteuer gelegt worden war, auch 
bei der letzten Finanzreform wieder einen Teil des 
Reichsbedarfs aus der Nachlaßſteuer heraus⸗ 
holen. Es handelte ſich dabei nur um etwa ſechzig 
Millionen. Aber es wäre doch damit anerkannt wor⸗ 
den, daß das Reich auch auf die direkten Steuern ſeine 
Hand zu legen berechtigt ſei. Denn die Behauptung, 
daß es ſich bei der Erbſchaftsſteuer um eine Steuer 
handle, die zwiſchen den indirekten und den direkten 
Steuern in der Mitte ſtehe, iſt eine Fiktion. Sie iſt 
eine direkte Steuer ſo gut wie eine Steuer auf das 
Einkommen und das Vermögen. Leider haben die libe— 
ralen Parteien nicht gleich von Anfang den nötigen 
Nachdruck auf die Erbſchaftsſteuer als die unumgäng⸗ 
liche Bedingung für die Bewilligung der übrigen 
Steuern gelegt. Sie ließen ſich in der Irre herum— 
führen und machten allerlei untaugliche Verſuche, um 
die Erbſchaftsſteuer durch eine Art von Vermögens 
ſteuer zu erſetzen. Als ſie dann endlich erkannten, daß 
ſie von den Konſervativen nur zum beſten gehalten 
wurden, war es zu ſpät. Die Konſervativen 
kündigten ihnen die Freundſchaft auf und machten die 
neuen Steuern mit dem Zentrum, ſelbſtverſtändlich 
ohne Nachlaßſteuer. 

Was von konſervativer Seite gegen die Nachlaß— 
ſteuer vorgebracht worden iſt, das war zum größten 
Teil nur dazu beſtimmt, die wirklichen Gründe zu 
verſchleiern. Der Landwirtſchaft konnte das Geſetz 
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ſchon deshalb nichts ſchaden, weil auf die landwirt— 
ſchaftlichen Verhältniſſe eine ſehr weit, wohl allzu weit 
gehende Rückſicht genommen worden war. Der kleinere 
und mittlere Beſitz wäre überhaupt nicht getroffen wor— 
den, und wo ſich die Barzahlung der Nachlaßſteuer 
als unmöglich herausgeſtellt hätte, da konnte die Nach— 
laßſteuer in Form einer Rente errichtet werden. Bei 
dem großen Beſitz wieder machte natürlich die Erb— 
ſchaftsſteuer nicht viel aus. Es war ein unverant— 
wortliches Demagogeyſtück, die Nachlaßſteuer 
als eine Witwen⸗ und Waiſenſteuer ver⸗ 
ächtlich zu machen. Wohl aber hatten die Konſerva— 
tiven, die ja im weſentlichen die Intereſſen des länd— 
lichen Großgrundbeſitzes vertreten, zwei Bedenken, die 
freilich nur gelegentlich angedeutet wurden. Das erſte 
bezog ſich darauf, daß die Nachlaßſteuer die beſte Ge— 
legenheit geboten hätte, die Selbſteinſchätzung 
bei der Einkommenſteuer ſowie die Richtigkeit der Er— 
gänzungsſteuer nachzuprüfen. Daß heutzutage 
von den Beſitzenden nicht immer das volle Einkommen 
deklariert wird, iſt ein offenes Geheimnis. Beſonders 
die Einſchätzung auf dem Lande wird vielfach ſehr 
milde gehandhabt. Das iſt vom preußiſchen Finanz— 
miniſter von Rheinbaben ſelbſt anerkannt worden. 
Man hat auch erwogen, ob man nicht dem Landrat das 
Einſchätzungsgeſchäft überhaupt abnehmen und es in 
die Hände beſonderer Beamten legen ſolle. Noch weni— 
ger iſt daran zu denken, daß die Ergänzungsſteuer, 
die das Vermögen zur Steuer heranzieht, auch nur 
den überwiegenden Teil des Vermögens treffen würde. 
So lange die Erbſchaften, die an Kinder und Ehegatten 
übergehen, nicht kontrolliert werden, iſt es auch ſehr 
ſchwer, für die richtige Einſchätzung zur Einkommens— 
14 
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und noch mehr zur Vermögensſteuer einen ſicheren 
Prüfſtein zu finden. Die Reichserbſchaftsſteuer hätte 
dieſem Zuſtande ein Ende gemacht. Die Reichsregie— 
rung würde nicht bloß ſelbſt zu ihrem Rechte ge- 
kommen ſein, ſondern ſie hätte auch den Einzelſtaaten 
ermöglicht, ſich nachträglich davon zu vergewiſſern, ob 
der Erblaſſer ſeine Steuern im Rahmen des Geſetzes 
entrichtet hätte. Mit einem Worte, man hätte den Be⸗ 
ſitzenden auf die Finger ſehen können, wenn die Nach⸗ 
laßſteuer auch für ſolche Fälle eingeführt worden 
wäre, in denen die Kinder und Ehefrauen die Erben 
ſind. Das ſollte verhütet werden; deshalb wandten ſich 
Konſervative und Zentrum mit ſo großer Entſchieden— 
heit gegen die Nachlaßſteuer. Es gelang ihnen denn 
auch, am Johannistag 1909 die Erbſchaftsſteuer zu 
Fall zu bringen. Mit 195 gegen 187 Stimmen wurde 
der entſcheidende Paragraph, der die Ausdehnung der 
Erbſchaftsſteuer auf die Frauen und Kinder ausſprach, 
abgelehnt, und ihm folgte das ganze Geſetz einſchließ— 
lich der Überſchrift in die Verſenkung nach. Es blieb 
nicht einmal ſoviel von ihm übrig, daß die Vorlage 
auch nur in die dritte Leſung hätte hinübergerettet 
werden können. 

Der zweite Grund der Agrarier, der ſie gegen die 
Nachlaßſteuer ſtimmen ließ, iſt von Herrn von 
Oldenburg am 18. Februar 1909 in einer Sitzung 
des Landwirtſchaftsrats offen ausgeſprochen worden. 
Herr von Oldenburg, der bisweilen das ſagt, was 
ſeine anderen Geſinnungsgenoſſen nur denken, erklärte 
ganz offen, daß man das „Portemonnaie der 
Beſitzenden“ dem allgemeinen Wahlrecht nicht 
ausliefern dürfe; dieſen Gedanken hat Herr von 
Oldenburg dann noch recht oft variiert. So erklärte 


er am 23. Oktober 1910 in Marienburg: „Weil wir 
wiſſen, daß das Kapital bei den direkten Steuern 
im Reich ſchutzlos den Maſſen preisge⸗ 
geben wird, darum lehnen wir die Erbſchaftsſteuer 
ab; das iſt der große politiſche Grund, der 
uns gezwungen hat und jeden Konſervativen auch 
ferner zwingen wird, ſich zu wehren, ſo lange er kann, 
gegen die Enteignung des Vermögens im deutſchen 
Reiche.“ Das „Portemonnaie der Beſitzenden“ ſoll 
geſchützt werden, das iſt die Forderung, die Herr von 
Oldenburg an das deutſche Reich ſtellt. Mit viel 
größerem Recht würde man dann freilich fordern 
müſſen, daß die Beſitzloſen geſchützt werden, da 
es ihnen doch zweifellos ſehr viel ſchwerer wird, die 
indirekten Steuern aufzubringen, als den Beſitzenden 
die direkten Steuern werden könnten. Aber man er: 
kennt ſchon aus dieſer Erklärung, daß es mit den 
Konſervativen in Reichsſteuerfragen keine Verſtändi⸗ 
gung geben kann. Sie würden zum mindeſten als 
Vorbedingung fordern, daß erſt einmal das Reichs— 
tagswahlrecht beſeitigt wird. Und ob ſie dann ihre 
Abneigung gegen direkte Reichsſteuern überwinden 
würden, das iſt auch noch ſehr zweifelhaft. Man 
würde beſorgen müſſen, daß fie dann wieder das Ar- 
gument der „Witwen- und Waiſenſteuer“ vorbringen 
würden. Deshalb ergibt ſich ſchon von dieſem Geſichts— 
punkt aus die Notwendigkeit, die konſervative Partei 
ſo weit als möglich zurückzudrängen, wenn nicht völlig 
aus dem Reichstage zu beſeitigen, da die Konſervativen 
ſich höchſt wahrſcheinlich dauernd einer direkten Reichs 
ſteuer entgegenſtemmen würden. 

Und doch liegt auf dem Wege der direkten Reichs— 
ſteuern die einzige Rettung für die Reichs⸗ 
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finanzen. Daß die direkten Steuern heute ſchon von 
den Einzelſtaaten mit Beſchlag belegt worden ſind, iſt 
ganz richtig. Daß ſie aber deshalb für das Reich 
„tabu“ ſein müßten, davon kann im Ernſt nicht die 
Rede ſein. Es bieten ſich hier die drei Wege der Ein⸗ 
kommenſteuer, der Vermögensſteuer und der Erb⸗ 
ſchaftsſteuer. Die Erbſchaftsſteuer eignet ſich ſchon 
deshalb ſehr gut, weil ſie von den Einzelſtaaten ver⸗ 
hältnismäßig am wenigſten ausgebildet worden iſt 
und deshalb ſich am leichteſten durchführen ließe. Auch 
braucht man nur auf England zu ſehen, um zu er⸗ 
kennen, einer wie großen Ausdehnung gerade die Erb- 
ſchaftsſteuer noch fähig ſei. Setzt man das deutſche 
Geſamtvermögen, das von Optimiſten auf 350 Mil⸗ 
liarden geſchätzt worden iſt, auch nur auf 200 Milliar⸗ 
den an, und nimmt man an, daß ſich das Vermögen 
alle dreißig Jahre vererbt, ſo würde man auf 
6666 Millionen kommen, die jährlich vererbt wer⸗ 
den. Nimmt man davon im Durchſchnitt nur fünf 
Prozent, ſo würde das Reich bereits aus der Erb— 
ſchaftsſteuer jährlich 333 Millionen ziehen. Es ſteht 
aber nichts im Wege, mit den Sätzen gerade für die 
großen Vermögen noch erheblich höher hinaufzugehen. 

Ob Erbſchafts⸗-, Einkommen- oder Vermögens⸗ 
ſteuer, das iſt nur eine Frage der Zweckmäßig⸗ 
keit. Denn bei richtiger Durchführung der Geſetze 
laſſen ſich natürlich aus allen drei Steuerarten die 
gleichen Erträge herausholen. Auch ſind in jedem 
Falle die Schwierigkeiten, die ſich vielleicht entgegen— 
ſtellen könnten, zu überwinden. Es liegt ohnehin in 
der Tendenz der Gegenwart, die Einſchätzung des ein— 
zelnen Steuerzahlers immer ſorgfältiger vorzunehmen, 
ſchon damit nicht diejenigen Staatsbürger, die ein be— 
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ſtimmtes Einkommen haben, das fie nicht verheim— 
lichen können, nicht gegenüber den anderen Staats- 
bürgern mit einem unbeſtimmten Einkommen in 
Nachteil geſetzt werden. Aber auch die verſchiedenartige 
Einſchätzung der Einkommen und Vermögen in den 
einzelnen Bundesſtaaten ließe ſich ſehr leicht über⸗ 
winden. Eine gleichmäßige Einſchätzung 
über das ganze Reich hinweg hätte ſogar 
noch den Vorteil, daß die direkten Steuern durch das 
ganze Reich hinweg gleichmäßig geſtaltet würden. Ein 
Partikularismus gerade auf dem Gebiet des Steuer⸗ 
weſens iſt vom Übel. 

Die herrſchenden Parteien und nicht minder die 
Verbündeten Regierungen, die immer nur darauf 
ſehen, daß ſie ſelbſt möglichſt wenig Opfer für das 
Reich zu bringen haben, mögen ſich wehren ſo viel ſie 
wollen: Die Zeit, in der man mit dem heutigen, in 
ſeinem Kern ungerechten Syſtem der indirekten Steuern 
brechen muß, kann nicht mehr fern ſein. So lange die 
einmal bewilligten Steuern reichen, mag die Sache 
gehen, da auch die liberalen Parteien nicht bloß zum 
Vergnügen neue Steuern bewilligen. Sobald aber 
einmal wieder das Loch im Reichsſäckel da ſein wird, 
was ſchwerlich noch lange dauert, wird auch der 
Kampf um die neuen Steuern wieder losgehen. Und 
dann werden die Konſervativen ſchwerlich wieder die 
Schlacht entſcheiden. Ohne direkte Steuern 
kann das deutſche Reich auf die Dauer 
nicht beſtehen. Es wird finanziell zugrunde 
gehen, oder es wird ſich entſchließen müſſen, direkte 
Reichsſteuern einzuführen. Kommt aber einmal dieſer 
Zeitpunkt, dann wird man auf die Großgrundbeſitzer 
nicht mehr die Rückſicht nehmen, die ihnen Fürſt Bülow 
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noch zubilligte, und die auch die liberalen Parteien 
im Jahre 1909 noch konzediert hätten. Dann wird 
auch auf dieſem Gebiet ganze Arbeit gemacht 
werden, ohne Rückſicht auf das von den Agrariern 
ſo ängſtlich gehütete „Portemonnaie der Beſitzenden“, 
auch ohne Rückſicht auf die Steuerſcheu der 
reichen Leute. 


Der Kampf gegen den Umſturz 


Nicht um eines Fingers Breite wollte 
Cavour das Geſetz übertreten ſehen; jetzt 
ſchon wie noch auf ſeinem Totenbette be⸗ 
kannte ſich der Liberale zu dem Worte: „Mit 
dem Belagerungszuſtande kann jeder regieren.“ 


Heinrich v. Treitſchke, Cavour. 


. 


Fürſt Bismarck hinterließ bei feinem Scheiden 
dem deutſchen Reich eine ſchwere Laſt: das Sozialiften- 
geſetz von 1878. Unter der Nachwirkung der Attentate 
Hödels und Nobilings war es zuſtande gebracht wor— 
den, nicht ohne daß der erſte Verſuch mißlang und der 
Reichstag durch Auflöſung und Neuwahlen gefügig 
gemacht werden mußte. Auch dann noch hatte es Mühe 
genug gekoſtet, dem neuen Reichstage das Ausnahme⸗ 
geſetz gegen die Sozialdemokratie ſchmackhaft zu machen. 
Es bedurfte der Einſetzung der ganzen Autorität des 
erſten Reichskanzlers, um die Vorlage über alle par⸗ 
lamentariſchen Klippen hinwegzubugſieren. Er ſelbſt 
freilich hat wohl nie daran geglaubt, mit dieſem Aus⸗ 
nahmegeſetz allein die Sozialdemokratie überwinden 
zu können. Auch ſchlug er zwei Fliegen mit einer 
Klappe, indem er ſich einen Reichstag ſicherte, der 
zugleich die ganze Wirtſchaftspolitik auf ſchutzzöllne⸗ 
riſche Grundlagen ſtellen ſollte. Aber damit allein be- 
gnügte ſich Bismarck keineswegs. Neben der Be- 
kämpfung des Umſturzes ſollte gleichzeitig eine groß— 
angelegte Sozialpolitik hergehen. Grandios auch in 
ſeinen Irrtümern, wollte Bismarck die Enterbten für 
den Reichsgedanken durch eine umfaſſende Fürſorge 
für die Alten und Invaliden, durch ſeine Verſicherung 
gegen Krankheit und Unfall gewinnen. Er ſcheute fo- 
gar nicht davor zurück, das Recht auf Arbeit zu 
proklamieren, ein Recht, das bis heute ein ſchöner 
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Traum geblieben iſt, und das doch einmal ebenſo wie 
die Verſicherung der Hinterbliebenen und der Arbeits⸗ 
loſen kommen muß, wenn nicht die ganze ſoziale Ge— 
ſetzgebung dürftiges Stückwerk bleiben ſoll. Und wenn 
man überblickt, wie die Grundlagen der Verſicherung 
gegen Krankheit und Invalidität, gegen Unfall und 
Alter in den achtziger Jahren gelegt wurden, ſo wird 
man zugeſtehen müſſen, daß auch noch das letzte Jahr⸗ 
zehnt der Bismarckſchen Ara Spuren hinterlaſſen hat, 
die ſich nicht wieder auslöſchen laſſen. 

Dieſes Zugeſtändnis kann indeſſen nichts daran 
ändern, daß im letzten Jahrzehnt der Bismarckſchen 
Ara die eigentlichen Wurzeln des Übels liegen, unter 
dem wir heute noch zu leiden haben. Freilich, dieſer 
Gigant auch in ſeinen Fehlern ſticht merkwürdig ab 
von den Staatsmännchen, die nach ihm ans Ruder 
kamen. Das Zuckerbrot wie die Peitſche, mit denen 
er das Volk zähmen wollte, waren von rieſenhaften 
Dimenſionen. Aber die ganze Tendenz dieſer Zeit 
war volks feindlich. Im letzten Grunde han⸗ 
delte es ſich doch um die Verhetzung der Klaſſen und 
Stände untereinander, um die Aufpeitſchung der na- 
tionaliſtiſchen Inſtinkte, um die Stachelung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Begehrlichkeit und um die Brutaliſierung 
der Maſſen, wozu dann gelegentlich auch noch die Nach— 
giebigkeit gegen kulturwidrige Einflüſſe kam. Die 
menſchliche Sympathie mit der gefallenen Größe, die 
Dankbarkeit für das große Lebenswerk Bismarcks, die 
Bewunderung ſeiner Genialität, das alles kann nicht 
darüber hinweghelfen, daß die Zeit Bismarcks längſt 
vorüber war, als er geſtürzt wurde. Auch in ſeinem 
Sturz mußte man die Größe vermiſſen. Als er ſah, 
daß es mit ſeiner Macht zu Ende ging, da klammerte 
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er ſich an fein Amt und ſuchte ſich dem Kaiſer unent— 
behrlich zu machen, indem er auf den Oſſa des Sozia— 
liſtengeſetzes noch den Pelion des Staatsſtreichs zu 
türmen verſprach. Die Denkwürdigkeiten des Fürſten 
Hohenlohe haben darüber wenigſtens einige Klarheit 
verbreitet, wenngleich ſie ſchwerlich die ganze Wahr⸗ 
heit enthalten. Unter dem 26. April 1890 zeichnet 
Fürſt Hohenlohe folgende Mitteilung des Kaiſers auf: 
„Der Kanzler wollte das Sozialiſtengeſetz mit der Aus⸗ 
weiſung dem neuen Reichstage wieder vorlegen, dieſen, wenn 
er es nicht annehme, auflöſen und dann, wenn 
es zu Aufſtänden käme, energiſch ein⸗ 
ſchreiten. Der Kaiſer widerſetzte ſich dem, weil er 
ſagte, wenn ſein Großvater nach einer langen, ruhmreichen 
Regierung genötigt worden wäre, gegen Aufſtändiſche vor— 
zugehen, ſo würde ihm das niemand übelgenommen haben. 
Anders ſei dies mit ihm, der noch nichts geleiſtet habe. 
Ihm werde man vorwerfen, daß er ſeine Regie⸗ 
damit anfange, ſeine Untertanen 
totzuſchießen. Er ſei bereit einzuſchreiten, aber er 
wolle dies mit gutem Gewiſſen tun, nachdem er verſucht 
habe, die begründeten Beſchwerden der Arbeiter zu be— 
friedigen, wenigſtens alles getan habe, um deren begründete 
Forderungen zu erfüllen.“ 


Profeſſor Hans Delbrück hat hinzugefügt, daß 
Fürſt Bismarck auch das allgemeine Stimmrecht habe 
beſeitigen wollen. Er habe ſeine Abſicht mit der Rechts— 
fiktion erreichen wollen, daß die deutſchen Fürſten be— 
rechtigt ſeien, das deutſche Reich wieder aufzulöſen, um 
es dann mit anderen Grundgeſetzen, alſo ohne das 
allgemeine Stimmrecht, wieder zuſammenzufügen. Die 
Armee ſollte dann den durch den Staatsſtreich provo— 
zierten Aufſtand niederſchlagen. Es mag dahingeſtellt 
bleiben, wie weit es ſich hierbei nur um theoretiſche 
Erwägungen, wie weit um einen feſten Plan gehan— 
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delt hat, der dann nur am Widerſtande Wilhelms II. 
geſcheitert wäre. Gewiß haben auch neben den grund— 
ſätzlichen Differenzen zwiſchen Bismarck und dem 
jungen Kaiſer höfiſche Kabalen bei Bismarcks Sturz 
mitgeſpielt; auch iſt ſonſt die Entlaſſung Bismarcks 
reich an höchſt unerquicklichen Momenten. Das hat 
die Zeitgenoſſen gewurmt; und ſelbſt heute kommen 
viele noch nicht darüber hinweg. Auch hat ſich das 
Bild Bismarcks allmählich in der Erinnerung ver⸗ 
ſchönt. Aber das alles hilft nicht darüber hinweg, daß 
ſeine Zeit vorüber war und daß man es als ein Glück 
bezeichnen muß, daß Bismarck im Frühjahr 1890 ging. 


Das Sozialiſtengeſetz folgte ihm in die Ver⸗ 
ſenkung nach. Es hatte viel Unheil angerichtet, viel 
zur allgemeinen Verbitterung beigetragen, ohne wirk— 
lich etwas genützt zu haben. Als das Geſetz erlaſſen 
wurde, zählte die Sozialdemokratie 437 158 Wähler. 
Bei den Wahlen im Jahre 1890 war die Zahl der 
ſozialdemokratiſchen Wähler auf 1427298 geſtiegen. 
Die einſt nur ungenügend diſziplinierte und organi— 
ſierte ſozialdemokratiſche Partei war im Feuer des 
Sozialiſtengeſetzes zuſammengeſchweißt worden und 
hatte ſich eine Verfaſſung gegeben, die allen Anfech— 
tungen von innen und außen gegenüber ſtandhielt. 


Dabei muß man ſich vor Augen halten, welche 
ungeheure Machtfülle in die Hand der Behörden zur 
Bekämpfung der Sozialdemokratie gelegt worden war. 
Einige der wichtigſten Paragraphen des urſprüng— 
lichen Bis marckſchen Entwurfs zum ©o- 
zialiſtengeſetz von 1878 zeigen am beſten, daß 
Bismarck aufs ganze ging. Sie ſeien nachſtehend für 
alle Heydebrands und Bethmänner, die ſich bei ähn— 
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lichen Entwürfen die Finger verbrennen wollen, 
wiedergegeben: 


8 1. Vereine, welche ſozialdemokratiſchen, 
ſozialiſtiſchen oder kommuniſtiſchen, auf 
Untergrabung der beſtehenden Staats⸗ 
oder Geſellſchaftsordnung gerichteten 
Beſtrebungen dienen, ſind zu verbieten. 


85. Verſammlungen, von denen anzunehmen 
iſt, daß ſie Beſtrebungen der im § 1 bezeichneten Art dienen 
werden, ſind zu verbieten. Verſammlungen, in welchen 
ſolche Beſtrebungen zutage treten, ſind aufzulöſen. 


86. Druckſchriften, welche Beſtrebungen der im 
§ 1 bezeichneten Art dienen, find zu verbieten. Bei 
periodiſchen Druckſchriften kann das Verbot ſich auch auf 
das fernere Erſcheinen derſelben erſtrecken. 

§ 10. Die Polizeibehörde iſt befugt, Druckſchriften der 
im § 6 bezeichneten Art ſchon vor Erlaß eines Verbots 
vorläufig in Beſchlag zu nehmen. 


8 16. Perſonen, welche es ſich zum Geſchäft machen, 
die im § 1 bezeichneten Beſtrebungen zu fördern, oder welche 
nach rechtskräftiger, auf Grund dieſes Geſetzes erfolgter 
Verurteilung wegen einer darauf begangenen Zuwider⸗ 
handlung gegen dasſelbe rechtskräftig zu einer Strafe ver- 
urteilt worden ſind, kann der Aufenthalt in beſtimm⸗ 
ten Bezirken oder Orten verſagt werden. .. Unter 
gleichen Vorausſetzungen kann Buchdruckern, Bud- 
händlern, Leihbibliothekaren und Inha⸗ 
bern von Leſekabinetten, ſowie Gaſtwirten, 
Schankwirten und Perſonen, welche Klein handel 
mit Branntwein oder Spiritus treiben, der Betrieb 
ihres Gewerbes unterſagt werden... Druckereien, 
welche geſchäftsmäßig zur Förderung der im § 1 bezeich⸗ 
neten Beſtrebungen benutzt werden, können geſchloſſen 
werden. 

Der § 20 endlich faßte die Beſtimmungen über den ſo⸗ 
genannten kleinen Belagerungszuſtand zu⸗ 
ſammen, nämlich polizeiliche Genehmigung der Verſamm⸗ 
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lungen, Verbot der Verbreitung von Druckſchriften an 
öffentlichen Orten, Ausweiſung von Perſonen ohne Unter⸗ 
ſtützungswohnſitz und Verbot des Waffentragens. 

Der liebedieneriſche Reichstag hat allerdings, um 
zu zeigen, daß er auch noch exiſtierte, an dieſem Ent⸗ 
wurf einige belangloſe Anderungen vorgenommen, 
aber im großen und ganzen ſetzte Bismarck ſeinen 
Willen durch. Auch war er nicht der Mann, dieſes 
Geſetz auf dem Papier ſtehen zu laſſen. Die Behörden 
und die Polizei mußten es in der rückſichtsloſeſten 
Weiſe anwenden. Es hat ſogar nicht viel daran ge⸗ 
fehlt, daß Bismarck auch noch die Expatriie⸗ 
rung der ſozialiſtiſchen Führer, alſo ihre Verbannung 
aus den Grenzen des Reichs, hinzugefügt hätte. Und 
doch ſtiegen die ſozialdemokratiſchen Wähler von 437 
auf 1427 Tauſend Wähler in den zwölf Jahren des 
Sozialiſtengeſetzes, alſo um mehr als das Dreifache! 

Alle Welt ſagte Uff! als Bismarck ging und das 
Sozialiſtengeſetz gefallen war. Vielleicht hätte ſich die 
Sozialdemokratie immer noch eindämmen laſſen, hätte 
man unter Verzicht auf alle Gewalt in der Richtung 
einer Politik ſozialler Reformen weitergear⸗ 
beitet. Aber wenn es auch an einigen Verbeſſerungen 
nicht fehlte, und wenn beſonders auf dem Gebiet des 
Arbeiterſchutzes in der Wilhelminiſchen Zeit manches 
geleiſtet worden iſt, ſo reichte das doch längſt nicht 
aus, um die Maſſen wirklich mit der beſtehenden Ge— 
ſellſchaftsordnung auszuſöhnen. Und wenn es nur 
Unterlaſſungsſünden geweſen wären, die 
man dem neuen Kurſe vorwerfen könnte! Leider aber 
erwies ſich der Kampf gegen den Umſturz als eine 
böſe Erbſchaft aus der Zeit Bismarcks, die nicht mit 
ihm verſchwand. „Die Sozialdemokratie überlaſſen 
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Sie mir“, hatte einſt der Kaiſer geſagt. Es ging nicht 
ſo ſchnell mit ihrer Bekämpfung, wie es dem jungen 
Fürſten als wünſchenswert erſchien. So tauchte denn 
nur zu bald wieder die Forderung auf, den Um— 
ſturz durch Strafgeſetze zu bekämpfen. Noch in die 
Capriviſche Zeit fiel der erſte Verſuch in dieſer Be— 
ziehung. Caprivi ſelbſt freilich wollte nichts von 
Ausnahmegeſetzen wiſſen. Aber er hatte ſich nach dem 
unglücklichen Verſuch mit dem Zedlitzſchen Schulgeſetz 
auf das Kanzleramt zurückziehen müſſen, und in 
Preußen war mit dem Grafen Eulenburg die ſchroffſte 
Reaktion eingezogen. Im September 1894 hielt der 
Kaiſer in Königsberg ſeine erſte Gottesgnadenrede, 
die ſo merkwürdig an die zweite Königsberger Rede 
vom 25. Auguſt 1910 erinnert. Darin rief er zum 
Kampf auf für Religion, für Sitte und Ordnung 
gegen die Parteien des Umſturzes. 

Vergebens hat damals Graf Caprivi verſucht, die 
drohende Gefahr abzuwenden, und den „Mut der 
Kaltblütigkeit“ zu verteidigen. Als er eben ſein Ziel 
erreicht und den Kaiſer für ſeine Anſchauung ge- 
wonnen zu haben glaubte, kamen die Tage von Lieben— 
berg, die zugleich den Sturz Caprivis und Eulenburgs 
brachten. Der alte Fürſt Hohenlohe aber ſollte nun 
feinen Befähigungsnachweis mit der neuen Umſturz⸗ 
vorlage erbringen. Am 6. Dezember 1894 wurde ſie 
dem Reichstag unterbreitet. Sie ſtellte nicht direkt 
ein Ausnahmegeſetz dar, ſondern ſollte ganz allgemein 
das Strafgeſetzbuch in der Richtung einer ſchärferen 
Bekämpfung der umſtürzleriſchen Tendenzen aus— 
bauen. Um ihre Tendenz zu kennzeichnen, genügt es, 
zwei von den vorgeſchlagenen Paragraphen des Straf— 
geſetzbuches hier wiederzugeben: 

Michaelis, Von Bismarck bis Bethmann. 15 
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§ 111a. Gegen denjenigen, welcher auf die im § 110 
bezeichnete Weiſe ein Verbrechen oder eines der in den 
88 113—115, 124, 125, 240, 242, 253, 305, 317, 321 vor⸗ 
geſehenen Verbrechen anpreiſt oder als erlaubt 
darſtellt, finden die Strafvorſchriften Anwendung, 
die nach § 111 Abſatz 2 für den Fall der Aufforderung 
zur Begehung einer ſolchen ſtrafbaren Handlung gelten. 

8 130. Wer in einer den öffentlichen Frieden gefährden⸗ 
den Weiſe verſchiedene Klaſſen der Bevölkerung zu Gewalt⸗ 
tätigkeiten gegeneinander öffentlich anreizt, wird mit Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 600 Mark oder mit Gefängnis bis zu 2 Jahren 
beſtraft. 

Dieſelbe Strafe trifft denjenigen, welcher in einer den 
öffentlichen Frieden gefährdenden Weiſe die Religion, 
die Monarchie, die Ehe, die Familie oder das 
Eigentum durch beſchimpfende Außerungen öffentlich 
angreift. 

Die Stimmung war damals im Reichstage ſolcher 
bösartigen Verſchärfung des Strafgeſetzbuches auch 
nicht ungünſtig, und beſonders die nationalliberale 
Partei mühte ſich im Schweiße ihres Angeſichts ab, 
etwas Poſitives zu erreichen. Aber nur zu bald ſtellte 
ſich heraus, daß eigentlich jede einzelne Partei etwas 
anderes wollte und daß es zumal das Zentrum viel 
weniger auf ein Vorgehen gegen die umjtürz: - 
leriſchen Arbeiter, als gegen ihre geiſtigen Nähr— 
väter, nämlich die Profeſſoren auf den Univer— 
ſitäten und die freie Wiſſenſchaft überhaupt abgeſehen 
hatte. Dieſe Uneinigkeit unter den reaktionären Par⸗ 
teien grub denn auch mehr und mehr der Umſturz— 
vorlage ihr Grab und als ſie endlich gefallen war, da 
war alle Welt froh, daß ſie abgetan ſei. 

Der Kampf gegen den Umſturz hörte deshalb frei— 
lich noch lange nicht auf. Ging es nicht im Reich, ſo 
ſollte es in Preußen verſucht werden. 


u Ban 


Im Mai 1897 wurde die Novelle zum 
preußiſchen Vereins- und Berfamm- 
lungsgeſetz eingebracht, die den Namen eines 
preußiſchen Sozialiſtengeſetzes verdiente. Sie fiel 
aber ſchließlich gleichfalls, wenn auch nur mit der 
winzigen Mehrheit von 109 gegen 105 Stimmen. Doch 
immer wieder ertönte der Ruf zum Kampf gegen den 
Umſturz. Auf der alten Feſte Sparrenberg prokla— 
mierte der Kaiſer am 18. Juni 1897 ſein neues Pro⸗ 
gramm: 


„Schutz der nationalen Arbeit aller produktiven Stände, 
Kräftigung eines geſunden Mittelſtandes, rückſichtsloſe 
Niederwerfung jedes Umſturzes und die ſchwerſte 
Strafe dem, der ſich unterſteht, einen Neben- 
menſchen, der arbeiten will, an freiwilli⸗ 
ger Arbeit zu verhindern.“ 


Das war die Ouverture des ſogenannten Zudt- 
hausgeſetzes, das freilich einige Zeit bis zu 
ſeiner Fertigſtellung brauchte. Erſt am 2. Juni 1899 
wurde es vor den Reichstag gebracht. Mit Mühe und 
Not hatte es Herr Nieberding fertig bekommen, an 
irgend einer Stelle die Zuchthausſtrafe in die Vor— 
lage hineinzubringen. Aber die Zeiten hatten ſich doch 
bereits geändert. Die Zuchthausvorlage fand nur noch 
ein allgemeines Schütteln des Kopfes; und nachdem 
man ſich eine Zeit lang umſonſt bemüht hatte, der 
Vorlage Geſchmack abzugewinnen, wurde ſie am 
20. November desſelben Jahres in der zweiten Leſung 
mit Stumpf und Stiel abgelehnt, ohne daß fie über- 
haupt einer Kommiſſionsberatung für wert erachtet 
worden wäre. „Verſcharrt“, das war das all⸗ 
gemeine Urteil über dieſen letzten Verſuch, den Um⸗ 
ſturz auf dem Wege der Geſetzgebung zu faſſen. 

15* 
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Wie man auch über die Zeit des Fürſten Bülow 
urteilen möge, von einem Ausnahmegeſetz gegen die 
Sozialdemokratie hat er ängſtlich die Hand frei ge— 
halten. Er ſuchte die Sozialdemokratie auf dem für 
beide Teile ungefährlichen Wege ſchriftlicher und 
redneriſcher Stilübungen aller Art zu überwinden, 
wozu ihm ja auch der Dresdener Parteitag der So— 
zialdemokratie von 1903 nur zu brauchbares Material 
in die Hand geſpielt hatte. Daß der Kampf gegen die 
Sozialdemokratie unter dem Fürſten Bülow nicht ge⸗ 
rade mit großem geiſtigen oder ſozialpolitiſchen Auf— 
wand getrieben wurde, iſt gewiß richtig. Auch wird 
man die Niederlage der Sozialdemokratie bei den 
Blockwahlen, die dem ſozialdemokratiſchen Aufſtieg 
im Jahre 1903 folgte, nicht allzu ernſt nehmen 
können. Die „Kunſt, den Feind zu ſchlagen“, von 
der der Kaiſer am Fenſter in der Wahlnacht ſprach, 
bezog ſich nur auf Außerlichkeiten. Das nächſte Mal 
dürfte die Sozialdemokratie dieſe Scharte reichlich auS- 
wetzen. Aber man muß es dem Fürſten Bülow immer⸗ 
hin nachſagen, daß er ohne Ausnahmegeſetz acht Jahre 
lang gearbeitet hat. Allerdings, gelegentlich hat er 
auch gedroht; ſo, wenn er in ſeinem Silveſterbrief an 
den General von Liebert, den Vorſitzenden des Reichs— 
verbandes zur Bekämpfung der Sozialdemokratie, 
ſchrieb: 

„Nicht nur ſind ihre kommuniſtiſchen Zukunftsträume 
kulturfeindlich, die Mittel zu ihrer Verwirklichung brutaler 
Zwang — alles, was ſich etwa irgendwo in Deutſchland 
an reaktionärer Geſinnung findet, gewinnt Kraft und Recht 
durch die ſozialiſtiſche Unterwühlung der Begriffe von 
Obrigkeit, Eigentum, Religion und Vaterland. Auf den 


wild gewordenen Spießbürger und phraſentrunkenen Gleich⸗ 
macher Robeſpierre folgte der Degen Bonapartes. 
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Er mußte kommen, um das franzöſiſche Volk von der 
Schreckensherrſchaft der Jakobiner und Kommuniſten zu 
befreien.“ 


Dieſes Herumfuchteln mit dem Degen Bona— 
partes, das ſollte doch heißen, mit einer Militärdikta⸗ 
tur, bedeutete nichts anderes, als eine leere und un⸗ 
glückliche Drohung. Fürſt Bülow wäre ſehr in Ver⸗ 
legenheit gekommen, hätte er ſagen ſollen, wie er ſich 
eigentlich ein Säbelregiment im deutſchen Reich dachte. 
Aber es war eben nur ein Schreckſchuß, wie ihn der 
vierte Kanzler gelegentlich anzubringen liebte. Ernſt— 
lich hat er ihn ſchwerlich gemeint und Konſequenzen 
hat er aus dieſem Hinweis erſt recht nicht gezogen. 

Leider wäre es ſehr voreilig geurteilt, wollte man 
ſich dabei beruhigen, daß heute nicht mehr an eine 
Wiederholung des Kampfes gegen den Umſturz zu 
denken ſei. Das Umſturzgeſchrei hat in dieſen zwanzig 
Jahren nie völlig geruht, und es iſt gerade in der 
letzten Zeit mit neuer Kraft erhoben worden. Die 
Blockpolitik des Fürſten Bülow, ſo wenig ſie ſonſt dem 
Liberalismus wirklich genützt haben mag, hat wenig— 
ſtens die Vertreter einer rückſichtsloſen Reaktion etwas 
in ihre Höhlen zurückgeſcheucht. Es galt für eine 
Rollenwidrigkeit, zur Blockzeit für Ausnahmegeſetze 
einzutreten. Mit dem Sturz des Fürſten Bülow haben 
ſich die Dinge wieder geändert. Allerdings hatte der 
neue Reichskanzler von Bethmann Hollweg zunächſt 
eine Abneigung gegen Ausnahmemaßregeln zur 
Schau getragen. Ja, die Nichtanwendung des 
Enteignungsgeſetzes iſt ſogar damit motiviert wor— 
den, daß Herr von Bethmann Hollweg von Ausnahme— 
geſetzen überhaupt nichts halte und nichts wiſſen wolle. 
Das dürfte indeſſen ein Irrtum ſein. Herr von Beth- 


mann Hollweg hat das Enteignungsgeſetz nicht ange- 
wendet, weil die Polen für die Durchſetzung der Reichs⸗ 
ſteuern von 1909 in ihrer endgültigen Geſtalt unent⸗ 
behrlich waren und zumal erſt die Ablehnung der 
Reichserbſchaftsſteuer ermöglichten. So haben ſie ſich 
um die neue Koalition von Konſervativen und Kleri⸗ 
kalen verdient gemacht. Es kommt noch hinzu, daß das 
Zentrum ſelbſt ſich gegen das Enteignungsgeſetz mit 
aller Entſchiedenheit zur Wehr geſetzt hat und jetzt 
natürlich erſt recht nicht darein einwilligen kann, daß 
von dieſem gegen die Polen gerichteten Geſetz Gebrauch 
gemacht wird. Es liegt ſomit viel weniger in der Ab— 
neigung gegen Ausnahmegeſetze, ſondern ganz einfach 
in der vom blau⸗ſchwarzen Block gekennzeichneten 
politiſchen Lage in Preußen wie im Reich, daß Herr 
von Bethmann dem Enteignungsgeſetz mit Zittern 
und Zagen gegenüberſteht und ſeiner Anwendung ſo 
lange als möglich auszuweichen ſucht. Im übrigen 
aber hat ſich mehr und mehr herausgeſtellt, daß Herr 
von Bethmann Hollweg den ſcharfmacheriſchen Wün- 
ſchen der Heydebrand und Genoſſen nur allzuviel 
Sympathie entgegenbringt. 

Jedenfalls wird von verſchiedenen Seiten fehr 
nachdrücklich darauf hingearbeitet, die Verbündeten 
Regierungen in dieſe Richtung zu drängen. Herr 
von Oldenburg, den man vielleicht nicht ganz 
ernſt zu nehmen braucht, weil er manchmal Dinge 
ausſpricht, die ihn ſelbſt ſeinen politiſchen Freunden 
fürchterlich machen, der aber doch im großen und 
ganzen die Richtung der Junker und Agrarier in 
ſchärfſter Ausprägung vertritt, hat ſchon wiederholt 
im Reichstage beſonders gegen den deutſchen Süden 
mit ſeiner demokratiſchen Tendenz ſcharfe Drohungen 
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ausgeſtoßen. Von ihm rührt ja auch das Wort vom 
„Leutnant mit den zehn Mann“ her, der einfach den 
Reichstag für aufgelöſt erklären ſolle. Das klang 
mehr nach dem „Degen Bonapartes“. Aber Herr 
von Oldenburg hat nicht minder der Sozialdemokratie 
blutige Fehde angeſagt. Am 23. Oktober 1910 kam 
er in Elbing auch auf die Krawalle in Moabit zu 
ſprechen und rief dabei die Reichsregierung zum Kampf 
gegen den Umſturz auf. „Los gegen die Sozialdemo— 
kratie!“ war ſeine Parole, die noch dahin ergänzt 
wurde, daß ein energiſcher Stoß ſofort hundert Tote 
hinterher erſpare. Ganz ähnlich wurde auch in der 
„Kreuzzeitung“ geſchrieben: „Wir bedürfen ſcharfer, 
bis zur Vernichtung gehender Aus⸗ 
nahmemaßregeln, wie wir ſie ähnlich ſchon 
gehabt und in einer unheilvollen Stunde leider 
nur zu früh wieder aufgegeben haben.“ Solche und 
ähnliche Seufzer um das verlorene Glück des ver— 
floſſenen Sozialiſtengeſetzes ſind in der letzten Zeit zu 
häufig gehört worden, als daß man fie für völlig be- 
langlos halten könnte. Wenn es ginge, dann würde 
ſich die konſervative Partei ſicherlich nicht ſcheuen, 
noch einmal zu Ausnahmemaßregeln zu greifen, 
um dem ſogenannten Umſturz auf den Leib zu 
rücken. 

Nicht minder iſt die Sehnſucht nach einer Be— 
ſchränkung, wenn nicht völligen Unterdrückung 
des Koalitionsrechts der Arbeiter und 
eines Geſetzes zum Schutz der Arbeitswilligen nach 
Art der abgelehnten Zuchthausvorlage aus den Kreiſen 
beſonders der weſtlichen und ſchleſiſchen Großinduſtrie 
immer wieder erklungen. „Es iſt die verdammte 
Pflicht und Schuldigkeit derer, die ein öffentliches 
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Amt haben, die Arbeitswilligen zu ſchützen, und es iſt 
die Pflicht der Geſetzgeber, die Geſetze ſo zu geſtalten, 
daß ihr Schutz ausreicht“; fo ſchrieb eine Korreſpon⸗ 
denz, von der die Intereſſen der Großinduſtrie, wenn 
auch nicht immer gerade mit Geſchick, vertreten werden. 
Allerdings muß man hinzufügen, daß die Klaſſe der 
ſogenannten „Arbeitswilligen“ in der allge⸗ 
meinen Wertſchätzung, auch in ſolchen Kreiſen, die ſonſt 
über die Streikluſt der Arbeiter durchaus nicht erbaut 
ſind, erheblich geſunken iſt, ſeitdem ſich herausgeſtellt 
hat, daß auch die Streikbrecher heute bis zu einem 
gewiſſen Grade organiſiert ſind und den Streikbruch 
als ein Geſchäft betreiben. Es iſt gewiß ſehr hübſch 
gedacht und gemeint, daß ein Mann, der für ſeine 
Frau und Kinder ſorgen muß und deshalb die Arbeit 
mit ſeinen Kollegen nicht zuſammen niederlegt, gegen 
die Vergewaltigung der organiſierten Arbeiter geſchützt 
werden müſſe. Aber ganz anders liegen die Verhält- 
niſſe, wenn ſich ein Arbeitgeber Streikbrecher von 
irgend einer Firma, wie ſie hie und da in den großen 
Städten beſtehen, beſchaffen läßt, Streikbrecher, die 
wieder unter dem Kommando irgend eines Unter⸗ 
nehmers ſtehen und denen es nicht ſo ſehr um ehr— 

lichen Verdienſt als um die Befriedigung ihrer Rauf— 
luſt zu tun iſt. Gerade bei den Moabiter Krawallen 
hat ſich ein Streikbrecherunternehmer Hintze einen 
recht anfechtbaren Ruf erworben. Er hat ſogar ſelbſt 
ſeine anſtößigen Geſchäftspraktiken ausgeplaudert und 
man hat bei dieſer Gelegenheit erfahren, daß die 
Streikbrecher ſich aus höchſt zweifelhaften Elementen 
rekrutieren. Für ſolche und ähnliche Zeitgenoſſen 
auch noch ein beſonderes Schutzgeſetz zu ſchaffen, das 
wäre allerdings der Gipfel einer geſetzgeberiſchen Ver— 
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irrung. Wir haben gerade an der lex Heinze genug. 
Ihr auch noch eine lex Hintze an die Seite zu 
ſtellen, das müßte die deutſche Regierung und den 
deutſchen Reichstag in den Augen aller Kulturnationen 
verächtlich machen. 

Überhaupt muß man einmal die Frage aufwerfen, 
was das Geſchrei über den Umſturz und über ähnliche 
Unzuträglichkeiten eigentlich beſagen ſoll. Der Umſturz 
im eigentlichen Sinne wird durch das Strafgeſetz aus— 
reichend getroffen. Auch alle möglichen Verſuche und 
Unternehmungen, um den Staat zu ſchädigen, oder 
Hochverrat zu begehen, ſind unter drakoniſche Strafen 
geſtellt. Wenn man ſich die Mühe nimmt, die darauf 
bezüglichen Beſtimmungen des deutſchen Strafgeſetz— 
buches einmal durchzuleſen, dann wird man zu der 
Einſicht kommen müſſen, daß wirklich kein Bedürfnis 
nach einer Verſchärfung der geſetzlichen Beſtimmungen 
auf dem Gebiet des Umſturzes vorhanden ſein kann. 
Der Sinn des Umſturzgeſchreis iſt denn auch ein ganz 
anderer. Man will eine beſtimmte Partei, und zwar 
die ſozialdemokratiſche, unter ein Geſetz ſtellen, das 
auch ſolche Parteihandlungen und Parteiäußerungen 
ſtrafbar macht, die bei anderen Parteien nicht ſtrafbar 
ſind. Das Sozialiſtengeſetz bewegte ſich ja in dieſer 
Richtung. Es traf ausdrücklich die gemeingefährlichen 
Beſtrebungen der Sozialdemokratie. Nur hat es eben 
ſchon in den achtziger Jahren nichts genützt, und es 
iſt nicht einzuſehen, daß ein analoges Geſetz heute 
günſtigere Wirkungen hervorrufen könnte. Herr von 
Stumm, einer der lauteſten Rufer im Kampf gegen 
die Sozialdemokratie, hat allerdings bei der Beratung 
des Umſturzgeſetzes im Reichstage einen hübſchen Vor— 
ſchlag gemacht. Er ſagte am 9. Januar 1898: 
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„Wir brauchen ein ſchärferes Geſetz, und hätte ich das 
Geſetz zu machen, fo würde ich vorſchlagen: 81. „Jedem 
Sozialiſten wird das aktive und paſſive Wahlrecht entzogen. 
Die Agitatoren werden ausgewieſen oder interniert.“ 


Indeſſen iſt die Durchführung eines ſolchen radi- 
kalen Mittels gegenüber einer Partei von faſt vier 
Millionen Wählern undenkbar. Wollte man danach 
handeln, dann würde der Staat in die größte Ver⸗ 
wirrung geſtürzt werden. Man hat ſeinerzeit einige 
der ſozialdemokratiſchen Führer ausgewieſen, andere 
eingeſperrt. Aber ſchon damals war die Wirkung, daß 
die Ausgewieſenen die ſozialiſtiſchen Gedanken in die 
kleinen Städte und auf das Land trugen. Heute wäre 
dieſe Maßregel ganz undurchführbar. Und wollte man 
gleich tauſende ausweiſen, ſo würde ſich ſofort ein ent— 
ſprechender Nachwuchs unter den übrigen Genoſſen 
finden. Die Saat des ſozialdemokratiſchen Gedankens 
würde erſt recht über das ganze Land ausgeſtreut wer⸗ 
den. Ebenſo unmöglich iſt es, die ſozialdemokratiſchen 
Arbeiter brotlos machen zu wollen. Heute iſt die Elite 
der Arbeiter in den freien Gewerkſchaften organiſiert. 
Sie zählen ſich faſt durchweg der Sozialdemokratie zu. 
Die großen Montanunternehmungen, die Rieſenbe— 
triebe der Elektrizitätsinduſtrie, die Schiffswerften 
und Maſchinenfabriken und zahlloſe andere Unter⸗ 
nehmungen könnten keinen Tag beſtehen, wenn ſie 
die Böcke unter ihren Arbeitern von den Schafen ſchei— 
den wollten. Die meiſten Betriebe würden verödet da— 
ſtehen. Und ſchließlich müßte man doch fragen, was 
nun eigentlich das Reich mit den Millionen brotloſer 
Arbeiter machen ſollte. Mit einer ſolchen drakoniſchen 
Maßregel hätten wir entweder die Revolution oder ein 
Militärregiment, das aber auch nicht von Dauer ſein 
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könnte. Das Ende müßte das Chaos ſein. Alle andern 
Verſuche aber, die Sozialdemokratie durch Ausnahme— 
geſetze zu bekämpfen, können höchſtens als Nadelſtiche 
wirken, die der Sozialdemokratie nichts ſchaden, ſon— 
dern nur die allgemeine Erbitterung ſteigern helfen 
und damit auf die ſozialdemokratiſchen Mühlen neues 
Waſſer leiten. 

Es kommt dazu, daß die einzelnen Parteien, wenn 
ſie nach Geſetzen gegen den Umſturz rufen, ganz ver— 
ſchiedene Dinge im Auge haben, wie ſich bei der Be— 
ratung der früheren Vorlagen zur Genüge gezeigt hat. 
Dem Staat iſt es in erſter Linie um den Schutz der 
Monarchie zu tun. Das liegt im Weſen des 
monarchiſchen Staats. Die Induſtrie wieder will in 
erſter Reihe folgſame Arbeiter haben, die ſich 
nicht bloß im Betriebe der Leitung unterwerfen, ſon— 
dern die auch im Sinne ihres Brotherrn ihre Stimmen 
bei den allgemeinen Wahlen abgeben. Das Zentrum 
endlich vertritt in erſter Reihe die kirchlichen 
Intereſſen. Ihm iſt es um die Achtung vor der Re— 
ligion, um die Unterordnung des einzelnen unter die 
Gebote des katholiſchen Klerus und um die Abwehr 
aller moderniſtiſchen Neuerungen zu tun. Deshalb 
redeten auch immer bei ſolchen Vorlagen die Vertreter 
der einzelnen Parteien aneinander vorbei. Beſonders 
beim Zentrum wurde es deutlich, daß es nicht ſowohl 
die Maſſen bekämpfen will, die es für irregehende und 
mißleitete Schafe anſieht, ſondern die Vertreter der 
reien Wiſſenſchaft, die Univerſitätsprofeſſoren, die 
freien Schriftſteller und die unabhängigen Volkswirte, 
die nach ſeiner Meinung nur Gift unter das Volk 
bringen. In allen dieſen rückſtändigen Parteien aber 
iſt die Anſicht lebendig, daß man einem Menſchen nicht 
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bloß falſche Meinungen gewaltſam austreiben könne, 
ſondern daß man auch berechtigt ſei, es zu tun. 
Man geht von dem Wahngedanken aus, daß eigentlich 
die Zeitgenoſſen in zwei Hälften geteilt werden müſſen, 
in die Herrſchenden, die zu befehlen, und in 
die Dienenden, die zu gehorchen haben, ſelbſt 
dort noch, wo es ſich um ihre perſönliche Anſicht von 
der Welt und der Geſellſchaft handelt. Von der Achtung 
der freien Perſönlichkeit, von der religiöſen und poli— 
tiſchen Selbſtbeſtimmung kann bei allen dieſen Par⸗ 
teien im Ernſt nicht die Rede ſein. Sie maßen ſich ein 
Zwangsrecht an, um die Maſſe des Volkes in eine 
Richtung zu treiben, die ihnen erwünſcht erſcheint. 

Gerade weil es ſich ſo verhält, iſt es aber nicht 
bloß inopportun, heute noch von Ausnahmegeſetzen 
und vom Kampf gegen den Umſturz zu reden, ſondern 
dieſes ganze Beſtreben iſt auch im moraliſchen Sinne 
verwerflich. 

Iſt es Herrn von Bethmann Hollweg 
wirklich ernſt damit, ſolchen Tendenzen gegenüber 
unnahbar zu bleiben? Gewiß, noch am 10. Dezem- 
ber 1910 hat er im Reichstage pathetiſch erklärt: 
„Vorſchläge zu Ausnahmegeſetzen mache ich Ihnen 
nicht“. Aber ſeine ganze Rede war nicht bloß ein 
einziger Schrei nach einer gegen die Sozialdemokratie 
gerichteten Geſetzgebung, ſondern zugleich ein Plädoyer 
für die Notwendigkeit ſolcher Geſetze. Scheute ſich doch 
der Kanzler nicht, ſogar auf den ſchwebenden Prozeß 
über die Moabiter Krawalle einzugehen, der Polizei 
ein Leumundszeugnis auszuſtellen und die ſozialdemo— 
kratiſche Partei der moraliſchen Mitſchuld zu bezichti— 
gen. Gleichzeitig aber zählte er eine ganze Leporello— 
liſte von geſetzgeberiſchen Vorſchlägen zur Bekämpfung 
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revolutionärer Umtriebe auf. Er forderte zunächſt ein 
beſchleunigtes Verfahren bei der Aburteilung von Ber: 
gehen, welche ſich gegen die öffentliche Ordnung richten, 
und fuhr dann fort: 


„Dasſelbe, meine Herren, gilt bezüglich eines anderen 
Geſetzes. Wie Ihnen bekannt, verfolgen die verbündeten 
Regierungen mit Nachdruck das Beſtreben, unſere ſozial⸗ 
politiſchen Beſtrebungen davor zu ſichern, daß 
ſie nicht zu Werkzeugen ſozialdemokrati⸗ 
ſcher Machtpolitik gemacht werden. (Aha! 
und Hört, hört! bei den Sozialdemokraten. — Sehr gut! 
rechts.) Auch in dieſer Beziehung haben wir in der Ver- 
ſicherungsordnung Ihnen Vorſchläge gemacht, und 
auch hier richte ich an den Reichstag die Bitte, daß er uns 
bei dieſen Vorſchlägen nicht im Stich laſſen möge. (Bravo! 
rechts.) 

Ich komme zu einem weiteren Punkt. Die Reform 
unſeres materiellen Strafrechts iſt, wie be⸗ 
kannt, ſo weit gediehen, daß der Vorentwurf zu einem 
neuen Strafgeſetzbuch von einer Sachverſtändigenkommiſſion 
ausgearbeitet und veröffentlicht worden iſt. Die Kom⸗ 
miſſion iſt der Anſicht geweſen, daß das geltende Recht in 
dem Kampfe gegen die aufhetzende und auf⸗ 
reizende Tätigkeit fanatiſcher Agitatoren 
keine genügende Hilfe bietet, und hat deshalb neue Be⸗ 
ſtimmungen gegen Aufwiegelung und gegen die 
Verherrlichung begangener Verbrechen 
vorgeſehen. Bei den weiteren Arbeiten wird geprüft 
werden, ob und inwieweit es notwendig und möglich iſt, 
das Strafgeſetzbuch zu ergänzen, auch in der Richtung, daß 
die perſönliche Freiheit und das Selbſtbeſtim⸗ 
mungsrecht nachhaltiger geſchützt wird als 
bisher. (Aha! links, Bravo! rechts und bei den National⸗ 
liberalen.) 


Schon das beſtändige „Bravo! rechts“ ſpricht deut— 
lich genug. In der Tat, hier iſt alles, was die reaftio- 
nären Parteien gefordert hatten, und noch einiges da— 
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zu. Hier iſt Einſchränkung des Selbſtverwaltungs⸗ 
rechts der Arbeiter, Zuchthausvorlage und Umſturz— 
vorlage zugleich. Wozu Ausnahmegeſetze? Die Aus⸗ 
nahmebeſtimmungen laſſen ſich auch in den allgemeinen 
Geſetzen unterbringen. So offenbar denkt doch Herr 
von Bethmann Hollweg. Es gehört recht viel Ver⸗ 
trauensſeligkeit dazu, ſeine Abneigung gegen Aus⸗ 
nahmegeſetze ernſt zu nehmen. Die Tendenz- 
geſetze, auf die er es abgeſehen hat, ſind ja noch 
viel ſchlimmer. 

Gerade weil, wenn nicht alles täuſcht, die Zeit 
wieder gekommen iſt, in der die Dummheiten der 
neunziger Jahre noch einmal probiert werden ſollen, 
muß mit allem Nachdruck darauf hingewieſen werden, 
daß Ausnahmegeſetze — mag man ſie ausdrücklich ſo 
nennen oder nicht — keineswegs nur als inopportun 
verworfen werden müſſen. Alle ſolchen Verſuche, eine 
beſtimmte politiſche Richtung zu unterdrücken, können 
auch vom Standpunkt der Moral aus nicht gerecht— 
fertigt werden. Nicht entſchieden genug kann es aus— 
geſprochen werden, daß alle Staatsbürger heute völlig 
das gleiche Recht haben, ſich ihre politiſche Meinung 
zu bilden und auf die Verwirklichung ihres politiſchen 
Ideals hinzuarbeiten. Es iſt nicht bloß unmöglich, 
zwiſchen guten und ſchlechten Staatsbürgern einen 
prinzipiellen Unterſchied zu machen, ſo weit es ſich 
um die politiſche Richtung handelt, ſondern es iſt 
auch im höchſten Maße verwerflich. Wer ein 
Ausnahmegeſetz gegen eine politiſche Richtung fordert, 
wer gar die Anhänger einer Partei ächten will, der 
zeigt damit nur, daß er den Sinn der ſtaatsbürger— 
lichen Gleichberechtigung überhaupt noch nicht be— 
griffen hat. Während es heute üblich iſt, daß die 
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reaktionären Parteien die abhängigen Wähler kon⸗ 
trollieren und ſie durch alle möglichen Kniffe und 
Pfiffe um ihr Wahlrecht zu bringen verſuchen, und 
während die Regierung dieſen Bemühungen, den 
Willen der Wähler zu fälſchen, mit geſchloſſenen Augen 
gegenüberſteht, ja, ſolche Beſtrebungen oft noch be— 
günſtigt, müßte es gerade die Aufgabe einer ihrer 
Pflicht ſich bewußten Regierung ſein, das Wahlrecht 
auch des ärmſten und abhängigſten Bürgers vor Ein⸗ 
griffen und Vergewaltigung zu ſchützen, damit der 
wirkliche Wille der Wähler ermittelt wird. 
Das Dogma von der „gottgewollten Abhängigkeit“, 
das Fürſt Bismarck aufgebracht hat und das ihm 
Herr von Bethmann Hollweg mitempfindend nach— 
ſprach, ſchlägt dem ſtaatsbürgerlichen Gedanken gerade— 
wegs ins Geſicht. Deshalb hat auch die öffent- 
liche Wahl nur den Zweck, einzelne Parteien, die 
die Macht haben und von der Sonne der Regierung 
beſchienen werden, gegen den Willen der Wähler zu 
ſchützen und den Angriff auf ihre ſonſt unhaltbare 
Poſition zu vereiteln. Dem gleichen Zweck dient natür— 
lich erſt recht die Klaſſenwahl, die, wie ſchon ihr 
Name ſagt, der einen Klaſſe vor den anderen den Vor— 
zug einräumt. In die gleiche Kerbe ſchlägt es, wenn 
ſich die Regierung ſamt den herrſchenden Parteien da— 
gegen ſträubt, die längſt veraltete Wahlkreis 
einteilung in Preußen und im Reich nach dem 
heutigen Stande der Bevölkerung abzuändern. Das 
alles und ſo manche weiteren Beſtimmungen und Ge— 
bräuche ſind letzten Grundes gleichfalls Aus nahm e— 
geſetze, die den Zweck haben, einzelne Parteien auf 
Koſten der übrigen zu protegieren. Wem es ernſt iſt 
mit der Verwirklichung des ſtaatsbürgerlichen Ge— 
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dankens, der wird alle ſolchen Verſuche, den Willen 
des Volkes zu unterdrücken oder zu fälſchen, rundweg 
abweiſen und nichts weiter fordern, als daß für ſämt⸗ 
liche Richtungen, die im politiſchen Leben nach Gel— 
tung ringen, auch die gleichen Bedingungen geſchaffen 
werden. Deshalb iſt es auch mit der Abwehr ſolcher 
auf Ausnahmegeſetze hinzielenden Beſtrebungen nicht 
getan; ſondern ihnen muß das Recht der freien 
Perſönlichkeit und die ſtaats bürgerliche 
Gleichberechtigung ſämtlicher politiſcher Rich— 
tungen gegenübergeſtellt werden. Dann erſt wird es 
auch dem einzelnen Wähler möglich ſein, ſich am Kampf 
um die politiſche Macht freudig zu beteiligen, während 
ihn heute nur zu oft der Ekel über die Vergiftung des 
politiſchen Lebens überkommt. 


Das freie Wahlrecht 


Die Englaͤnder, das iſt wahr, ſind lange 
ein großes und gluͤckliches Volk geweſen. Aber 
ſie waren groß und gluͤcklich, weil ihre Ge⸗ 
ſchichte die Geſchichte einer Reihenfolge recht⸗ 
zeitiger Reformen war. 

Macaulay. 


„Direkte Wahlen und allgemeines Stimmrecht 
halte ich für größere Bürgſchaften einer konſervativen 
Haltung als irgend ein künſtliches, auf Erzielung 
gemachter Majoritäten berechnetes Wahlgeſetz. Nach 
unſeren Erfahrungen ſind die Maſſen ehrlicher bei der 
Erhaltung der ſtaatlichen Ordnung intereſſiert, als 
die Führer derjenigen Klaſſen, die man durch die Ein— 
führung irgend eines Zenſus in der aktiven Wahl- 
berechtigung privilegieren möchte.“ So ſchrieb 
Fürſt Bismarck am 24. März 1866 an den 
bayeriſchen Geſandten Prinzen Reuß; und einige 
Wochen ſpäter ſchrieb er an den Grafen Bernſtorff 
nach London: „Ich ſtehe nicht an, indirekte Wahlen 
für eins der weſentlichen Hilfsmittel der Revolution 
zu erklären, und ich glaube, in dieſen Dingen prak— 
tiſch einige Erfahrungen geſammelt zu haben.“ Daß 
Fürſt Bismarck an dieſen Grundſätzen nicht immer 
konſequent feſtgehalten hat, daß er aber ſelbſt noch 
in ſeinen „Gedanken und Erinnerungen“ ſich zum 
allgemeinen Wahlrecht bekannt hat, darüber iſt an 
anderer Stelle ſchon das nähere geſagt worden. Hier 
kam es nur darauf an, nochmals feſtzuſtellen, daß 
Bismarck es war, der in einer großen und entfcheiden- 
den Zeit dem deutſchen Volk das gleiche, direkte, all- 
gemeine und, wenn auch nach anfänglichem Wider— 
ſtreben, das geheime Wahlrecht gegeben hat. An offe⸗ 
nen und verſteckten Angriffen auf das Reichstags⸗ 
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wahlrecht hat es freilich in dieſer ganzen Zeit nicht 
gefehlt. Es gehörte eine Zeitlang zum guten Ton 
im konſervativen Lager und auch in den Reihen der 
Reichspartei, das Reichstagswahlrecht ſo ſchlecht wie 
möglich zu machen und ihm alle Nöte der Zeit in 
die Schuhe zu ſchieben. Heute ſind es immer noch 
die „geborenen Geſetzgeber“ Preußens, die im Herren⸗ 
hauſe ſitzen, ſowie die Junker und Agrarier, die aus 
ihrem Mißfallen über das Reichstagswahlrecht kein 
Hehl machen. Man könnte eine lange Liſte von 
Ausſprüchen darüber zuſammenſtellen, wie von reak⸗ 
tionärer Seite immer wieder gegen das Reichstags⸗ 
wahlrecht Sturm gelaufen worden iſt. Aber dieſe Auf⸗ 
gabe erübrigt ſich, da ohnehin allgemeine Überein⸗ 
ſtimmung darüber herrſcht, daß die preußiſchen Kon⸗ 
ſervativen und ihre Geſinnungsgenoſſen im Reich das 
Reichstagswahlrecht je eher je lieber beſeitigen wür⸗ 
den. Und doch haben ſie ſich immer wieder geſcheut, 
einen entſcheidenden Schritt gegen das gleiche, direkte 
und geheime Wahlrecht zu tun, da es auf der Hand 
liegt, daß es ſich dabei um ein höchſt gefährliches Ex⸗ 
periment handelt, das ſehr wahrſcheinlich mit der Auf— 
löſung des neuen Reichs ſein Ende nehmen würde. 
Mit dem Reichstag wird ſich ja das Reichstagswahl⸗ 
recht ſchwerlich beſeitigen laſſen. Gegen den Reichs⸗ 
tag aber könnte ſeine Abſchaffung nur in der Form eines 
Staatsſtreichs durchgeſetzt werden. Nun hat man aller⸗ 
dings die ſtaatsrechtliche Fiktion aufgeſtellt, daß die 
Bundesfürſten, die das Reich begründet hätten, auch 
das Recht beſäßen, das Reich aufzulöſen, dann ein 
anderes Wahlrecht dem Volk zu oktroyieren und dar⸗ 
auf unter den neuen Bedingungen das Reich neu zu 
begründen. Aber man braucht ſich arnſtlich mit ſolchen 
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Hirngeſpinſten nicht zu beſchäftigen, da es ſo gut wie 
ſicher wäre, daß das Reich wohl zerfallen, aber nicht 
wieder geſchaffen werden könnte. 

Fürſt Bülow, der trotz ſeines konſervativen 
Grundzuges doch immer ein konſtitutionell empfinden⸗ 
der Staatsmann war, hat denn auch alle ſolche Be⸗ 
ſtrebungen weit von ſich gewieſen. Er hat ſogar in 
einigen zwar nebenſächlichen aber nicht unwichtigen 
Punkten das Reichstagswahlrecht ausgebaut, indem er 
das Wahlgeheimnis durch das Wahlkuvert und 
die Iſolierzelle ſicherte und nicht minder, in- 
dem er für die Abgeordneten Tagegelder ein⸗ 
führte. Dieſe kleinen Mittel ſind allerdings nicht 
ausreichend, um das Reichstagswahlrecht von den ihm 
anhaftenden Mängeln zu befreien. Das Wahlgeheim⸗ 
nis wird beſonders in ſolchen ländlichen Gegenden, in 
denen der Großgrundbeſitz herrſcht, vielfach noch in 
gröblichſter Weiſe verletzt. Man bedient ſich zum Teil 
ſolcher Wahlurnen, die ein Übereinanderſchichten der 
Wahlkuverts ermöglichen, ſo daß es nachher ein leichtes 
iſt, an der Hand einer Kontrolliſte herauszufinden, wie 
der einzelne Wähler gewählt hat. Es wäre eine 
Kleinigkeit, dieſen Unfug zu verhindern, wenn man 
von Reichswegen Wahlurnen einführen würde, die nach 
Art der Poſtbriefkäſten konſtruiert ſind und beim 
Offnen die Kuverts durcheinander fallen laſſen. Aber 
ſelbſt ſolche kleinen Verbeſſerungen zur Verwirklichung 
des Wahlgeheimniſſes ſtoßen heute auf den erbitterten 
Widerſtand der reaktionären Parteien, weil ſie ſelbſt 
auf illegitime Mittel, die Wahlen zu beeinfluſſen und 
zu kontrollieren, nicht verzichten möchten. 

Viel ſchlimmer iſt es, daß es bisher nicht erreicht 
werden konnte, eine der heutigen Bevölkerungsver⸗ 
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teilung entſprechende Neueinteilung der 
Wahlkreiſe durchzuſetzen. Die vor mehr als 
vierzig Jahren eingeführte Einteilung der Wahl- 
kreiſe entſpricht heute in keiner Weiſe mehr der Be⸗ 
völkerungsverteilung. In den großen Städten und den 
Induſtriezentren iſt die Bevölkerung während dieſer Zeit 
außerordentlich geſtiegen, während ſie auf dem Lande 
vielfach ſtationär geblieben iſt. Die Folge davon iſt, 
daß der Wille des Volkes nur ſehr unvollkommen 
bei den Wahlen zum Ausdruck kommt. Aber es hat 
heute keinen Zweck, über ſolche Rückſtändigkeiten zu 
klagen, da wenigſtens unter Herrn von Bethmann 
Hollweg ganz gewiß nichts geſchehen wird, um die ver- 
altete Wahlkreiseinteilung nach den Ergebniſſen der 
letzten Volkszählung zu korrigieren. Die Dinge liegen 
eben heute ſo, daß Konſervative und Zentrum ſich 
überhaupt nur noch infolge der veralteten Wahlkreis— 
einteilung mühſam an der Herrſchaft erhalten können. 
Sie vertreten eine Mehrheit der Abgeordneten, aber 
eine Minderheit der Wähler. Daß ſie ſelbſt den Aſt 
abſägen ſollten, auf dem fie ſitzen, iſt nicht anzu- 
nehmen. Auch die Neueinteilung der Wahlkreiſe ge— 
hört zu den Aufgaben, die erſt gelöſt werden können, 
wenn trotz der ungerechten Wahlkreiseinteilung die 
Linke des Reichstages eine Mehrheit erhalten hat. 
Immerhin, das gleiche, direkte, geheime und allge— 
meine Wahlrecht beſteht im Reich. Hier iſt allen Män⸗ 
geln im einzelnen zum Trotz das Sprungbrett, durch 
das ſich Kultur und Freiheit im deutſchen Reich eine 
Gaſſe bahnen können. 

Viel ſchlimmer, ja faſt troſtlos ſieht es in 
Preußen aus. Während beſonders die ſüd— 
deutſchen Staaten Bayern, Württemberg und Baden 
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ſich Wahlgeſetze gegeben haben, die ſich wenigſtens dem 
Reichstagswahlrecht angenähert haben, hält die 
preußiſche Monarchie mit aller Starrheit an dem Drei- 
klaſſenwahlrecht, das aus den Zeiten der trübſten Re⸗ 
aktion der fünfziger Jahre ſtammt, krampfhaft feſt. 
Auch an dieſem Punkte freilich hat Fürſt Bülow zu 
reformieren wenigſtens verſprochen. Die preußiſche 
Thronrede vom 20. Oktober 1908 bezeichnet die orga— 
niſche Fortentwicklung des preußiſchen Wahlrechts als 
eine der wichtigſten Aufgaben der Gegenwart. Fürſt 
Bülow ſelbſt iſt allerdings nicht mehr dazu gekommen, 
dieſes Verſprechen wahr zu machen. Er ſchob die 
Wahlreform mit der Begründung hinaus, daß erſt ein- 
mal eine umfaſſende Statiſtik über die Wirkungen des 
Dreiklaſſenwahlrechts erforderlich ſei, und der Miniſter 
des Innern von Moltke nahm ſich zu dieſer Statiſtik 
mehr als ein Jahr Zeit. Darüber kam der Krach im 
Reichstag. Aber Herr von Bethmann Hollweg hatte 
das Wahlrechtsverſprechen überkommen und konnte 
nicht ganz ſtumm daran vorübergehen. So wurde denn 
auch das Wahlrechtsverſprechen im vorigen Januar 
erneuert, wenn auch in einer erheblich abgeſchwächten 
Form, und auch die Wahlſtatiſtik wurde endlich fertig. 

Es lohnt ſich, auf dieſe Statiſtik wenigſtens 
einen kurzen Blick zu werfen, wobei man freilich die 
offiziöſe Behauptung, daß das Dreiklaſſenwahlrecht die 
mittlere Durchſchnittslinie gewährleiſte und nur aus— 
nahmsweiſe einen plutokratiſchen oder demokratiſchen 
Charakterzug an ſich trage, auf ſich beruhen laſſen 
kann. Sieht man ſich aber die Statiſtik unbefangen 
an, dann findet man, daß die Steuerleiſtung längſt 
nicht mehr den Maßſtab bildet, nach dem die Wahlen 
ſich richten. Der geſamte Steuerbetrag machte 1907 
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annähernd 600 Millionen aus. Von dieſem Betrag 
brachten die Städte 412 und das Land 187 Millionen 
auf. Die Städte müßten alſo eigentlich doppelt ſo 
viele Abgeordnete in den preußiſchen Landtag ſchicken 
als das Land. Es iſt aber gerade umgekehrt. Wählt 
man Berlin als Beiſpiel, ſo ergibt ſich, daß es zwar 
64 Millionen Mark Steuern zu zahlen hat, aber nur 
zwölf Abgeordnete ſtatt der ihm gebührenden 50 in 
das Abgeordnetenhaus entſendet. Noch ſchlimmer ſteht 
es um das Rechr oder vielmehr die Rechtloſigkeit der 
Wähler mit kleinem Einkommen. Gegen die Zurück⸗ 
ſetzung der preußiſchen Wähler dritter Klaſſe erſcheint 
ſelbſt das härteſte Pluralwahlrecht, wie es beiſpiels⸗ 
weiſe in Belgien und neuerdings auch in Sachſen ein⸗ 
geführt worden iſt, noch als recht erträglich. Denn 
die Wähler wurden im Jahre 1907 insgeſamt auf die 
drei Klaſſen nach folgendem Prozentſatz verteilt: der 
erſten Klaſſe gehörten 3,82 Prozent an, der zweiten 
Klaſſe 13,87 Prozent, während auf die Wähler der 
dritten Klaſſe 82,32 Prozent ſämtlicher Wähler ent⸗ 
fielen. Die Wähler der erſten Klaſſe hatten ſechsund⸗ 
zwanzig Mal ſo viel Wahlrecht wie die Wähler der 
dritten Klaſſe, und auch die Wähler der zweiten Klaſſe 
waren ihnen um mehr als das Sechsfache voraus. 
Demgemäß haben die Parteien um ſo mehr zu ſagen, 
je mehr Wähler ſie in den oberen Klaſſen haben, und 
um ſo weniger, je mehr von ihren Wählern in die 
dritte Klaſſe gehören. Das ergibt ſich zur Genüge 
daraus, daß die Sozialdemokratie es trotz der öffent— 
lichen Wahl im Jahre 1907 immerhin auf 23,8 Prozent 
ſämtlicher Wähler gebracht hatte, ſo daß ſie an erſter 
Stelle ſtand, da die Konſervativen nur 14,1 und auch 
die Klerikalen nur 19,9 Prozent ſämtlicher Stimmen 
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erhalten hatten. Aber während es die Konſervativen 
auf 152 Mandate und das Zentrum auf 104 Mandate 
brachten, gelang es der Sozialdemokratie mit Mühe 
und Not, ſechs Mandate zu gewinnen. Nimmt man 
hinzu, daß auch die Wahlkreiseinteilung in keiner 
Meile mehr der tatſächlichen Verteilung der Bevölke⸗ 
rung entſpricht, daß es beiſpielsweiſe zwanzig Wahl⸗ 
kreiſe mit einer Einwohnerzahl zwiſchen 181 244 und 
323 444 gibt, während es zwanzig andere gibt, die nur 
zwiſchen 34 141 und 46 708 Einwohnern aufweiſen, 
dann wird man zugeben müſſen, daß in dieſem Wahl⸗ 
recht überhaupt kein Sinn und Verſtand liegt. Das 
Wort des Fürſten Bismarck von dem „,hſinnloſeſten 
aller Wahlſyſteme“ hat in den letzten vierzig Jahren 
ſich vollends beſtätigt. 

Dieſes Wahlrecht iſt auch keiner Fortentwicklung 
fähig, wie die kläglichen Verſuche, die Herr von Beth— 
mann Hollweg zu ſeiner Verſchönerung unternahm, zur 
Genüge erwieſen haben. Die Wahlrechtsvorlage des 
Herrn von Bethmann Hollweg war ſo ungefähr das 
ſchwächſte, was jemals auf dem Gebiet des Wahlrechts 
geleiſtet worden iſt. Und doch wäre ſelbſt dieſe Vor⸗ 
lage nicht erſchienen, wenn nicht die öffentliche Mei- 
nung mit allem Nachdruck gefordert hätte, daß endlich 
das Wort der preußiſchen Thronrede eingelöſt würde. 
Am 7. Dezember 1909 veröffentlichte das „Berliner 
Tageblatt“ einen Aufruf folgenden Inhalts: 


Der entſcheidende Augenblick iſt gekommen, wo es ſich 
zeigen muß, ob der Wille des Volkes ſtark genug iſt, 
Preußen, den führenden Bundesſtaat, auf die Bahn des 
politiſchen Fortſchritts zu drängen. Die Bewegung, die 

wan die überſtürzte und egoiſtiſche Erledigung der Reichs- 
finanzreform durch den ſchwarz⸗blauen Block anknüpfte, 
würde ihr Ziel gründlich verfehlen, wenn es ihr nicht ge⸗ 
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länge, endlich Breſche zu legen in die agrarkonſer⸗ 
vative Vorherrſchaft über Preußen und damit 
über Deutſchland. 

Ein Volk von ſechzig Millionen, das in Handel und 
Induſtrie, in Gewerbe und Technik, in Wiſſenſchaft und 
Kunſt raſtlos der Vollkommenheit zuſtrebt, darf die Richt⸗ 
linie ſeiner Politik nicht ausſchließlich beſtimmen laſſen nach 
den Bedürfniſſen jener kleinen Oberſchicht, die ſich in den 
öſtlichen Provinzen Preußens dem Eindringen modernen 
Geiſtes erfolgreich entgegenſtemmt. 

Darum iſt es eine Lebensfrage für Preu⸗ 
ßen nicht nur, ſondern auch für das geſamte 
Deutſche Reich, daß den aufſtrebenden Erwerbs⸗ 
ſtänden der Weg freigemacht werde zur preußiſchen Volks⸗ 
vertretung. Mit vollem Rechte bezeichnete daher auch die 
Thronrede vom 20. Oktober 1908 die organiſche 
Fortentwicklung des Wahlrechts als eine der wichtig ⸗ 
ſten Aufgaben der Gegenwart. 

Es gilt, dieſem Gedanken Nachdruck zu verſchaffen. Es 
gilt zu zeigen, daß die preußiſche Krone ſich bei 
dieſer Forderung in Übereinftimmung befindet 
mit den berufenen Vertretern deutſcher 
Geiſtesbildung und deutſchen Wirtſchafts⸗ 
lebens. 


Dieſer Aufruf war von einer ſehr großen, nach 
vielen Hunderten zählenden Schar von Vertretern der 
Kunſt und der Wiſſenſchaft, von Kaufleuten und In⸗ 
duſtriellen, von Bürgermeiſtern und Stadtverordneten— 
vorſtehern und zahlreichen anderen Vertretern der ge— 
bildeten und beſitzenden Klaſſen unterſchrieben worden. 
Es waren die beſten Namen, die das deutſche 
Volk aufzuweiſen hat, die ſich unter dieſem Aufruf zu⸗ 
ſammenfanden. Selbſt eine völlig im reaktionären 
Banne ſtehende Regierung konnte ſolche Stimmen nicht 
völlig überhören. Von der anderen Seite aber drängte 
die Sozialdemokratie immer ſtärker auf die Beſeiti— 
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gung des Dreiklaſſenwahlrechts hin, und die zahlloſen 
Verſammlungen, die von freiſinniger und ſozialdemo— 
kratiſcher Seite gegen das Dreiklaſſenwahlrecht veran- 
ſtaltet wurden, der enorme Zulauf, den dieſe Ver- 
ſammlungen fanden, mußten auch der preußiſchen 
Regierung klar machen, daß irgend etwas geſchehen 
müſſe, um den Unwillen des Volkes zu beſänftigen 
und wenigſtens ſo zu tun, als ſolle auf dem Gebiet 
der Wahlreform etwas getan werden. Als dann frei— 
lich der Wahlrechtsentwurf der preußiſchen Regierung 
das Tageslicht erblickte, da mußte man erkennen, daß 
er in keiner Weiſe den Erwartungen und Forderungen 
des Volkes entſprach. Es war ein jämmerlicher 
Wechſelbalg, aus Verlegenheit geboren und ohne 
ernſten Reformwillen dargeboten. Der Entwurf ſollte 
das Dreiklaſſenwahlrecht nicht ſtürzen, ſondern ſtützen, 
und er behalf ſich deshalb überall mit ſchwächlichen 
Halbheiten, wo nur eine entſchloſſene Tat helfen 
konnte. 

Schon weil die preußiſche Regierung die Wahl— 
reform nicht gänzlich ruhen laſſen kann, ſondern über 
lang oder kurz darauf zurückkommen muß, und weil 
ſie dann vielleicht an ihre verfehlte Vorlage vom Fe— 
bruar 1910 wenigſtens zum Teil wieder anknüpfen 
könnte, wird man auf dieſe Vorlage etwas näher ein- 
gehen müſſen. Bemüht man ſich, die leitenden Ge— 
danken des Bethmannſchen Wahlrechtsentwurfs zu— 
ſammenzufaſſen, ſo findet man, daß zunächſt die 
Drittelung der Wähler beibehalten werden 
ſollte in der Art, daß in jedem Stimmbezirk die 
Wähler nach Maßgabe der von ihnen zu entrichtenden 
direkten Staats⸗, Gemeinde-, Kreis-, Bezirks- und 
Provinzialſteuern in drei Abteilungen geteilt werden 
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ſollten. Auf jede Klaſſe ſollte ein Drittel der Geſamt⸗ 
ſumme der Steuerbeträge der Wähler kommen. Nur in⸗ 
ſofern hatte die Regierung eine Milderung dieſes emi⸗ 
nent plutokratiſchen Syſtems in Ausſicht genommen, als 
fie die Steuer dem einzelnen Wähler nur bis zur Höchſt⸗ 
ſumme von 5000 Mark anrechnen wollte. Auch an 
der öffentlichen Wahl wurde nicht gerüttelt. 
Der § 16 drückte das ſehr hübſch ſo aus: „Die Wahl 
erfolgt durch Stimmabgabe zu Protokoll 
nach den Vorſchriften der Wahlordnung.“ Dagegen 
war der Grundſatz der indirekten Wahl verlaſſen wor⸗ 
den. Jeder Wähler ſollte direkt den Abgeordneten 
wählen. Selbſtverſtändlich aber ſollte nicht etwa die 
Stimme eines Wählers dritter Klaſſe ſo viel gelten 
wie die eines Wählers zweiter Klaſſe, und wieder ſollte 
der Wähler der zweiten Klaſſe entſprechend weniger 
politiſches Recht haben als der Wähler der erſten 
Klaſſe. Die Ermittlung des Wahlergebniſſes war des⸗ 
halb fo gedacht, daß die Zahl der im ganzen Wahl⸗ 
bezirk abgegebenen Stimmen für jede Abtei⸗ 
lung geſondert ermittelt und der auf jeden 
Kandidaten entfallende Stimmenanteil nach Hundert⸗ 
teilen der Stimmen berechnet werden ſollte. Gewählt 
ſollte dann derjenige Kandidat ſein, auf den im Durch⸗ 
ſchnitt der drei Abteilungen mehr als fünfzig Prozent 
entfallen waren. Wenn ſich keine ſolche Mehrheit er⸗ 
geben ſollte, dann ſollte unter den beiden Kandidaten, 
die ihm am nächſten gekommen waren, eine engere 
Wahl ſtattfinden. Es iſt vielleicht das einzige Zuge— 
ſtändnis von Gewicht, das die Bethmannſche Vorlage 
machte, daß ſie die indirekte Wahl beſeitigen und durch 
die direkte Wahl erſetzen wollte. In der Begründung 
der Vorlage wurde dazu ausgeführt: 
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Die indirekte Wahl hat ſich überlebt. Die 
Wahlmänner werden meiſt von vornherein verpflichtet, für 
einen ſchon aufgeſtellten Kandidaten bei der Abgeordneten⸗ 
wahl zu ſtimmen, und daraufhin gewählt. In ſtädti⸗ 
ſchen und induſtriellen Bezirken mit entwickelten Ver⸗ 
fehrsverbindungen empfindet man die Erleichterungen, 
welche die indirekte Wahl den einzelnen Wählern bei Stich⸗, 
Nach⸗ und Erſatzwahlen ſchafft, kaum mehr als erwünſchte 
Vorzüge des beſtehenden Wahlſyſtems. In ländlichen 
Bezirken iſt oft die Wahl der Wahlmänner mit der Auf⸗ 
ſtellung der Kandidaten für dieſe Wahlen ſchon jedermann 
erkennbar entſchieden, weil enge örtliche, perſönliche und 
wirtſchaftliche Beziehungen den aufgeſtellten Kandidaten 
von vornherein die Mehrheit ſichern. Beſonders hierauf be⸗ 
ruht die auffällig ſchwache Beteiligung an den Wahlen 
auf dem Lande, die auch bei der Landtagswahl im Jahre 
1908 hervorgetreten iſt, wiewohl ſich die Wahlbeteiligung 
im Geſamtdurchſchnitt des Staates bedeutend gehoben hat. 
In dieſer die Wahlbeteiligung ungünſtig 
beeinfluſſenden Wirkung der indirekten 
Wahl wird ein weſentlicher Mangel des 
ems nicht verkannt werden fen, 
denn ſie läßt in der großen Menge der Wählerſchaft leben⸗ 
dige Anteilnahme an der Entwicklung des Staates und 
Verſtändnis für ſtaatliche Bedürfniſſe und Notwendigkeiten 
nicht erwachen und aufkommen. Eine der fortſchreitenden 
Entwicklung der Verhältniſſe ſich anpaſſende organiſche 
Fortbildung des Wahlſyſtems wird daher an dieſem ern⸗ 
ſten Mangel nicht vorüberſchreiten können. Die Vor⸗ 
ſchriften über die indirekte Wahl ſtammen aus ver⸗ 
gangener Zeit, in der auf die heutige Entwicklung 
der Verkehrsverhältniſſe mit ihren die allgemeine Wahl⸗ 
beteiligung erleichternden Wirkungen und auf eine weit⸗ 
gehende Verbreitung politiſcher Intereſſen auch in den 
meiſten ländlichen Gegenden, die es geſtattet, die Auswahl 
der Abgeordneten unmittelbar in die Hand der Wähler 
zu legen, noch nicht gerechnet wurde. Man wird dieſer 
Entwicklung folgen und ihren geſunden Fortſchritt 
durch Anpaſſung des Wahlſyſtems zu fördern ſuchen müſſen. 
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Man wird ſich diejer verhältnismäßig vernünfti⸗ 
gen Ausführungen um ſo mehr erinnern müſſen, als ſie 
die Regierung des Herrn von Bethmann Hollweg nicht 
gehindert haben, gerade die direkte Wahl den 
Agrariern, Junkern und Klerikalen zuliebe wieder 
fallen zu laſſen. Von der geheimen Wahl wollte da- 
gegen die Regierung nichts wiſſen. Es hieß in der Be— 
gründung: „Den Übergang zur geheimen Abſtimmung 
hat die königliche Staatsregierung ſchon in der Er- 
klärung vom 10. Januar 1910 abgelehnt. An dieſer 
Stellungnahme muß feſtgehalten werden.“ Und 
es wurde weiter hinzugefügt: 


„Im preußiſchen Staate beherrſcht der Grundſatz 
der Offentlichkeit auch ſonſt alle wichtigeren Vor⸗ 
gänge des ſtaatlichen Lebens, namentlich das weite Gebiet 
der kommunalen Wahlen. Eine Anderung des Landtags⸗ 
wahlrechts in dieſem Punkte würde kaum ohne Rückwirkung 
auch auf alle dieſe anderen Gebiete des öffentlichen Lebens 
bleiben können. 

Gegen böswillige Verletzungen des 
Wahlgeheimniſſes und gegen terroriſtiſche Be⸗ 
einfluſſungen der Wähler ſchützt auch die geheime 
Wahl erfahrungsgemäß nicht. Sie fördert die 
heimliche Verbreitung von Unzufrieden⸗ 
heit und birgt die Gefahr in ſich, daß auch in Wähler⸗ 
ſchichten, auf deren Erhaltung bei unerſchütterlichem 
Staatsbewußtſein nicht verzichtet werden kann, das po- 
litiſche Verantwortungsgefühl abge⸗ 
ſtumpft wird. Die im preußiſchen Staat überlieferte 
Offentlichkeit der Wahl erhält das Gefühl politiſcher Ver⸗ 
antwortlichkeit rege, und nur durch Stärkung und Erhaltung 
dieſes Bewußtſeins ſchreitet die Selbſter ziehung 
des Volkes zur Staatsgeſinnung und zu politiſchem 
Verſtändnis vorwärts. Ein Blick in die Statiſtiken der 
Landtags- und der Reichstagswahlen zeigt, daß die geheime 
Wahl ſtaats feindlichen Beſtrebungen den 
Schein einer Stärke und Verbreitung verleiht, die ſie nicht 
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beſitzen. Der Sozialdemokratie gibt bei den Land⸗ 
tagswahlen nur ein Drittel, in Berlin nur wenig über die 
Hälfte der Wähler wieder die Stimme, die wenige Monate 
vorher bei den Reichtagswahlen für ſie geſtimmt haben. 
Und doch beſteht kein Zweifel darüber, und wird auch von 
der ſozialdemokratiſchen Parteipreſſe nicht in Abrede ge— 
ſtellt, daß dieſe Partei bei der öffentlichen Stimmabgabe 
nicht minder als bei der geheimen alle ihre überzeugten 
Anhänger und jeden ihrem Einfluſſe ſonſt wirklich zugäng⸗ 
lichen Wähler für ſich in Bewegung zu ſetzen weiß. 

Einen wirkſamen Schutz gegen unlautere Beeinfluſſun⸗ 
gen bei der Wahl bietet nur die Erziehung zur 
Achtung und Duldung der politiſchen Überzeugung 
anderer. Sie kann nur gewonnen werden, wenn der 
Wahlterrorismus ſich offen und un verhüllt 
zu zeigen gezwungen wird. Nur dann iſt es auch möglich, 
ihm durch ſcharfe Handhabung der Wahl⸗ 
prüfungen gegenüber den von ihm beeinflußten 
Wahlen wirkſam entgegenzutreten und in den — nach den 
bisherigen Beobachtungen übrigens ſeltenen — Fällen wirk⸗ 
licher Schädigungen die Schuldigen verantwortlich zu 
machen.“ 


Daß es ſich hier um nichts anderes als um 
Sophiſtereien ſchlimmſter Art handelt, daß nur der 
Terrorismus der Arbeitgeber und der Behörden be— 
ſchönigt werden ſollte, verſteht ſich von ſelbſt. Aber 
wenn wirklich die preußiſche Regierung unter Herrn 
von Bethmann Hollweg der Meinung war, daß die 
öffentliche Wahl im Staatsintereſſe nicht aufgegeben 
werden könne, dann mußte es doppelt überraſchen, 
daß Herr von Bethmann Hollweg ſich trotzdem löblich 
unterwarf, als ihm vom blau⸗ſchwarzen Block aus 
Parteirückſichten die geheime Wahl vorgeſchrieben 
wurde. Herr von Bethmann Hollweg, der ſich ein ſo 
ſchönes Staatsideal zurecht gemacht hatte und es ſo 
tapfer gegen die Linke verteidigte, konnte ſofort 
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anders, als ihm von der Rechten und dem Zentrum 
zugemutet wurde, ſeine Anſichten von Grund aus um⸗ 
zuändern. 

Endlich verdient noch die ärgerlichſte Beſtimmung 
der Vorlage eine Erwähnung, die ſich auf die Vor⸗ 
rangſtellung der ſogenannten Kulturträger be⸗ 
zieht. Darüber handelten die Paragraphen 8 bis 10. 
Sie beſagten im weſentlichen folgendes: 

§ 8. 

Aus der nach 88 6, 7 gebildeten Abteilung, der fie nach 
ihrer Steuerleiſtung zugehören, der nächſt höheren Ab⸗ 
teilung zugewieſen werden Wähler der zweiten und dritten 
Abteilung, die entweder: 

1. vor wenigſtens zehn Jahren vor einer akademiſchen 
deutſchen Behörde oder einer ſtaatlichen oder kirchlichen Be⸗ 
hörde in Preußen eine Prüfung beſtanden haben, zu 
deren Ablegung ein wenigſtens dreijähriges Stu⸗ 
dium auf einer Univerſität oder einer ſonſtigen 
deutſchen höheren akademiſchen Lehranſtalt erforderlich iſt, 
oder 

2. dem Deutſchen Reichstage oder dem Preußiſchen 
Landtage als Mitglieder angehören oder wenigſtens zehn 
Jahre angehört haben, oder 

3. gewählte Mitglieder eines preußiſchen Provinzial⸗ 
rats, Provinzialausſchuſſes, Landesausſchuſſes, Bezirks⸗ 
ausſchuſſes, Kreis- oder Stadtausſchuſſes, oder unbeſoldete 
Mitglieder des Magiſtrats oder unbeſoldete Beigeordnete 
eines Stadtkreiſes ſind oder wenigſtens zehn Jahre geweſen 
ſind, oder 

4. dem Deutſchen Heere oder der Kaiſerlichen Marine 
als aktive Offiziere wenigſtens zehn Jahre ange⸗ 
hört haben und entweder zur Dispoſition geſtellt oder zu 
den Offizieren des Beurlaubtenſtandes überführt ſind oder 
den Abſchied bewilligt erhalten haben. 


89. 
Der nach 85 6, 7 gebildeten zweiten Abteilung 
werden die nach ihrer Steuerleiſtung in die dritte Ab⸗ 
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teilung fallenden Wähler zugewieſen, die im unbeſoldeten 
Ehrenamte: 

1. Vorſteher, Beigeordnete oder ſonſtige Mitglieder des 
Magiſtrats einer kreisangehörigen Stadt 
oder des Gemeindevorſtands einer ländlichen Ge— 
meinde oder Guts vorſteher find oder wenigſtens 
zehn Jahre geweſen ſind. 

2. Bürgermeiſter einer rheiniſchen Landbürgermeiſterei, 
Amtmänner eines weſtfäliſchen Amtes, Amtsvorſteher oder 
Stellvertreter (Beigeordnete) dieſer Ehrenbeamten ſind 
oder wenigſtens zehn Jahre geweſen ſind. 
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Der nach 88 6, 7 gebildeten zweiten Abteilung werden 
ferner die nach ihrer Steuerleiſtung in die dritte Abteilung 
fallenden Wähler zugewieſen, die mit einem Einkommen 
von mehr als 1800 Mk. zur Staatseinkommenſteuer ver⸗ 
anlagt ſind und entweder: 

1. ſeit wenigſtens fünfzehn Jahren ſich im Beſitze der 
wiſſenſchaftlichen Befähigung zum ein jährig⸗frei⸗ 
willigen Militärdienſte befinden, oder 

2. ſeit wenigſtens fünf Jahren ununterbrochen die Be⸗ 
rechtigung zur Anſtellung im Zivildienſte 
auf Grund wenigſtens zwölfjährigen militäriſchen oder 
dieſem gleichgeſtellten Dienſtes oder die Berechtigung zur 
Anſtellung im Forſtdienſte beſitzen. 


Es ſpricht für die geringe politiſche Bildung eines 
großen Teils der preußiſchen Wähler, daß es einzelne 
Kreiſe gab, die ſich durch dieſe Kulturträgerpara— 
graphen auch noch geſchmeichelt fühlten. Zwar von 
den akademiſch gebildeten Wählern wird man im all— 
gemeinen nicht ſagen können, daß ſie über die ihnen 
zugedachte Vorrangſtellung ſehr entzückt geweſen ſeien. 
Aber beſonders die mittleren und unteren Beamten, 
die wegen ihrer Dienſtzeit und ihrer Berechtigung zur 
Anſtellung im Zivildienſt zwangsweiſe in die zweite 
Wählerklaſſe befördert werden ſollten, glaubten wenig— 
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ſtens zum Teil bevorzugt zu werden, während es doch 
auf der flachen Hand lag, daß man ſie nur höher hin— 
aufſchob, um bei der „Abſtimmung zu Protokoll“ eine 
beſtimmte Anzahl ſicherer Wähler zu haben, da natür- 
lich ein Beamter weder riskieren kann, oppoſitionell 
zu wählen, noch dem Wahlakt ohne Grund fern zu 
bleiben. Wie wenig die preußiſche Regierung wirklich 
daran gedacht hatte, etwa die Bildung zu belohnen, 
ging zur Genüge aus der Tatſache hervor, daß die 
Volksſchullehrer nicht unter die Zahl der 
Kulturträger aufgenommen worden waren. Sie er— 
ſchienen eben Herrn von Bethmann Hollweg nicht 
pupillariſch ſicher. Auch die Angehörigen des Kauf— 
mannsſtandes waren als ſolche völlig übergangen, 
obgleich man nicht in Abrede wird ſtellen können, daß 
ſie von öffentlichen Angelegenheiten auch etwas ver— 
ſtehen. Der ganze Kulturträgerparagraph hatte eben 
nicht etwa den Zweck, wirkliche Verdienſte um den 
Staat zu belohnen, ſondern eine Elitewähler— 
ſchaft zu ſchaffen, auf welche die Regierung im 
allgemeinen glaubte rechnen zu können. Als im 
Verlauf der ſpäteren Verhandlungen die geheime Wahl 
beſchloſſen wurde, da überließ man denn auch wohl— 
weislich die mittleren und unteren Beamten ihrem 
Schickſal. So lange ſie die Stimme „zu Protokoll“ 
geben mußten, konnte man ſich auf ſie verlaſſen. So⸗ 
bald ſie aber mit dem Stimmzettel an die Urne heran— 
treten ſollten, traute man ihnen nicht mehr. Den 
Volksſchullehrern natürlich erſt recht nicht. 

Von den zahlreichen Schönheitsfehlern des Re— 
gierungsentwurfs kann man ſchweigen, da er in dieſer 
Form doch nicht wieder vorgelegt werden dürfte. Es 
ſei nur erwähnt, daß die Feſtſtellung des Wahlergeb— 
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niſſes bei zerſplitterten Stimmen die größten Schwie— 
rigkeiten gemacht haben würde. Auch war der Begriff 
des „Stimmbezirks“ ſo unbeſtimmt, daß man mit 
ſeiner Hilfe die ſchönſte Wahlkreisgeometrie hätte 
treiben können. Aber die Stimmabgabe zu Protokoll 
verdient ſchon deshalb niedriger gehängt zu werden, 
weil ſie zeigt, wie beleidigend gering der preußiſche 
Wähler von der Regierung eingeſchätzt wird. Denn 
die Stimmabgabe zu Protokoll hat doch nur Sinn, 
wenn die Wähler oder doch ein erheblicher Teil von ihnen 
des Leſens und Schreibens nicht kundig ſind. Mutet man 
mündigen Wählern zu, ihren Willen zu Protokoll zu 
geben, dann kann das nur den Sinn haben, ſie kon— 
trollieren und auf die bequemſte Weiſe die oppoſitio— 
nellen Böcke von den regierungsfrommen Schafen ſon— 
dern zu wollen. 

Bei der Beratung dieſer nur aus dem ganzen 
preußiſchen Milieu zu erklärenden Vorlage ſtellte ſich 
bald genug heraus, daß an ihre Annahme 
ſelbſt im preußiſchen Abgeordnetenhauſe, das doch 
aus der Dreiklaſſenwahl hervorgegangen iſt, nicht zu 
denken ſei. Es fragte ſich nur, in welcher Richtung die 
Vorlage umgearbeitet werden ſollte. Die von der 
großen Maſſe der Bevölkerung unterſtützte Forderung 
des gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts fiel 
ſelbſtverſtändlich bei den Dreiklaſſenmännern glatt zu 
Boden. Eine Zeit lang machten Herr von Bethmann 
Hollweg und der Miniſter des Innern von Moltke 
den Verſuch, die nationalliberale Fraktion mit auf 
die Regierungsſeite hinüberzuziehen, und es gab unter 
den Nationalliberalen keine ganz kleine Zahl, die 
bereit geweſen wäre, gegen einige Zugeſtändniſſe mit 
bei der Partie zu ſein. Aber es ging nicht. Wie es 
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im Reichstage bei der Finanzreform gekommen war, 
ſo entwickelten ſich die Dinge auch bei der preußiſchen 
Wahlrechtsvorlage. Die „Ritter“ und „Heiligen“ 
fanden ſich zuſammen. Herr von Heydebrand 
machte das Geſchäft mit Herrn Herold, und die 
Nationalliberalen blieben mit langen Geſichtern ſitzen. 
Ganz glatt ging das freilich nicht. Das Zentrum, 
das ja in der Theorie auch für Preußen das Reichs— 
tagswahlrecht fordert, konnte vor ſeine Wähler un— 
möglich mit leeren Händen hintreten. Es ſetzte bei 
den Konſervativen durch, daß ſie ihm das geheime 
Wahlrecht konzedierten, und es bewilligte dafür die 
Aufrechterhaltung der indirekten Wahl. Dabei mußten 
dann die Konſervativen ihre eigene Vergangenheit ver— 
leugnen. Sie hätten es gern geſehen, daß wenigſtens 
die Kaſtanien des geheimen Wahlrechts ihnen von den 
anderen Parteien aus dem Feuer geholt würden, 
während ſie ſelbſt auf dem Prinzip der öffentlichen 
Wahl beharrten. Dieſer Schachzug wurde durch die 
Linke vereitelt und ſo mußte Herr von Heydebrand 
ſelbſt mit dem größten Teil ſeiner Parteigenoſſen für 
die geheime Wahl ſtimmen, damit nicht das Kompro— 
miß mit dem Zentrum in die Brüche ging. Dieſe Ab— 
ſtimmung für die geheime Wahl hat die öffentliche 
Wahl in Preußen erledigt. Es mag kommen was 
will, die öffentliche Wahl läßt ſich 
ſelbſt in Preußen nicht mehr halten. 

Denn nicht bloß die Konſervativen fielen um, 
ſondern auch Herr von Bethmann Hollweg. Nachdem 
Konſervative und Zentrum in der Kommiſſion des 
Abgeordnetenhauſes ihren Willen durchgeſetzt hatten, 
unterwarf ſich Herr von Bethmann Hollweg löblich 
ihrem Willen. Seine Rede vom 16. März 1910, in 
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der ſich dieſer Umfall vollzog, iſt ſo kurz und ſo 
hübſch, daß ſie in ihrem vollen Umfange wieder— 
gegeben zu werden verdient. Er erklärte folgendes: 


„Nachdem die Herren Vorredner nunmehr die Abſichten 
ihrer Parteien für die Abſtimmung klargelegt haben, gebe 
ich namens der königlichen Staatsregierung folgende Er- 
klärung ab: 

Die königliche Staatsregierung iſt bei Ausarbeitung 
der Vorlage von der Auffaſſung ausgegangen, daß an dem 
Syſtem des abgeſtuften Wahlrechts grundſätzlich feſtgehalten 
werden müſſe, und das direkte und geheime Wahlrecht 
gleichzeitig nicht gewährt werden könne. Sie hat 
ſich aus den Gründen, die ich bei Einführung der Vorlage 
hier darzulegen die Ehre hatte, dahin entſchieden, die in— 
direkte durch die direkte Wahl zu erſetzen, die Offentlichkeit 
der Wahlhandlung aber aufrechtzuerhalten. Die könig— 
liche Staatsregierung hält dieſe Löſung auch heute noch 
für die zweckmäßigſte. Wenn ſich indeſſen eine erheb- 
liche Mehrheit dieſes Hauſes dahin entſcheidet, 
die indirekte Wahl aufrechtzuerhalten, und die ge— 
heime Stimmabgabe für die Wahlen der Wahlmänner 
vorzuſehen, fo wird die königliche Staats⸗ 
regierung dieſe Löſung annehmen, ohne ſich 
im übrigen an alle Einzelbeſtimmungen des Entwurfs in 
ſeiner jetzigen Geſtaltung zu binden. 


Das Abgeordnetenhaus nahm dann auch die 
Kommiſſionsbeſchlüſſe nach einer erregten Debatte an. 
Von der urſprünglichen Regierungsvorlage war kaum 
noch ein Stein auf dem anderen. An die Stelle der 
direkten Wahl war die indirekte getreten, an Stelle 
der öffentlichen Wahl die geheime, an die Stelle der 
Zwölfjährigen hatten die verbündeten Konſervativen 
und Klerikalen die Abiturienten der höheren Schulen 
geſetzt und die Stimmbezirke waren durch die kleinen 
Urwahlbezirke erſetzt worden. Wirklich, wenn Herr 
von Bethmann Hollweg der Vater der Regierungs— 


vorlage geweſen war, dann mußte er jagen: „Armes 
Kind, wie haft du dich verändert.“ Aber er erkannte 
es trotzdem an. Und doch ſtellte ſich ſchließlich heraus, 
daß alle Liebesmüh' vergeblich geweſen war. Was 
der blau-ſchwarze Block im Abgeordnetenhauſe zuſtande 
gebracht hatte, das warf das Herrenhaus wieder über 
den Haufen. 

Den „geborenen Geſetzgebern“ der preußiſchen 
Monarchie war bei dem ganzen Wahlrechtshandel nicht 
wohl zumute. Sie hätten es am liebſten bei dem be— 
ſtehenden Dreiklaſſenwahlrecht, das ſich nach ihrer 
Meinung ſo gut „bewährt“ hatte, gelaſſen. Aber da 
das nicht ging, ſo machten ſie ſich an die Arbeit, um 
wenigſtens die Beſchlüſſe des Abgeordnetenhauſes in 
ihrem Sinne umzugeſtalten. Nun hätte es Herr von 
Bethmann Hollweg vielleicht durchgeſetzt, daß die Vor— 
lage in einer beiden Häuſern genehmen Form zuſtande 
gebracht wurde, wenn er ſelbſt einen beſtimmten Plan 
gehabt hätte. Aber ihm ſchwebte nur in ſehr unbe— 
ſtimmten Umriſſen das Ziel vor Augen, die Mehrheit, 
die ſich bisher nur aus den Konſervativen und dem 
Zentrum zuſammengeſetzt hatte, noch etwas zu er— 
weitern und vor allen Dingen den rechten Flügel 
der nationalliberalen Partei auf ſeine Seite herüber— 


zuziehen. Dazu glaubte er ſich des Oberpräſidenten 


der Rheinprovinz von Schorlemer bedienen zu 


können. Herr von Schorlemer wußte denn auch Rat. 
Konnte man die wirklichen Forderungen der National- 


liberalen, nämlich die Durchführung der direkten und 


geheimen Wahl, nicht befriedigen, ſo konnte man doch 


ihren Einfluß auf anderem Wege etwas zu verſtärken 
ſuchen. So liefen die Verhandlungen im Herrenhauſe, 
wenn man von einer anderen Beſtimmung der ſoge— 
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nannten Maximierung der reichen Wähler und einer 
abermaligen Umgeſtaltung des Begriffs der Kultur— 
träger abſieht, vor allem auf eine Umgeſtaltung der 
Beſtimmung über die Drittelung der Wähler hinaus. 
Die Drittelung in den kleinen Urwahlbezirken, wie ſie 
bisher beſtand, hatte die Wirkung, daß die Wähler 


auf die einzelnen Klaſſen ſehr ungleichmäßig verteilt 


wurden. Je nachdem in einem Bezirk ein ſehr reicher 
Mann wohnte, oder ſich der Urwahlbezirk aus kleinen 
Leuten zuſammenſetzte, konnte es kommen, daß ein 
Wähler, der vielleicht ein Einkommen von 10 000 Mark 
verſteuert, in die erſte oder in die dritte Klaſſe ver— 
ſetzt wurde. Dieſe Ungleichförmigkeit in den einzelnen 
Urwahlbezirken hat denn auch zu ſehr bedenklichen Zu— 
ſtänden geführt. Kam es doch ſogar vor, daß die 
preußiſchen Miniſter in der dritten Klaſſe wählen 
mußten. Aber dieſe Drittelung in den Urwahlbe— 
zirken hatte immerhin auch die Wirkung, dem kleinen 
Mann unter geeigneten Verhältniſſen den Zugang zur 
zweiten, ja ſelbſt zur erſten Klaſſe zu ermöglichen. 
Dieſe Drittelung im kleinen Bezirk war in Ermang- 
lung beſſerer Kautelen noch das einzige Mittel, dem 
plutokratiſchen Charakter des Dreiklaſſenwahlrechs 
etwas von ſeiner Härte zu nehmen. Es war eine 


Art dürftigen Ventils, durch das ſich wenigſtens ein 


kleiner Teil des Unwillens und des Reformdranges 
der Wählermaſſen entladen konnte. Und gerade dieſes 


Ventil, über deſſen Unzulänglichkeit freilich alle Welt 


ſich einig iſt, ſollte noch verſtopft werden. Die reichen 
Leute im induſtriellen Weſten ſahen ſich durch dieſe 
Drittelung in den Urwahlbezirken um einen Teil 
ihres Einfluſſes betrogen, den ſie von ihrem Geld— 
ſack erwarteten. Deshalb ſchlug Herr von Schorlemer 


, 


eine Drittelung in größeren Bezirken vor, und man 
einigte ſich ſchließlich darauf, Bezirke in dem Umfange 
von 20 000 Einwohnern zu bilden. Wenn aber in ſo 
großen Bezirken gedrittelt wurde, dann ließ ſich mit 
Sicherheit erwarten, daß das Durchſchnittseinkommen, 
das zur Bildung der höheren Klaſſen erforderlich war, 
ſich erheblich erhöhen würde, oder anders ausgedrückt, 
eine große Zahl der Wähler mit kleinem Einkommen, 
die bisher noch in die zweite Klaſſe gelangen konnten, 
würden künftig in die dritte Klaſſe verwieſen werden. 
Letzten Grundes war es ein Kampf um die 
Macht zwiſchen den nationalliberalen Großunter— 
nehmern des Weſtens und dem Zentrum, das ſich dort 
auf die unteren Schichten des Volks ſtützt. Herr von Beth— 
mann Hollweg, der bei dieſer Gelegenheit feine Quali— 
fikation als Diplomat erbringen wollte, ſetzte es denn 
auch durch, daß das Herrenhaus ſich dieſer Drittelung 
in größeren Bezirken fügte. Aber er hatte ohne das 
Zentrum und ohne Herrn von Heydebrand gerechnet. 
Dieſe dachten gar nicht daran, ſich auseinandertreiben 
zu laſſen. Sie hielten „feſt und treu“ zuſammen und 
machten den Beſchluß des Herrenhauſes im Abgeord— 
netenhauſe wieder rückgängig. So blieb denn Herrn 
von Bethmann Hollweg ſchließlich nichts anderes 
übrig, als auf die Wahlreform überhaupt zu ver⸗ 
zichten. Nachdem der Karren völlig im Sumpfe feſt— 
gefahren war, mußte er erklären, daß die Regierung 
auf ihre Vorlage keinen Wert mehr lege. Mit der 
Wahlrechtsvorlage war es aus. Die Komödie war zu 
Ende. Und man fragte ſich nur das eine, ob der 
blau⸗ſchwarze Block mit Herrn von Bethmann Hollweg 
ſein Spiel getrieben habe, oder ob er ſelbſt bei dieſem 
Fiasko aktiv mitgewirkt habe. Jedenfalls war die 


Niederlage, die die preußiſche Regierung erlitt, wohl— 
verdient, da ſie von vornherein ohne rechten Ernſt an 
die ganze Aufgabe herangegangen war und in keinem 
Augenblick der langwierigen Verhandlungen den 
Willen gezeigt hatte, den Wahlrechtsforderungen des 
preußiſchen Volkes auch nur einen Schritt breit ent- 
gegenzukommen. Das Volk hatte wieder einmal ein- 
ſehen müſſen, daß es von den preußiſchen Junkern und 
den preußiſchen Klerikalen ſo wenig wie von der 
preußiſchen Regierung zu erwarten habe. Untauglich 
auch zu der kleinſten und beſcheidenſten Reform, das 
war die Zenſur, mit dem das Volk die preußiſchen 
Abgeordneten am Schluß der Seſſion entließ. 

Nun entſteht freilich die Frage, was in Sachen 
des Wahlrechts weiter geſchehen ſoll. Denn die Ver— 
heißungen der preußiſchen Thronrede, hinter die ſich 
der König von Preußen ſelbſt geſtellt hatte, werden 
nicht damit erfüllt, daß eine untaugliche Vorlage ein- 
gebracht wird, die nicht verabſchiedet werden kann. 
Das natürlichſte wäre auch in dieſem Falle, genau 
wie bei der Finanzreform im Reichstage geweſen, daß 
die Regierung entweder zurücktrat, oder daß ſie das 
Abgeordnetenhaus auflöſte und Neuwahlen unter der 
Parole der Wahlreform ausſchrieb. Aber es geſchah 
keins von beiden. Zum mindeſten dachte Herr von 
Bethmann nicht daran, für ſich ſelbſt die Konſequenzen 
aus der Situation zu ziehen, und noch weniger fiel es 
ihm ein, die reaktionäre Kammer aufzulöſen. Nur in— 
ſoweit ſuchte er ſich zu ſalvieren, als er den Miniſter 
des Innern von Moltke und den Landwirtſchafts— 
miniſter von Arnim entließ und an ihre Stellen 
den Oberpräſidenten von Schleſien von Dallwitz 
und den Oberpräſidenten der Rheinprovinz von 


Schorlemer berief. Etwas ſpäter mußte dann 
auch noch der Finanzminiſter Herr von Rhein— 
baben über die Klinge ſpringen. Aber mit der 
Wahlreform hatten dieſe Verſchiebungen im Mini— 
ſterium zum mindeſten direkt nichts zu tun. Ja, man 
könnte ſagen, daß durch die Berufung der neuen 
Männer der Weg zu einer durchgreifenden Reform des 
Dreiklaſſenwahlrechts erſt recht verſperrt wurde, da 
Herr von Schorlemer mit dem Odium des famoſen 
Drittelungsantrages belaſtet iſt, alſo gar nicht daran 
denken kann, das Dreiklaſſenwahlrecht beſeitigen zu 
helfen, und da der neue Miniſter des Innern vollends 
ein in der Wolle gefärbter Reaktionär iſt. Es iſt 
deshalb auch ganz folgerichtig, daß Herr von Beth— 
mann Hollweg mehr und mehr von der Abſicht zurück— 
kam, es überhaupt noch einmal mit einer Reform des 
preußiſchen Dreiklaſſenwahlrechts zu verſuchen. Selbſt— 
verſtändlich kann die Reform des Dreiklaſſenwahlrechts 
nicht einfach beiſeite gelegt werden. Aber in der neuen 
Seſſion 1911 hat es keine weitere Vorlage gegeben, und 
vor den allgemeinen Reichstagswahlen wird Herr von 
Bethmann Hollweg dieſes heiße Eiſen nicht wieder an— 
faſſen. Ob er dann ſpäter noch Zeit und Gelegen— 
heit dazu findet, das iſt eine Frage für ſich. Was 
ſoll er auch eigentlich vorſchlagen? Auf die in— 
direkte Wahl hatte er ſelbſt ſchon in ſeiner erſten 
Vorlage verzichtet. Er kann doch unmöglich in einer 
neuen Vorlage dieſen Beſchluß rückgängig machen. Er 
hat ſich dann aber auch auf den Boden der geheimen 
Wahl geſtellt, als es die Herren von Heydebrand und 
Herold von ihm forderten. Die Beſtimmungen über 
die Kulturträger haben ſich als undurchführbar er— 
wieſen. Die Drittelung iſt in jeder Geſtalt verworfen 
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worden. Da bleibt wirklich von der ganzen preußiſchen 
Klaſſenwahl nicht viel übrig. Nun gäbe es freilich ein 
ſehr probates Mittel, um ſich aus dieſer Verlegenheit 
herauszuziehen, wenn nämlich Herr von Bethmann 
Hollweg auf die ganze Klaſſenwahl verzichten und an 
ihrer Stelle ein Wahlrecht auf gleicher, direkter und 
geheimer Grundlage vorſchlagen wollte. Aber das 
darf er natürlich nicht, da es ihm die preußiſchen 
Konſervativen ſehr verübeln würden; und er will 
es auch nicht. Hat er doch ſelbſt geſagt, daß nur eine 
Regierung, die „ihre eigene Autorität nicht mehr 
achtet“, ſich einer demokratiſchen Abänderung des 
Wahlrechts nachgiebig zeigen könne. Mit ſolchen 
Grundſätzen kann allerdings heute kein Staatsmann 
von der Stelle kommen, ſelbſt nicht in einem Staat 
wie Preußen. 

Nun iſt es aber nicht ſo, als ob es irgendwie 
darauf ankäme, was Herr von Bethmann Hollweg will 
und für richtig oder unrichtig hält. Wenn er ſich den 
Forderungen der Gegenwart nicht unterwerfen will, 
dann geht die Entwicklung eben über ihn hinweg. 
Jedenfalls hat die Maſſe des preußiſchen Volkes nicht 
die mindeſte Veranlaſſung, aus Rückſicht auf die Hilf— 
loſigkeit des Herrn von Bethmann Hollweg ſich in 
ihrer Wahlrechtsforderung irgendwie beeinfluſſen zu 
laſſen. Wenn irgend etwas heute feſt ſteht, dann iſt 
es die Übereinſtimmung der preußiſchen Bevölkerung 
in der Forderung des Reichstagswahl— 
rechts für die preußiſche Monarchie. Genau ge— 
nommen gibt es überhaupt keine Meinungsverſchieden— 
heiten mehr. Könnte man das Volk abſtimmen laſſen, 
dann würde ſich herausſtellen, daß noch nicht fünf 
Prozent ſämtlicher Preußen ein anderes als das 
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Reichstagswahlrecht forden würden. Will es Herr 
von Bethmann Hollweg nicht glauben, dann braucht 
er nur einmal ein Referendum darüber zu ber- 
anſtalten. Ihm würde Hören und Sehen vergehen. 
Und dieſe Forderung des gleichen, direkten, geheimen 
und allgemeinen Wahlrechts für Preußen ſchwebt nicht 
etwa in der Luft, ſie iſt auch nicht ein Spiel mit demo— 
kratiſchen Gedanken; ſondern ſie iſt der Maſſe des 
Volkes in Fleiſch und Blut übergegangen. Sie erfüllt 
das ganze Denken des gegenwärtigen Geſchlechts. Man 
empfindet es nicht bloß als eine Ungerechtigkeit, 
ſondern geradezu als eine Verhöhnung des 
Volkswillens, daß das gleiche Wahlrecht noch 
immer nicht freiwillig von der Regierung gewährt 
wird. Ja, vielleicht iſt die Zeit ſchon verpaßt, in der 
Abſchlagszahlungen, die auf dem Wege zum gleichen 
Wahlrecht liegen, überhaupt noch in Frage 
kommen können. Die preußiſche Regierung hat zu 
lange gezögert, als ſie noch nachgeben konnte. Sie 
ſieht nun, wie die Bataillone der Wähler auf— 
marſchieren, ruhig, aber durchdrungen von dem feſten 
Willen, ſich das gleiche Wahlrecht zu erkämpfen. Es 
iſt gar kein Überſchwang darin, keine Ungeduld, kein 
trotziges Aufbäumen gegen die Polizei, ſo lange man 
die Wahlrechtsdemonſtranten nur in Ruhe läßt. Es 
it nur die unerſchütter liche 
zeug ung, daß man einem Vol te, 
längſt mündig geworden If. Tem 
ihm zu kommendes Erbteil nicht län⸗ 
ger vorenthalten kann und 
Wenn Herr von Bethmann Hollweg von alledem 
nichts weiß, wenn er auch heute noch glaubt, mit 
allgemeinen Redensarten, die nichts beſagen, über 
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die Schwierigkeiten hinwegkommen zu können, dann 
verrechnet er ſich eben. Das gleiche Wahl- 
recht muß kommen, weil es in der Ent⸗ 
wicklung des deutſchen Volkes liegt, 
genau wie ſich die induſtrielle Entwicklung nicht auf— 
halten läßt, ob die preußiſchen Junker und die katho— 
liſchen Kapläne dazu ſüß oder ſauer ſehen. Aber es 
iſt eine ſchwere Verantwortung, die ein Staatsmann 
auf ſich nimmt, wenn er ſich berechtigt glaubt, dem 
Willen des Volkes in den Weg zu treten. 


Großpreußiſche Kultur 


Moͤge niemals ein Ungluͤckstag kommen, 
wo die Deutſchen ſich verführen ließen, die 
Errungenſchaften ihrer zweitauſendjaͤhrigen 
Sittigungsarbeit fuͤr ein Kapital anzuſehen, 
mit deſſen Zinſen die Daſeinskoſten aus— 
giebig zu beſtreiten waͤren. Nur der werk— 
tätige Glaube an das Evangelium der Ar— 
beit erhaͤlt, wie die einzelnen Menſchen, ſo 
auch ganze Voͤlker, geſund und tuͤchtig. 


Johannes Scherr. 
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Das höchſte Ziel, das ſich die Menſchheit ſetzen 
kann, iſt die Verwirklichung einer vollkommenen Kul— 
tur. In dieſem Begriff iſt alles umſchloſſen, was den 
Menſchen über das Tier hinaushebt; die Überwindung 
der Feſſeln und Beſchränkungen, die uns die Natur- 
geſetze auferlegen, die zweckmäßige Benützung der 
Naturkräfte, nicht minder aber auch die Selbſtbe— 
freiung des Menſchen von den Feſſeln des Aber— 
glaubens und der Unwiſſenheit, die Verfeinerung 
ſeiner Inſtinkte, der Wille zum Frieden und zur 
Verſtändigung mit den übrigen Menſchen und Na— 
tionen, und das Selbſtbeſtimmungsrecht auf allen 
Gebieten des Lebens, kurzum die Verwirklichung 
des Rechts der Perſönlichkeit. Wer den 
Kulturbegriff grundſätzlich anerkennt, der erkennt 
damit auch an, daß wir die Technik fördern und 
uns ihre Unterſtützung ſo viel als irgend möglich 
zunutze machen müſſen. Und man wird wenigſtens 
vom techniſchen Gebiet ſagen müſſen, daß ſein Nutzen 
und ſeine Bedeutung ſo ziemlich ſämtlichen Bürgern 
des deutſchen Reiches heute einleuchtet. Wenn der 
Sozialismus in ſeiner urſprünglichen Sektenform 
von einer gewiſſen Abneigung gegen die Maſchine nicht 
ganz frei war, weil ſie die Arbeitsgelegenheit zu ver— 
mindern ſchien, ſo weiß man heute umgekehrt, daß ſie 
die größte Wohltäterin der menſchlichen Geſellſchaft 
iſt, daß von ihr einſt der Zuſtand erhofft werden darf, 
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den ſchon Ariſtoteles ahnte, jener Zuſtand, in dem die 
Webeſchiffchen von ſelbſt fliegen und deshalb die 
Sklaverei, auch in ihrer heutigen Form der Lohn— 
arbeit, überwunden werden kann. Heute wird kein 
vernünftiger Menſch mehr die Dampfſchiffe von den 
deutſchen Flüſſen verbannen wollen, heute wird man 
auch gegen die Erſparnis menſchlicher Arbeitskräfte 
durch Maſchinen gewiß nichts grundſätzliches mehr ein— 
zuwenden haben, auch wenn ſich gelegentlich nicht in 
Abrede ſtellen läßt, daß durch die Fortſchritte der 
Technik hie und da arbeitswillige Menſchen aufs 
Pflaſter geworfen werden. Die deutſche Arbeiterſchaft 
iſt ſo ausgezeichnet geſchult worden, daß ſie über ge— 
legentlichen Nachteilen des einzelnen nicht den unge— 
heuren Vorteil überſieht, der für die Geſamtheit aus 
dem techniſchen Fortſchritt erwächſt. Und gerade in 
den letzten zwei Jahrzehnten iſt ja die Technik außer⸗ 
ordentlich gefördert worden. Man wird auch zugeben 
müſſen, daß Wilhelm II. auf techniſchem Gebiet viel 
Verſtändnis gezeigt und manche nützliche Anregung 
gegeben hat. In die letzten Jahrzehnte fällt nicht 
bloß die Ausbildung der bisher ſchon bekannten Prin— 
zipien der techniſchen Wiſſenſchaften, ſondern in dieſen 
zwanzig Jahren hat eigentlich erſt die Elektrizität 
ihren Siegeslauf über die Kulturwelt angetreten. Die 
Übertragung der elektriſchen Kraft auf weite Strecken, 
die zugleich Licht und Kraft in die entlegenſten, von 
der Kultur ſonſt kaum berührten Dörfer trug, die 
Ausnützung der „weißen Kohle“, der Waſſerkraft, und 
ebenſo des Telephons als eines Vermittlers menſch— 
lichen Verkehrs und viele andere Errungenſchaften 
fallen in die Hauptſache in dieſe verhältnismäßig ſo 
kurze Friſt. Dazu kommt die Aufdeckung neuer Na— 
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turkräfte, von denen bisher die Menſchheit kaum etwas 
ahnte, die Entdeckung der Röntgenſtrahlen und andrer 
unſichtbarer Strahlen, die Erfindung der drahtloſen 
Telegraphie, die Entdeckung des Radiums mit ſeinen 
wunderbaren Eigenſchaften und nicht zuletzt die Er— 
oberung der Luft durch den lenkbaren Luftballon und 
durch das Flugfahrzeug. Das alles zuſammen bedeutet 
eine immenſe Bereicherung des Lebens der Kultur— 
menſchheit, die zum Teil ſchon heute wirkſam gewor— 
den iſt, und die immer ſtärker umgeſtaltend auf das 
Leben der Menſchheit einwirken muß. 

Und doch wird man ſchon hier bemerken müſſen, 
daß es auch heute noch durchaus nicht an Wider— 
ſtänden gegen den techniſchen Fortſchritt fehlt. Es 
iſt nicht zu beſtreiten, daß der Nutzen, den die ein— 
zelnen Völker aus den Fortſchritten der Technik ziehen 
können, viel größer ſein würde, wenn ſich nicht der 
Egoismus einzelner Klaſſen und Kreiſe dieſen Fort— 
ſchritten widerſetzte. „Es wächſt auf Erden Brot ge— 
nug für alle Menſchenkinder.“ Auch fehlt es heute 
nicht mehr wie in früheren Zeiten an den erforder— 
lichen Transportmitteln, um dem Einzelnen dieſe 
Nahrungsmittel zugänglich zu machen. Aber der 
Egoismus der Produzenten verhindert vielfach, daß 
dieſe Möglichkeiten dem Einzelnen zugute kommen. 
Die Schutzzöl le, ganz abgeſehen von ihren ſonſti— 
gen ungünſtigen Wirkungen auf die Geſamtheit, wir— 
ken kulturwidrig, weil ſie den Austauſch der Güter 
in künſtlichen Schranken halten. Ja, ſelbſt die nie— 
drigen Löhne ſind eine Hemmung des techniſchen 
Fortſchritts, weil ſie die Maſchine vielfach nicht als 
rentabel erſcheinen laſſen. Und wiederum, wer den 
größten Teil ſeines Verdienſtes für die notdürftigſte 
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Ernährung und Kleidung für ſich ſelbſt und ſeine Fa— 
milie aufwenden muß, der iſt nicht in der Lage, ſich 
die Errungenſchaften des techniſchen Fortſchritts zu— 
nutze zu machen. Man darf ſich nicht darüber täuſchen, 
daß es immer noch weitaus die Mehrzahl aller Zeit— 
genoſſen auch im deutſchen Reich iſt, die eigentlich an 
den techniſchen Errungenſchaften der Gegenwart ſo 
gut wie gar keinen Teil haben. Sie leben noch heute 
annähernd ſo, wie ſie vor einem halben Jahrhundert 
gelebt haben. Die Vorteile der techniſchen Errungen— 
ſchaften zum Allgemeingut werden zu laſſen, 
das iſt das große ſozialpolitiſche Problem, von dem 
heute kaum erſt der kleinſte Teil in Angriff genommen 
worden iſt. Und doch liegt es auf der Hand, daß die 
ſoziale Frage erſt dann als gelöſt betrachtet werden 
kann, wenn es keine Not und Entbehrung mehr gibt, 
wenn die Armut überwunden ſein wird. Daß dieſes 
Ziel heute nicht mehr als Utopie erſcheinen kann, muß 
ohne weiteres behauptet werden. Und ebenſo ſteht es 
feſt, daß es ſchon heute möglich wäre, ausreichende 
Nahrung und Kleidung ſowie geſunde Wohnungen für 
alle zu bieten. Es liegt nicht an der mangelhaften 
Technik, es liegt nur an ihrer mangelhaften 
Anwendung, wenn das Geſpenſt der Armut und 
der bitterſten Sorge nicht aus einem Kulturſtaat wie 
dem deutſchen Reich verbannt wird. 

Aber wenn man auch zugeben wird, daß auf dem 
Gebiet der Technik gerade das deutſche Volk mit an 
der Spitze der Kulturnationen marſchiert, ſo iſt die 
Rückſtändigkeit auf politiſchem und geiſtigem Gebiet 
um ſo größer. Faſt ſcheint es, als ſolle gerade in 
unſerer Zeit der Kampf um die Kultur auf reli— 
giöſem Gebiet neu entbrennen. Der jetzige 
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Papft Pius X. darf für fih das Verdienst in An— 
ſpruch nehmen, alle freieren Geiſter zum Widerſpruch 
gegen das römiſche Joch aufgerufen zu haben, weil er 
mit einer nur ſchwer verſtändlichen Entſchiedenheit 
dem ganzen modernen Leben und Denken den Krieg 
erklärt hat. Es iſt dabei nicht die Frage nach ſeiner 
perſönlichen Überzeugung. Es handelt ſich allein um 
die Richtung, die Pius X. verfolgt. Und da muß 
man es ausſprechen, daß zwiſchen den heute von der 
römiſchen Kirche verfochtenen Grundſätzen und den 
Grundſätzen der Kultur keine Gemeinſchaft ſein kann. 
Von der Enzyklika paſcendi bis zu der Borromäus— 
Enzyklika und dem Moderniſteneid hat Pius X. ganz 
konſequent jeder Verſtändigung Roms mit der freien 
Weltauffaſſung der Gegenwart ſich widerſetzt und das 
ſeinige dazu beigetragen, dieſen Gegenſatz zu ver— 
ſchärfen. Man darf noch nicht einmal ſagen, daß 
die Stellung des römiſchen Papſtes nur die katholiſchen 
Mitbürger etwas angehe, da er auch uns Proteſtanten 
durch die Borromäus-Enzyklika gröblich verletzt hat. 
Und ſelbſt wenn man den deutſchen Katholiken alle 
möglichen Freiheiten gewähren wollte, nach den 
ſtrengen Vorſchriften des jetzigen Papſtes ſich zu 
richten, ſo kann man unmöglich ebenſo tolerant ſein, 
wo dieſe Herrſchaft der römiſchen Kirche in die Frei— 
heit der andersdenkenden Zeitgenoſſen eingreift. Auch 
der Staat darf nicht zugeben, daß eine konfeſſionelle 
Minderheit gegen die Andersdenkenden aufgereizt 
wird, und um ſo weniger, als er ja der römiſchen 
Kirche ſeinen ſtarken Arm leiht, um eine etwaige 
Kritik an dieſer Kirche auf Grund des Strafgeſetz— 
buches zu verfolgen. Der Paragraph 166 des Straf— 
geſetzbuches, der ſelbſt die Einrichtungen und Gebräuche 
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der römischen Kirche unter den ſtaatlichen Schutz ſtellt, 
beſteht noch immer, ja das Zentrum war mehr als 
einmal nahe daran, ihn noch zu verſchärfen und ebenſo 
hat es immer wieder verſucht, die Freiheit der Wiſſen— 
ſchaft auf den Univerſitäten anzutaſten. Unter dieſen 
Verhältniſſen muß die Forderung mit voller Be— 
ſtimmtheit erhoben werden, daß ſich der Staat aus 
der Umflammerung der Kirche völlig 
löſt, daß er ihr weder irgend einen beſonderen 
Schutz gewährt, noch daß er ihr einen Einfluß auf 
die Staatsſchule einräumt. Iſt es doch auch die 
römiſche Kirche, die gerade dem preußiſchen Staat in 
den Oſtmarken die größten Schwierigkeiten in den 
Weg legt. Alle dieſe untauglichen Verſuche, den Oſten 
mit deutſchen Bauern zu beſiedeln, das Ausnahme— 
geſetz der Enteignung von polniſchem Grund und 
Boden in den öſtlichen Provinzen und der ewige 
Sprachenſtreit ließen ſich leicht vermeiden, wenn auf 
der einen Seite die Latifundien zerſchlagen würden 
und wenn andererſeits der Staat ſeine Beziehungen 
zur römiſchen Kirche völlig löſen wollte. So wie die 
Dinge heute liegen, züchtet der Staat ſelbſt ſeine 
Gegner, die ihn dann bekämpfen und ſeine Ziele 
durchkreuzen. 

Modernismus, das iſt ja ſchließlich nichts 
anderes, als der Verſuch, die römiſche Kirche und ihre 
Lehre mit den Errungenſchaften der Wiſſenſchaft und 
den Aufgaben des Staates zu verſöhnen. Nun wird 
man allerdings feſtſtellen müſſen, daß es eine ſolche 
Verſöhnung in Wirklichkeit gar nicht geben kann. Und 
wenn man ſieht, wie die Vertreter des Modernismus 
ſich darum bemühen, von der Kirche einige Zugeſtänd— 
niſſe für eine frejere Auffaſſung der Geſchichte und 
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Lehre zu erlangen, ſo wird man ſich unwillkürlich des 
Wortes erinnern, das ein Zentrumsabgeordneter einſt 
über den Begründer des Altkatholizismus Döllinger 
ſprach: „Wenn der alte Eſel ſo viel Unſinn glaubt, 
dann kann er doch auch an die Unfehlbarkeit des 
Papſtes glauben.“ In der Tat, zwiſchen dem Syllabus 
Pius IX. und der Enzyklika paſcendi Pius X. iſt 
kein grundlegender Unterſchied. Auch die katholiſchen 
Moderniſten denken in ihrer größten Zahl nicht daran, 
die vorausſetzungsloſe Forſchung anzuerkennen. Es 
iſt nur ein mehr oder ein weniger der wiſſenſchaftlichen 
und religiöſen Freiheit, für die ſie eintreten, aber es 
iſt nicht die wiſſenſchaftliche, die religiöſe Freiheit, die 
allein als folgerichtig angeſehen werden kann. Und 
doch macht es einen ſehr unangenehmen Eindruck, wenn 
der Staat ſich auch noch mit einer Kirche einläßt, die 
ihren Anhängern das bißchen Selbſtbeſtimmungsrecht 
verkümmern will, das ſie ſelbſt für ſich beanſpruchen. 
In dieſer Beziehung iſt uns Frankreich mit einem 
guten Beiſpiel vorangegangen, indem es die Tren- 
nung des Staats von der Kirche verwirk— 
lichte. Das Experiment iſt der franzöſiſchen Republik 
nicht ſchlecht bekommen. Ja, man darf ſagen, daß erſt 
ſeit dieſer Trennung der franzöſiſche Staat die freie 
Hand gewonnen hat, um ſich den inneren Reformen 
zu widmen. Ganz ähnlich geht es in den anderen 
romaniſchen Ländern, wo allerdings die römiſche 
Kirche noch rückſichtsloſer ihre Macht auszunützen be⸗ 
müht war. In Portugal hat die Pfaffenwirt— 
ſchaft dem jungen König Manuel den Thron gekoſtet. 
In Spanien iſt vielleicht die Zeit nicht mehr fern, in 
der das Volk gleichfalls mit dem Königtum und der 
klerikalen Wirtſchaft gleichzeitig aufräumt. Wenn 
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aber ſchon dieſe rein katholiſchen Länder ſich von dem 
Einfluß der römiſchen Kirche zu emanzipieren geſucht 
haben, ſo iſt es erſt recht unverſtändlich, wenn das 
deutſche Volk ſich dieſes Joch der katholiſchen Kirche, 
das zweifellos der Kulturentwicklung höchſt ſchädlich 
iſt, noch länger gefallen läßt, daß der preußiſche Staat 
ſogar noch beim Vatikan einen Geſandten unterhält. 
Was bei der diplomatiſchen Verſtändigung mit Rom 
herauskommt, das hat ja gerade Herr von Bethmann 
Hollweg erleben müſſen, als er gegen die Borromäus⸗ 
Enzyklika zu proteſtieren unternahm. Der Papſt hat 
ihm einige rein äußerliche Zugeſtändniſſe gemacht und 
ſein „Bedauern“, man weiß nicht recht, worüber, aus— 
geſprochen, aber er hat natürlich nicht im entfernteſten 
daran gedacht, ſeine Enzyklika zu widerrufen. Rom 
widerruft überhaupt nicht und nur wer keine Ahnung 
von der Natur der römiſchen Kirche hat, kann naiv ge— 
nug ſein, anzunehmen, daß er bei der römiſchen Kirche 
mit Vorſtellungen etwas erreichen könnte. Wenn Herr 
von Bethmann Hollweg glaubte, in der Borromäus— 
Angelegenheit wirklich etwas durchgeſetzt zu haben, 
und wenn er es ſogar übel nahm, daß man an ſeinen 
Erfolg nicht recht glauben wollte, ſo hat er ja wohl 
unterdeſſen eingeſehen, daß er der römiſchen Kirche 
auch nicht die kleinſte Konzeſſion abgewonnen hat, die 
mehr geweſen wäre, als eine leere Höflichkeit. Damit 
ſoll nicht geſagt ſein, daß Rom nicht auch nachgeben 
könnte, wenn es nicht anders geht. Vor der wirklichen 
Macht hat es ſich noch immer gebeugt oder es hat 
mit ihr paktiert. Aber mit Diplomatiſieren iſt von 
Rom nichts zu holen, und wer es verſucht, der hat 
in Rom noch immer ſeinen Meiſter gefunden. 
Selbſtverſtändlich bedeutet die Trennung von 
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Staat und Kirche nicht etwa die Unterdrückung der 
römiſchen Kirche oder irgend etwas, was auch nur im 
entfernteſten nach einer Bedrückung ausſehen könnte. 
Rom mag ſich ruhig mit den Vertretern der freien 
Wiſſenſchaft meſſen. Es mag Gebräuche haben, wie 
es ihm beliebt, es mag lehren, was es will; es mag 
auch Propaganda machen, ſo viel es will. Sobald erſt 
einmal die Trennung zwiſchen Staat und Kirche voll— 
zogen ſein wird, ſobald die Kirche nichts mehr mit der 
Schule zu tun hat, ſobald die Univerſitäten von der 
Kirche unabhängig ſein werden, wird gerade alles in 
Wegfall kommen können, was heute wie eine Feſſel der 
römiſchen Kirche ausſehen könnte. Unter den heutigen 
Umſtänden wird man gewiß nicht gern ſehen, daß das 
deutſche Reich mit Jeſuiten überſchwemmt wird. 
Aber wenn das Band zwiſchen dem Staat und der 
Kirche gelöſt ſein wird, iſt nicht einzuſehen, weshalb 
nicht auch der Jeſuitenorden die gleiche Bewegungs— 
freiheit haben ſollte, wie alle anderen weltlichen Ver— 
eine. Auch mögen dann die Prieſter predigen, ſo viel 
ſie wollen und was ſie wollen; ſo lange ſie ſich inner— 
halb der Grenzen der allgemeinen Geſetze halten, wird 
man ihnen gewiß kein Hindernis in den Weg zu legen 
brauchen. Nur muß dann die römiſche Kirche auch den 
Mut und die Kraft haben, auf eigenen Füßen 
zu ſtehen und nicht beanſpruchen, daß der Staat ſie 
ſubventioniert oder ihr ſeinen Arm leiht, um die An— 
dersdenkenden zu bekämpfen. Die Kirche könnte es ja 
verſuchen, ob ſie ſich der Kultur gegenüber als die ſtär— 
kere erweiſt. Aber man wird wohl vermuten müſſen, 
daß ſie es darauf nicht ankommen laſſen wird. Sie 
will wohl frei ſein in dem Sinne, daß ſie tun und 
laſſen kann was ſie will, und durch ſtaatliches Ein— 
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greifen nicht inkommodiert wird, aber ſie läßt es ſich 
ſehr gern gefallen, daß der Staat für ſie materiell 
und durch Schutzgeſetze ſorgt, und ihre politiſche Ver: 
tretung, das Zentrum, wird nicht müde, den Staat 
und das Reich gegen die freie Wiſſenſchaft, die unab— 
hängige Kunſt und Literatur zur Hilfe zu rufen. Noch 
iſt ja der Kampf um die ſogenannte „lex Heinze“ un⸗ 
vergeſſen. Man wollte urſprünglich mit dieſer Vorlage 
dem Gewerbe der Zuhälter ſteuern. Aber was ver- 
ſuchten Ultramontane und Konſervative daraus zu 
machen! Man erſtrebte nicht mehr und nicht weniger, 
als die Literatur durch ein Kautſchukgeſetz zu ent— 
rechten, das Theater und die Schaufenſter unter ein 
Ausnahmegeſetz zu ſtellen und die bildende Kunſt wie 
die Literatur dem Schutzmann auszuliefern. Es iſt 
ja, wenn auch nur durch die Anwendung der ſchärfſten 
Obſtruktion, gelungen, dieſer Vorlage wenigſtens die 
bösartigſten Giftzähne auszubrechen, aber man hat 
doch damals geſehen, wie eigentlich das Zentrum den 
Kampf der Geiſter meint. Wenn man ſich weiter an 
die kulturfördernde Tätigkeit des Herrn Roeren 
erinnert, die ſich gleichfalls in dem beſtändigen Ge— 
ſchrei nach dem Schutzmann und dem Staatsanwalt 
erſchöpft, dann wird man ſich vor den geiſtigen Waffen 
der römiſchen Kirche wirklich nicht zu fürchten brauchen. 
Sie iſt nur ſo lange gefährlich, ſo lange die Macht 
und die Mittel des Staates hinter ihr ſtehen. Mit den 
geiſtigen Leiſtungen Pius X. und ſeiner römiſchen 
und deutſchen Kardinäle kann es das geiſtige Deutſch— 
land noch getroſt aufnehmen. 

Wo iſt denn überhaupt die kirchliche und religiöſe 
Stimmung der heutigen Zeit zu finden? Wer noch 
religiöſe Bedürfniſſe hat, dem ſoll man ſie 
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gewiß laſſen. Aber das iſt doch eine geradezu ver— 
ſchwindende Minderheit. Es iſt eine von den vielen 
konventionellen Fabeln, daß heute noch der Durch— 
ſchnittsdeutſche religiöſe Notwendigkeiten empfindet. 
Er lebt längſt außerhalb des Schattens 
der Kirche, er bedarf auch in ſehr zahl⸗ 
reichen Fällen nicht einmal mehr der Religion. 
Und es gehört zu den ſchlimmſten Irrtümern, die in 
der praktiſchen Politik paſſieren können, von der Vor— 
ausſetzung auszugehen, daß man erſtorbene religiöſe 
Bedürfniſſe auf künſtlichem Wege wieder wecken könnte. 
Die Religion wird dem Volk auch mit einem Dutzend 
Religionsſtunden in der Volksſchule nicht erhalten, 
wenn die ganze Zeitſtimmung irreligiös iſt, wie es 
heute bei uns der Fall iſt. Natürlich kann man einige 
Beamte dazu veranlaſſen, daß ſie des Sonntags in 
die Kirche gehen, und auch die „naſſen Engel“, die 
ſchon in den fünfziger Jahren des vorigen Jahr— 
hunderts in Berlin beſpöttelt wurden, laſſen ſich ja 
heute wieder ſehen. Man wird auch gewiß nicht von 
Heuchelei ſprechen wollen, wo die religiöſe Übung mit 
alten Gewohnheiten verknüpft iſt. Der Zuſammen— 
hang mit der Kirche pflegt nicht gleich völlig zer— 
ſchnitten zu werden. Auch darf man nicht unter— 
ſchätzen, daß heute wenigſtens in Preußen und in einer 
Reihe anderer Bundesſtaaten noch die polizeilichen 
Liſten über die konfeſſionelle Zugehörigkeit des ein— 
zelnen geführt werden. Wer Kinder hat, der wird 
ſchon, um ihrer ſpäteren Laufbahn nicht zu ſchaden, 
an dem Zuſammenhang mit der Kirche feſthalten. 
Das alles indeſſen hat mit der Religion, die allerdings 
zu einem der Grundtriebe des Menſchen gehört, nichts 
zu tun. Heute iſt aber die Religion auf dem Wege 
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abzuſterben, ganz einfach, weil fi die Triebe des 
Kulturmenſchen mehr und mehr differenzieren, und 
weil, was bei dem einfachen Menſchen in eins zu— 
ſammenfällt, bei dem Kulturmenſchen ſich in ſitt— 
liche und äſthetiſche Elemente auflöſt. Trotzdem, ſo— 
weit das religiöſe Bedürfnis beſteht, oder ſo weit der 
Einzelne doch glaubt, daß er der kirchlichen Vermitt— 
lung bedürfe, wird kein vernünftiger Menſch dieſer 
Befriedigung des religiöſen Triebes das geringſte Hin— 
dernis in den Weg legen wollen. Nicht gegen die 
Kirche, wohl aber gegen ihre Herrſchaft im Staat 
richtet ſich der notwendige Proteſt. 

Auch wird man es als einen — 
Irrtum anſehen müſſen, wenn die Monarchen ihr 
Schickſal an das der Kirche zu knüpfen ſich gedrungen 
fühlen. Der jetzige Kaiſer hat in den verſchiedenſten 
Variationen den Satz verkündigt, daß Thron und 
Altar zuſammengehören. Wenn ihm irgend ein 
Biſchof klagte, daß die Zahl der kirchenfeindlichen 
Sozialdemokratie im Zunehmen begriffen ſei, da hat 
er erklärt, daß in ſolchem Falle nur die Religion 
helfen könne. Er hat als ſeine Richtſchnur aufgeſtellt, 
daß dem Volk die Religion erhalten werde, er hat 
als ſeinen Willen ausgeſprochen, daß jeder Soldat 
täglich ein Vaterunſer zu beten habe, er hat ſelbſt auf 
ſeinen Seereiſen Gottesdienſte abgehalten und Predig— 
ten verleſen. Als er am 13. November 1910 dem 
Benediktinerkloſter Beuron einen Beſuch abſtattete, 
da hat er ausdrücklich erklärt, daß der Kampf gegen 
den verderblichen Geiſt unſerer Zeit nur mit Hilfe 
der Religion und Unterſtützung des Himmels ſiegreich 
durchgeführt werden könne. „Altar und Thron ge— 
hören zuſammen“, ſagte er; „beide dürfen nicht ge— 
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trennt werden.“ Dieſe religiöfe Tendenz hat den 
Kaiſer freilich nicht gehindert, gelegentlich auch aus 
ſeinem evangeliſchen Bewußtſein heraus ein ſcharfes 
Wort gegen den Ultramontanismus zu ſagen. Auch 
hat er mit Entſchiedenheit erklärt: „Ich will kein 
Zentrumskaiſer ſein.“ Aber im ganzen hat doch der 
Kaiſer immer wieder die Notwendigkeit betont, die 
Machtmittel der Kirche im Intereſſe des Throns und 
der Krone wirken zu laſſen. Auch ſteht er mit dieſer 
Tendenz durchaus nicht allein. Vielmehr haben andere 
deutſche Fürſten noch entſchiedener ihr kirchliches Be— 
kenntnis formuliert. Prinz Ludwig von Bayern ſoll 
beiſpielsweiſe, wie wenigſtens die klerikalen Blätter 
behaupteten, ſeine Befriedigung darüber ausge— 
ſprochen haben, daß er im Glauben der römiſchen 
Kirche erzogen worden ſei, und die katholiſche Religion 
als die „einzig wahre und echte“ bezeichnet haben. 
Man wird ſich nur ſchwer davon überzeugen laſſen, 
daß ein Thronfolger, der ſich in ſo entſchiedener Weiſe 
für ein beſtimmtes Bekenntnis feſtlegt, noch die nötige 
Unbefangenheit beſitzen ſollte, um auch den Bekennern 
der übrigen Konfeſſionen und Religionen die volle 
Gleichberechtigung zuzugeſtehen, auf die ſie verfaſſungs— 
gemäß Anſpruch erheben können. Überhaupt verträgt 
es ſich ſchon nicht mit der Verfaſſung, wenn ein 
deutſcher Fürſt an jeden „ehrlichen Chriſten“ als Mit— 
arbeiter appelliert, da verfaſſungsrechtlich die Kon— 
feſſion überhaupt nicht in Betracht kommt und der 
Begriff des ſogenannten „chriſtlichen Staats“ im 
beſten Fall ein Anachronismus iſt. 

In Wirklichkeit freilich ſteht die von konfeſſio— 
nellen Rückſichten unabhängige Gleichberechtigung der 
Staatsbürger nur auf dem allzu geduldigen Papier. 
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Man denkt gar nicht daran, ſie praktiſch zu verwirk— 
lichen. Schon daß die Katholiken ängſtlich ausrechnen, 
ob auch die konfeſſionelle Parität bei der 
Beſetzung von ſtaatlichen Stellungen gewahrt wird, iſt 
mit dem Sinn und Wortlaut der Verfaſſung unver— 
träglich. Ebenſo iſt es verfaſſungswidrig, daß bei— 
ſpielsweiſe ein Jude nicht Offizier werden kann, weil 
er Jude iſt. Dieſes Syſtem iſt allerdings in voller 
Strenge nur in Preußen durchgeführt, während in 
Bayern wohl gelegentlich ein Konzeſſions-Kohn Offi⸗ 
zier wird. Nur ſoll man dieſen verfaſſungswidrigen 
Zuſtand nicht etwa durch die Behauptung verdunkeln 
wollen, daß eben der einzelne Jude nicht zum Offizier 
geeignet ſei. Dem widerſpricht die Erfahrung durch— 
aus. Auch wäre es mehr als merkwürdig, wenn aus— 
gerechnet ein Jude aus inneren Gründen nie zum 
Offizier tauglich ſein ſollte. Man braucht ſich auch 
nur davon zu überführen, daß ſehr zahlreiche Offiziere 
jüdiſcher Abſtammung ſelbſt in Preußen zu finden 
ſind, die ſich nur eben durch die Taufe in die chriſt— 
liche Kirche aufnehmen ließen, oder deren Eltern ſich 
haben taufen laſſen. Es wäre ſehr intereſſant, einmal 
zu unterſuchen, wie weit jüdiſches Blut gerade 
im deutſchen Adel und im preußiſchen 
Offizierkorps vertreten iſt. Man würde dann 
finden, daß ſolche früheren Juden es auch heute noch 
bis zu den höchſten Stellen in der Armee bringen. 
Alſo nicht an der Untauglichkeit liegt es, wenn auch 
heute noch und heute weniger als je ein Jude nicht 
zum Offizier avanzieren kann, ſondern der Grund iſt 
einfach in ſeiner Konfeſſion zu ſuchen. Ahnlich aber 
geht es faſt überall, wo es ſich um die Beſetzung ſtaat— 
licher Stellungen handelt. Im Richterſtand, im Beruf 


des akademiſchen Lehrers und erſt recht in der Ver⸗ 
waltung und Diplomatie wird der Jude grundſätzlich 
zurückgeſtellt, und es müſſen ſchon ganz beſondere Ver— 
hältniſſe vorliegen, wenn der eine oder der andere ein— 
mal in ſolche Stellungen hineingelangt. Wenn man 
ſo oft beklagt, daß der Jude einen ſo unverhältnis— 
mäßig großen Prozentſatz in der freien Advokatur aus— 
macht, daß er ſich im Handel und Wandel hervor— 
drängt, ſo liegt das nicht zum geringſten Teil gerade 
daran, daß man ihm den Zugang zu anderen Stellun— 
gen, zu denen er bisweilen viel beſſer qualifiziert er— 
ſcheint als ſeine chriſtlichen Mitbewerber, unrecht— 
mäßigerweiſe abſchneidet. Schon an dieſem Punkte 
tritt zutage, wie ungerecht es iſt, und wie verkehrt auch 
im Intereſſe des ſtaatlichen Lebens, daß der Staat 
als chriſtliche Organiſation behandelt wird, während 
bereits durch die Reformation der Grundſatz feſtgelegt 
wurde, daß weltliche Dinge weltlich be— 
handelt und nicht mit kirchlichen Rückſichten ver— 
quickt werden dürfen. Wie ſcharf Luther dieſen Grund— 
ſatz feſtgehalten hat, ſelbſt bis in die Ehe hinein, die 
er als ein rein bürgerliches Geſchäft angeſehen wiſſen 
wollte, das vergißt man heute nur zu gern, wie denn 
überhaupt heute auch die preußiſche Landeskirche nur 
noch den Namen des Proteſtantismus feſthält, wäh— 
rend ſie in Wirklichkeit durchweg auf katholiſchem 
Standpunkt ſteht und ſelbſt eine Art von evangeliſchem 
Papſttum durchzuführen ſucht, nur daß ſie gleichzeitig 
auch die Schattenſeiten des ſtaatlichen Bureaukratis— 
mus ſich angeeignet hat. Dieſe evangeliſche Landes— 
kirche freilich, die aus eigenem nicht leben und nicht 
ſterben kann, iſt völlig auf den Staat angewieſen und 
muß ſich ihm willenlos unterordnen, wenn ſie über— 
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haupt noch den Schein ihrer Exiſtenz aufrecht er— 
halten will. | 

Aber auch mit der Unterſtützung der Ansprüche 
des Throns durch die katholiſche Kirche iſt es nicht 
weit her. Selbſt wenn man den Einfluß der katholi— 
ſchen Kirche höher einſchätzen wollte, als er es 
tatſächlich verdient, würde die katholiſche Kirche gar 
nicht daran denken, ſich als ein „Inſtrument des 
Himmels“ zu den weltlichen Zwecken des Staats und 
der Monarchie benutzen zu laſſen. Es gibt heute 
wenige Fürſten in deutſchen Landen, deren Vorfahren 
nicht einſt mit der katholiſchen Kirche ſchwere Konflikte 
gehabt haben, weil ſie das Recht des Landes gegen die 
Übergriffe der Kirche in Schutz zu nehmen ſuchten. 
Die Hohenzollern wie die Wittelsbacher haben unter 
dem Kirchenbann geſtanden. Und blickt man gar erſt 
auf die Geſchichte des heiligen römiſchen Reiches 
deutſcher Nation, ſo findet man kaum eine Seite, auf 
der nicht irgend ein Konflikt zwiſchen Kaiſer und 
Papſt verzeichnet wäre. Das lag nicht an der Bosheit 
der beteiligten Menſchen auf der Seite des Staates 
oder der Kirche, das lag faſt durchweg an ſach lichen 
Gegenſätzen, weil Kaiſer und Papſt um die 
Herrſchaft ſtritten. Nach der mehr als einmal be— 
ſtimmt formulierten Anſicht der römiſchen Kirche war 
eben der Papſt die Sonne und der Kaiſer nur der 
Mond, der von jener ſein Licht empfing. Und der 
Kaiſer wieder hätte das Reich und ſeine Angehörigen 
verraten müſſen, wenn er ſich den Anſprüchen des 
Papſtes unterworfen hätte. Dieſe Gegenſätze, die das 
ganze Mittelalter durchziehen, haben ſich heute äußer— 
lich etwas abgeſchliffen, aber ſie beſtehen grundſätzlich 
noch heute fort und werden auch nie verſchwinden, ſo 
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lange es noch überhaupt eine römiſche Kirche gibt, 
weil Rom ſeiner ganzen Anlage nach weder etwas 
lernen noch etwas vergeſſen kann. Es iſt einfach 
ſachlich unmöglich, daß der Papſt und die 
römiſche Kirche die Autorität der weltlichen Fürſten 
anerkennen kann, ohne den Vorbehalt zu machen, 
daß der weltliche Herrſcher ſich den Anſprüchen der 
Kirche zu unterwerfen habe. Und dieſe Anſprüche ſind 
naturgemäß um ſo größer, je mehr ſich der einzelne 
Herrſcher der Kontrolle der Kirche entzogen hat. Daß 
die römiſche Kirche einen evangeliſchen Kaiſer rück— 
haltlos unterſtützen, ihm ohne Hintergedanken die 
Hilfe zur Aufrechterhaltung des Throns leihen könnte, 
iſt undenkbar. Es iſt nichts als Selbſttäuſchung, wenn 
unſere Monarchiſten glauben, an der römiſchen Kirche 
einen Bundesgenoſſen gegen den „Umſturz“ zu haben. 
Rom kann nur ſoweit mit der Monarchie gehen, als 
ſeine eigenen Ziele dadurch gefördert werden. Sobald 
dieſe Ziele erreicht ſind, wird es dem weltlichen Herr— 
ſcher ſeine Rechnung präſentieren. 

Doch wollte man ſelbſt annehmen, daß es Rom 
ehrlich mit der evangeliſchen Monarchie meinen könnte, 
ſo wäre doch ſeine ganze Unterſtützung von höchſt pro— 
blematiſchem Wert. Rom hat eben nicht bloß mit den 
Fürſten zu tun, ſondern noch mehr mit den Völkern, 
die, je mehr ſie ſich zum Selbſtbewußtſein durchringen, 
ſeine Forderungen um ſo beſtimmter ablehnen. Oder 
ſoll man wirklich glauben, daß Frankreich den ſchweren 
Schritt zur Trennung des Staats von der Kirche hätte 
wagen können, wenn nur eine Art freimaureriſcher 
Verſchwörung gegen die römiſche Kirche beſtanden 
hätte? Nein, das franzöſiſche Volk hatte ſich innerlich 
von den Einflüſſen der römiſchen Kirche ſchon frei— 
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gemacht, ehe jeine Regierung das große Wagnis unter: 
nahm, das Band zwiſchen Staat und Kirche zu zer— 
ſchneiden. Auch die Macht Roms ſteht eben auf töner- 
nen Füßen. Jede neue Erfindung, jeder Fortſchritt 
der Technik, jeder freie Gedanke, der in die Maſſen 
dringt, drängt ſeinen Einfluß zurück. Selbſt wer da— 
von überzeugt war, daß das franzöſiſche Volk ſich inner— 
lich der römiſchen Kirche bereits entfremdet hatte, 
wird erſtaunt geweſen ſein, zu bemerken, wie glatt ſich 
die Trennung vollzogen hat. Die Betſchweſtern machen 
eben heute in einem mündigen Volk die Politik nicht 
mehr; und die Männer der Arbeit und des Gedankens 
haben ſich längſt von den Feſſeln des Kirchenweſens 
frei gemacht. 

Und glücklich ein Land, in dem ſich dieſe Trennung 
ſo ſchmerzlos vollzieht, wie in Frankreich! Wo auch 
die Regierung im richtigen Augenblick das Meſſer an— 
ſetzt, um das längſt vermorſchte Band zwiſchen Staat 
und Kirche zu zerſchneiden! Wo man allzu lange ge— 
wartet hat, wo dem Volk zwangsweiſe das Joch der 
Kirche auferlegt wurde, da ſind die Folgen viel unheil— 
voller. Gerade die letzte Zeit hat dafür ein Beiſpiel 
an der portugieſiſchen Umwälzung ge 
bracht. Gewiß, die Herrſchaft des jungen Königs 
Manuel ſtand auf ſchwachen Füßen. Er ſelbſt war 
mehr ein Opfer der Verhältniſſe als der ſchuldige 
Teil. Aber wenn er Thron und Land über Nacht ver— 
lor, ſo geſchah es, weil er oder doch ſeine Ratgeber, 
die katholiſche Kirche, und zwar die ausgeprägteſten 
Vorkämpfer römiſcher Grundſätze, nämlich die Je— 
ſuiten, nach Willkür ſchalten und walten ließen. Ach, 
dieſe Jeſuitenwirtſchaft in Portugal hat den Thron 
nicht geſchützt und geſtützt, ſie hat ihn nur mit in das 
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Verderben hineingezogen. Weil dem portugieſiſchen 
Volke Monarchie und Jeſuitismus untrennbar ver— 
knüpft erſchienen, deshalb wuchs der Unwille gegen 
die Pfaffenwirtſchaft und Pfaffenherrſchaft zu der 
Feindſchaft gegen die Monarchie aus. Manuel mußte 
in die Verbannung gehen, weil das Volk die 
Jeſuiten los ſein wollte. In Spanien 
dürfte es ſchwerlich anders gehen. Auch hier hat man 
die römiſche Kirche ſo lange gewähren laſſen, bis nicht 
etwa der verderbliche Geiſt unſerer Zeit beſiegt war, 
ſondern bis die Monarchie ins Wanken geriet. Des— 
halb weiß ſich auch die ſpaniſche Regierung gar keinen 
anderen Rat, als den Einfluß der römiſchen Kirche 
und der Orden, die das Land zugleich ausſaugen und 
in der Dummheit erhalten, ſo viel als möglich zurück— 
zudrängen, damit wieder Raum geſchaffen wird für 
den freien Gedanken und zugleich für die wirtſchaft— 
liche Entwicklung des Landes. Wenn es wirklich ge— 
lingen ſollte, die ſpaniſche Monarchie aufrecht zu er— 
halten, dann könnte es nur unter der Bedingung ge— 
ſchehen, daß die antiklerikale Geſetzgebung nicht durch 
den verderblichen Einfluß der römiſchen Kirche ver— 
eitelt wird. 5 

Die Zuſtände liegen natürlich nicht überall völlig 
gleich. Die römiſche Kirche zeigt im deutſchen Reiche, 
in dem ſie nur eine Minderheit vertritt, ein 
anderes Geſicht, als in Ländern, in denen ſie faſt die 
Geſamtheit des Volkes hinter ſich weiß. Aber gerade 
deshalb hat die römiſche Kirche auf deutſchem Boden 
beſtimmte Ziele und politiſche Aufgaben, von denen 
ſie nicht abweicht, auch wenn ſie ſich ſcheinbar der 
Monarchie ſelbſtlos zur Verfügung ſtellt, um ihre 
Intereſſen zu ſchützen. Wenn man wiſſen will, was 
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Rom auf politiſchem Gebiet erſtrebt, dann muß man 
ſich das Zentrum anſehen, das doch nur der Aus⸗ 
druck der politiſchen Wünſche der römiſchen Kirche iſt. 
Will der Kaiſer mit der römiſchen Kirche zuſammen⸗ 
arbeiten, dann muß er eben doch ein „Zentrums— 
kaiſer“ ſein. Die Dinge liegen denn auch heute in 
Wirklichkeit ſo, daß das Zentrum im deutſchen Reich 
Trumpf iſt. Zum mindeſten iſt ſeit zehn Jahren an 
dieſem überwiegenden Einfluß des Zentrums kein 
Zweifel mehr. Man kann ſich ein Geſetz nach dem 
anderen vornehmen; immer wird man finden, daß 
es vom Zentrum gemacht worden iſt oder daß es doch 
ſein „tolerari posse“ dazu geſprochen hat. Dieſer Zu— 
ſtand iſt eine Zeit lang durch die Blockpolitik des 
Fürſten Bülow weniger beſeitigt als verdunkelt wor— 
den. Aber ſchon der Verſuch, das Zentrum im Reich 
auszuſchalten, mußte vom Fürſten Bülow mit ſeiner 
Stellung bezahlt werden. Und die Konſervativen, die 
den Verrat begingen, ſich hinter dem Rücken der libe— 
ralen Parteien wieder mit dem Zentrum zu aſſo— 
ziieren, ſind heute nichts anderes mehr als eine 
Schutztruppe des Zentrums. Wie auch 
Herr von Bethmann Hollweg der Gefangene des Zen— 
trums und der Junker iſt. 

Will man dieſen ſehr bedauerlichen Zuſtand noch 
deutlicher werden laſſen? Will man das Zentrum 
und damit die römiſche Kirche auf den Platz der re⸗ 
gierenden Partei ſetzen und ſich die deutſche Politik von 
Rom diktieren laſſen? Es ſcheint faſt, als ſei es den 
im Reich maßgebenden Perſönlichkeiten immer noch 
lieber, wenn ſie ſich der römiſchen Kirche auslieferten, 
als wenn ſie mit den vorwärts treibenden Elementen 
des deutſchen Volkes ſich zuſammenſchlöſſen, um endlich 
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an die Stelle des „heiligen römiſchen“ Reiches ein 
weltliches Reich deutſcher Nation zu 
ſetzen. Aber dann muß man ſich auch darüber klar 
werden, daß es auf dieſem Wege kein willkürliches 
Halt geben kann. Dann muß man der römiſchen Kirche 
auch bis zu Ende folgen. Und dann wird ſich nur 
zu bald herausſtellen, daß es, ſo unmöglich wie die 
Miſchung von Waſſer und Feuer, auch unmöglich iſt, 
die ſtaatlichen und die kirchlichen Aufgaben zu ver— 
einigen. 

Ein flüchtiger Überblick über die Kirchen- und 
Schulpolitik der letzten Jahrzehnte zeigt bereits, wie 
tief Preußen und das Reich auf der ſchiefen Ebene des 
Klerikalismuss heruntergerutſcht ſind. Schon 
unter dem ahnungsloſen Grafen Caprivi wurde ja 
der Verſuch in Preußen gemacht, die Herrſchaft 
der Kirche in der Volksſchule zu ſtabili⸗ 
ſieren. Damals bäumte ſich noch das Volk gegen 
ſolche Zumutung auf. Die nationalliberale Partei, 
die noch nicht vergeſſen hatte, daß fie eine Kultur- 
partei ſein wollte, proteſtierte mit Entſchiedenheit 
gegen die Klerikaliſierung der Volksſchule und Herr 
von Bennigſen rief das freiheitlich geſinnte Bürger— 
tum auf die Schanzen. Der Anſchlag mißlang. Ca⸗ 
privi verlor die Leitung der Geſchäfte in Preußen und 
wurde damit auch im Reich ein Mann „ohne Ar und 
Halm“, und Graf Zedlitz mußte ſeinen Abſchied 
nehmen. Der Kaiſer ſelbſt hatte damals das ent— 
ſcheidende Wort gegen die Schulvorlage geſprochen. 
Aber dieſer Erfolg, ſo erfreulich er im Augenblick 
ſcheinen mochte, war doch nicht von langer Dauer. 
Nur zu bald mußte man einſehen, daß das, was auf 
direktem Wege nicht durchgeſetzt werden konnte, von 
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hinten herum gemacht wurde. Der Einfluß der 
Kirche beider Konfeſſionen auf die Schule wuchs be— 
ſtändig und die Falkſche Erbſchaft wurde mehr und 
mehr vergeudet. Im Jahre 1906 war man ſo weit, 
an die Schulvorlage des Grafen Zedlitz vom Jahre 
1892 wieder anknüpfen zu können. Auch diesmal 
allerdings erhob ſich noch aus den Kreiſen der deutſchen 
Intellektuellen, und zumal der Hochſchulpro— 
feſſoren, ein entſchiedener Widerſpruch gegen die 
Konfeſſionaliſierung der preußiſchen Volksſchule; und 
es iſt auch für die Gegenwart von Wert, die Argu— 
mente, die damals von etwa tauſend deutſchen 
Profeſſoren anerkannt wurden, noch einmal zu 
rekapitulieren. In dieſer Eingabe der akademiſchen 
Lehrer hieß es: 


„„Der Grundſatz, von dem die Vorlage ausgeht, daß die 
Kinder in den öffentlichen Volksſchulen in allen Unter⸗ 
richtsfächern nur von Lehrern ihres Bekennt⸗ 
niſſes unterrichtet werden ſollten, iſt nicht nur praktiſch 
in Orten mit konfeſſionell gemiſchter Bevölkerung gar nicht 
durchführbar, wie die ſchroffen Widerſprüche gegen dies 
Prinzip in der Vorlage ſelbſt beweiſen, ſondern er iſt als 
Prinzip zu verwerfen. Im Unterricht jedes 
Faches ſollte das Recht der Sache allein walten, jeder 
Einfluß partifularsreligiöfer Tendenzen grundſätzlich fern=- 
gehalten werden. Was naturwiſſenſchaftliche, was geſchicht⸗ 
liche Wahrheit, was von den Schätzen der deutſchen Literatur 
für die Bildung des Volkes wertvoll ſei, iſt gemäß den 
eigenen Geſetzen des Gegenſtandes nach pädagogiſchen 
Rückſichten zu entſcheiden; es iſt gerade gegenüber der 
trennenden Tendenz des religiöſen Sonderbekenntniſſes die 
Einheit der humanen und nationalen 
Bildung in dieſem allen um ſo beſtimmter zu wahren. 
In dieſer durchgehenden Tendenz auf die 
Konfeſfionaliſie rung der Volkschule, 
ohne Rückſicht auf die Wünſche und die finanzielle Leiſtungs⸗ 
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kraft der Bevölkerung wie auf die Qualität der Schulen, 
iſt die jetzige Vorlage völlig eins mit der des 
Jahres 1892. Der ſchwache Schutz, der der Simultan— 
ſchule noch gewährt wird, bietet ein Gegengewicht ſchon 
darum nicht, weil die Vorlage überhaupt nur eine ver— 
ſchwindend kleine Zahl von Schulen als ſimultane aner— 
kennt. Es verbleibt der Simultanſchule der Charakter der 
gerade nur geduldeten Ausnahme; grundſätzlich ſoll nicht 
etwa die Religion, ſondern der religiöje Partiku⸗ 
larismus in der Schule herrſchen. Das iſt 
es, weshalb gegen dieſe Vorlage ein jeder den ſchärfſten 
Einſpruch erheben muß, dem die Einheit und Frei⸗ 
heit des Volkes höher ſteht als die Verewigung und 
die gefliſſentliche Verſchärfung des konfeſſionellen 
Gegenſatzes, der ſeit Jahrhunderten am Marke un— 
ſeres Volkes zehrt und die Einheit und Kraft der Nation 
untergräbt.“ 


Hier wurde mit aller Deutlichkeit ausgeſprochen, 
daß die damalige Vorlage den Grundlagen unſerer 
nationalen und humanen Bildung widerſpricht. Aber 
der Proteſt hatte leider ſchon deshalb keinen Erfolg, 
weil nicht bloß Zentrum und Konſervative, ſondern 
auch die Nationalliberalen diesmal mitmachten, und 
ſo weit von ihren urſprünglichen Tendenzen ſich ent— 
fernten, daß ſie einer prinzipiellen Konfeſſionaliſierung 
der Volksſchule und damit zugleich der Herrſchaft der 
Kirche über die Volksſchule zuſtimmten. Und man 
weiß heute, wie die preußiſche Verwaltung dieſes 
Schulgeſetz unterdeſſen ausgebaut hat. Die preußiſche 
Volksſchule iſt auf lange Zeit hinaus für die deutſche 
Kultur verloren. Sie iſt nichts anderes mehr als ein 
bequemes Mittel der Kirche beider Konfeſſionen, das 
heranwachſende Geſchlecht mit konfeſſionellen 
Scheuklappen auszuſtatten. Und nur inſoweit 
iſt der Erfolg nicht völlig erreicht worden, und wird 
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auch nicht erreicht werden, als die Kinder in der Fa— 
milie vielfach ein Gegengewicht gegen die konfeſſionelle 
Verbildung, die ihnen die Volksſchule einzutrichtern 
ſucht, finden. 

Der Durchſchnittsdeutſche iſt von Natur ſehr gut— 
mütig und geduldig. Er iſt auch in einer langen Ent- 
wicklung daran gewöhnt worden, ſich ſo wenig als 
irgend möglich mit öffentlichen Angelegenheiten zu 
beſchäftigen. Die Untertänigkeit, die ihm be⸗ 
ſonders in Preußen eingebläut wurde, liegt auch vielen 
Zeitgenoſſen noch im Blut. Aber was allenfalls in 
einer Zeit der kulturellen Rückſtändigkeit und in der 
Enge des ſpießbürgerlichen Horizonts ertragen werden 
konnte, das iſt in der Gegenwart mit ihrer Ausbreitung 
der Wiſſenſchaften und mit ihrer Weltwirtſchaft zu 
einer Gefahr geworden. Als Frhr. von Stein dem 
preußiſchen Volk die Selbſt verwaltung gab, 
da wußten die neugebackenen Bürger zunächſt kaum 
etwas damit anzufangen; ſelbſt die Berliner Bürger 
ließen ſich nur ſchwer dazu bewegen, zur Wahl zu 
gehen und ihre Vertrauensleute in die Stadtverord— 
netenverſammlung zu ſchicken. Von dem mittelalter— 
lichen Bürgerſtolz war ſo gut wie nichts mehr übrig 
geblieben. Es war den guten Leuten von Anno da— 
zumal unverſtändlich, daß man ihnen nun auf ein⸗ 
mal zumutete, ſelbſt zu denken. Der König hatte ihnen 
ſo ſchön die Sorge für das gemeine Wohl abgenommen. 
Und wenn ſein Weg auch nach Jena geführt hatte, ſo 
dachte doch die Mehrzahl nicht daran, nun ihr Geſchick 
ſelbſt in die Hand zu nehmen. Es war ihnen be— 
quemer, dem von auswärts kommenden Retter zuzu— 
jubeln und Napoleon als den „Auserwählten des 
Herrn“ zu feiern. Erſt allmählich lernte man ein— 
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ſehen, daß die Selbſtverwaltung das einzige, aber 
auch das unfehlbare Mittel ſei, um ſich aus 
dem Sumpfe der Knechtſchaft und der Untertänigkeit 
herauszufinden zur bürgerlichen Freiheit. Und doch, 
auch heute noch iſt das deutſche Bürgertum ſeiner ſelbſt 
vielfach nicht ſicher geworden. Auch heute noch hat 
es etwas von der chroniſchen Rückgratverkrümmung 
der früheren Zeit nicht völlig überwunden. Die ſtaat— 
liche Bureaukratie und der allmächtige Herr Landrat 
würden mit dem ſtädtiſchen Bürgertum weniger leicht 
fertig, wenn nicht die Bürger ſelbſt immer noch einen 
Reſt knechtiſchen Gefühls in ihrer Bruſt empfänden. 
In keinem Kulturſtaat wird es einem Bürgermeiſter 
einer Zweimillionenſtadt zugemutet, daß er gebeugten 
Haupts am Tor ſteht und fürſtliche Gäſte empfängt. 
Und in freien Staaten würde ſich die öffentliche Mei— 
nung wie ein Mann dagegen erheben, daß das Ober— 
haupt einer großen Stadt zu ſolchen Dienſtleiſtungen 
herangezogen wird. Ja, man darf vermuten, daß ein 
Fürſt ſelbſt gar nicht auf den Gedanken kommen 
würde, den erſten Bürger ſeines Landes zu ſolchen 
Dienſtleiſtungen zu verwenden, wenn nicht eben das 
Bürgertum ſelbſt nicht immer wieder zeigte, daß es 
ſich eine ſolche Behandlung ruhig gefallen läßt. Etwas 
mehr Männerſtolz vor Königsthronen 
iſt bisweilen ſehr wohl am Platze, um das Gleich— 
gewicht zwiſchen Fürſten und Volk herzuſtellen. 

Bei uns wirken leider ſehr viele Gründe zu— 
ſammen, um dieſen Männerſtolz nicht erſt aufkommen 
zu laſſen, oder wo er ſich regt, im Keim zu erſticken. 
An keine Aufgabe wird ſo viel Mühe und Arbeit ver— 
ſchwendet, als daran, das Volk immer mehr zu ver— 
ſimpeln. Das Duckmäuſer- und Spießbürgertum wird 
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mit allen möglichen Mitteln gefördert. In dieſer Be— 
ziehung iſt es ſchon ſehr bedenklich, daß immer zahl— 
reichere Klaſſen in direkte oder indirekte Abhängigkeit 
vom Staat geraten. Das Beamtenheer iſt in 
unſerer Zeit in geradezu beängſtigender Weiſe ange— 
wachſen. Es iſt die Schattenſeite der Ausgeſtaltung 
des Nachtwächterſtaats zu einem ſozialen und wirt— 
ſchaftlichen Organismus, daß der Einfluß des Be— 
amtentums auf unſer öffentliches Leben immer jtär- 
ker wird. Das würde an ſich nichts ſchaden, wenn 
eben nicht die Beamten beſtändig in ihrer politiſchen 
Bewegungsfreiheit gehindert würden. Der Beamte iſt 
heute, und gewiß gegen den Willen der beſten unter 
den Beamten ſelbſt, zu einem Staatsbürger 
zweiter Klaſſe herabgedrückt worden. Er darf 
unzählige Dinge nicht tun, die ein freier Staatsbürger 
ſich erlauben kann. Er darf in gewiſſen Lokalen nicht 
verkehren, er muß alles meiden, was nicht als ſtandes— 
gemäß gilt, er wird vielfach mit ſanftem Zwange ge— 
nötigt, an irgend welchen patriotiſchen Vereinen ſich zu 
beteiligen, er muß, wenn er in der Verwaltung tätig 
iſt, Wahlarbeit für die Konſervativen leiſten, er 
darf nicht einmal vom Petitionsrecht Gebrauch machen, 
und er muß vollends bei den Wahlen ſeine Stimme 
im regierungsfrommen Sinne „zu Protokoll“ geben. 
Dafür hat er dann ſein ſicheres Gehalt und ſeine Pen— 
ſionsberechtigung. „Deutſch und treu und 
penſionsberechtigt,“ fo ſpottete vor einigen 
Jahren Profeſſor Alfred Weber über die Ver— 
ſpießbürgerung und Verphiliſterung des deutſchen 
Volks, und er prägte das Wort von den „Papachen— 
und Mamachen⸗Exiſtenzen“. In der Tat, 
die gute Verſorgung ſpricht heute nur allzu ſehr in 
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den mittleren Schichten des deutſchen Bürgertums mit. 
Man hat hier vielfach eine Heidenangſt davor, ſich 
dem freien Spiel der Kräfte anzuvertrauen. Man 
ſucht ſich irgend einen Winkel aus, um hier möglichſt 
unberührt von den Stürmen des großen Lebens ſein 
Daſein hindämmern zu können, wenn es irgend geht 
nach dem Grundſatz: „Der Bureaukrat tut ſeine Pflicht 
von neun bis drei, mehr tut er nicht.“ Solche Leute 
können unter Umſtänden ihren Platz recht tüchtig aus— 
füllen und in ihrem kleinen Kreiſe ganz nützlich wir— 
ken; aber ein Volk, das davon zuviel hat, das muß 
immer mehr verſimpeln und degenerieren. 
Denn was dieſen Exiſtenzen fehlt, das iſt die ſtählende 
Kraft des Lebenskampfes. Sie ſpinnen ſich in kleine 
Intereſſen und kleinliches Behagen ein und fühlen ſich 
glücklich, wenn ſie nach des Tages Arbeit, bei der ſie 
ſich gewöhnlich nicht übermäßig anſtrengen, auf der 
Bierbank ſitzen und kannegießern können. Kultur— 
ſiege werden mit ſolchen ruhebedürftigen Seelen nicht 
gewonnen und zu der Größe der Nation tragen ſie 
auch nichts bei. Aber dafür nehmen fie alle Errungen— 
ſchaften als ihr eigenes Verdienſt in Anſpruch und 
begrüßen jeden ohne ihr Zutun zuſtande gekommenen 
Erfolg mit lautem Hurra, vorausgeſetzt, daß es ihnen 
von oben erlaubt oder gar befohlen wird. Wir leiden 
an einem Ballaſt ſolcher guten Menſchen und ſchlechten 
Muſikanten, die über den Horizont ihres Kirchturms 
nicht hinausblicken, aber gefährlich werden können, 
wenn neue Ideen ausgeſät werden ſollen. Denn in 
dieſem Fall hängen ſie ſich mit ihrem ganzen Schwer— 
gewicht an den Wagen des Fortſchritts und hindern 
ſeine Bewegung. 

In einer ganz ähnlichen Richtung wirkt leider 
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auch der Sport. Er iſt an ſich gewiß, ſoweit es ſich 
dabei nämlich um die Stählung des Leibes und um 
die Überwindung von Gefahren handelt, eines der 
beſten Erziehungsmittel eines Volkes. Auch braucht 
man nicht allzu ängſtlich zu ſein, wenn ſich der Sport 
gerade ſolcher Mittel bedient, die weder ſonderlich ge— 
ſundheitsfördernd ſind, noch auf die Teilnehmer ver— 
edelnd wirken können. Um ſo ſchärfer muß man unter⸗ 
ſcheiden zwiſchen den Leibesübungen, denen ſich der 
einzelne hingibt, um ſeinen Körper geſund und ge— 
ſchmeidig zu erhalten, und dem, was eigentlich erſt den 
Begriff des Sports ausmacht, nämlich der Wette. 
Daß ſich gelegentlich einmal die Teilnehmer an einem 
gemeinſamen Sport im Kampfe meſſen, mag noch hin— 
gehen, obgleich in dieſer Beziehung viel zu viel getan 
wird. Was hat aber irgend ein Sportliebhaber für 
einen Nutzen vom Sport, der ihn gar nicht ſelbſt be— 
treibt, ſondern der ihn nur als Mittel gebraucht, um 
ſeine Nerven aufzuſtacheln und zu wetten? Kein 
Menſch glaubt doch ernſtlich daran, daß es den Be— 
ſuchern der Rennplätze um die Förderung der Landes— 
pferdezucht zu tun ſei, oder daß die Rennen ſelbſt auch 
nur in loſer Beziehung mit der Pferdezucht ſtänden. 
Zum mindeſten wäre dazu für eine Stadt wie Berlin 
eine einzige Bahn mehr als ausreichend. Die zahl— 
loſen Rennen haben nur Sinn und Intereſſe vom 
Standpunkt des Wettmarktes. Die meiſten Be⸗ 
ſucher der Rennplätze haben ja noch nie auf einem 
Pferde geſeſſen, ſie verſtehen auch von der Pferdezucht 
nicht das mindeſte, oder ſie haben ſich höchſtens aus 
den Sportblättern eine gewiſſe Kenntnis angeleſen, 
die ihnen praktiſch nicht im geringſten nützen kann; 
aber ſie wetten, und ſie verſpielen nicht bloß ihr Geld, 
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ſondern ſie müſſen notwendig allmählich vertrotteln. 
Für ſolche Sportfreunde gibt es ſchließlich nichts an— 
deres mehr als ihren Sport. Dieſem bringen ſie Opfer, 
die ſie für beſſere und nützlichere Sachen gewiß nicht 
aufwenden würden. Und wie beim Pferderennen, ſo 
geht es auch beim Radrennen mit ſeinen ſcheußlichen 
Auswüchſen des Sechstagerennens, ſo geht es ſogar 
ſchon beim Ruderſport und ähnlichen Bewegungsſpielen. 

Selbſtverſtändlich muß immer ein Unterſchied ge— 
macht werden. Wer irgend ein Bewegungsſpiel treibt, 
um ſich in freier Luft zu erholen, um ſeinen Körper 
zu ſtählen, um ſich an der freien Natur zu erfreuen, 
der wird wenigſtens als Bewohner der Großſtadt nur 
eine Pflicht gegen ſich ſelbſt erfüllen. Es iſt leider nur 
in den ſeltenſten Fällen möglich, daß der Einzelne ſich 
in Garten und Feld nützlich betätigen kann; das 
Häuſermeer rückt immer weiter hinaus und verſchlingt 
mehr und mehr alle erreichbaren Flecken freien Feldes. 
Nur hat der Deutſche nicht nötig zu warten, bis 
der Sport im engliſchen Sinne zu ihm gebracht wurde, 
da er ſchon längſt den Wert des Turnens, des 
Schwimmens und Ruderns, des Schlittſchuhlaufens 
und Bergſteigens erkannt hatte. Aber wenn es auch 
ſchon früher ſich von ſelbſt verſtand, daß die Turner 
und Schwimmer ihre Kräfte maßen, ſo iſt doch erſt 
der Begriff der Sportwette uns aus England über— 
mittelt worden. Nun können wir von England ge» 
wiß ſehr viel lernen. Wenn ſich das deutſche Volk 
etwas vom engliſchen Freiheitsſinn aneignen wollte, 
ſo wäre das durchaus erwünſcht. Aber der Sport iſt 
ſchon für England ſelbſt eine Gefahr. Man klagt dort 
nicht umſonſt, daß die Jugend ſich mehr und mehr der 
praktiſchen Arbeit entwöhnt und ſich ausſchließlich mit 
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dem Sport in feinen mannigfachſten Formen be: 
ſchäftigt. Denn nicht bloß die Wette charakteriſiert 
den Sport, ſondern ebenſo der Begriff des Zweck— 
loſen. Alles, was in irgend einer Form nützlich 
iſt, hört auf, Sport zu ſein. Der Sport wird ge— 
trieben, gerade weil er zwecklos iſt. Wie 
denn unter der Herrſchaft der Klaſſenbegriffe ſich ge— 
rade diejenige Tätigkeit als eines Gentlemans würdig 
herausgebildet hat, die jeder praktiſchen Bedeutung 
entbehrt. Das Nichtstun allein charakteriſiert den 
Gentleman. Es ſetzt natürlich voraus, daß er auf 
Koſten der Arbeit anderer Leute lebt. 
Dieſe Erziehung der goldenen Jugend zu Tagedieben 
hat leider bei uns bereits viel größere Fortſchritte 
gemacht, als ſich mit den großen Kulturaufgaben der 
Gegenwart verträgt. In England hat man auch die 
vom Sport drohende Gefahr längſt erkannt, wenn 
man auch noch kein Mittel dagegen gefunden hat. 
Aber bei uns ſollte man wenigſtens ſo viel erwarten 
müſſen, daß nicht dem Sport eine Bedeutung für die 
nationale Erziehung beigelegt wird, die ihm nicht zu— 
kommt. Hat ſich doch heute ſogar der Sport bereits 
in den Kreiſen der Arbeiter breit gemacht. Man ſollte 
endlich mit ſeiner kritikloſen Verhimmelung aufhören. 
So, wie heute der Sport betrieben wird, beanſprucht 
er nicht bloß zahlreiche Kräfte, die nützlichere Ver— 
wendung finden könnten, ſondern er wirkt auch auf 
das Denken und Wollen des Volkes verflachend und 
verſimpelnd. Wer dem Sport verfallen iſt, der iſt für 
den politiſchen Kampf des Volkes als verloren anzu— 
ſehen. Gerade deshalb wird der Sport freilich vielfach 
protegiert. Er lenkt das Volk von ſeinen eigentlichen 
Notwendigkeiten ab. 
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Überhaupt wird ja in jeder Weiſe verſucht, die 
Kluft, die ohnehin zwiſchen den oberen Klaſſen und 
der breiten Volksmaſſe beſteht, ſo viel als irgend 
möglich zu vertiefen. Dabei werden ſelbſt wieder 
Unterſchiede zwiſchen ſolchen Kreiſen gemacht, die 
früher wenigſtens zuſammengehörten. Noch immer 
ſind keine engeren Beziehungen zwiſchen der Volks— 
ſchule und den höheren Schulen hergeſtellt worden, 
obgleich es doch ſelbſtverſtändlich ſein ſollte, daß man 
dem begabten Sohn eines Arbeiters genau die gleichen 
Bildungsmöglichkeiten gewähren müßte, wie dem be— 
gabten Sohne eines reichen Mannes. Zwiſchen der 
Volksſchule und dem Gymnaſium beſteht nun einmal 
eine Kluft, die zu überbrücken trotz aller Schulreformen 
bei uns noch nicht einmal der Verſuch gemacht wor— 
den iſt. Aber wenn man in früheren Zeiten dieſe 
Scheidung gleichfalls als Schickſalsfügung hinnahm, 
ſo ſorgte man doch wenigſtens dafür, daß es zwiſchen 
den Knaben, die einmal in die Gelehrtenrepublik auf— 
genommen waren, keine Unterſchiede des Standes gab. 
Mit dem Gymnaſium und der Univerſität waren für 
den talentvollen jungen Menſchen alle Bahnen des ge— 
lehrten Studiums und der ſtaatlichen Laufbahn er— 
ſchloſſen. Heute fangen ſchon im Gymnaſium die 
Unterſchiede an. Im Mai 1909 hat man im preußi— 
ſchen Abgeordnetenhauſe auf das königliche Gymna— 
ſium in Eſſen hingewieſen, in dem bereits die Schei— 
dung zwiſchen den „beſſeren“ und den gewöhnlichen 
Schülern durchgeführt war. In die A-Klaſſen kommen 
die Schüler, die in der Wahl ihrer Eltern beſonders 
vorſichtig geweſen ſind, in die B-Klaſſen der Reſt. Es 
mag dahingeſtellt bleiben, wie viel damals gerade in 
Eſſen an dieſen Klagen berechtigt geweſen iſt; es ſoll 
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auch nicht unterſucht werden, ob ähnliche Zuſtände 
dort heute noch beſtehen oder ob ſie unterdeſſen beſeitigt 
worden ſind. Aber ſo viel iſt gewiß, daß heute in ſehr 
zahlreichen höheren Schulen zwiſchen den Schülern 
Unterſchiede gemacht werden, nicht nach ihrer größeren 
oder geringeren Tüchtigkeit und Leiſtungsfähigkeit, 
ſondern nach dem Sand und Rang ihrer Eltern. 
Solche „beſſeren Gymnaſiaſten“ mögen zu beklagen 
ſein, weil man ſie mit durch die Schule zu ſchieben 
ſucht, auch wenn ſie aus irgend einem Grunde ſich für 
die gelehrte Laufbahn nicht eignen; denn in irgend 
einem Augenblick ihres ſpäteren Lebens kommt doch 
wohl das Gefühl über ſie, daß ſie eigentlich auf eine 
falſche Bahn gedrängt worden ſind. Sie werden ſich 
dann vielleicht ſelbſt zur Laſt und bleiben zum minde— 
ſten unnütze Glieder der menſchlichen Geſellſchaft, wäh— 
rend ſie vielleicht in irgend einem praktiſchen Beruf 
etwas ordentliches geleiſtet hätten. Aber noch mehr 
ſind doch die anderen Mitſchüler zu beklagen, die 
ſchon auf der Schule die Standesunterſchiede zu koſten 
bekommen und ſich in dem Gefühl, ungerecht behan— 
delt zu werden, um ihre Jugend betrogen ſehen. 
Auf der Univerſität treten dann die Unterſchiede 
noch ſchroffer zutage. Hier ſondert ſich der exkluſive 
Student vollends von ſeinesgleichen ab. Und man 
wird nicht in Abrede ſtellen können, daß gerade in 
den letzten Jahrzehnten dieſe Scheidung der Studenten 
in Arbeitsbienen und Drohnen ſehr bedauerliche Fort— 
ſchritte gemacht hat. Es iſt richtig, daß der Korp3- 
ſtudent ſchon immer eine gewiſſe Ausnahmeſtellung 
beanſpruchte. Heute aber iſt die Abſonderung des 
Korpsſtudenten von den übrigen ſtudentiſchen Kreiſen 
in einer Weiſe übertrieben worden, die den Zweck des 
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akademiſchen Studiums völlig in Frage ſtellt und noch 
darüber hinaus die geſellſchaftlichen Gegenſätze wider— 
wärtig übertreibt. Man ſollte meinen, daß die Uni- 
verſitätsbehörden alles tun müßten, um derartige 
Klaſſenvertretungen innerhalb der Studentenſchaft un— 
möglich zu machen. Und man ſollte erſt recht meinen, 
daß der Staat ſich den Verſuchen, die heranwachſende 
Jugend auseinanderzureißen, mit aller Entſchiedenheit 
entgegenſtellen würde. Aber es geht gerade umgekehrt. 
Die Mitglieder der feudalen Korps werden von den 
Univerſitätsbehörden als Studenten erſter Klaſſe be— 
handelt und den übrigen Studenten vielfach vorge— 
zogen, während ſie doch ihrem Fleiß und ihren Leiſtun— 
gen nach häufig recht tief rangieren. Und der Staat 
vollends fragt, wo es ſich um die beſſeren Stellungen 
handelt, in erſter Linie gerade danach, ob jemand in 
einem Korps „aktiv“ geweſen ſei. Die Zugehörigkeit 
zum Korps muß ſehr oft die Unwiſſenheit und Un— 
fähigkeit eines Bewerbers bemänteln, während der 
tüchtige Bewerber, der nicht in einem feudalen Korps 
aktiv war, oder der gar aus einfachen Verhältniſſen 
hervorgegangen iſt, ſehr oft verſchloſſene Türen findet. 
So bildet ſich allmählich in dem jungen Mann, der 
ſchon auf dem Gymnaſium bevorzugt wurde, der dann 
in einem Korps erzogen wurde und der ſchließlich 
noch Reſerveleutnant geworden iſt, das Bewußtſein 
aus, daß er nicht bloß dem gemeinen Volk, ſondern 
auch den übrigen akademiſch gebildeten Mitbürgern 
unendlich überlegen ſei, was ſich denn auch weiterhin 
in ſeiner Karriere zu beſtätigen pflegt, wenn er nur 
einigermaßen ſich das wenige angeeignet hat, das man 
von ihm verlangt. 

Der Titel eines Reſerveleutnants muß 
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freilich vielfach noch zum feudalen Studenten und 
zur „guten Kinderſtube“ hinzukommen, um das Cha— 
rakterbild des patenten Staatsbürgers von heute ab— 
zurunden. Das Inſtitut des Reſerveleutnants, an 
ſich gewiß ſehr nützlich, iſt allmählich darauf zuge— 
ſchnitten worden, brauchbare oder doch zuverläſſige 
Stützen der Ordnung heranzuzüchten. Die militäri- 
ſchen Fähigkeiten ſind dabei Nebenſache. Vom Offizier— 
korps wird auch der „Sommerleutnant“ mit kaum 
verhohlenem Spott betrachtet. Aber der typiſche Re— 
jerveleutnant — es gibt natürlich hier wie überall 
vorteilhafte Ausnahmen — nimmt alle Unbequemlich— 
keiten des Dienſtes, ſelbſt das höhniſche Grinſen der 
Unteroffiziere und Gemeinen, gern auf ſich in dem 
erhebenden Bewußtſein, durch ſein Patent zum Mit— 
glied einer patentierten Kaſte geworden zu ſein. Unter 
dieſem Geſichtspunkt trägt er die Entſagung, die ihm 
der Dienſt auferlegt, trägt er auch die ganz unverhält— 
nismäßigen Koſten, die mit ſeinem Amt verbunden 
ſind, und verzichtet darauf, ſeine freie Anſicht als 
Staatsbürger geltend zu machen. Er hat eben den 
bunten Rock, er wird von dienſtwilligen Untergebenen 
mit „Herr Leutnant“ angeredet, und er kann den 
Titel des Reſerveleutnants auf ſeine Viſitenkarte 
drucken laſſen. Das alles mag zunächſt wie ein Spiel 
lächerlicher Eitelkeit erſcheinen. Nur hat es den 
ſchweren Nachteil, daß auch die Offiziersſpielerei dazu 
beiträgt, das Bürgertum zu verſimpeln. Es gilt eben 
als ſelbſtverſtändliche Pflicht des Reſerveleutnants, 
daß er ſich im regierungsfrommen und königstreuen 
Sinne betätigt, oder daß er wenigſtens den Mund 
hält, wenn er einmal anderer Meinung als der Herr 
Landrat oder der Herr Miniſter iſt. Auch verſteht die 


Behörde wirklich keinen Spaß, wenn fie bemerkt, daß 
ein reudiges Schaf ſich unter ihre regierungsfromme 
Herde verirrt hat. Die Menge der militäriſchen Sün— 
den, die ſich ein Reſerveoffizier zu ſchulden kommen 
läßt, werden mit verzeihender Milde zugedeckt. Aber 
wehe ihm, wenn er ſich in ſeinem politiſchen Verhalten 
von der korrekten Richtſchnur der Regierungspolitik 
zu entfernen wagt, wenn er gar mit der Feder öffent— 
liche Mängel zu rügen unternehmen ſollte. Dann ver— 
wandelt ſich die Sanftmut der offiziellen Staatsretter 
in gärendes Drachenblut, und es gibt dann plötzlich 
hundert Mittel und Wege, um den betreffenden Re— 
ſerveoffizier die volle Wucht der höchſten Ungnade 
fühlen zu laſſen. Dann ſtellt ſich plötzlich heraus, daß 
die Ehrengerichte des Offizierskorps mit einer 
ſchier unbegrenzten Machtfülle ausgeſtattet ſind und 
ihre Macht auch zu benutzen wiſſen, um widerſtrebende 
Elemente in rückſichtsloſeſter Form auszuſchalten. 
Hat man doch ſelbſt bis in den Reichstag hinein ver— 
ſucht, einzelne Abgeordnete, die zugleich Reſerveoffi— 
ziere ſind, in ihrer Redefreiheit zu beſchränken, wobei 
es von vornherein ausgeſchloſſen erſcheint, daß jemals 
ein Reſerveoffizier ſich von einer Oppoſitionspartei 
wählen laſſen dürfte. Und an der gleichen Strippe 
wie die Reſerveoffiziere werden auch die verab— 
ſchiedeten Offiziere gehalten. Sie dürfen 
allerdings Politik machen, aber nur Regierungspolitik, 
und ſie dürfen höchſtens proteſtieren, wenn es ſich um 
zu geringe Bewilligungen für Heer und Flotte handelt, 
weil ſie wiſſen, daß ſolche Beſtrebungen zur weiteren 
Vermehrung unſerer Rüſtungslaſten „oben“ gern ge— 
ſehen werden. Wagen ſie es aber, für die bürgerlichen 
Freiheiten einzutreten, dann ſind ſie geliefert. Ja, 


20* 


— 308 — 


man geſtattet ihnen nicht einmal, freiwillig den Rock 
des Königs, der ihnen ehrenhalber verliehen wurde, 
auszuziehen, ſondern das Tragen der Uniform wird 
ihnen gefliſſentlich in möglichſt kränkender Weiſe ab— 
erkannt. Dem Oberſten Gaedtke, einem unſerer 
beſten militäriſchen Köpfe, hat man ſogar den Titel 
aberkannt. Sein Kampf ums Recht, ſo tapfer er ge— 
führt wurde, ſcheiterte an dem Willen der militäriſchen 
Organe, der ſich als ſtärker erwies als das bürger— 
liche Recht. 

Doch ſolche und ähnliche Fälle, an denen es aller— 
dings durchaus nicht fehlt, ſind doch nicht die Regel. 
Im allgemeinen denkt der Reſerveleutnant nicht dar— 
an, der Regierung irgendwie und irgendwo zu oppo— 
nieren. Er nimmt es als Schickung hin, daß er mit 
dem Offizierspatent ſich ſelbſt und ſeine perſönliche 
Meinung zum Opfer bringen muß und hilft in den 
meiſten Fällen die Reihen der Kämpfer weniger gegen 
den äußeren Feind als gegen den „Umſturz“ ver— 
mehren. Es iſt ein höchſt bequemes und brauchbares 
Menſchenmaterial, das auf dieſe Weiſe ſich der Re— 
gierung freiwillig zur Verfügung ſtellt und auch ent— 
ſprechend verwendet wird, um die oppoſitionellen Par— 
teien zu bekämpfen und für unpopuläre Regierungs- 
forderungen Stimmung zu machen. Die notwendige 
Folge iſt dann, daß das Bürgertum in ſeinen eigenen 
Reihen zahlreiche Perſonen hat, die ſeinen Intereſſen 
zuwiderhandeln, ſeine Aktionskraft lähmen und ſehr 
oft mit dem Feudalismus, dem Junker- und Agrarier- 
tum gemeinſame Sache machen, zum mindeſten aber 
niemals ein offenes Wort gegen die reaktionären Ten— 
denzen wagen. Denn das iſt das merkwürige und 
doch wieder leicht erklärliche an unſeren Zuſtänden, 
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daß es zwar niemandem etwas ſchadet, wenn er die 
reaktionäre Tendenz der jeweils arbeitenden Regie— 
rung noch übertrumpft, ja daß er damit ſogar in den 
Ruf eines charaktervollen Mannes kommen kann, daß 
er aber ſofort mit Nachdruck in ſeine Schranken zu— 
rückgewieſen wird, wenn er es wagen ſollte, für des 
Volkes Rechte und Freiheiten eintreten zu wollen. 

Was in den beſſeren Kreiſen der Reſerveleutnant, 
das iſt in den breiten Schichten des Volkes das Mit— 
glied des Kriegervereins. Der Reſerveoffizier 
ſoll befehlen lernen, dem Kriegervereinsmitglied wird 
eingeprägt, daß es zu gehorchen habe. Durch eine ge— 
ſchickte Organiſation und durch Zuwendung aller mög— 
lichen kleinen Vorteile wird der ehemalige Krieger ge— 
worben, um ſich dann nur zu bald in voller Abhängig— 
keit von den maßgebenden Kreiſen zu befinden. Die 
Kriegervereine müſſen die gröbere Arbeit tun, um den 
Staat in ſeinem reaktionären Beſtande zu erhalten, 
Arbeit, die man dem Reſerveoffizier nicht zumuten 
kann. Die Kriegervereine müſſen Spalier bilden, 
wenn ein fürſtlicher Beſuch zu erwarten iſt, ſie müſſen 
ſich in den Außerlichkeiten des Patriotismus üben, 
und ſie müſſen vor allen Dingen dazu mithelfen, re— 
gierungsfromme Wahlen zuſtande zu bringen. Es gilt 
als ganz ſelbſtverſtändlich, daß ſie für die reaktionären 
Parteien arbeiten und den „Umſturz“ bekämpfen 
müſſen. Von den jeweiligen Umſtänden hängt es 
dann weiter ab, ob ſie auch die ſchärfere oder zahmere 
Tonart des Liberalismus bekämpfen oder unterſtützen 
dürfen, je nachdem nämlich die leitenden Kreiſe auf 
die Unterſtützung der einzelnen Partei reflektieren 
oder ſie bekämpfen. Unter den heutigen Verhältniſſen 
hat natürlich der Kriegervereinler „für Thron und 
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Altar“ zu ſtreiten, das heißt, er muß die Konſervativen 
und das Zentrum unterſtützen. Es iſt aber ſehr wohl 
möglich, daß im nächſten Jahr der Wind oben um— 
ſchlägt. Dann wird vielleicht das Zentrum wieder in 
die Reihe der ſtaatsfeindlichen Parteien gedrängt, wie 
bei den Wahlen im Winter 1907, während dafür der 
Liberalismus wieder als regierungsfähig angeſehen 
wird. In dieſem Falle hat ſich natürlich auch der 
Kriegervereinler im Sinne des neueſten Kurſes zu 
betätigen; und nur eins bleibt als in allem Wechſel 
beharrend beſtehen, nämlich die Regierungsfrömmig— 
keit der konſervativen Parteien. Für ſie muß der 
Kriegervereinler unter allen Umſtänden mit Hurra 
eintreten. 

Das ſolche Zuſtände im höchſten Maße unge— 
ſund, ja verhängnisvoll ſind, unterliegt nicht dem ge— 
ringſten Zweifel. Durch derartige Mittel wird das 
Volk langſam aber ſicher entnervt. Große Teile, die 
zu ihm gehören, werden künſtlich von ihm abgeſplittert 
und in einen Gegenſatz zu ihren Berufs- und Klaſſen— 
genoſſen getrieben. Der Bürgerſtolz, das Selbſtbewußt— 
ſein des freien Mannes können nicht gedeihen, wo dem 
einzelnen in ſeinen Vereinen, in ſeinen Korps und 
Verbindungen eine beſtimmte Meinung eingetrichtert 
wird, die er ſich als Richtſchnur zu nehmen hat. Es 
iſt noch nicht einmal die Richtung ſelbſt, die ſo unheil— 
voll wirkt, als die Unſelbſtändigkeit, die dem Ein— 
zelnen aufgezwängt wird. Aus ſolchen Kreiſen gehen 
die Leute mit vorgefaßten Meinungen hervor, die gar 
nicht daran denken, eine Frage ſelbſtändig zu prüfen, 
die vielmehr, mit der Hand an der Hoſennaht, die 
Anſichten, die oben gewünſcht werden, in Demut ent— 
gegennehmen. Als Fürſt Bülow im Sommer 1907 
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mit Herrn Huret am Strande von Norderney ſpa— 
zieren ging, da ſcherzte er, und er ſcherzte auch nicht 
bloß, als er ſagte: „Sehen Sie nur die Art der Bade— 
gäſte, ſich zu kleiden. Jeder hat ſeinen beſonderen Hut, 
jeder ſein beſonderes Koſtüm, ſeine Farbe, ſeine 
Nuance. Ich wünſchte ſehr, daß ſich alle 
gleich kleideten, es wäre erheblich leichter, fie 
zu regieren.“ Man verſteht es ja, daß einem Staats— 
mann die Aufgabe leichter erſcheint, ein uniformiertes 
als ein ſelbſtändiges Volk zu regieren, obgleich man 
es eigentlich doch nicht recht verſteht, wie ein wirk— 
licher Staatsmann eine ſolche Anſicht äußern kann, 
da ſelbſtverſtändlich die Stärke eines Volkes in erſter 
Reihe in der Selbſtändigkeit der Perſonen liegt, die 
es hervorbringt. Aber wenn man ſchon zugeben wollte, 
daß es leichter ſei, eine Hammelherde zu lenken als ein 
freies Volk, ſo muß wenigſtens aus dem Volk heraus 
Widerſpruch gegen dieſe Uniformierungsverſuche er— 
hoben werden, da ſonſt die Geſamtheit entwertet wer— 
den muß. 

Heute iſt leider der Rang und der Ton des Re— 
ſerveleutnants ſelbſt bereits bis in die Hörſäle der 
Univerſitäten gedrungen. Man ſieht ſchon Profeſſoren, 
die lieber die Offiziersuniform als das Bürgergewand 
oder die Profeſſorentracht anlegen. Wie denn über— 
haupt die Luſt zu höfiſchen Maskeraden, zum Spielen 
mit Uniformen und Abzeichen, zur Erfindung immer 
neuer Koſtüme die heutige Ara kennzeichnet. Mit der 
Verachtung der ſchlichten Bürgertracht, mit der Luſt 
an Uniformen und Maskeraden kommt aber auch in 
die Wiſſenſchaft nur zu leicht ein Zug der Heimlich— 
tuerei, des Verſteckſpielens und der Liebedienerei. Es 
iſt für ein geſundes Empfinden einfach gräßlich, die 
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unendlichen Reden mit anhören oder doch leſen zu 
müſſen, die bei allen möglichen und bisweilen auch 
bei unmöglichen Gelegenheiten gehalten werden; mit 
anſehen zu müſſen, daß kein Jubiläum vorüber⸗ 
geht, an dem nicht ſchwungvolle Telegramme in die 
Welt geſchickt werden. Mit anſehen zu müſſen, wie 
Männer und Ereigniſſe nachträglich gefeiert werden, 
die gar keine Beziehungen mehr zur Gegenwart haben 
und von denen man annehmen muß, daß ſie den Zeit: 
rednern ſo gleichgültig wie der Mann im Monde ſind. 
Vor einigen Jahren hielt der Breslauer Profeſſor 
Wenckſtern in Berlin bei der Enthüllung des Denk— 
mals für den Kanzler Hardenberg — weshalb Har— 
denberg heute ein Denkmal bekommt, iſt auch nicht 
ganz klar — die Feſtrede in dem Koſtüm eines Haupt— 
manns der Landwehr, mit dem Helm auf dem Haupt 
und der Schuppenkette unterm Kinn. Was hat Herr 
von Wenckſtern mit Hardenberg zu tun? Was hat die 
Offiziersuniform mit einer ſolchen Feier zu tun? 
Solche Fälle ſind aber nicht vereinzelt, ſie ſind für 
unſer Säkulum typiſch. Die Offiziersuniform, die in 
kultivierten Ländern nur im Dienſt getragen wird, 
wohin ſie gehört, nicht aber auf der Straße, iſt heute 
zum höchſten Staats- und Feſtkleid geworden. Das 
iſt nicht gleichgültig. Der alte Logau hat recht: 
„a la mode Kleider, à la mode Sinnen; wie ſich's 
wandelt außen, wandelt ſich's auch innen.“ Wer die 
Uniform trägt, der hört auch auf, unabhängig zu 
denken. 

Solche Außerlichkeiten ſind es natürlich nicht 
allein, die zu einer gewiſſen Veräußerlichung unſerer 
Univerſitäten beigetragen haben. Aber ſie wirken doch 
in dieſer Richtung. Noch mehr trägt dazu die ſorg— 
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fältige Auswahl der Univerſitätslehrer bei, die von 
den einzelnen Regierungen beliebt wird. Mit feinen 
und groben Mitteln werden im deutſchen Norden wie 
im deutſchen Süden die Univerſitäten in eine der Re— 
gierung erwünſchte Richtung getrieben, wird auch der 
Kirche ein maßgebender Einfluß auf die Beſetzung der 
einzelnen Profeſſuren eingeräumt. Bisweilen wird 
auch dem Profeſſorenkollegium einfach ein Gelehrter 
aufgedrängt, der in irgend einer Weiſe ſich der Re— 
gierung als nützlich erwieſen hat oder von dem die 
Regierung nützliche Dienſte erwartet. In den meiſten 
Fällen iſt das aber gar nicht nötig, da die Profeſſoren— 
kollegien ſchon ganz von ſelbſt den Winken von oben 
ſich fügen. So wird allmählich der Charakter mancher 
Univerſität von Grund auf umgewandelt, und wieder, 
wo die Regierung auf Widerſtand ſtößt, da rächt ſie 
ſich, indem ſie einzelne Univerſitäten verkümmern läßt. 
Daß eine ſolche Beeinfluſſung der freien Wiſſenſchaft, 
beſonders ſoweit die Geiſteswiſſenſchaften in Betracht 
kommen, nicht ohne ſchädliche Wirkung bleiben kann, 
verſteht ſich von ſelbſt. Das empfinden gerade die 
Hochſchullehrer ſelbſt, ſoweit ſie noch nicht in den 
Strudel mit hineingezogen worden ſind, am aller— 
empfindlichſten. Sie haben ſich auch zuſammengetan, 
um ihre Rechte und ihre Selbſtändigkeit zu wahren, 
hoffentlich nicht ohne Erfolg. Es war auf dem Hoch— 
ſchullehrertag in Leipzig, daß Profeſſor Lamp— 
recht, einer unſerer beſten Köpfe, das offene Wort 
ſprach: „Wir ſtehen nicht mehr an der 
Spitze der Univerſitäten des Welt⸗ 
alls; Frankreich und Amerika ſind uns bei wei— 
tem voraus.“ Das Wort hat unliebſames Aufſehen 
gemacht, und es iſt gewiß nicht dahin zu deuten, 


daß die deutſche Univerfität ihren Rang in der Welt 
bereits endgültig verloren habe. Aber etwas wahres 
iſt allerdings daran, und nicht bloß in dem Sinne, 
daß es den deutſchen Univerſitäten an den nötigen 
Mitteln fehlte. In dieſer Richtung könnte ja Abhilfe 
geſchaffen werden, und die Stiftung, die beim Ju— 
biläum der Berliner Univerſität gemacht wurde, wird 
wenigſtens für eine Reihe von Spezialwiſſenſchaften 
die erforderlichen Mittel bereit ſtellen. Die ſchlimmſte 
Gefahr, die unſeren Univerſitäten droht, kommt nicht 
aus den mangelnden Mitteln, ſondern aus der Beein— 
fluſſung der Wiſſenſchaft ſelbſt. Hier ſetzt alles ein, 
was in irgend einer Weiſe ein Intereſſe hat, die Wahr— 
heit zu verdunkeln oder zu entſtellen. Nicht bloß 
Kirche und Staat ſuchen auf die Reſultate der Wiſſen— 
ſchaft einzuwirken. Selbſt einzelne wirtſchaftliche Or— 
ganiſationen wie kürzlich noch der Zentralver— 
band der Induſtriellen ſuchen ſich Tendenz— 
profeſſoren zu ſichern, die die Aufgabe haben, nicht das 
zu lehren, was ſie in freier Forſchung als wahr er— 
kannt haben, ſondern was ihren Auftraggebern als 
genehm erſcheint. Wenn auf dieſe Weiſe die Wahrheit 
zur Metze gemacht wird, dann allerdings muß auch das 
Niveau der deutſchen Univerſitäten und damit auch 
der deutſchen Wiſſenſchaft ſinken. Und man muß ſehr 
weltfremd ſein, um nicht zuzugeſtehen, daß dieſe Ge— 
fahr nicht bloß droht, ſondern daß ſie uns auf den 
Nägeln brennt. Es iſt eben nicht die Aufgabe der 
Univerſitäten, Patriotismus zu züchten und die Wiſſen— 
ſchaft irgend einer ſtaatlichen, kirchlichen oder wirt— 
ſchaftlichen Richtung zuliebe in ein Prokruſtesbett zu 
zwängen. Sie kann nur im Zeichen der wiſſen— 
ſchaftlichen Vorausſetzungsloſigkeit 
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gedeihen. Dazu aber muß man der Wiſſenſchaft 
Licht und Luft geben. Heute ſoll ſie von der freien 
Luft abgeſchloſſen werden, damit fie nicht etwa un⸗ 
bequem wird. 

Es wäre unnatürlich, wenn gerade die Vertreter 
der Wiſſenſchaft an den deutſchen Hochſchulen ſich der 
Gefahr, die ihnen ſelbſt wie der von ihnen gewollten 
Sache droht, nicht erkennen und ſich ihrer Haut zu 
wehren verſuchen ſollten. So hat denn auch der 
deutſche Hochſchulehrertag auf ſeinen Tagungen die 
Unabhängigkeit der wiſſenſchaftlichen Forſchung und 
ihrer Verkündigung nach Kräften gegen Angriffe 
von außen zu ſchützen geſucht. Man hat die volle Un— 
abhängigkeit von Intereſſenten, von Autoritäten und 
geſellſchaftlichen Gruppen, von Traditionen und Vor— 
urteilen der Maſſe, gefordert. Kurzum, man wollte 
die Wiſſenſchaft unabhängig von jeder Rückſicht, auch 
nach der Richtung der Weltanſchauung und der poli— 
tiſchen Überzeugung hinſtellen, ſoweit dieſe Rückſicht 
nicht in der wiſſenſchaftlichen Methode ſelbſt liegt. Und 
man darf wohl erwarten, daß gerade von den Univer— 
ſitäten noch immer ein gewiſſer Widerſtand gegen die 
Beeinfluſſung der wiſſenſchaftlichen Forſchung von 
oben, von unten und von außen geleiſtet werden 
dürfte. Aber wie weit auch hier die Korruption ſchon 
gedrungen iſt, das hat die ſogenannte lex Arons 
nur zu deutlich gezeigt. Bedeutete ſie doch nichts an— 
deres, als die Sozialdemokratie grundſätzlich von 
jedem akademiſchen Lehramt auszuſchalten. Herr 
Arons lehrte Phyſik; er war alſo nicht einmal im— 
ſtande, und hat auch nie einen dahingehenden Ver— 
ſuch gemacht, den Studenten ſeine politiſche Über— 
zeugung aufzudrängen. Auch iſt es ſelbſtverſtändlich 
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unmöglich, die Geſetze der Optik und Mechanik nach 
politiſchen Überzeugungen umzugeſtalten. Aber die 
Tendenz ging eben dahin, einem Sozialdemokraten 
den Zugang zu den Pforten der Univerſität über- 
haupt zu verſchließen. Dabei läßt ſich doch nicht ernſt— 
lich beſtreiten, daß gerade die ſozialdemokratiſchen 
Forderungen uns auf dem Gebiet der Wirtſchafts— 
politik und der Geſellſchaftswiſſenſchaften außerordent— 
lich gefördert haben. Einem Gelehrten wie Karl 
Marx, dem eigentlichen Begründer der ſozialdemo— 
kratiſchen Doktrin, verdankt die nationalökonomiſche 
Forſchung außerordentlich bedeutſame Anregungen. 
Tut alles nichts, nach der Anſicht unſerer maßgebenden 
Kreiſe und Parteien iſt ein Sozialdemokrat verfehmt, 
auch wenn er der größte Gelehrte ſeiner Zeit wäre. 
Damit allein ſchon muß die ſtaatliche Wiſſenſchaft, 
wie ſie auf den deutſchen Univerſitäten getrieben wird, 
entwertet werden. Die gegen den „Umſturz“ gerichtete 
Tendenz macht ſie unfrei. Sie entzieht ihr auch einen 
Teil tüchtiger Kräfte, und ſie erzieht einen anderen 
Teil zur Heuchelei, da es ſelbſtverſtändlich gar nicht 
anders ſein kann, als daß die Anhänger der Sozial— 
demokratie an den deutſchen Univerſitäten ihre Über— 
zeugung verleugnen müſſen, um nicht gleichfalls aus 
Amt und Brot getrieben zu werden. Und wieder kann 
es nicht ausbleiben, daß ſtrebende Seelen nach der Ge— 
ſinnung ihrer Kollegen ſchnüffeln und ihnen ein Bein 
zu ſtellen verſuchen, um ſelbſt ſchneller zu avancieren 
und eine läſtige Konkurrenz los zu werden. 
Rückgang duf der ganzen 8 
das iſt denn auch die notwendige Konſequenz aller 
dieſer Beſtrebungen, das Volk in den Bann beſtimmter 
ſtaatlicher und kirchlicher Dogmen zu ſchlagen. Bei 
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den Univerſitäten fängt es an, und je tiefer die Beein— 
fluſſung herabſteigt, um ſo ſchlimmer wird ſie. Was 
an der Spitze nur noch als geheime Korruption er— 
ſcheint, das wird nach unten hinab immer un— 
verhüllter. Staat und Monarchie haben ja ſehr 
zahlreiche Mittel, um dem einzelnen Bürger je nach 
ſeiner politiſchen Haltung zu ſchaden oder auch zu 
nützen. Wie oft muß ein Titel herhalten, um den 
Einzelnen auf die Seite der Regierung hinüberzu— 
ziehen. Wie oft tut ſelbſt der niedrigſte Orden die 
gleichen Dienſte, um die Oppoſition lahm zu legen. 
Aber auch an materiellen Unterſtützungen aller Art 
fehlt es nicht. Man ſucht die Preſſe durch kleine 
Gefälligkeiten, durch Informationen und verſteckte 
Subventionen, durch Sammlung von Abonnenten für 
regierungsfromme Blätter und durch Zuwendung von 
Inſeraten zu gewinnen. Für die patriotiſchen Ka— 
lender und frommen Schriften wird der landrätliche 
Apparat in Bewegung geſetzt, und nur zu oft wird ein 
oppoſitionelles Blatt ſo lange ſchikaniert, bis entweder 
der Redakteur entfernt wird oder der Verleger mürbe 
geworden iſt und auf die Seite der Regierung hin— 
überſchwenkt. Es iſt eben mit dem Patriotismus noch 
heute, wie zu den Zeiten des preußiſchen Patrioten— 
bundes, ein gutes Geſchäft zu machen. So mancher 
Herausgeber irgend eines Blattes hat ein Vermögen 
damit gemacht, daß er die Patrioten für ſich Abonnen— 
ten ſammeln ließ und dafür den patriotiſchen Bund 
mit einem Teil ſeines Reingewinns bedachte. Noch 
heute nimmt der Vertrieb patriotiſcher und frommer 
Schriften einen großen Teil der Arbeit des angeblich 
überbürdeten Landrats und ſeines Bureaus in An— 


ſpruch. 
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Diefer Druck muß dann notwendig auch auf 
das Beamtentum übergreifen. Die Beamten ſehen, 
daß ſehr viel Geld verdient werden kann, wenn man 
ſich in den Dienſt irgend einer Intereſſengruppe ſtellt. 
Es iſt heute ziemlich gewöhnlich geworden, daß höhere 
Beamte an die Spitze oder doch in die Verwaltung 
irgend welcher Privatgeſellſchaften treten, weil ſie hier 
höhere Einkünfte als im Staatsdienſt beziehen. Bis⸗ 
weilen fragt man ſich, wie es eigentlich gekommen ſei, 
daß gerade dieſer oder jener ſo geſchickt die Umſtände 
zu benutzen verſtanden habe. Nur darf man nicht 
immer an einen reinen Zufall glauben, und noch 
weniger annehmen, daß es bloß die perſönliche Tüch— 
tigkeit des Betreffenden geweſen ſei, die ihn in die 
Höhe gehoben hat. Solche Stellungen ſind in ſehr 
vielen Fällen ſchon vorher in irgend einer Weiſe ver⸗ 
dient geweſen. Gewiß iſt es nicht immer der Fall; aber 
ſehr häufig findet man, wenn man nachſpürt, geheime 
Beziehungen. 

Je tiefer man hinabſteigt, um ſo weniger läßt ſich 
in vielen Fällen das Beſtreben überſehen, die ſchmalen 
Einkünfte des Beamten zu erhöhen. Schon die ewigen 
Reviſionen und Dienſtreiſen, die oft zu nichts anderem 
als zu einem gemütlichen Skat mit dem Revidierten 
führen, haben vielfach keinen anderen Zweck, als dem 
betreffenden Beamten etwas Abwechſlung zu ver— 
ſchaffen und die nicht unbeträchtlichen Reiſeſpeſen 
auszunützen. Selbſtverſtändlich laſſen ſich einzelne Er— 
fahrungen, die hie und da mit der mangelnden Wider— 
ſtandsfähigkeit einzelner Beamten gemacht worden 
ſind, nicht ohne weiteres verallgemeinern. Nur ſollten 
wir auch nicht gar zu ſtolz auf die Selbſtloſigkeit unſrer 
Beamtenſchaft ſein. Wir ſind nur allzu ſehr geneigt, 
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wenn irgendwo in der Welt ſich die Beamtenſchaft als 
beſtechlich gezeigt hat, derartige Zuſtände bei uns für 
unmöglich zu erklären. Und gewiß, ſo wie in Ruß— 
land geht es bei uns nicht her. Aber es fehlt doch noch 
ſehr viel, daß die Beamtenſchaft bei uns auf der Höhe 
ſtünde, die ſie erreichen muß, wenn ſie wirklich zum 
allgemeinen Nutzen arbeiten ſoll. Es iſt auch nicht bloß 
die ſprichwörtliche Grobheit beſonders des Subaltern— 
beamten, die dem Volk vielfach den Verkehr mit den 
Behörden verleidet, ſondern es iſt auch vielfach das 
Gefühl, daß es nicht immer bloß nach dem ſtrengen 
Schema der Verwaltung geht, ſondern daß bisweilen 
nachgeholfen werden muß, wenn der Einzelne ſein Ziel 
erreichen will. Und ſelbſt wo an der Integrität des 
einzelnen Beamten nicht gezweifelt werden kann, da 
macht er ſehr oft ſeine Entſcheidung von der politiſchen 
Haltung des einzelnen Staatsbürgers abhängig. 
Woher kommt es, daß das Volk vielfach ſo wenig 
Vertrauen zur Rechtſprechung hat? Man hat mit 
höchſtem Eifer beſtritten, daß es bei uns ſo etwas 
wie Klaſſenjuſt iz gibt. Auch ſei gern zugegeben, 
daß der einzelne Richter nicht daran denkt, bewußt das 
Recht zu beugen. Aber er ſchließt ſich vielfach her— 
metiſch von dem Umgang mit dem Publikum ab; er 
kommt aus ſeinem engen Kreiſe ſelten oder nie her— 
aus. Die Folge iſt dann, daß er die Rechtsauffaſſung 
des Volkes vielfach gar nicht verſteht. Ihm erſcheint 
ſo manches häßliche Vergehen als ein ſchweres Ver— 
brechen, das mit harter Strafe geahndet werden muß, 
während von ihm ähnliche Vorgänge, die in den beſſe— 
ren Kreiſen ſich abgeſpielt haben, mit erſtaunlicher 
Milde beurteilt werden. Man braucht ſich nur die ver— 
ſchiedenartigen Strafen anzuſehen, die gegen randa— 
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lierende Arbeiter und randalierende Studenten aus— 
geſprochen werden, um ſich klar zu machen, daß unſere 
heutigen Richter tatſächlich vielfach in Klaſſenvorur— 
teilen befangen ſind. Das ſoll nicht geſagt ſein, um 
nun für eine ſchärfere Beurteilung von Studenten— 
ſtreichen zu plädieren, wohl aber, um dagegen zu pro— 
teſtieren, daß die Übertretungen betrunkener Arbeiter 
gleich in die Kategorie des „Umſturzes“ geworfen und 
mit drakoniſchen Strafen bedacht werden. Überhaupt 
iſt es ja für die ganze Richtung unſerer Strafjuſtiz 
bezeichnend, daß ſie überall Gefahr für den Staat, 
überall das Beſtreben, die beſtehenden Zuſtände um— 
zuwerfen, wittert, auch wenn es ſich nur um irgend 
einen Dummejungenſtreich eines Lehrbuben handelt. 
Der Grund für ſolche verſchiedenartige Beurteilung 
gleichartiger Vorgänge liegt tatſächlich in dem 
Klaſſenhochmut, an dem gerade unſere höheren 
Stände vielfach leiden, und nicht minder an dem un— 
ausrottbaren Bedürfnis ſo vieler Zeitgenoſſen, bei 
jeder, auch der unpaſſendſten Gelegenheit, den Staat 
retten zu müſſen. Dieſes Bedürfnis aber wäre un— 
erklärlich, wenn dieſe Staatsretter nicht ſelbſt ein 
ſchlechtes Gewiſſen hätten und ſich ſagten, daß eigent— 
lich die heutigen Zuſtände nicht gerade ſehr in ſich ge— 
feſtigt ſind. Denn wer wirklich an ſeine Sache glaubt, 
wer darauf vertraut, daß wir in ſicheren und geord— 
neten Verhältniſſen leben, wer auch der Meinung iſt, 
daß für die Maſſe des Volkes alles getan wird, was 
überhaupt getan werden kann, der braucht doch nicht 
immer zu beſorgen, daß dieſe Zuſtände umgeſtürzt 
werden könnten. So dumm iſt das Volk auch nicht, 
daß es einen ſicheren Vorteil preisgibt, wenn es da— 
für nichts anderes als eine ſehr unſichere Ausſicht ein— 
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tauſchen kann. Erſt wenn die Überzeugung ſich Bahn 
bricht, daß es wirklich um die beſtehenden Zuſtände 
nicht aufs beſte beſtellt ſei, erſt wenn auch in den 
privilegierten Klaſſen ſich die Überzeugung befeſtigt, 
daß eigentlich mit unſeren öffentlichen Zuſtänden 
nicht viel Staat zu machen ſei, erſt dann wird ſich 
auch in den privilegierten Klaſſen immer ſtärker das 
Bedürfnis geltend machen, das Beſtehende mit Zwang 
und Gewalt zu ſtützen und zu ſchützen. Aber wenn 
ein ſolcher Zuſtand wirklich erſt erreicht iſt, dann helfen 
auch Zwang und Gewalt nicht mehr viel. Dann läßt 
ſich das Ende doch nicht mehr verhindern. 

So ſchlimm iſt es nun heutzutage bei uns ge— 
wiß nicht. Aber es mehren ſich doch in bedenklicher 
Weiſe die Zeichen dafür, daß ſich das deutſche Reich in 
einem bedenklichen Stillſtand befindet. Das kann 
ja auch gar nicht anders ſein, wenn jeder Reformgedanke, 
deſſen nun einmal auch der beſtgeleitete Staat nicht 
entbehren kann, von vornherein als verwerflich abge— 
lehnt wird, und wenn man alle Mißbräuche, alle Eier— 
ſchalen der guten alten Zeit, alle Vorurteile des poli— 
tiſchen und religiöſen Dogmas mit ſich weiterſchleppt. 
Es iſt die Kurzſichtigkeit der in der Macht befindlichen 
Kreiſe, durch welche die heutigen Zuſtände ſich ſo un— 
erquicklich geſtalten. Während in der ganzen Welt dem 
liberalen Gedanken ein Einfluß auf den Staat ein— 
geräumt wird, hält man bei uns jeden freien Ge— 
danken ängſtlich fern, obgleich es doch wirklich nicht 
die Junker und Pfaffen geweſen ſind, die das Reich 
geſchaffen haben. Die Junker, die heute ſo eifrig be— 
müht ſind, das Reich ihren eigenſüchtigen Zwecken 
dienſtbar zu machen, haben für die Gründung des 
Reiches nichts gekonnt. Und noch am 15. Dezember 
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1898, als das deutſche Reich ſchon faſt dreißig Jahre 
beſtand, ſchrieb der Fürſt Hohenlohe in ſein Tagebuch: 
„Alle dieſe Herren pfeifen auf das Reich und 
würden es lieber heute als morgen aufgeben.“ Trotz— 
dem gelten ſie heute als die patentierten Reichsſtützen. 
Nicht anders aber verhält es ſich mit dem Zentrum. 
Vor einigen Jahren ſchrieb die „Germania“ mit hoch— 
mütiger Überhebung: „Eine liberale Regierung in 
Deutſchland würde uns mehr ſchaden als ein 
verlorener Krieg.“ Das ſchrieb das leitende 
Blatt derſelben Partei, die Jahrzehnte lang in offener 
oder verſteckter Gegnerſchaft zum deutſchen Reich ge— 
ſtanden hat und auch heute das Reich nur ſoweit ge— 
währen läßt, als es den Zwecken der römiſchen Kirche 
ſich dienſtbar macht. Braucht man erſt noch zu be— 
weiſen, daß es der liberale Gedanke geweſen iſt, der 
gegen den Willen der preußiſchen Junker und erſt 
recht gegen den Willen der römiſchen Kirche das neue 
Reich geſchaffen hat? Und hat nicht der Liberalismus 
die Grundlagen für die Verfaſſung und die wichtigſten 
Rechtsgarantien geſchaffen? Gerade, weil ſich der 
Liberalismus von den reaktionären Mächten immer 
weiter hat zurückdrängen laſſen, gerade weil heute die 
Verbündeten Regierungen ſich den Heiligen und 
Rittern in die Arme geworfen haben, gerade deshalb 
iſt die Freude am Reich im Innern immer mehr ge— 
ſchwunden und das Anſehen des Reichs nach außen 
immer tiefer geſunken. Auf dieſem Wege allerdings 
kann es auf die Dauer nicht weitergehen, wenn es 
nicht einmal zu einem Zuſammenbruch kommen ſoll. 
Nur dadurch, daß das Erſtgeburtsrecht des 
deutſchen Liberalismus anerkannt wird, 
kann das Reich in die Bahnen einer allmählichen Ent— 


— 32 — 


wicklung und einer konſequenten Politik der Reformen 
hinübergeleitet werden. Nur wird man ſich darüber 
klar ſein müſſen, daß der Liberalismus nichts von 
anderer Seite zu erwarten hat. Erſt wenn er ſich 
ſelbſt durchſetzt, wird er auch wieder als be— 
rechtigt anerkannt werden. Das iſt mit ſchwächlicher 
Nachgiebigkeit nicht zu machen. Dazu muß er 
ſein Ellenbogenrecht gebrauchen. In der Politik 
gibt es eben nur einen Beweis der Daſeins— 
berechtigung, das iſt der Beweis des Geiſtes 
und der Kraft. So lange ihn der Liberalis— 
mus nicht zu führen imſtande iſt, ſo lange wird er 
auch als Stiefkind behandelt und an den Katzentiſch 
verwieſen werden, während Junker und Klerikale ſich 
an den ſtaatlichen Gaben gütlich tun. 

So lange freilich das neue Reich und die Bundes— 
ſtaaten nicht mit liberalen Geiſt erfüllt werden, wird 
es ihnen auch nicht gelingen, ſich von all den Schwer— 
gewichten freizumachen, die ſie heute niederziehen. 

„Deutſchland in der Welt voran!“ 
ſo hat einſt Fürſt Bülow der überraſchten Welt ver— 
kündigt. Es war eine Übertreibung. Man kann ſich 
die großpreußiſche Kultur anſehen, von welcher Seite 
man will, überall bietet ſie das Bild des Nieder— 
ganges und der Degeneration. Der Spiritus iſt längſt 
verflogen und das Phlegma iſt geblieben. An die 
Stelle der Vaterlandsliebe iſt der Hur rapatrio— 
tis mus getreten, an die Stelle des Freiheitsbewußt— 
ſeins die Untertänigkeit und Heuchelei, an 
die Stelle des Stolzes der Armut und der Bedürfnis— 
loſigkeit die geſellſchaftliche Prahlerei 
und die Gier nach Geld und Gewinn. An die Stelle 
des Willens, ſich ſelbſt das Glück zu ſchmieden, iſt das 
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Verlangen nach Penſions berechtigung ge 
treten, an die Stelle der Selbſtzucht des Leibes der 
Sport mit ſeinen Auswüchſen, an die Stelle des 
Triebes nach Wahrheit die korrekte Ge— 
ſinnung, an die Stelle des freien Muts und der 
freien Rede das ängſtliche Bemühen, oben nicht 
anzuſtoßen. Das deutſche Volk hat in wirtſchaft— 
licher Beziehung außerordentliche Fortſchritte gemacht, 
aber es hat ſich zugleich po litiſch, wiſſenſchaft⸗ 
lich und geſellſchaftlich zurückgebildet. 
In einen großen Teil des Volkes und beſonders in 
ſeine beſſer ſituierten Schichten iſt ein fremder und 
falſcher Zug der Unſelbſtändigkeit und der flachen 
Nützlichkeit gekommen. Wohin man auch blicken mag, 
überall ſtößt man auf Zeichen von Degeneration und 
Verſimpelung. Wir feiern heute ununterbrochen 
Erinnerungstage, ohne doch ernſtlich bemüht zu ſein, 
uns die großen Gedanken der Vergangenheit zu eigen 
zu machen. Duckmäuſerei und Bigotterie ſind an die 
Stelle der geiſtigen Freiheit getreten. „Sie ſtürzen 
ſich in die Knechtſchaft,“ das muß leider heute auch 
von einem Teil des deutſchen Volkes geſagt werden. 
Vielleicht hätte die rückſtändige Richtung unſerer offi— 
ziellen Politik nicht allein vermocht, uns in dieſe Rich— 
tung zu drängen, wenn nicht die Dispoſition dazu ſchon 
im Volk vorhanden geweſen wäre. Aber ſie trägt doch 
einen großen Teil der Schuld an den heutigen Zu— 
ſtänden. Und jedenfalls kommt das Volk nicht wieder 
in die Höhe, wenn es ſich nicht zu allererſt einmal von 
dem politiſchen und kirchlichen Druck freimacht, unter 
dem es heute ſteht. Was uns fehlt, das iſt der 
Wille zur Freiheit. Erſt wenn ſich die große 
Maſſe des Bürgertums zu ihm durchgerungen hat, 
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erſt dann wird es auch auf geſellſchaftlichem und wirt— 
ſchaftlichem Gebiet beſſer werden. Erſt dann wird 
eine deutſche Kultur erſtehen können, die nicht bloß in 
Außerlichkeiten, ſondern in ihrem tiefſten Kern ſich 
der Kultur der mitſtrebenden Nationen würdig an 
die Seite ſtellen kann. Heute gehen wir nicht voran, 
ſondern hintennach; und es hat keinen Zweck, uns in 
leere Illuſionen zu wiegen. 


Das innere Preußen 


„Der Beamte iſt Diener des Staates und 
nicht Diener einer Partei. Da der Beamte 
auch fuͤr ſeine Perſon eine feſte politiſche Überzeugung 
haben muß, ſo werden hiernach an den Takt und 
das Verantwortlichkeitsgefühl der Beamten 
große und ſchwere Anforderungen geſtellt. In der 
Arbeit, die da von ihnen verlangt wird, koͤnnen 
volitiſche Gegenſaͤtze unheilvoll wirken. 
Wenn ſich dieſe Gegenſaͤtze dazu auswachſen ſollten, 
daß der Beamte ſeine Macht politiſch miß⸗ 
braucht, fo koͤnnte das für den Staat ver haͤng⸗ 
nisvoll werden, es wuͤrde das die Initiative 
der Bevoͤlkerung, ihre Freude an ſtaatlicher Mit⸗ 
arbeit, alſo gerade alle diejenigen Eigenſchaften 
lähmen, deren ein Staat wie Preußen, der ſich nach 
einem beiſpielloſen ſtaatlichen und wirtſchaftlichen 
Aufſchwung zu konſolidieren hat, in allererſter Linie 
bedarf. Jede Verfemung des Anders⸗ 
denkenden raͤcht ſich; Deutſchland und Preußen 
wiſſen davon ein truͤbes Lied zu ſingen, wenn ſie 
ſich der bleiernen Schwere erinnern, die in den 
zwanziger, dreißiger Jahren des vorigen Jahrhunderts 
auf dem Lande laſtete.“ 


Bethmann Hollweg, 10. 2. 10. 


Wer ſich auch nur oberflächlich in die preußiſche 
Vergangenheit vertieft hat, der weiß, daß es ſich bei 
der preußiſchen Monarchie um ein geſchichtlich ge— 
wordenes Gebilde handelt, das in ſich feſtgefügt iſt 
und nicht ohne weiteres mit dem Allerweltsmaßſtabe 
gemeſſen werden kann. So manches, was der Außen— 
ſtehende nur ſchwer verſteht, erklärt ſich zur Genüge 
aus der hiſtoriſchen Entwicklung. Aber nirgends in 
der Welt wird auch ſo viel wie gerade in Preußen 
mit dem Begriff der „berechtigten Eigentümlichkeit“ 
Mißbrauch getrieben, nirgends wird ſo einſeitig als 
öde Gleichmacherei verſchrien, was nur die Forderung 
notwendiger Reformen darſtellt. Preußen hat ſich 
mühſam aus dem märkiſchen Sande und aus hetero— 
genen Volkselementen heraufbilden müſſen. Es er- 
klärt ſich daraus ſehr gut, daß ſeine Inſtitutionen 
von denen anderer Kulturvölker vielfach abweichen 
und daß auch die Bevölkerung einen charakteriſtiſchen 
Zug an ſich trägt, der ſie von den übrigen deutſchen 
Stämmen ſtark unterſcheidet. Der preußiſche Beamte, 
der preußiſche Leutnant und der preußiſche Junker 
haben ihre nicht gering zu ſchätzenden Vorzüge; aber 
ſie haben doch auch ihre bedenklichen Schwächen. Und 
gerade wer den berechtigten Kern der preußiſchen Tüch— 
tigkeit erhalten wiſſen will, der wird dahin ſehen 
müſſen, daß die preußiſchen Mängel und Fehler be— 
ſeitigt werden, 
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Es kommt dazu, daß die preußiſche Monarchie 
als die ſtärkſte im Bunde auch den Ton im Reich 
angibt. Mag immer Süddeutſchland nicht ganz aus— 
geſchaltet erſcheinen, ſo trägt doch das Reich in ſeinen 
wichtigſten Funktionen den Charakter eines Groß- 
preußens an ſich. Wenn Preußen von reaktionären 
Tendenzen beherrſcht wird, dann kommt auch das ganze 
deutſche Reich nicht vom Fleck. Heute verhält es ſich 
nun ſo, daß Preußen tatſächlich die Geſamtentwicklung 
des Reiches aufhält. Nicht bloß, daß Preußen im 
Bundesrat dominiert und ſelbſt ſolche Geſetze, wie 
beiſpielsweiſe die Schiffahrtsabgaben, durchdrückt, die 
den übrigen Bundesſtaaten wider den Strich gehen, 
ſondern es prägt auch allen geſetzgeberiſchen Anregun— 
gen, die aus den Reichsämtern hervorgehen, ſeinen 
Stempel auf. Wie der preußiſche Miniſterpräſident 
gleichzeitig Reichskanzler iſt und jeder Verſuch, dieſe 
beiden Amter zu trennen, zur völligen Ohnmacht des 
Reichskanzlers führen muß, ſo iſt auch der preußiſche 
Finanzminiſter der eigentliche Reichsfinanzminiſter. 
Fürſt Bülow und nach ihm auch Herr von Bethmann 
Hollweg haben ja den Verſuch gemacht, den Einfluß 
des Reichs im preußiſchen Miniſterium zu verſtärken, 
indem ſie eine Anzahl von Staatsſekretären gleich— 
zeitig zu preußiſchen Miniſtern ernennen ließen. Aber 
man hat in der Praxis den Eindruck, daß nicht ſowohl 
die Staatsſekretäre auf die preußiſchen Miniſter, als 
dieſe auf die Staatsſekretäre abfärben. Das preußiſche 
Miniſterium iſt eben in jedem Betracht der ſtärkere 
Teil. Ja, man muß noch weiter gehen. Selbſt der 
aus dem gleichen, direkten, geheimen und allgemeinen 
Wahlrecht hervorgehende Reichstag iſt viel ſchwächer 
als der preußiſche Landtag. Die Verhältniſſe haben 
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ih, an der Reichsverfaſſung gemeſſen, umgekehrt. 
Nicht das Reichsrecht geht vor Landesrecht, ſondern 
Preußen diktiert das Reichsrecht. Deshalb hat es auch 
wenig Sinn und Zweck, wenn der Reichstag den Ver— 
ſuch macht, auf die Umgeſtaltung Preußens hinzuar— 
beiten, während umgekehrt der preußiſche Landtag ſich 
beſtändig herausnimmt, in die Reichsangelegenheiten 
hineinzureden. Fürſt Bismarck hat ſogar, als er alt 
geworden war, dieſes verfaſſungswidrige Verhalten 
des preußiſchen Landtages zu ſanktionieren verſucht. 
Die Konſequenz dieſer Zuſtände iſt, daß Preußen nicht 
von außen, ſondern nur von innen heraus re- 
formiert werden kann. Daß dabei das Wahlrecht 
an erſter Stelle ſteht, und daß es deshalb nicht bloß 
eine preußiſche, ſondern eine eminent deutſche Ange— 
legenheit iſt, das preußiſche Dreiklaſſenwahlrecht zu 
beſeitigen und ein freies Wahlrecht an ſeine Stelle zu 
ſetzen, das iſt ſchon an anderer Stelle gezeigt worden. 
Aber die preußiſche Eigenart ſtützt ſich nicht bloß auf 
ſein Wahlrecht, ſondern viel mehr noch auf ſeine Ver— 
waltungsorganiſation. Hier liegen viel— 
leicht die tiefſten Wurzeln der deutſchen Reaktion; 
und nur wenn man die Tätigkeit der preußiſchen Ver— 
waltung in Rückſicht zieht, wird man ſich auch darüber 
klar werden können, in welcher Weiſe das preußiſche 
Volk und damit auch das deutſche Reich ſich von dem 
Alpdruck wird frei machen können, der ſeine Fortent— 
wicklung zu einem modernen Kulturvolk verhindert. 

Der Berliner Nationalökonom Prof. Schmol— 
her hat kürzlich eine ſehr lehrreiche Abhandlung über 
die inneren preußiſchen Zuſtände veröffentlicht und 
dabei ſo manches intereſſante Material zu den heuti— 
gen innerpreußiſchen Zuſtänden beigebracht. Seine 
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Darlegungen bezogen ſich allerdings auf die nun ſchon 
zurückliegende Zeit zwiſchen dem Jahre 1880 und der 
übernahme der Geſchäfte durch den Fürſten Bülow. 
Aber man kann ganz ruhig ſagen, daß ſeit jener Zeit 
die Zuſtände in Preußen ſich nicht im mindeſten ge— 
beſſert haben. Viel eher muß man behaupten, daß es 
ſeitdem noch ſchlimmer geworden iſt. Bismarck, ſo er— 
zählt Schmoller, führte mit Puttkamers Hilfe 
eine junkerliche Umbildung der inneren Verwaltung 
Preußens herbei, die nun noch viele Jahre nachwirkte, 
und welche die Hauptſchuld bis auf den heutigen Tag 
daran trägt, daß der Glaube ſich im Lande feſtſetzte, 
wir hätten ein Sunferregiment. Das Mini⸗ 
ſterium Herrfurth bildet eine Art von Unterbrechung 
dieſes reaktionären Entwicklungsganges. Aber Herr- 
furth bekannte offen, er habe die feudale Kliquen— 
wirtſchaft nicht überwinden können. Auch Fürſt 
Hohenlohe hatte den guten Vorſatz, ſich an die Ar— 
beit zu machen und den preußiſchen Augiasſtall aus⸗ 
zufegen. Er erwog den Plan, ſeinen Sohn zum 
preußiſchen Miniſter des Innern zu machen und einige 
Dutzend renitente Landräte und Regierungspräſiden⸗ 
ten auf einmal abzuſetzen. Als großer ſüddeutſcher 
Standesherr könne er den Haß des öſtlichen Adels 
wohl ertragen, und nach ihm werde nie mehr ein 
preußiſcher Miniſterpräſident dazu den Mut haben. 
Daß es ſich dabei nicht bloß um eine gelegentliche Ge— 
dankenſpielerei handelte, das weiß man ja aus den 
Erinnerungen des Fürſten Hohenlohe zur Genüge. 
Aber er hat auch wohl bald eingeſehen, daß ſelbſt er 
zu einem ſolchen Schritt nicht die Kraft haben werde. 
Wenigſtens ſchrieb er am 15. Dezember 1898 in fein 
Journal: „Die Junker ſind zu zahlreich, zu 
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mächtig, und haben das Königtum und die Armee 
auf ihrer Seite; auch das Zentrum geht mit ihnen.“ 
So urteilte ein Mann, der die Junker nur zu gut 
kannte. Er hat auch mit ſeiner Prophezeiung recht 
behalten. Seit dem Rücktritt Hohenlohes iſt niemals 
wieder der Verſuch gemacht worden, die Junkerherr— 
ſchaft ernſtlich anzugreifen oder auch nur zu beun— 
ruhigen. Im Gegenteil, wenn man ſich heute eine 
Sitzung im preußiſchen Abgeordnetenhauſe anſieht, 
dann hat man den Eindruck, als ſeien die preußiſchen 
Miniſter nur die beſſeren Bedienſteten der Junker— 
partei. 

Es iſt das Verdienſt des früheren Bürgermeiſters 
Schücking von Huſum, in die inneren Verhältniſſe 
der preußiſchen Verwaltung hineingeleuchtet zu haben. 
Was er über die klägliche Ohnmacht der ſtädtiſchen 
Beamten, über die Kontrolle der Bürgermeiſter durch 
die Landräte, über das Überwuchern des Korpsweſens 
in der Verwaltung, über die mißbräuchliche Anwen— 
dung des Wahlrechts, über die rigoroſe Behandlung 
der Ausländer, kurzum über die Schikanierung der 
Selbſtverwaltung in Preußen und die Willfürherr- 
ſchaft der preußiſchen Bureaukratie vorbrachte, das 
war aus dem Leben gegriffen und mußte gerade des— 
halb wirken. Dafür hat man Herrn Schücking frei— 
lich den Prozeß gemacht. Er wurde zum Verluſt ſeines 
Titels und ſeines Penſionsanſpruchs verurteilt. Aber 
gerade dieſer Prozeß ſelbſt ließ die Auffaſſungen, die 
im preußiſchen Beamtentum gang und gäbe ſind, in 
ſchönſtem Licht erſtrahlen. Da hörte man von dem 
öffentlichen Ankläger, dem Geheimrat von Fal— 
kenhayn, daß die Staatsanwaltſchaft die „objek— 
tiofte Behörde der Welt“ ſei. Da wurde eine Kritik 
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des Dreiklaſſenwahlrechts zu einer „Verunglimpfung“. 
Da wurde die Sorge Schückings um die Selbſtver— 
waltung zu einer „krankhaften Auffaſſung“. 

Das gegen Schücking gefällte Urteil rügt vor 
allem, daß er zu ſehr verallgemeinert habe. Auch wenn 
ſich der eine oder andere Beamte finden ſollte, auf den 
die Behauptungen des Angeklagten zutreffen, ſo ge— 
nüge das nicht, um von einem Typ ſprechen zu können. 
Das ſei eine ſchwere Beleidigung des höheren Verwal— 
tungsbeamten. Nun wird man natürlich nicht alle 
Verwaltungsbeamten über einen Kamm ſcheren kön— 
nen. Es gibt unter ihnen gewiß auch manche tüchtige 
Kraft. Aber darauf kommt es doch gar nicht an, ſon— 
dern auf die ganze Tendenz, von der die preußiſche 
Verwaltung erfüllt iſt, auf die Aus wahl, der die 
höheren Verwaltungsbeamten unterzogen werden, und 
auf die Grund ſätze, nach denen ſie ihr Amt zu 
führen pflegen. Sieht man ſich aber die preußiſche 
Verwaltung daraufhin an, dann wird man nicht in 
Abrede ſtellen können, daß ſie ſich nicht etwa in den 
Dienſt der Geſamtheit ſtellt, ſondern vielfach den ein— 
zelnen Staatsbürger nach dem Maß ſeiner politiſchen 
Überzeugung mißt, daß ſie ſich in zahlreichen Fällen 
nicht an ihre amtlichen Befugniſſe hält, ſondern offen 
Parteipolitik treibt, daß fie auch die Selbſt— 
verwaltung in Kreis und Gemeinde ſehr häufig miß— 
achtet. Man müßte geradezu die Augen abſichtlich 
verſchließen, wollte man nicht ſehen, wie ſo mancher 
Landrat in ſeinem Kreiſe allen politiſchen Widerſpruch 
zum Schweigen zu bringen ſucht, wie er oppoſitionelle 
Blätter ſchikaniert, wie er Gaſtwirte, die den liberalen 
und ſozialdemokratiſchen Verſammlungen ihre Säle 
nicht verweigern, durch allerlei Polizeimaßregeln das 
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Leben ſauer macht, wie er ſelbſt oder durch ſeine Be— 
amten politiſche Agitation für die konſervative Partei 
treibt und auf jede Weiſe dem Kreiſe ſeinen Willen 
aufzuzwingen ſucht. Und wie die Landräte im Kreiſe, 
ſo machen es die Gemeindevorſteher und Gutsvorſteher 
in ihren engeren Bezirken. Nimmt man aber alles 
zuſammen, berückſichtigt man die Machtfülle des ein— 
zelnen Beamten, die er beſonders in kleinen Verhält— 
niſſen ausüben kann, und nimmt man hinzu, daß die 
ganze preußiſche Verwaltung faſt durchweg von dem 
gleichen reaktionären Geiſt erfüllt iſt, dann wird man 
ruhig ſagen können, daß für einen ſehr großen Teil 
des preußiſchen Volkes die ſtaatsbürgerliche Freiheit, 
das Recht, ſich politiſch nach eigenem Ermeſſen zu ent— 
ſcheiden, nicht exiſtiert. Auch hier gibt es natürlich 
ſtarke Charaktere, die ſich von der Verwaltung nicht 
beeinfluſſen laſſen. Nur müſſen ſie immer darauf ge— 
faßt ſein, daß ihnen bei irgend einer Gelegenheit 
Schwierigkeiten gemacht werden. Und bei ſehr zahl— 
reichen Eingeſeſſenen genügt es ſchon, daß der Herr 
Landrat irgend etwas will, um jeden Eigenwillen 
zu brechen. 

Dabei handelt es ſich durchaus nicht bloß um die 
Zuſtände auf dem Lande und in den kleinen Städten. 
Auch den Großſtädten geht es nicht viel beſſer, und 
gerade die Reichshauptſtadt Berlin kann über ſo 
manchen Eingriff der Verwaltung in ihr Selbſtbe— 
ſtimmungsrecht, über ſo manche Schikane der Regie— 
rung, über ſo manche Verletzung der Selbſtverwaltung 
klagen. Wie manchen Strauß hat die Berliner Ge— 
meinde mit dem Provinzialſchulkollegium auszufechten 
gehabt. Bald wurde gerügt, daß die Berliner Ge— 
meinde einen ſtädtiſchen Turnſaal einem polniſchen 
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Turnverein zur Verfügung geſtellt hatte, obwohl die 
Regierung zehn Jahre früher ſelbſt für die Polen ein— 
getreten war. Bald nahm man Anſtoß daran, daß 
der freireligiöfen Gemeinde das Gaſtrecht vom Ma⸗ 
giſtrat gewährt worden war. Bald rügte man die 
große Zahl jüdiſcher Lehrkräfte und forderte ihre Ver— 
ringerung. Bald maßte man ſich die Aufſicht darüber 
an, ob die ſtädtiſchen Lehrer im Weichbilde der Stadt 
Berlin oder außerhalb wohnen ſollten. Solche und 
zahlloſe andere Eingriffe der Bureaukratie mögen ja 
nur wie Kleinigkeiten ausſehen, aber ſie illuſtrieren 
doch die fatale Abhängigkeit, in der ſich eine große 
Gemeinde von der Verwaltung, und bisweilen von den 
Launen der Verwaltung befindet. 

Bei all dieſen kleinen und kleinlichen Verſuchen, 
den Geiſt der Selbſtverwaltung zu dämpfen, und dem 
Bürgertum zu bedeuten, daß es wohl Steuern zu be— 
zahlen, aber zugleich den Mund zu halten habe, nimmt 
es ſich dann höchſt merkwürdig aus, wenn bei jeder 
paſſenden oder unpaſſenden Gelegenheit die Selbſtver— 
waltung gerühmt und die Tat des großen Freiherrn 
von Stein über den grünen Klee gelobt wird. Mit 
welchem redneriſchen Aufwand iſt nicht im Oktober 
1908 das hundertjährige Jubiläum der preußiſchen 
Städteordnung gefeiert worden. Fürſt Bülow ſah in 
ihr eine Tat, welche den Grund zu der neuen Blüte 
ſtädtiſchen Weſens legte und aus trüber Zeit als Zeug- 
nis feſten Bürgerſinns und ſtaatsmänniſcher Weisheit 
in eine beſſere Gegenwart herüberleuchtet. Der Mi— 
niſter des Innern, von Moltke, der auch ſonſt gern 
der bürgerlichen Selbſtverwaltung billigen Weihrauch 
ſtreute, ſprach von dem Reformator Preußens als dem 
Erzieher zu opferfreudigem Wirken im Gemeinweſen. 


Und fogar Herr von Rheinbaben ſah in dem Bewußt— 
ſein, daß der Geiſt des Freiherr von Stein in den 
Städten fortlebt, die frohe Gewähr, daß es auch in kom— 
menden Jahrhunderten von ihnen heißen werde: 
Plus ultra! Und dabei iſt es doch gerade die 
preußiſche Verwaltung geweſen, die das Selbſtver— 
waltungsrecht der Städte hat verkümmern laſſen. Wie 
viel wäre gerade heute auf dem Gebiet der kommu— 
nalen Reformen zu tun, um an die Stelle des elenden 
kommunalen Wahlrechts ein freieres Wahlrecht zu 
ſetzen, das mit dem Privilegium der Hausbeſitzer auf— 
räumt, wie notwendig wäre eine beſſere Ausgeſtaltung 
des kommunalen Steuerweſens, wie dringend erfor— 
derlich wäre es, auf dem Gebiet des Wohnungsweſens 
neue Bahnen zu ſuchen. Wie drängt heute alles darauf 
hin, nicht bloß die Verkehrsanſtalten, ſondern auch die 
mannigfaltigſten gewerblichen Unternehmungen, die 
untrennbar mit dem ſtädtiſchen Gemeinweſen zu— 
ſammenhängen, zu verſtadtlichen, und wie zahlloſe 
Aufgaben treten uns auf dem Gebiet der ſozialen 
Hilfstätigkeit in dem Nachweis von Arbeit, in der 
Verſicherung gegen Arbeitsloſigkeit, in der Beſchaffung 
von Arbeitsgelegenheit und an ſo manchen anderen 
Punkten entgegen. Aber die Selbſtverwaltung in den 
Städten iſt leider heute vielfach verknöchert. 
Das mag zum Teil auch an den Verwaltungsorganen 
ſelbſt liegen, aber es liegt doch zum guten Teil an 
der nörgelnden Einmiſchung der ſtaatlichen Verwal— 
tung, die keine ſchöpferiſche Freudigkeit in den einzel— 
nen Organen aufkommen läßt. Fürſt Bülow hat wie 
an ſo manche andere Reform, auch daran „gedacht“, 
die Kräfte der großen Städte zu entfeſſeln, ihnen mehr 
Freiheit in der kommunalen Beſteuerung und auf 
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anderen Gebieten zu gewähren. Aber es iſt bei den 
Gedanken geblieben. Und ebenſo wartet man noch 
immer darauf, daß nun auch einmal die beſſernde 
Hand an die Verwaltung ſelbſt gelegt wird. Aller— 
dings iſt ja zu dieſem Zweck eine Kommiſſion einge— 
ſetzt worden, von der man auch von Zeit zu Zeit ein— 
mal ein Lebenszeichen vernimmt. Aber bisher hat 
die Mühle immer nur geklappert, ohne daß ſie auch 
nur ein Körnchen Mehl gab, und wenn die Kommiſſion 
ſchließlich fertig ſein ſollte, dann wird des Pudels 
Kern ſein, daß der heute ſchon faſt allmächtige Land— 
rat mit noch größerer Machtbefugnis ausgerüſtet wird. 
Ob es auf der anderen Seite gelingen wird, den Ge— 
ſchäftsgang zu vereinfachen, und die entſetzliche Viel— 
ſchreiberei der Behörden etwas einzuſchränken, das 
ſteht auch noch dahin. Aber ſelbſt wenn in einigen 
Punkten mehr äußerlicher Natur ein kleiner Fort— 
ſchritt erzielt würde, ſo wäre er unweſentlich, ſo lange 
der Geiſt der preußiſchen Verwaltung nicht geändert 
wird. Das kann freilich nicht von oben gemacht wer— 
den, auch wenn der Wille dazu vorhanden wäre, das 
läßt ſich nur aus dem Volk heraus machen. Es muß 
ſich erſt einmal ſeiner Kraft bewußt werden, es muß 
auch des ſpießbürgerlichen Geiſtes Herr werden, der 
heute leider in ſehr weiten Kreiſen des ſtädtiſchen 
Bürgertums herrſcht, wenn es endlich die Feſſeln 
ſprengen will, die ſeine Selbſtbeſtimmung einengen. 

Iſt es doch ohnehin mit den Leiſtungen der preußi— 
ſchen Bureaukratie nicht weit her. Von ihr gilt 
Fauſtens Wort: „Du kannſt im Großen nichts ver— 
richten und fängſt es nun im Kleinen an.“ In allen 
Kleinigkeiten iſt ſie außerordentlich leiſtungsfähig, wo 
es aber gilt, einmal an einem großen Werk zu zeigen, 
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daß ſie etwas kann, da verſagt ſie. Es iſt noch ein 
Erbe des Fürſten Bismarck, die Oſt mark durch die 
Beſiedlung mit einem Stamm kerndeutſcher Bauern 
vor der drohenden Poloniſierung zu retten. Man hat 
zu dieſem Zwecke die Anſiedlungskommiſſion gegründet 
und hunderte von Millionen in das zweifelhafte Ge— 
ſchäft geſteckt. Aber daß man dem Polentum ernſtlich 
Abbruch getan hätte, das behaupten heute nicht einmal 
die unbedingten Anhänger der Germaniſierungspolitik 
in den Oſtmarken. Die Folge des Millionenſegens, 
der ſich über die Provinzen Poſen und Weſtpreußen 
ergoß, war nur, daß die Güterpreiſe in die Höhe ge— 
trieben wurden. Die Polen, bis dahin geſpalten in 
den herrſchenden Adel und die dienende Landbevölke— 
rung, ſchloſſen ſich zuſammen und griffen mit ihrer 
Propaganda ſogar auf das ſeit langen Jahrhunderten 
deutſche Oberſchleſien über. Der deutſchen Parzellie— 
rung ſetzte man die polniſche Anſiedlung 
von Kleinbauern gegenüber, und heute iſt es 
ſchon ſo weit, daß das Polentum mehr deutſchen 
Boden ſich aneignet, als es den Deutſchen möglich iſt, 
polniſchen Boden zu beſiedeln. Schon vor mehreren 
Jahren ſtellte es ſich mit aller Deutlichkeit heraus, 
daß das Anſiedlungswerk ſo gut wie verkracht ſei. 
Die polniſchen Grundbeſitzer verkauften nicht mehr, 
und die Anſiedlungskommiſſion mußte wohl oder übel 
ihre Gelder zum Ankauf deutſchen Bodens verwenden. 
Auch das hätte noch nichts geſchadet, wenn man wenig— 
ſtens ganze Arbeit gemacht und mit den in 
deutſchem Beſitz befindlichen Latifundien gründlich 
aufgeräumt hätte, da es ziemlich gleichgültig iſt, ob 
der Großgrundbeſitz ſich formell in deutſcher oder in 
polniſcher Hand befindet, weil der Großgrundbeſitz 
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unter allen Umſtänden von polnischen Arbeitern ab- 
hängig iſt und deshalb auf eine Vermehrung des pol- 
niſchen Elements hinwirkt. Aber wir müßten nicht in 
Preußen unter der Herrſchaft des Großgrundbeſitzes 
ſtehen, wenn nicht gerade dieſe Wirkung des Anſied— 
lungsgeſetzes von den preußiſchen Junkern hinter⸗ 
trieben worden wäre. Ihnen war es bei der ganzen 
Sache nur darum zu tun, die ſogenannten Reſt⸗ 
güter und damit die Herrſchaft des Großgrundbe— 
ſitzes im Oſten aufrecht zu erhalten. Und der Regie— 
rung blieb nichts übrig, als dieſen agrariſchen Wün— 
ſchen ſich zu unterwerfen. Damit aber iſt der ganzen 
Anſiedlungspolitik das Rückgrat gebrochen worden. 
Mit dem Großgrundbeſitz läßt ſich überhaupt keine 
Germaniſierungspolitik durchführen. Sie kann nur 
gegen den Großgrundbeſitz gemacht werden. 

Auch das Enteignungsgeſetz, das Fürſt 
Bülow im Anfang des Jahres 1908 zuſtande brachte, 
kann dieſen Zuſammenbruch der Polenpolitik nicht 
aufhalten. Man wird zugeben müſſen, daß es ſich da— 
bei um ein höchſt gewagtes Experiment handelte, in— 
ſofern ſich der Charakter einer Ausnahmemaßregel 
nicht beſtreiten ließ, auch wenn er nur darin zum Aus— 
druck kam, daß das Geſetz nur für die Oſtmark gelten 
ſoll. In der Sache iſt es natürlich nicht zweifelhaft, 
daß nach dem Willen der preußiſchen Regierung das 
Geſetz nur gegen polniſche, nicht gegen deutſche Grund— 
beſitzer angewendet werden ſoll. Die preußiſchen 
Grandſeigneurs witterten trotzdem Unheil und hätten 
wohl die Vorlage zu Fall gebracht, wenn ſich nicht 
Fürſt Bülow auf die Bürgermeiſter und Profeſſoren 
des Herrenhauſes hätte ſtützen können, die unter Füh— 
rung des Frankfurter Bürgermeiſters Adickes und 
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Profeſſor Schmollers die preußiſche Regierung heraus— 
paukten. So hat denn auf dem Papier die preußiſche 
Regierung das Recht, ſiebzigtauſend Hektar oſtmärki— 
ſchen Bodens zu enteignen. Nur hat man ſich völlig 
in der Annahme getäuſcht, daß es genügen würde, nur 
das Enteignungsgeſetz zu verabſchieden, um die pol— 
niſchen Gutsbeſitzer gefügig zu machen. Die Polen 
denken gar nicht daran, freiwillig nachzugeben. Ich 
habe damals im „Berliner Tageblatt“ geſchrieben: 


„Die Enteignung iſt durchgedrückt. Damit iſt aber 
noch lange nicht geſagt, daß ſie nun etwas helfen wird. 
Fürſt Bülow iſt ja in dieſem Falle wie bei anderen Ge— 
legenheiten Optimiſt. Er iſt es bis zu dem Grade, daß 
er nicht allein von den Wirkungen ſeiner Vorlage über— 
zeugt iſt, ſondern daß er ſich ſogar der Hoffnung hingibt, 
daß die Enteignung ſo wenig und ſo ſelten wie möglich 
zur Anwendung gelangen werde. Er meint offenbar, daß 
er es bei den Polen mit lauter Univerſitätsprofeſſoren zu 
tun hat. Die Polen werden ſich ſchwerlich dieſe vortreff— 
lichen Staatsbürger zum Muſter nehmen, ſondern ſie dürf— 
ten jetzt erſt recht der Anſiedelungskommiſſion nicht 
einen Boll breit Boden freiwillig über⸗ 
laſſen. Dieſe 70000 Hektare, die nach dem Antrage 
Adickes enteignet werden ſollen, müſſen in jedem einzelnen 
Falle den polniſchen Beſitzern zwangsweiſe abgenommen 
werden. 


Sleichzeitig aber wird der Nationalitäten⸗ 
kampf in den Oſtmarken, der heute ſchon das ganze 
öffentliche Leben vergiftet, eine ſchneidende Schärfe an— 
nehmen. Es will wirklich nicht viel ſagen, wenn ſich 
irgendein Miniſter, der ja keine bleibende Stätte in ſeinem 
Amte hat, ſich hinſtellt und erklärt, die Verant⸗ 
wortung für irgendeine ſchwerwiegende Maßregel vor 
der Geſchichte tragen zu wollen. Die Folgen bleiben nicht 
auf dem Miniſter ſitzen, ſondern auf dem Volke, das in 
ſolche Abenteuer hineingeführt wird. Gerade weil wir es 
für eine der wichtigſten Aufgaben der preußiſchen Politik 


— 342 — 


halten, das Deutſchtum in den Oſtmarken zu ſtärken, er⸗ 
ſcheint es uns als eine große Gefahr, wenn ein fal ſcher 
und gefährlicher Weg beſchritten wird, wie es hier 
geſchehen iſt.“ 


So iſt es auch gekommen. Heute geſteht man ganz 
offen ein, daß nicht ein Hektar polniſchen Bodens mehr 
auf freihändigem Wege erworben werden könne. Aber 
es iſt auch ſo gekommen, wie es über die Verantwor— 
tung des damals leitenden Staatsmanns geſagt wurde. 
Fürſt Bülow iſt heute fern vom Schuß. Ihn braucht 
es nicht mehr zu kümmern, wie es mit der Enteig⸗ 
nung wird. Aber das preußiſche Volk hat die Ge- 
ſchichte auszubaden. Nun drängt der Oſtmarkenverein, 
daß man endlich mit dem Enteignungsgeſetz ernſt 
mache. Auch ſonſt ſucht man der Offentlichkeit die 
Zwangsenteignung dadurch ſchmackhaft zu machen, daß 
man behauptet, zahlreiche polniſche Beſitzer warteten 
nur darauf, daß die Enteignung beginnt. Wenn erſt 
ein paar Beſitzer enteignet ſein würden, dann würden 
die übrigen ſchon von ſelbſt kommen. Aber wenn man 
auch nur einen einzigen Polen enteignet, dann hat 
man das gleiche Odium auf ſich geladen, als wenn man 
alle ſiebzigtauſend Hektar zwangsweiſe den Polen ab⸗ 
nehmen würde. Und man wird ſich wieder verrechnen, 
wenn man glaubt, daß nun die anderen von ſelbſt 
kommen würden. Sie werden ſich alle mit Gewalt von 
der Scholle jagen laſſen, auch wenn ſie gern freiwillig 
gehen würden, ſchon um der preußiſchen Regierung 
ſo viel Schwierigkeiten als irgend möglich zu be— 
reiten. 

Herr von Bethmann Hollweg weiß vollends nicht, 
was er unter dieſen Umſtänden tun ſoll. Daß er den 
Mut haben ſollte, dieſe ſchlimmſte Hinterlaſſenſchaft 
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aus der Ara Bülow wieder zu beſeitigen, daran iſt 
natürlich nicht zu denken. Er hat ſich gegen das Drän⸗ 
gen der Anſiedlungskommiſſion taub geſtellt, ſo lange 
es irgend ging, und nur gelegentlich andeuten laſſen, 
daß er eigentlich ein Gegner jeder Ausnahmegeſetz⸗ 
gebung ſei. Das iſt freilich auch nur cum grano salis 
zu verſtehen. Ein Ausnahmegeſetz gegen die Sozial- 
demokratie würde er nur zu gern machen, wenn er 
könnte. Aber das Enteignungsgeſetz möchte er aller— 
dings am liebſten nicht anwenden, weil er die Polen 
im Reiche braucht, wenn er nicht ohne eine brauchbare 
Mehrheit daſtehen ſoll. Aber wenn er ſchließlich, der 
Not gehorchend, nicht dem eigenen Triebe, ſich dazu 
verſtehen muß, das Enteignungsgeſetz anzuwenden, 
und wenn auf dieſe Weiſe wirklich wieder einiger 
Boden für deutſche Anſiedler geſchaffen wird, ſo wäre 
es doch völlig verkehrt, wollte man annehmen, daß es 
damit nun getan ſei. Der Kampf zwiſchen Polen und 
Deutſchen wird in der Oſtmark nur mit doppelter Hef⸗ 
tigkeit entbrennen. Und es läßt ſich nun einmal nicht 
beſtreiten, daß die Anwendung eines Ausnahmegeſetzes 
immer dem Angreifer ein ſchlechtes Gewiſſen einbringt. 
Es gehört wirklich etwas wie Verbohrtheit dazu, 
annehmen zu wollen, daß ſich mit ſolchen Mitteln das 
Deutſchtum in den Oſtmarken feſtigen ließe. Aber 
man greift dazu, weil man nichts beſſeres hat. Denn 
die Mittel, die wirklich helfen, die Mittel der Kultur 
und der Ziviliſation, dürfen nicht angewendet werden, 
weil es in dieſem Falle Herr von Bethmann Hollweg 
nicht bloß mit den polniſchen, ſondern noch mehr mit 
den deutſchen Großgrundbeſitzern zu tun bekommen 
würde, und weil dann auch das Zentrum noch ganz 
andere Seiten aufziehen würde. So heißt es in jedem 
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Fall, mag das Enteignungsgeſetz angewendet werden 
oder nicht, wie einſt in dem Spruch des delphiſchen 
Orakels an König Kröſus: „Wenn du über den Halys 
gehſt, wirſt du ein großes Reich zerſtören.“ 

Dieſes Vorgehen gegen die Polen iſt aber in 
doppelter Weiſe für die preußiſche Bureaukratie cha= 
rakteriſtiſch. Sie erreicht nichts, weil ſie ihre Macht 
falſch anwendet, und ſie leiſtet nichts, weil ſie ſich 
falſcher Mittel bedient. Hätte man irgend einen in— 
telligenten Privatunternehmer mit den Hunderten von 
Millionen der Anſiedlungskommiſſion ſchalten und 
walten laſſen, er hätte die vielfache Zahl deutſcher 
Bauern in der Oſtmark angeſiedelt, die durch die An- 
ſiedlungskommiſſion in den Oſten gebracht worden 
ſind. Und wieder, hätte man etwas erreichen wollen, 
dann durfte man nicht mit der Enteignung drohen, 
da man ſich ſagen mußte, daß damit die Schwierig— 
keiten für die Germaniſierungspolitik nur vermehrt 
werden. Heute ſieht man nur auf Trümmer. Die 
Zahl der Polen hat ſich vermehrt, die Zahl der pol— 
niſchen Abgeordneten iſt gerade unter dem Anſied— 
lungsgeſetz gewachſen. Vor zwanzig Jahren hätte man 
vielleicht die Polen durch eine geſchickte Taktik ſpalten 
können. Heute ſind ſie im Feuer der angeblichen oder 
wirklichen Verfolgung zuſammengeſchmiedet. 

Und ſo wie in der Oſtmark geht es doch überall. 
Die innere Verwaltung der preußiſchen Monarchie 
krankt an völliger Unfruchtbarkeit. Was ſie anfaßt, 
das macht ſie verkehrt. Überall, wo die Bureaukratie 
anſetzt, da holt ſie ſich Schlappen, bei den Eiſenbahnen, 
bei den Bergwerken, bei Kali und Kohle, bei der inne— 
ren Landeskultur. Sie kommt eben von den Kraut- 
und Schlotjunkern nicht los: ſie holt immer wieder 
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für eine kleine einflußreiche Klique die Kaſtanien aus 
dem Feuer und ſpielt dafür den Herrn, wo es ihr un— 
gefährlich erſcheint, dem Bürger und dem Arbeiter 
gegenüber. Dieſes ganze Syſtem iſt längſt überholt, 
und es iſt wert, daß es zugrunde geht. Nur wenn die 
preußiſche Verwaltung völlig auf neue Grundlagen 
geſtellt ſein wird, nur wenn nicht der Geiſt des Klün— 
gels, ſondern der Wille des Volkes in ihr lebendig iſt, 
kann Preußen ſich aus dem Sumpf herausraffen, in 
dem es trotz aller Jubiläumsfeiern der Selbſtverwal— 
tung, trotz aller ſchönen Miniſterreden und unend— 
licher, mit Bienenfleiß geſchriebenen Aktenſtöße bis 
zu den Ohren ſteckt. Die Moderniſierung des ver— 
knöcherten Preußen, das iſt die große Aufgabe, von 
deren Löſung der Aufſchwung des deutſchen Reiches 
abhängt. 


Ausblick 


Allons enfants de la patrie! 


Wie auf allen Gebieten des Lebens, fo ſind es 
auch in der Politik wenige große Grundbegriffe, aus 
denen ſich die ungeheure Mannigfaltigkeit des Lebens 
aufbaut. Freiheit und Friede, in dieſe beiden 
Worte läßt ſich ſchließlich alles zuſammenfaſſen, was 
ein Volk braucht, um ſeine nationalen, wirtſchaftlichen 
und geiſtigen Kräfte entfalten zu können. Nun iſt es 
freilich ganz richtig, daß die Freiheit nicht in Schran— 
kenloſigkeit und Zügelloſigkeit ausarten, und daß der 
Friede nicht durch ſchwächliche Nachgiebigkeit erkauft 
werden darf. Aber wenn man zunächſt das Freiheits— 
problem etwas näher ins Auge faßt, dann wird man 
wirklich nicht zu befürchten brauchen, daß davon der 
Deutſche ſo leicht zu viel bekommen kann. Es iſt im 
einzelnen nachgewieſen worden, welche Hemmungen 
und Hinderniſſe den freiheitlichen Beſtrebungen heute 
von allen Seiten in den Weg gelegt werden. Die 
wiſſenſchaftliche Forſchung, die heute noch am erſten 
einer gewiſſen Freiheit ſich erfreut, iſt doch von der 
wirklichen Vorausſetzungsloſigkeit ungehemmter Ar— 
beit außerordentlich weit entfernt. Es wird bei ihr 
zum mindeſten immer gefordert, daß ſie, ſoweit es 
ſich um die Geiſteswiſſenſchaften handelt, nicht mit 
den religiöſen Dogmen ſich in Widerſpruch ſtellen darf 
oder wohl gar, daß ſie im „Aufblick zur Gottheit“ be— 
trieben werden müſſe. Und wie die Kirche auf der 
einen Seite an der Wiſſenſchaft zerrt, ſo ſucht ſich ihrer 


auf der anderen Seite der Staat zu bemächtigen. Für 
die Philoſophie, die Geſchichte und die Volkswirtſchaft 
verſteht es ſich heute bei uns von ſelbſt, daß fie „ſtaats— 
erhaltend“ ſein müſſen in dem Sinne, daß ſie die 
beſtehenden Inſtitutionen, die Monarchie, das Eigen— 
tum, die Ehe, und nicht zuletzt auch die Polizei mit 
wiſſenſchaftlichen Gründen ſchützen. Gewiß kann dieſe 
„ſtaatserhaltende“ Forderung der Wiſſenſchaft gegen— 
über nicht immer rein durchgeführt werden, aber ſoweit 
der Staat Einfluß auf ſie hat, alſo beſonders durch 
ſeine höheren Schulen und Univerſitäten, ſorgt er da— 
für, daß kein Unkraut unter den Weizen geſät werden 
darf. Wer ſich in den Ruf gebracht hat, in rückſichts— 
loſer Forſchung die Grenzen der ſtaatlich approbierten 
Wiſſenſchaft ignoriert oder überſchritten zu haben, der 
wird ſich nur ſchwer gegen den beſtehenden Staat be— 
haupten können, in keinem Falle wird er von ſeiner 
Seite auch nur die geringſte Förderung gewärtigen 
können. 

Auch mit der religiöſen Freiheit iſt es 
recht mangelhaft beſtellt. Obgleich es heutzutage ge— 
wiß nur ſehr wenige überzeugte Chriſten gibt, und ob— 
gleich eigentlich nach der Verfaſſung der deutſchen Ein— 
zelſtaaten die Religion aus dem politiſchen Leben aus— 
geſchaltet fein ſollte, wird doch immer vom „chriſtlichen 
Staat“ geſprochen, ja der Staat erſchwert es dem Ein— 
zelnen ſo viel er nur irgend kann, ſich von den kirch— 
lichen Organiſationen loszuſagen. Er hat auch immer 
noch ein ſehr ſtarkes Intereſſe daran, zu erfahren, ob 
der Einzelne Proteſtant oder Katholik oder Jude oder 
gar Diſſident ſei, obgleich ihn das nicht im geringſten 
etwas angeht. Und wenn manſich der Schikanen erinnert, 
die beiſpielsweiſe gegen die freireligiöſen Gemeinden 
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von den Behörden unternommen werden, wenn man 
ſieht, wie der Staat die Kirchenſteuern eintreibt und 
auch ſolche Staatsbürger noch zu den Steuern heran— 
zieht, die ſich von jeder Beziehung zu den beſtehenden 
Kirchen losgeſagt haben, wie ſogar bei Austritten aus 
der Kirche ſeitens der Behörden Bekehrungsverſuche 
gemacht werden, dann wird man zugeben müſſen, daß 
die religiöſe Selbſtbeſtimmung, wie ſo viele Ver— 
faſſungsbeſtimmungen, eben nur auf dem geduldigen 
Papier ſteht. 

In der Verwaltung iſt vollends alles auf eine 
Kontrolle durch die Bureaukrat ie zugeſchnitten. 
Von der bürgerlichen Selbſtverwaltung kann man heute 
kaum in einem anderen als in einem ironiſchen Sinne 
ſprechen. Das heißt, die Selbſtverwaltungsorgane ſind 
gut genug, um den ſtaatlichen Beamten die läſtigſten 
Arbeiten abzunehmen und für die Eintreibung der 
Steuern zu ſorgen, auch den Unterhalt der ſtaatlichen 
Beamten zu bezahlen, aber ſobald ſie den Verſuch 
machen, einmal ſelbſtändig in ihrem Kreiſe refor— 
mieren zu wollen, greift die Bureaukratie rückſichtslos 
ein. Und es iſt nicht bloß die Bevormundungsſucht 
der Behörden, die der Selbſtverwaltung gegenüber 
zum Ausdruck kommt, ſondern vielfach dokumentiert 
ſich eine offene Feindſeligkeit gegen die Selbſtverwal— 
tungsorgane der Gemeinden. Auch dort, wo ſich ein— 
mal gewiſſe Teile des Volkes ſelbſt zu organiſieren 
verſuchen, tritt die immer mißtrauiſche Bureaukratie, 
wo ſie nur irgend kann, ſtörend dazwiſchen. Das geht 
ſo weit, daß ſelbſt die Organiſationen der Kranken— 
kaſſen und der Unfallverſicherung, die auf ihrem Ge— 
biet außerordentliche Leiſtungen aufzuweiſen haben, 
bureaukratiſiert und ſchabloniſiert werden ſollen, nur 
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damit nichts geſchieht, ohne daß die Behörde ihre Naſe 
hineinſtecken kann. Das Volk ſoll eben nicht die Frei— 
heit haben, ſich ſchlecht zu regieren. Nur hat es auch 
nicht einmal die Freiheit, ſich gut zu regieren. 

Mit der perſönlichen Freiheit und mit 
der Freiheit der politiſchen Parteien iſt es erſt recht 
ſchwach beſtellt. Von der Wiege bis zum Grabe wird 
der einzelne Staatsbürger in zahlloſe Geſetze und 
Verordnungen eingeſchnürt, die alle nur den Zweck 


haben, ihn beſſer unter der Kontrolle der Behörden 


und der Polizei halten zu können. Es iſt erſtaunlich, 
wie viel „Papiere“ der deutſche Staatsbürger im 
Lauf ſeines Lebens braucht, wie zahlloſe Examina er 
beſtehen muß, wenn er es auf der Stufenleiter des 
Kaſtenweſens über den niedrigſten Grad hinausbringen 
will. In dieſer Beziehung ſtehen wir nicht hinter den 
Chineſen zurück, ſondern wir übertreffen ſie noch. Da— 
bei muß aber feſtgeſtellt werden, daß die libertiniſche 
Zügelloſigkeit der oberen Klaſſen mit äußerſter 
Schonung behandelt wird, während die arbeitenden 
Klaſſen beſtändig auf ihre gute Geſinnung und ihre 
Unterwürfigkeit hin überwacht werden. Und wenn 
auch in den großen Städten ſich der Einzelne noch der 
Kontrolle durch die ſtaatlichen Organe und ihre 
Mittelsperſonen einigermaßen entziehen kann, wenn 
ſich hier auch die Parteien eine gewiſſe Bewegungs— 
freiheit, mühſam genug, erkämpft haben, ſo wird auf 
dem Lande das patriarchaliſche Regiment um ſo ſtren— 
ger gehandhabt, ſelbſtverſtändlich nicht nach ſeiner 
guten, ſondern faſt immer nur nach ſeiner verwerf— 
lichen, freiheitsfeindlichen Seite hin. Dieſe Zuſtände 
ſind ſo ſchlimm, daß man nicht nötig hat, ſich 
wegen der angeblichen Sklaverei des ſozialen Staats 
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zu erhitzen. Wenn von ſozialiſtiſcher Seite wirkliche 
Gefahren drohen ſollten, dann wird man ſich ihrer 
ſchon zu erwehren wiſſen. Vorläufig indeſſen handelt 
es ſich nicht um die Bekämpfung des Zukunfts- 
ſtaates, ſondern um die Überwindung der freiheits— 
feindlichen Hemmungen, an denen der Gegen— 
wartsſtaat leider gar zu reich iſt. Es iſt auch 
nichts anderes, als der Wunſch, die Blicke von den 
recht verbeſſerungsbedürftigen Zuſtänden der Gegen— 
wart abzulenken, wenn immer wieder über den „Terro— 
rismus“ der Sozialdemokratie gejammert wird. Hat 
ſich das deutſche Volk erſt einmal ſeine Freiheit vom 
Abſolutismus und Bureaukratismus erkämpft, dann 
wird es ſich auch ſchon künftige Freiheitsbeſchränkungen 
vom Leibe zu halten wiſſen. 

So ergibt ſich hier ſchon als Ausfluß des Frei— 
heitsgedankens die Notwendigkeit der Überwindung 
aller Widerſtände, die der Selbſtbeſtimmung des ein— 
zelnen und des geſamten Volkes Gefahr drohen. Es 
ſind die alten und überlebten Reſte der Vergangenheit, 
die ausgeſchaltet werden müſſen, die Reſte des fürſt— 
lichen Abſolutismus ebenſo wie die der kirchlichen Be— 
vormundung. So weit es ſich um die Kirche handelt, 
kann es dabei gar kein anderes Ziel geben, als die 
völlige Loslöſung der Kirche vom 
Staat, wie ſie heute ſchon in fortgeſchritteneren 
Staaten durchgeſetzt worden iſt. Nur muß man acht 
darauf haben, daß nicht etwa unter dem Deckmantel 
einer Trennung beider Organiſationen der Kirche ein 
neuer Machtzuwachs ermöglicht wird. Dieſe Trennung 
ſetzt vielmehr voraus, daß die Kirche aus der Volks— 
ſchule völlig entfernt wird und daß ihr allein über— 
laſſen bleibt, für die religiöſe Unterweiſung der her- 
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anwachſenden Jugend zu ſorgen, ſo weit es dem Wunſch 
der Eltern entſpricht. Der Staat hat der Kirche keine 
Bütteldienſte zu leiſten. Er hat ihr erſt recht nicht die 
religiöſe Ausbildung der Jugend abzunehmen. Was 
der Staat braucht, das ſind Bürger, die für dieſe 
Erde und für dieſes Leben erzogen werden, 
nicht für irgend welche Zwecke und Ziele, die ſich 
innerhalb des Staates doch nicht realiſieren laſſen. 
Denn der Staat ſelbſt kann ſeiner ganzen Natur nach 
nicht chriſtlich oder ſonſtwie konfeſſionell ſein. Die 
ſtaatlichen Notwendigkeiten werden immer in ſchroff— 
ſtem Gegenſatz zu den Lehren der Kirche ſtehen, und 
alle Verſuche, Politik und Religion zu vereinigen, 
laufen auf nichts als auf Selbſttäuſchung hinaus, 
wenn fie nicht gar den Zweck haben, das Volk wiſſent— 
lich irre zu führen. 

Nicht minder iſt der Abſolutis mus auch in 
ſeinen heutigen Reſten noch eine außerordentliche Ge— 
fahr für die Geſamtheit des Volkes, die deshalb über- 
wunden werden muß. Man darf ſich nicht darüber 
täuſchen, daß eigentlich in dieſen ganzen zwanzig 
Jahren das Volk in einer beſtändigen Angſt geſchwebt 
hat, es könnte irgend etwas geſchehen, für das es nach— 
her verantwortlich gemacht werden könnte. Von 
Stetigkeit der Politik konnte nicht die Rede ſein, ſo 
lange im Reich und in Preußen der Wille eines 
Einzelnen galt. Auch wenn man zugibt, daß ein Volk, 
das ſich ſelbſt regiert oder das doch wenigſtens ſtarke 
Sicherungen gegen die Willkür eines Einzelnen beſitzt, 
ſich nicht immer gut regiert, ſo muß doch ebenſo be— 
ſtimmt ausgeſprochen werden, daß die Sicherheit gegen 
folgenſchwere Plötzlichkeiten viel beſſer gewährleiſtet 
erſcheint, wenn die Erwählten des Volkes die eigentliche 
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Macht in der Hand haben, und wenn dieſe Macht von 
einem Kollegium erfahrener Männer ausgeübt wird, 
die der Volksvertretung in jedem Augenblick für ihr 
Tun verantwortlich ſind, die auch berufen und wieder 
geſtürzt werden können, wenn ſie ihre Pflicht nicht in 
der Linie des Volkswillens erfüllen. 

In welcher Weiſe ſich der Schutz der verfaſſungs— 
rechtlichen Beſtimmungen verwirklichen läßt, darüber 
iſt oben ſchon ausführlich geſprochen worden. Es wäre 
vielleicht verkehrt, auf dieſem Gebiet alles auf einmal 
zu fordern. Aber ein Reichstag, der ſich nicht zum 
Bedienſteten des Abſolutismus machen will, kann gar 
nicht anders, als immer wieder darauf hinzudrängen, 
daß nichts ohne ſeine Zuſtimmung ge⸗ 
ſchieht; das der verantwortliche Reichsbeamte ihm für 
alle Handlungen und Unterlaſſungen der Regierung 
und Verwaltung Rede und Antwort zu ſtehen hat, 
und daß er ganz beſonders verantwortlich gemacht 
wird für alles, was von unverantwortlicher Stelle 
geſagt und getan wird. Dieſe Verantwortlichkeit des 
Reichskanzlers greifbar zu machen, ſie auch in be— 
ſtimmten Fällen, wo der Wille des Reichstages miß— 
achtet worden iſt, durchzudrücken, das iſt die erſte Be⸗ 
dingung, wenn wir aus dem ſchädlichen und unwürdi— 
gen Kryptoabſolutismus herauskommen wollen. Dann 
wird es ſich ganz von ſelbſt ergeben, daß die Regie— 
rung ſich in den Dienſt der Mehrheit des Volkes ſtellt, 
ſtatt daß ſie heute die völlig unhaltbare Theſe von der 
„Regierung über den Parteien“ verficht. Denn dieſe 
„Regierung über den Parteien“ hat es nie gegeben 
und kann es nicht geben. Sie läuft nur auf die Be- 
hauptung hinaus, daß ein Menſch in der Lage ſei, 
ſich unabhängig von Tagesmeinungen und Anſichten 
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zu halten, während er in Wirklichkeit nur zu leicht die 
Anſichten einer kleinen Minderheit vertritt. Auch 
braucht man nicht zu beſorgen, daß gerade eine Stär⸗ 
kung des Einfluſſes der Volksvertretung uns zu reak⸗ 
tionären Zuſtänden führen könnte, die noch ſchlimmer 
wären, als das heutige Regime. Schlimmer als das 
heutige Regime mit feinem halbabſolutiſtiſchen Hinter⸗ 
grund kann es überhaupt nicht werden. Und wenn 
ſelbſt die Blauen und Schwarzen für abſehbare Zeit 
das Heft in der Hand behalten ſollten, was aber nicht 
einmal anzunehmen iſt, dann würden ſie doch nur die 
gleiche Situation ſchaffen, in der wir uns heute ſchon 
befinden. Nur daß dann dieſe Parteien nicht mehr 
dem Volke vorflunkern könnten, ſie ſeien an den un⸗ 
erfreulichen Zuſtänden ſchuldlos, da ja die Regierung 
nicht mit ihnen identiſch ſei. Müßten aber die reak⸗ 
tionären Parteien Farbe bekennen, könnte man ſie 
bei den Ohren nehmen, und ſie auf den Mißbrauch 
hinweiſen, den ſie mit ihrer Macht getrieben haben, 
dann wäre es mit ihrer Herrlichkeit bald vorbei. Denn 
ſoviel Vertrauen wird man ſchon zum Volk in ſeiner 
Mehrheit haben müſſen, daß es ſich nicht abſichtlich 
ſchlecht regieren laſſen will. 

Die Vorausſetzung iſt freilich, daß der Wille des 
Volkes rein und unverfälſcht durch die 
Wahlen zum Ausdruck kommt. Auch in dieſer Be⸗ 
ziehung bleibt ja noch viel zu tun, beim Reichstags— 
wahlrecht wie noch mehr bei den Wahlrechten zu den 
Einzelparlamenten. Indeſſen wird man ſich auch hier 
nicht auf Prinzipien verſteifen dürfen und etwa den 
Grundſatz „alles oder nichts“ verfechten wollen, ſon— 
dern man wird jeden Verſuch unterſtützen müſſen, der 
in der Richtung eines gleichen und allgemeinen Wahl⸗ 
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rechts liegt. Und nur dort wird man unbedingt Nein 
ſagen müſſen, wo der Verſuch gemacht wird, unter 
dem Schein einer „Wahlreform“ das alte Elend zu 
hohen Jahren kommen zu laſſen. Damit iſt dann aller⸗ 
dings der Bethmannſchen Wahlreform das Urteil ge— 
ſprochen. Sie hat ihr Schickſal reichlich verdient, und 
ſie ſchreckt hoffentlich alle Nachfolger des Herrn von 
Bethmann Hollweg vor ähnlichen untauglichen Experi— 
menten ab. Aber ohne die Beſeitigung der preußiſchen 
Dreiklaſſenwahl kann allerdings Preußen nicht vor- 
wärts kommen, und ſo lange ſie beſteht, wird auch 
das deutſche Reich in den Banden des preußiſchen 
Junkertums liegen. Deshalb gibt es heute für die 
preußiſche Politik keine Aufgabe, die ſich auch nur 
annähernd mit der Beſeitigung der Dreiklaſſenwahl 
und mit der Durchſetzung des Reichstagswahlrechts 
in Preußen an Wichtigkeit meſſen könnte. Von dieſem 
Punkte aus ſind alle Schäden des heutigen Regimes 
zu kurieren. Und ſo lange hier nicht die Beſſerung 
erzwungen worden iſt, kommen wir auch im Reich 
nicht weiter. 

Wie mit der Freiheit, ſo verhält es ſich auch mit 
dem Frieden. Beide höchſten politiſchen Güter 
eines mündigen Volkes können nur durch das Volk 
ſelbſt errungen werden. Friede nach außen ſo gut 
wie Friede im Innern. Man hat davon geſprochen, 
daß wir heute eigentlich im latenten Bürgerkriege 
ſtehen; und wenn auch in einer ſolchen Behauptung 
ein gut Stück Übertreibung ſteckt, ſo iſt doch ſo viel 
wahr, daß der innere Friede den ſchlimmſten Ge— 
fahren ausgeſetzt iſt, die ebenſo aus dem Widerſtreit 
der Klaſſen wie aus der Herrſchſucht der privilegierten 
Kreiſe ſtammen. Es iſt leider nicht daran zu zweifeln, 
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daß es eine gar nicht ſo kleine und erſt recht nicht ein— 
flußloſe Partei gibt, die ein direktes Intereſſe daran 
hat, daß einmal auf das Volk geſchoſſen wird, damit 
die Freiheitsbewegung des Volkes um Jahrzehnte zu— 
rückgeworfen werden kann. Dieſen Scharfmachern aller 
Art genau auf die Finger zu ſehen und ihren Kniffen 
bis in die letzten Verzweigungen nachzugehen, iſt ein 
Gebot der bürgerlichen Selbſterhaltung. Aber wenn 
man ſelbſt annehmen darf, daß ſich das deutſche Volk 
in bewundernswürdiger Mäßigung nicht wird provo— 
zieren laſſen, ſo bleibt doch dieſe Gefahr eines offenen 
Konflikts beſtehen, ſo lange nicht das Volk ſelbſt über 
ſein Geſchick entſcheiden kann. Ebenſo aber kann der 
innere Friede nicht gedeihen, ſo lange auf wirtſchaft— 
lichem und ſozialem Gebiet die größten Ungleichheiten 
und Unterſchiede beſtehen. Hier bietet ſich ein weites 
Feld für alle, die dem Frieden und der Verſtändigung 
wirklich dienen wollen. In der Richtung des inneren 
Friedens liegen ebenſo die Beſtrebungen zu einer all— 
mählichen Abtragung der Schutzzollmauern, die nur 
eine ungleiche Verteilung der wirtſchaftlichen Güter 
befördern helfen, ohne ſonſt etwas für die allgemeine 
Wohlfahrt zu nützen. In dieſer Richtung liegt der 
Schutz und die Fürſorge für die Schwachen, die Kran— 
ken, Invaliden und Arbeitsunfähigen, für die Witwen 
und Waiſen. Es iſt richtig und gewiß erfreulich, daß 
das deutſche Reich auf dieſem Gebiet ſchon etwas getan 
hat, und mehr als die meiſten anderen Nationen, aber 
das beſte bleibt auch jetzt noch zu tun, und es iſt im 
höchſten Maße kurzſichtig, davon ſprechen zu wollen, 
daß jetzt einmal eine Pauſe in der Sozialpolitik ein— 
treten müſſe. Im Gegenteil, ſie muß jetzt erſt recht 
beginnen. 
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Der äußere Friede iſt uns in dieſen 
zwanzig Jahren, wenn wir von einigen doch nur neben— 
ſächlichen Epiſoden abſehen, erhalten geblieben. Selbſt 
wenn man der Meinung ſein ſollte, daß wir dieſen 
Frieden mit den außerordentlich großen Laſten für 
Heer und Flotte ſehr teuer bezahlt haben, wird doch 
niemand behaupten wollen, daß uns ein verlorener 
Krieg nicht noch viel mehr gekoſtet haben würde. Die 
Verantwortung für eine Vernachläſſigung unſerer 
Rüſtungen aus Rückſichten auf den Koſtenpunkt wird 
kein ernſter Politiker übernehmen wollen, auch wenn 
man darauf dringen muß, daß auf dem Gebiet der Wehr— 
haftigkeit der Nation jede Verſchwendung vermieden 
wird, daß man keine unnützen Uniformſpielereien 
treibt, daß man keine Sinekuren ſchafft, nur um einige 
halbinvalide Generäle zu verſorgen, daß überhaupt 
mit der denkbar größten Sparſamkeit gewirtſchaftet 
werde. Immerhin kann man der Anſicht, die der 
Kaiſer in ſeiner bekannten Königsberger Rede am 
25. Auguſt 1910 geäußert hat, nur zuſtimmen, daß 
wir unſere Rüſtung lückenlos erhalten müſſen, 
wobei freilich der Begriff der Lückenloſigkeit richtig 
umgrenzt werden muß. Um ſo bedenklicher aber er— 
ſcheint es, daß der Kaiſer damals hinzufügte: „Denn 
nur auf unſerer Rüſtung beruht unſer 
Friede.“ Wollte man dieſen Satz verallgemeinern 
und auf alle Kulturſtaaten ausdehnen, dann käme 
man zu ſehr bedenklichen Konſequenzen. In dieſem 
Fall ſchwebten zunächſt einmal alle kleineren Staaten, 
die nicht in der Lage ſind, es mit den Großmächten 
aufzunehmen, in der Gefahr, von den größeren Staaten 
verſchluckt zu werden. Und doch erfreuen ſie ſich ihres 
Daſeins und proſperieren zum Teil ausgezeichnet. 
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Aber würde man ſelbſt einwenden, daß man Großes 
mit Kleinem nicht vergleichen dürfe, was bis zu einem 
gewiſſen Punkt ganz richtig iſt, dann wird man doch 
mit aller Entſchiedenheit hervorheben müſſen, daß es 
auch noch andere Sicherungen des Friedens gibt. Schon 
die Bündniſſe zwiſchen einzelnen Mächten, nicht zuletzt 
der Dreibund, laufen doch darauf hinaus, die 
militäriſche Macht der verbündeten Staaten zu be⸗ 
ſtimmten Zwecken zur Verfügung zu halten und ſo die 
Macht des Einzelnen zu verſtärken. Aber man würde 
überhaupt nicht weit in der Weltpolitik kommen, wenn 
man immer nur wie einſt Brennus das Schwert in 
die Wagſchale zu werfen hätte. Eine ſachgemäße aus⸗ 
wärtige Politik hat eben die Aufgabe, durch eine ge— 
ſchickte Benützung der Umſtände auch dort etwas zu 
erreichen, wohin unſere Waffen nicht reichen oder wo 
lie doch nur unter großen Schwierigkeiten zur An— 
wendung gelangen könnten. Es liegt im Lebensinter— 
eſſe jedes einzelnen Staates, auch des größten, die rohe 
Entſcheidung durch das Schwert ſo viel als irgend 
möglich auszuſchalten und an ihre Stelle die fried— 
liche und freundſchaftliche Verſtändigung zu ſetzen. 
Dieſe Tatſache drängt ſich natürlich ſo unmittelbar 
auf, daß ſie auch von der deutſchen Regierung nicht 
überſehen werden konnte, wie wir uns denn in dieſen 
zwanzig Jahren praktiſch als ein Hort des europäiſchen 
Friedens erwieſen haben. Auch haben wir von Ver— 
trägen und Verſtändigungskommiſſionen einen recht 
erfreulichen Gebrauch gemacht. Aber man wird trotz 
dem nicht leugnen können, daß unſere auswärtige 
Politik ſich nur zu häufig nicht von allerlei Rück— 
ſichten frei machen konnte, die viel mehr im dyn a ſt i— 
ſchen als im Volksintereſſe lagen. Ebenſo läßt ſich 
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nicht in Abrede ſtellen, daß wir, mehr als nötig war, 
mit dem Säbel geraſſelt haben. Gegenwärtig gibt es 
auf dem ganzen Gebiet der auswärtigen Politik keine 
wichtigere und dringendere Aufgabe, als mit Eng— 
land zu einer Verſtändigung über die 
Flottenrüſtungen zu gelangen. Daß dieſe 
Aufgabe nicht leicht ſei, mag ohne weiteres zugegeben 
werden; daß ſie unlösbar ſei, iſt ebenſo beſtimmt in 
Abrede zu ſtellen. Schwierigkeiten ſind dazu da, über⸗ 
wunden zu werden. 

Man wird auch nicht überſehen dürfen, daß die 
Kulturentwicklung doch immer entſchiedener auf eine 
Ausſchaltung des Krieges aus den politi— 
ſchen Kombinationen der Großmächte hinwirkt, weil 
nicht zu beſtreiten iſt, daß der Krieg, von ſeinen ſon— 
ſtigen unfreundlichen Wirkungen abgeſehen, ſich als 
eine unwirtſchaftliche Verſchwendung von Energien 
darſtellt. Deshalb muß zum mindeſten alles verſucht 
werden, was dazu beitragen kann, die Kriegsgefahr 
zu vermindern und die Friedensgarantien über die 
Rüſtungen hinaus zu verſtärken. Und auf dieſem Ge— 
biet könnte das deutſche Reich, ohne ſich und ſeiner 
Würde etwas zu vergeben, viel mehr tun, als es bisher 
auch nur verſucht hat. Gerade wer ſo ſtark iſt wie 
das deutſche Reich, braucht nicht zu befürchten, daß 
ihm als Schwäche ausgelegt wird, was in Wirklichkeit 
nur der Ausdruck des Friedenswillens iſt. 

Nicht auf die Ausmalung irgend einer Utopie kann 
es hier ankommen. Die Möglichkeiten der Zukunft 
ſind unerſchöpflich. Den Glauben, daß wir beſſe— 
ren Zeiten entgegengehen, von dem jedes geſunde 
und aufſtrebende Volk durchdrungen iſt, haben wir auch 
im Laufe der letzten zwanzig Jahre nicht verloren, ſo 
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trübe auch bisweilen die Gegenwart ſcheinen mochte. 
Aber wenn man ſich die Frage vorlegt, wie es mög— 
lich gemacht werden ſoll, die Rückſtändigkeiten unſerer 
wirtſchaftlichen und politiſchen Zuſtände zu überwin— 
den und beſſere Verhältniſſe zu ſchaffen, dann muß 
man zu der Erkenntnis gelangen, daß nur ein Zu- 
ſammenſchluß aller vorwärtsdrängenden Elemente des 
Volkes zur Verwirklichung einer beſſeren Zukunft, zur 
Vertiefung der Kultur, zur Befreiung des Volkes 
von bureaukratiſchem Druck und Klaſſenherrſchaft 
führen kann. Man mag noch ſo feſt an den Sieg des 
freiheitlichen Gedankens glauben, darüber wird man 
ſich nicht täuſchen können, daß der Liberalismus allein, 
auch wenn es möglich ſein ſollte, die verſchiedenen 
Richtungen, in die er ſich ſpaltet, zuſammenzubringen, 
mit der Reaktion in abſehbarer Zeit nicht fertig 
werden würde. Das Bürgertum für ſich hat genug 
damit zu tun, ſich einigermaßen ſeiner Haut zu 
wehren und ſeine ſpärlichen Rechte gegen die Unter— 
drückungsverſuche der Reaktion zu verteidigen. Will 
das Bürgertum die Kraft gewinnen, zum Angriff 
überzugehen, dann kann die Möglichkeit dafür nur 
durch eine Verſtändigung mit den arbei⸗ 
tenden Maſſen geſchaffen werden. Daß dieſe 
Kooperation mit den Arbeitern nicht undurchführbar 
iſt, das hat bereits die Geſchichte der dritten franzöſi⸗ 
ſchen Republik mehrfach gezeigt, wie denn die Nieder— 
werfung des Klerikalismus und des Feudalismus in 
Frankreich nur mit Hilfe der Sozialiſten erreicht worden 
iſt. Ebenſo aber zeigt die jüngſte engliſche Geſchichte, 
daß Liberale und Arbeiter ſich ſehr wohl taktiſch ver— 
ſtändigen können. Auch wenn unter den ſchwierigen 
deutſchen Verhältniſſen ein Wahlbündnis zwiſchen dem 
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entſchiedenen Liberalismus und der Sozialdemokratie 
nicht möglich iſt, ſo läßt ſich doch ſo viel erreichen, daß 
ſich beide Richtungen nicht gegenſeitig ſchädigen, wo 
es ſich um den Kampf gegen den gemeinſamen Feind 
handelt. Es muß zur ſelbſtverſtändlichen Überzeugung 
werden, daß der Feind rechts ſteht; und es muß 
ebenſo ſelbſtverſtändlich ſein, daß bei den notwendigen 
Stichwahlen, in denen es ſich um einen reaktionären 
Gegner handelt, Liberale und Sozialdemokraten ein— 
ander Wahlhilfe leiſten. Dieſe überzeugung ſtammt 
nicht erſt von heute und geſtern. Sie iſt gerade in den 
beſten liberalen Kreiſen immer lebendig geweſen. Und 
wenn auch Zeugniſſe dafür kaum nötig ſind, ſo ver— 
dient doch ein Appell des greiſen Theodor 
Mommſen, des großen Hiſtorikers, volle Beach— 
tung, den er in einem Augenblick höchſter politiſcher 
Verwirrung, als der Kampf um den neuen Zolltarif 
im Dezember 1902 unmittelbar vor der Entſcheidung 
ſtand, an das deutſche Volk erlaſſen hat. Dieſes Ver— 
mächtnis eines der größten Männer unſeres Volkes, 
eines wahrhaft freien Menſchen, lautete unter Aus— 
ſchaltung einiger mehr für die beſonderen Umſtände 
in Betracht kommenden Sätze ſo: 

„Dem ebenſo falſchen wie perfiden Köhler⸗ 
glauben muß ein Ende gemacht werden, daß die Nation 
ſich teile in Ordnungsparteien und in eine Um⸗ 

ſturzpartei, und daß es die erſte politiſche Pflicht der 
zu jenen ſich zählenden Staatsbürger ſei, die Millionen 


der Arbeiterpartei als peſt verdächtig zu meiden und 
als ſtaats feindlich zu bekämpfen. 


In der Tat gibt es im politiſchen Leben weder 
Ordnungs⸗ noch Umſturzparteien, oder, wie 
man es auch ausdrücken kann, jede Partei iſt eine 
Umſturzpartei. Was find die Ziele bei uns der 
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Liberalen, des Zentrums, der Junkergeſellſchaft, der Ar⸗ 
beiterpartei? Die Liberalen möchten das Reichsober⸗ 
haupt in den erſten Beamten des Staates umwandeln nach 
dem Muſter Englands und Nordamerikas. Für unſere 
Nation mit ihrem tiefen, anſcheinend unzerſtörbaren 
dynaſtiſchen Gefühl iſt das der Umſturz. Das Zentrum 
möchte die Rekatholiſierung Deutſchlands da aufnehmen, 
wo ſie im ſiebzehnten Jahrhundert abgebrochen ward, und 
unſeren Herrſcher umwandeln in den Statthalter des 
Statthalters Gottes auf Erden. Auch ein Umſturz. Die 
Junkerpartei ſtrebt nach dem formell geſicherten 
Alleinbeſitz der höheren Beamten- und Militärſtellungen 
und will den deutſchen Kaiſer herabdrücken zum Erſten 
unter ſeinesgleichen. Gewiß ebenfalls ein Umſturz. Die 
Sozialdemokraten beabſichtigen oder behaupten, zu 
beabſichtigen, daß die Volkswirtſchaft von der privaten 
Kapitalbildung abſehen, und daß jedem, ohne Unterſchied 
ſeiner Leiſtung, aus dem großen allgemeinen Topf das 
gleiche Quantum Suppe verabreicht werde. Das ſtürzt 
freilich auch alle beſtehenden Verhältniſſe um. 


In der Tat, hinſichtlich des Umſturzes haben ſämt⸗ 
liche Parteien ſich wenig vorzuwerfen. Sie verfolgen alle 
letzte Zwecke, deren Erreichung der Untergang der be= 
ſtehenden Ordnungen ſein würde. Davon iſt die Moral, 
daß kein politiſches Gemeinweſen die Parteien entbehren 
kann, aber auch keines des Gegenſatzes der Parteien, daß 
die eine durch die anderen beſchränkt, in Schach gehalten 
und an der Alleinherrſchaft gehindert werden muß. Oder, 
was dasſelbe iſt in anderer Form, alles Staats⸗ 
regiment beſteht in der Ausgleichung 
gegenſätzlicher Intereſſen, in der Herbei⸗ 
führung von Zuſtänden, wo die rivaliſierenden Richtungen 
ſich in leidlicher Weiſe ineinander ſchicken, während keine 
voll ihren Willen durchſetzt und alſo das Gemeinweſen 
balanciert. 

Für den gegenwärtigen ſchweren und gefährlichen 
Moment iſt nichts notwendiger als Ein verſtändnis 
derjenigen Liberalen, die noch berechtigt ſind, ſich 
alſo zu nennen, und der Arbeiterpartei. Dafür 
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wird freilich auf beiden Seiten Abkehr und Umkehr er⸗ 
fordert. | 


Die ernitlich freiſinnigen Mitglieder der ſogenannten 
Ordnungsparteien werden ſelbſtverſtändlich nicht aufhören, 
den von der Arbeiterpartei aufgeſtellten letzten Zielen ent⸗ 
gegenzutreten und die Beherrſchung der Parlamente durch 
eine Arbeitermajorität, wie ſie hier und da in Auſtralien 
einigermaßen realiſiert worden iſt, als gemeinſchädlich zu 
betrachten. Aber alles politiſche Zuſammengehen bezieht 
ſich nicht auf die letzten Ziele, ſondern auf die näch⸗ 
ften. Das natürliche und jetzt mehr als je gebotene Zu⸗ 
ſammengehen zwiſchen dem ehrlichen Freiſinn und den 
durch die Habſucht der Intereſſencliquen gedrückten und 
zum Teil erdrückten grollenden Arbeitermaſſen muß in 
die Tat umgeſetzt werden. Es darf nicht mehr 
geſchehen, daß der Freiſinnige dem un⸗ 
verſchämten oder verſchämten Reaktionär 
feine Stimme lieber gibt als dem Sozial⸗ 
demokraten. Wie es keinen beſſeren nationalen Kitt 
gibt als das auf dem Schlachtfeld gemeinſam vergoſſene 
Blut, ſo muß auch auf der politiſchen Wahlſtatt das Zu⸗ 
ſammengehen gegen den gemeinſchaftlichen 
Feind zu innerer Einigung führen.“ 


In dieſen Ausführungen iſt ſo klar und deutlich 
als möglich geſagt worden, nicht bloß was damals not 
tat, und was, gerade weil es nicht beachtet wurde, zum 
weiteren Niedergang des freiheitlichen Gedankens bei— 
getragen hat, ſondern was noch mehr für die heutige 
Zeit ausgeſprochen werden muß. Wie weit es möglich 
ſein wird, mit der Sozialdemokratie zuſammenzu— 
gehen, das iſt eine Frage für ſich. Es wäre grundver⸗ 
kehrt, wollte man den Verſuch machen, die ſehr ſtarken 
Unterſchiede, die zwiſchen der liberalen und der ſozia— 
liſtiſchen Weltanſchauung beſtehen, zu verwiſchen oder 
auch nur unbeachtet zu laſſen. Aber ſo gut es möglich 
geweſen iſt, daß ſich Liberale und Konſervative, frei- 
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lich zum Schaden des Liberalismus, zuſammenfinden 
konnten, ſo gut heute Konſervative und Zentrum nicht 
bloß bei den Wahlen, ſondern auch in der Geſetzgebung 
zuſammenhalten, jo gut iſt auch eine taktiſche Ver- 
ſtän digung zwiſchen dem Liberalis⸗ 
mus und der ſozialdemokratiſchen 
Partei wenigſtens für eine beſtimmte Zeit ſehr 
wohl möglich. Es gibt unter den heutigen Umſtänden 
keinen anderen Ausweg, wenn der Kampf gegen das 
Gottesgnadentum und den Abſolutismus, gegen Kleri⸗ 
kalismus, Junker und Agrarier erfolgreich geführt 
werden ſoll. Und nur in dieſer Richtung kann es ge— 
lingen, den Gedanken der bürgerlichen Freiheit, der 
ausgleichenden Gerechtigkeit, der Wohlfahrt und Ge— 
ſittung, der Kultur und des Friedens einen breiteren 
Raum im deutſchen Reiche zu gewinnen. 


Im gleichen Verlage erſchien: 


Nudolf Martin 
Unter dem Scheinwerfer 


Vierte Auflage 


Preis: Geheftet M. 4, — Gebunden M. 5, — 


Berliner Tageblatt. Der unermüdliche Regierungsrat Rudolf 
Martin hat abermals ein Buch erſcheinen laſſen, das den 
Titel „Unter dem Scheinwerfer“ führt und mancherlei 
fleißig zuſammengetragenes Material enthält. 


Tägliche Rundſchau. Von allerlei Leuten und Dingen, welche 
die Aufmerkſamkeit und Beachtung unſerer Zeit genießen 
und verdienen, bringt Rudolf Martin in ſeinem Buche 
„Unter dem Scheinwerfer“ in einer Reihe von Kapiteln 
allerhand Unterhaltendes und Wiſſenswertes. 


Magdeburger Generalanzeiger. Martin ſtellt in ſeinem neuen 
Buche bekannte Perſönlichkeiten, Diplomaten, Geldmenſchen, 
Induſtrielle, Luftſchiffer unter den Scheinwerfer und 
plaudert über ſie allerlei intereſſante Dinge aus. 


Breslauer Zeitung. Martin führt das Getriebe der hohen 
Politik auf Perſönlichkeitswerte zurück. Er ſchildert 
Kreiſe und einzelne Perſonen und deren Beziehung zu 
einander. Diesmal ſind die Betrachtungen Martins dem 
neuen Staatsſekretär von Kiderlen⸗Wächter, dem Staats⸗ 
miniſter Delbrück, den Geldmenſchen Rothſchild, Krupp, 
den ſchleſiſchen Magnaten, den reichen Berliner Familien 
gewidmet; das alles iſt amüſierlich zu leſen. 


Im gleichen Verlage erſchien: 


Rudolf Martin a 


Deutſche Machthaber 


Vierte Auflage 


Preis: Geheftet M. 6,— Gebunden M. 7,50 


Leipziger Tageblatt. Rudolf Martin, deſſen Diſziplinarprozeſſe 
zu den politiſchen Ereigniſſen gehören, hat ein dickes, 
neues, politiſches Buch von großer Aktualität erſcheinen 
laſſen. Seine rückhaltloſen Außerungen über Lebende 
oder erſt vor kurzem Verſtorbene haben außer dem rein 
ſachlichen ein ſo ſtarkes, perſönliches Intereſſe, daß das 
Echo den Autorenworten naturgemäß ſehr viel ſtärker 
antwortet, als dies ſonſt der Fall zu ſein pflegt. Für 
den Politiker iſt hier in der Tat eine ungeheure Menge 
wertvollen Materials fleißig zuſammengetragen worden. 
Das Buch bietet ganz außergewöhnlich viel des Inter— 
eſſanten, Inſtruktiven, des Wichtigen, ſo daß man es ge⸗ 
leſen haben muß. 


Figaro. Das Buch Martins macht Senſation. 


Tägliche Rundſchau. „Deutſche Machthaber“. Unter dieſem Titel 
hat Rudolf Martin ein faſt 600 Seiten ſtarkes Buch er⸗ 
ſcheinen laſſen, das viel Staub aufwirbelt und die politiſche 
Diskuſſion wohl längere Zeit beherrſchen wird. 


Daily News. Das Buch wirft ein neues Licht auf die Ereig⸗ 
niſſe der letzten Zeit, unterſtützt durch offene Nennung 
der Namen und Angabe von dokumentariſchen Beweiſen, 
und iſt bemerkenswert durch einen kühnen Angriff gegen 
den Fürſten Bülow. 
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